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* Dieses Dokument wurde von dem Team der Themenexperten des
Demonstrationsprogramms zusammengestellt; es basiert auf Analysen dieser
Experten sowie auf Beiträgen der Projektleiter, des Technischen Assistenten des
Demonstrationsprogramms und des Referats für die Programmverwaltung.
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Dieses Dokument stellt die Schlußfolgerungen vor, die bis jetzt aus den verschiedenen Komponenten
des Demonstrationsprogramms gezogen wurden. Bei diesen Komponenten handelt es sich um:

½ 35 Demonstrationsprojekte, die entlang der europäischen Küstenlinie verteilt sind; siehe
Lageplan in Anhang II des Dokuments: “Eine europäische Strategie für das integrierte
Küstenzonenmanagement (IKZM): Allgemeine Prinzipien und politische Optionen).

%HVFKUHLEXQJ�GHV
=XVWDQGV�GHU�8PZHOW

$QDO\VH�YRQ�8UVDFKH
XQG�:LUNXQJ

3ODQXQJ�

'LVNXVVLRQ�YRQ�2SWLRQHQ

.RRUGLQLHUXQJ�GHU�$NWHXUH

)ROJHDUEHLWHQ�

3ODQXQJ�GHU�8PVHW]XQJ
XQG�:HLWHUHQWZLFNOXQJ

9HUEUHLWXQJ�YRQ
.QRZ�KRZ

'LH�6FKULWWH�LQ�GHQ�'HPRQVWUDWLRQVSURMHNWHQ�±�HLQ�]\NOLVFKHU�3UR]H�

½ Interdisziplinäre thematische Studien, die vor allem auf der Analyse der
Demonstrationsprojekte basieren; ihr Ziel ist die Berücksichtigung folgender Bereiche:

• Gesetzgebung und behördliche Instrumente,
• Partizipation,
• Technologie,
• Sektorale und territoriale Kooperation,
• Rolle der EU-Politik und
• Information.

½ Forschungstätigkeiten, die im Rahmen des ELOISE-Programms und des GFS-
Arbeitsprogramms durchgeführt werden.

½ Formelle Sitzungen und Workshops der Projektleiter und der Gruppe der “nationalen
Experten” sowie informelles Brainstorming mit den Themenexperten und anderen
Programmteilnehmern.

Das Demonstrationsprogramm hat eine Fülle technischer Informationen über IKZM-Mechanismen
sowie Lösungen für in den Küstengebieten auftretende spezifische Probleme geliefert.  Da jedoch der
Zweck des vorliegenden Dokuments die Anregung einer Diskussion über eine mögliche Strategie für
die Förderung des IKZM in Europa ist, werden hier nur die Schlußfolgerungen mit politischen
Auswirkungen diskutiert, während die eher technischen Einzelheiten den Abschlußberichten der
thematischen Studien überlassen werden.  Außerdem konzentriert sich dieses Dokument auf die
interdisziplinären, nicht sektorbezogenen Probleme, die für die Palette der Interessenten an den
Küstengebieten von allgemeinem Interesse sind, obwohl einige besonders wichtige Probleme eher
sektoraler, geographischer oder technischer Art in Anhang I dieses Dokuments behandelt werden.
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8P�GLHVHV�'RNXPHQW�VR�NXU]�ZLH�P|JOLFK�]X�KDOWHQ��ZHUGHQ�9HUZHLVH�DXI�GLH�'HPRQVWUDWLRQV�
SURMHNWH�NXU]�JHKDOWHQ�� �'LH�:HEVHLWH�GHV�'HPRQVWUDWLRQVSURJUDPPV� �QXU� LQ�(QJOLVFK��XQWHU
KWWS���HXURSD�HX�LQW�FRPP�HQYLURQPHQW�LF]P�KRPH�KWP� HQWKlOW� ZHLWHUH� ,QIRUPDWLRQHQ� �EHU
MHGHV� 'HPRQVWUDWLRQVSURMHNW�� PLW� GHQ� 1DPHQ� GHU� .RQWDNWSHUVRQHQ� XQG� /LQNV� ]X� GHQ
:HEVHLWHQ� GHU� 3URMHNWH� �IDOOV� YHUI�JEDU��� 'LH� %HULFKWH� ]X� GHQ� VHFKV� WKHPDWLVFKHQ� 6WXGLHQ
ZHUGHQ� QDFK� LKUHU� )HUWLJVWHOOXQJ� HEHQIDOOV� DXI� GLHVHU� :HEVHLWH� EHUHLWJHVWHOOW�� � /HVHU� RKQH
=XJDQJ�]XP�:HE�N|QQHQ�3DSLHUNRSLHQ�GLHVHU�6HLWHQ�EHL�GHU�*'�;,�GHU�.RPPLVVLRQ�DQIRUGHUQ�

Während die thematischen Studien abgeschlossen sind oder sich ihrem Abschluß nähern, sind viele
der Demonstrations- und Forschungsprojekte noch längst nicht abgeschlossen.  Dies bedeutet, daß
viele der in diesem Dokument diskutierten Beispiele noch vorläufiger Art sind und daß sich viele der
Projekte im Laufe der nächsten beiden Jahre noch entwickeln werden.  Wir glauben jedoch
nichtsdestoweniger, daß die wichtigsten Schlußfolgerungen aus den Projekten ihre Gültigkeit behalten
werden.  Die Leser werden aufgefordert, den Inhalt auf der Grundlage ihrer eigenen Erfahrungen zu
befürworten oder zu widerlegen.
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Das IKZM wird nur durch intentionelle Einführung weite Verbreitung finden. In diesem Kapitel wird
untersucht, wie dieser Prozeß initiiert werden kann.

3UREOHP��:HU�VROOWH�GDV�,.=0�EHWUHLEHQ"

Es ist daran zu erinnern, daß mit “IKZM”, der gesamte Zyklus von Informationssammlung,
Politikentwicklung, Management, Umsetzung und Überwachung gemeint ist.  Wir haben auch
diskutiert, welche Bedeutung der Einsatz der partizipatorischen Planung für die Konsensbildung hat;
letztendlich spielt jeder einzelne im IKZM eine Rolle.    Da die Interessen so breit gestreut sind, könnte
der Ausgangspunkt einer Initiative bei einer Vielzahl von Quellen liegen, einschließlich von privaten
und nicht-institutionellen Akteuren.

In der Praxis arbeiten die Demonstrationsprojekte auf sämtlichen Verwaltungsebenen, und ihre Leitung
liegt bei Stellen, die über die gesamte Bandbreite dieser Ebenen verteilt sind, was die
unterschiedlichen räumlichen Größenordnungen widerspiegelt . Die Wahl der Größenordnung ist in
einigen Projekten sehr bewußt erfolgt.

Mehrere Demonstrationsprojekte haben das Ziel, die Ebene zu ermitteln, auf der die praktische
Entwicklung des IKZM unter ihren eigenen administrativen und lokalen Bedingungen am besten
erfolgen kann.  Es ist jedoch noch zu früh – und wird möglicherweise niemals möglich sein – zu
beurteilen, ob die Arbeit auf einer Ebene wirkungsvoller oder wirksamer ist als die Arbeit auf einer
anderen Ebene.  Die einzige allgemeine Schlußfolgerung, die gezogen werden kann, besteht darin,
daß GLH� JHZlKOWH� (EHQH� I�U� GLH� (UNHQQXQJ� XQG� %HKDQGOXQJ� GHU� *U|�HQRUGQXQJ� GHU
ZLFKWLJVWHQ�DQVWHKHQGHQ�3UREOHPH�JHHLJQHW�VHLQ�VROOWH�

:DV� VLFK� ZLHGHUKROW� JH]HLJW� KDW�� LVW� GLH� %HGHXWXQJ� GHU� 7DWVDFKH�� GD�� DOOH� (EHQHQ
HQWVSUHFKHQG� LKUHU� HLJHQHQ� /HLVWXQJVIlKLJNHLW� XQG� LKUHP� HLJHQHQ� =XVWlQGLJNHLWVEHUHLFK
EHWHLOLJW� ZHUGHQ�� � )DVW� DXVQDKPVORV� KDEHQ� GLH� 3URMHNWH� DXIJH]HLJW�� GD�� ORNDOH� ,.=0�
7lJLJNHLWHQ� QLFKW� ZLUNXQJVYROO� VLQG�� ZHQQ� DXI� K|KHUHQ� (EHQHQ� HLQ� SROLWLVFKHV� 9DNXXP
EHVWHKW�

,Q�1RUZHJHQ�ZHUGHQ�DXI
/DQGNUHLVHEHQH�$QVWUHQJXQ�
JHQ�XQWHUQRPPHQ��XP
3UREOHPH�DQ]XJHKHQ��GLH
ZlKUHQG�GHU�N�U]OLFK�DXI
ORNDOHU��NRPPXQDOHU��(EHQH
GXUFKJHI�KUWHQ�,.=0�
,QLWLDWLYH�DXIJHWUHWHQ�VLQG�±
LQVEHVRQGHUH�.RQIOLNWH
]ZLVFKHQ�GHU�)LVFKHUHL�
EHK|UGH�XQG�GHQ�DXI�ORNDOHU
(EHQH�HUVWHOOWHQ
.�VWHQVFKXW]SOlQHQ�

$P�:DWWHQPHHU�3URMHNW
VLQG�DOOH�DQ�GDV
:DWWHQPHHU�DQJUHQ]HQGHQ
/DQGNUHLVH�EHWHLOLJW��'DV
*UXQGSULQ]LS�KLQWHU�GLHVHU
(QWVFKHLGXQJ�ZDU��GD��GLH
3ODQXQJ�YRQ�,QLWLDWLYHQ�YRQ
GLHVHU�UHJLRQDOHQ�(EHQH
�/DQGNUHLVHEHQH��DXVJHKHQ
XQG�YRQ�LKUHU�$UW�KHU
SDUWL]LSDWRULVFK�VHLQ�VROOWH�
GD��DEHU�DXFK�HLQH
.RRUGLQLHUXQJ�]ZLVFKHQ
5HJLRQHQ�LP�JUHQ]�EHU�
VFKUHLWHQGHQ�.RQWH[W�GHV
:DWWHQPHHUV�XQG�GHU
'UHLSDUWHLHQ�:DWWHQPHHU�
NRQIHUHQ]�HUIRUGHUOLFK�ZDU�

'HU�/DQGNUHLV�6WRUVWU¡P
HUDUEHLWHW�HLQH�LQVJHVDPW
GHP�5HJLRQDOSODQ
XQWHUVWHKHQGH
.�VWHQSODQXQJ�DXI�ORNDOHU
(EHQH��2EZRKO�GHU
5HJLRQDOSODQ�GHWDLOOLHUW�LVW�
ZLUG�HU�QLFKW�I�U�JHHLJQHW
GDI�U�HUDFKWHW��GLH
.RPSOH[LWlW�GHU
.�VWHQSUREOHPDWLN�XQG�GLH
3U�IXQJ�GHU�1DFKKDOWLJNHLW
LQ�HLQHU�JHJHEHQHQ�ORNDOHQ
6LWXDWLRQ�]X�EHKDQGHOQ�RGHU
PLW�GHQ�%HGHQNHQ�GHU
gIIHQWOLFKNHLW�IHUWLJ�]X
ZHUGHQ��GD�
6FKXW]LQLWLDWLYHQ�LKUH
ZLUWVFKDIWOLFKHQ�7lWLJNHLWHQ
HLQVFKUlQNHQ�N|QQWHQ�

,P�3URMHNW�)LQQLVFKHU
0HHUEXVHQ�ZLUG�YRUJHVFKOD�
JHQ��GD��DXI�UHJLRQDOHU�XQG
ORNDOHU�(EHQH�HLQH�LQWHJULHUWH
3ODQXQJ�HUIROJHQ�VROOWH�

(LQ�YRQ�GHU�*'�;,,�ILQDQ]LHUWHV�XQG�YRQ�GHU�/
2(,/��8QLYHUVLWlW�3DULV�;,,��NRRUGLQLHUWHV�)RUVFKXQJV�
SURMHNW�]X��8PZHOWVFKXW]��6XEVLGLDULWlWVSULQ]LS�XQG�UDXPEH]RJHQHQ�3ROLWLNHQ���GDV���)DOOVWXGLHQ�LQ
)UDQNUHLFK��,WDOLHQ��6SDQLHQ�XQG�GHU�6FKZHL]�YHUZHQGHWH��]HLJWH��GD��GLH�9HUZDOWXQJVHEHQH��DXI�GHU
1DWXUVFKXW]SROLWLN�JHOHLWHW�XQG�XPJHVHW]W�ZLUG��I�U�LKUHQ�(UIROJ�QLFKW�NULWLVFK�LVW�±�VHKU�ZRKO�DEHU�GLH
$UW�GHU�%H]LHKXQJHQ�]ZLVFKHQ�GHQ�YHUVFKLHGHQHQ�9HUZDOWXQJVHEHQHQ���(V�ZXUGH�DXFK�IHVWJHVWHOOW�
GD��DOOH�9HUZDOWXQJVHEHQHQ�DQ�GHU�8PVHW]XQJ�HLQHU�HYHQWXHOOHQ�5DXPRUGQXQJVSROLWLN�EHWHLOLJW
ZHUGHQ�P�VVHQ�
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Auf höheren Ebenen getroffene Entscheidungen basieren häufig auf einer globalen Sicht, die den
Ausgleich regionaler Besonderheiten und die Schaffung von Wettbewerbsvorteilen berücksichtigen
kann.  Die Entscheidungsfindung in dezentralen Behörden ist häufig viel stärker verfahrensorientiert.
Zu den Vorteilen der Entscheidungsfindung auf niedrigeren Ebenen gehören jedoch die direkte
Kenntnis der Realität lokaler Bedingungen, eine Priorität für lokale Bedenken sowie die lokale
Verantwortlichkeit.

Die Fähigkeit von Verwaltungen auf lokaler Ebene, einen Beitrag zum IKZM zu leisten, kann aus
mehreren Gründen eingeschränkt sein:

½ Die Personalkapazität kann auf lokaler Ebene sehr begrenzt sein, nicht nur in bezug auf
technische Fertigkeiten, sondern auch in bezug auf die Verfügbarkeit aller Mitarbeiter.

 
 
 
 
 
 
½ Die Kommunalpolitik und der politische Wille können sich nachteilig auf IKZM-Initiativen

auswirken, insbesondere in Fällen, in denen es keine übergeordnete Behörde gibt, die die
Umsetzung überwacht.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
½ Kommunale Politiker und Verwaltungsbeamte können durch ihre eigenen wirtschaftlichen

Interessen oder durch Überlegungen in bezug auf Einnahmen für die Gemeinde in ihren
Entscheidungen beeinflußt werden.

 
 
 
 
 Eine zwischengeschaltete Ebene zwischen der nationalen und der lokalen Verwaltungsebene spielt
möglicherweise eine wichtige Rolle für die Entwicklung eines kohärenten Konzepts für das IKZM.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 9LHOH�3URMHNWH�KDEHQ�/HLWOLQLHQ�XQG�VWUDWHJLVFKH�0D�QDKPHQ�DXI�QDWLRQDOHU�(EHQH�YHUODQJW��XP
ORNDOH�,QLWLDWLYHQ�]X�HUOHLFKWHUQ��'LH�%HWHLOLJXQJ�K|KHUHU�(EHQHQ�LVW�HUIRUGHUOLFK��XP�DXV�HLQHU
EUHLWHUHQ� VWUDWHJLVFKHQ� 3HUVSHNWLYH� KHUDXV� EHUDWHQ� ]X� N|QQHQ�� WHFKQLVFKH� /HLWXQJ� ]X

'DV�3URMHNW�.HQW�VWHOOW�IHVW��GD��DXI�QLHGULJHUHQ�9HUZDOWXQJVHEHQHQ�GLH�SROLWLVFKH�6HQVLELOLWlW
VWHLJW���$XI�GHU�(EHQH�GHU�.RPPXQDOYHUZDOWXQJ�ZHUGHQ�HLQDQGHU�ZLGHUVSUHFKHQGH�$QVLFKWHQ�LQ
GHQ�%UHQQSXQNW�JHU�FNW��QLFKW�]XOHW]W�ZHJHQ�GHU�DXI�GHP�6SLHO�VWHKHQGHQ�:lKOHUVWLPPHQ���'DV
3DUDGR[RQ�OLHJW�GDULQ��GD��VHNWRU�EHUJUHLIHQGH�,QLWLDWLYHQ�]ZDU�GLH�ORNDOH�SROLWLVFKH�8QWHUVW�W]XQJ
HUULQJHQ�P�VVHQ��ZHQQ�VLH�HUIROJUHLFK�VHLQ�VROOHQ��GD��DEHU�GHU�VHNWRUDOH�'UXFN�DXI
.RPPXQDOSROLWLNHU�DXI�RSHUDWLRQHOOHU�(EHQH�DP�JU|�WHQ�LVW�

 'LH�ORNDOH�.DSD]LWlW
ZLUG�LQ�/HWWODQG�DOV
EHVRQGHUH
%HVFKUlQNXQJ
EHWUDFKWHW�

 'LH�.\NODGHQ�VLQG�HLQ�H[WUHPHV�%HLVSLHO�GDI�U��GD��%HK|UGHQ
DXI�NOHLQHUHQ�,QVHOQ�LQ�GHU�9HUZDOWXQJ�QXU�7HLO]HLWPLWDUEHLWHU
EHVFKlIWLJHQ��ZHQQ��EHUKDXSW��'DV�.\NODGHQ�3URMHNW�DUEHLWHW
DXI�MHGHU�,QVHO�PLW�JHZlKOWHQ�9HUWUHWHUQ��XP�GLH�.DSD]LWlW�]X
HUK|KHQ�

 'LH�SROLWLVFKHQ�$XVHLQDQGHUVHW]XQJHQ�LQ
1LHGHUVDFKVHQ�JHIlKUGHQ�GDV
:DWWHQPHHU�3URMHNW�

 'LH�%HGHXWXQJ�GHV�SROLWLVFKHQ�:LOOHQV�XQG
GHU�SROLWLVFKHQ�8QWHUVW�W]XQJ�ZLUG�LQ�/D
*LURQGH�EHWRQW�

 .RPPXQDOZDKOHQ�LQ�*ULHFKHQODQG�I�KUHQ�]X�HLQHU�bQGHUXQJ�GHU�.HUQJUXSSH�LQ�PHKUHUHQ
3URMHNWHQ�XQG�EHZLUNHQ�HLQH�$EOHQNXQJ�GHU�$XIPHUNVDPNHLW�I�U�XQG�HLQ�1DFKODVVHQ�GHU
%HP�KXQJHQ�XP�GLH�3URMHNWH��,Q�HLQLJHQ�GHU�3URMHNWH�ZXUGHQ�GLH�%LOGXQJ�HLQHV�EUHLWHUHQ
)RUXPV�XQG�VRJDU�EHZX�WVHLQVELOGHQGH�0D�QDKPHQ��]��%��0DJQLVLD��DEVLFKWOLFK
KLQDXVJH]|JHUW��ELV�GLH�QHXHQ�%HDPWHQ�LP�$PW�VLQG�

 'LH�.RPPXQDOEHK|UGHQ�LP�)LQQLVFKHQ�0HHUEXVHQ�VLQG�³WHQGHQ]LHOO�ZRKOJHVLQQW³�JHJHQ�
�EHU�GHQ�*UXQGEHVLW]HUQ�±�DQJHVLFKWV�GHU�]HQWUDOHQ�5ROOH�GHU�.RPPXQDOEHK|UGHQ�I�U�GLH
$XIVLFKW��EHU�GLH�(QWZLFNOXQJ�HLQGHXWLJ�HLQ�3UREOHP�

 ,P�3URMHNW�%DQWU\�%D\�ZLUG�IHVWJHVWHOOW��GD��GDV�3URMHNW�³GXUFK�GDV�)HKOHQ�HLQHU�ZLUNVDPHQ
UHJLRQDOHQ�9HUZDOWXQJVVWXIH�GDUDQ�JHKLQGHUW�ZLUG��GLH�VHNWRUDOHQ�3URJUDPPH�LQ�5DXPSODQXQJV�
]LHOH�XP]XVHW]HQ´�

 ,P�3URMHNW�'RUVHW�ZXUGH�GLH�*UDIVFKDIW�DOV�JHHLJQHWH�(EHQH�I�U�GLH�.RRUGLQLHUXQJ�GHU�,.=0�
,QLWLDWLYH�JHZlKOW��GD�GLH�9HUZDOWXQJVHLQKHLW�YLHOHU�QDWLRQDOHU�2UJDQLVDWLRQHQ�XQG�%HK|UGHQ
*UDIVFKDIW�LVW��GLH�GHU�UHJLRQDOHQ�RGHU�QDWLRQDOHQ�(EHQH�]XDUEHLWHW���'LHVH�(QWVFKHLGXQJ�EDVLHUWH
DXI�GHU�hEHU]HXJXQJ��GD��NOHLQHUH�(LQKHLWHQ�DOV�*UDIVFKDIWHQ�GD]X�I�KUHQ�N|QQWHQ��GD��SDURFKLDOH
$QVLFKWHQ��EHUUHSUlVHQWLHUW�VLQG��ZlKUHQG�JU|�HUH�(LQKHLWHQ�]X�PDQJHOQGHP�³(LJHQWXP´�DXI
ORNDOHU�(EHQH�I�KUHQ�Z�UGHQ�
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JHZlKUHQ��GLH�JHPHLQVDPH�1XW]XQJ�ORNDOHU�6FKOX�IROJHUXQJHQ�]X�HUOHLFKWHUQ�XQG�GLH�,QLWLDWLYH
]X�ELOOLJHQ��ZHQQ�QLFKW�VRJDU�]X�OHJLWLPLHUHQ��VRZLH�LKUH�1DFKDKPXQJ�]X�I|UGHUQ�
 
 
 
 
 
 
 
 3UREOHP��5ROOH�GHU�IHGHUI�KUHQGHQ�6WHOOH
 
 Eine Einzelperson oder eine Gruppe mit einem Verständnis der Prinzipien des IKZM und dem Elan,
den Prozeß voranzubringen, kann für eine IKZM-Initiative ein wichtiger Faktor sein.  Auch ein
Sekretariat ist normalerweise erforderlich, um die Logistik der Initiative zu koordinieren und die
erforderlichen Informationen zu organisieren.  Es können jedoch Probleme entstehen, wenn die
federführende Stelle nicht als unparteiisch betrachtet wird oder als Bedrohung für andere Teilnehmer
empfunden wird.
 
 Ein “neutraler” Akteur wie eine Universität kann möglicherweise in der Lage sein, eine IKZM-Initiative
durch unparteiische Leitung und durch Minderung von Konflikten zwischen Partnern zu fördern.  Wenn
eine Universität diese Rolle übernimmt, muß jedoch unbedingt gewährleistet sein, daß eine
angemessene Verbindung zu den Entscheidungsträgern besteht, so daß die Initiative schließlich in das
formelle Managementsystem integriert wird und nicht nur eine akademische Übung bleibt.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Ein anderes Konzept besteht darin, die Koordinierung einer Kommunalbehörde zu überlassen,
allerdings mit der Verpflichtung, daß das Projektsekretariat oder der Vorsitzende bei allen Problemen
neutral sein wird.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Einige Projekte haben darauf hingewiesen, daß die einfache Tatsache, daß das Projekt ein
erkennbares Zentrum für die Vertretung in Küstenfragen KDW, wahrscheinlich wichtiger ist als die Frage,
ZHU die Leitung innehat.
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 2EZRKO�LQ�GHQ�86$�GLH�8PVHW]XQJ�GHV�0DQDJHPHQWV�YRQ�.�VWHQJHELHWHQ�LQ�GLH
9HUDQWZRUWXQJ�HLQ]HOQHU�6WDDWHQ�IlOOW��LVW�GLH�8QWHUVW�W]XQJ�GXUFK�GLH�%XQGHVUHJLHUXQJ�YRQ
HLQHU�]XIULHGHQVWHOOHQGHQ�%HXUWHLOXQJ�GXUFK�GHQ�9HUDQWZRUWOLFKHQ�GHU�%XQGHVEHK|UGH
DEKlQJLJ�

 'DV�3URMHNW�6WU\PRQLNRV
ZLUG�GXUFK�GDV�)RUVFKXQJV�
LQVWLWXW�I�U�)LVFKHUHL�XQG�GDV
*ULHFKLVFKH�=HQWUXP�I�U
)HXFKWELRWRSH�XPJHVHW]W�
'LHVH�,QVWLWXWH�ELHWHQ�GHP
/HQNXQJVDXVVFKX���GHU�DXV
GHQ�I�U�GLH�.�VWHQUHJLRQ
]XVWlQGLJHQ�%HK|UGHQ
EHVWHKW��QHXWUDOH�%HUDWXQJ
XQG�,QIRUPDWLRQ�

 

 ,Q�5LD�GH�$YHLUR�VSLHOW�GHU�)DFKEHUHLFK
8PZHOW�XQG�3ODQXQJ�GHU�8QLYHUVLWlW�HLQH
lKQOLFKH�.RRUGLQLHUXQJV��XQG
,QIRUPDWLRQVUROOH��6HLQH�5ROOH�ZLUG�GXUFK
EHVWHKHQGH�9HUELQGXQJHQ�]X�YLHOHQ�GHU
DQGHUHQ�7HLOQHKPHU��GLH�HKHPDOLJH
6WXGHQWHQ�VLQG��JHI|UGHUW�

 'LH�8QLYHUVLWlW
GHU�bJlLV��)DFK�
EHUHLFK�8PZHOW�
IRUVFKXQJ�
I|UGHUW�GDV
3URMHNW
.\NODGHQ�

 'DV�3URMHNW�'RUVHW�ZLUG
YRQ�HLQHU�.RPPXQDO�
EHK|UGH�JHOHLWHW��GLH�HLQ
SURIHVVLRQHOOHV�6HNUHWDULDW
]XU�9HUI�JXQJ�VWHOOW���(V
ZXUGH�MHGRFK�HLQ
XQDEKlQJLJHU�9RUVLW]HQGHU
HUQDQQW�

 ,P�0�QGXQJVJHELHW
GHV�)RUWK�HUNOlUW
VLFK�GHU�.RRUGLQDWRU
DXVGU�FNOLFK�GD]X
EHUHLW��EHL
3UREOHPHQ�QLFKW
6WHOOXQJ�]X
EH]LHKHQ�

 'LH�3UlIHNWXU�YRQ�0DJQLVLD�JU�QGHWH
HLQH�/RNDOH�(QWZLFNOXQJVJHVHOOVFKDIW�
WHLOZHLVH�LQ�5HDNWLRQ�DXI�6FKZLHULJ�
NHLWHQ�YRQ�.RPPXQDOEHK|UGHQ�EHL�GHU
GLUHNWHQ�8PVHW]XQJ�YRQ�0D�QDKPHQ�
XQG�WHLOZHLVH�]XU�%HJU�QGXQJ�GHU�I�U
HLQ�LQWHJULHUWHV�.RQ]HSW�HUIRUGHUOLFKHQ
3DUWQHUVFKDIWHQ�

6RZRKO�.HQW�DOV�DXFK�GLH�&{WH�G¶2SDOH�KDEHQ�³2EVHUYDWRULHQ´�I�U�.�VWHQ��XQG�0HHUHVIUDJHQ�DOV
0LWWHOSXQNW�GHU�%HZX�WVHLQVELOGXQJ�LQ�EH]XJ�DXI�GLH�.�VWH�HLQJHULFKWHW��GLH�,QIRUPDWLRQHQ�XQG
%HUDWXQJ�I�U�(QWVFKHLGXQJVWUlJHU�ELHWHQ�XQG�DOV�.DWDO\VDWRUHQ�I�U�GLH�)|UGHUXQJ�GHV�,.=0
LQQHUKDOE�LKUHU�5HJLRQHQ�IXQJLHUHQ�

'LH�8QLYHUVLWlW�YRQ�/LWWRUDO�&{WH�G¶2SDOH�YHUOHLKW�GHP�3URMHNW
ZLVVHQVFKDIWOLFKH�*ODXEZ�UGLJNHLW��LQGHP�VLH�GHQ�3DUWQHUQ�GLH
*HZlKU�GDI�U�ELHWHW��GD��GLH�6WDQGSXQNWH�GHU�IHGHUI�KUHQGHQ
9HUZDOWXQJ�QLFKW�QXU�DXI�SROLWLVFKHQ�hEHUOHJXQJHQ�EHUXKHQ�
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 3UREOHP���([SOL]LWH�(UNOlUXQJ�]XP�$XIWUDJ�XQG�]XP�$UEHLWVEHUHLFK
 
 Jede IKZM-Initiative muß eine Erklärung zum Auftrag erarbeiten, die die Visionen der Zielgesellschaft
für die Zukunft widerspiegelt.  Diese Erklärung sollte allen Teilnehmern die Ziele der Initiative klar-
machen und als eine Erklärung zur Motivation dienen. Diese Erklärung sollte durch eine sorgfältige
Definition der spezifischen Probleme und Zielsetzungen ergänzt werden, die in bezug auf das Niveau
sowohl begrifflich als auch räumlich und zeitlich richtig ist.  Eine das rechtliche, kulturelle und soziale
Umfeld berücksichtigende SWOT-Analyse der Stärken, Schwächen, Gelegenheiten und Gefahren
kann in diesem Prozeß ein sinnvolles Instrument sein.  Die Ergebnisse werden zur Ermittlung des
geeigneten Konzepts für das IKZM für ein spezifisches Zielgebiet beitragen.
 
 
 3UREOHP���³6FKZHUSXQNW´�]XU�(LQOHLWXQJ�YRQ�0D�QDKPHQ
 
 Die Dynamiken der Küstengebiete wandeln sich.  Manche ressourcenintensiven Nutzungsweisen
werden ausgedehnt, und manche ökologisch oder sozial wünschenswerten Bodennutzungsweisen
werden eingeschränkt. Diese sich wandelnden Dynamiken könnten zu besonderen sektoralen
Problemen und Konflikten führen.
 
 Im Rahmen des IKZM können diese Probleme nicht isoliert behandelt werden; eine IKZM-Initiative
sollte viele Sektoren einbeziehen und viele Zielsetzungen verfolgen. IKZM-Initiativen werden jedoch
häufig in Reaktion auf spezifische Probleme initiiert, die wegen der sich wandelnden Küstendynamiken
entstehen.
 
 In Anhang I dieses Dokuments werden kurz einige der Probleme vorgestellt, die besonders häufig zu
einer Beteiligung am IKZM führen.  Zwar wird dieser Schwerpunkt möglicherweise im Mittelpunkt einer
IKZM-Initiative bleiben, aber in den meisten Fällen sind die Dynamiken der Küstengebiete so komplex,
daß es in der Folge sachdienlich ist, die Palette der berücksichtigten Probleme auszuweiten.
 
 
 3UREOHP��,.=0�,QLWLDWLYHQ�PLW�XQG�RKQH�JHVHW]OLFKH�*UXQGODJH
 
 Das IKZM kann entweder eine gesetzliche Grundlage haben, oder aus einer freiwilligen Initiative ohne
gesetzliche Grundlage entstehen.  Jede Art von IKZM-Initiative kann einen IKZM-Plan oder eine IKZM-
Strategie entwickeln, die ihrerseits wieder gesetzlich vorgeschrieben oder nicht gesetzlich
vorgeschrieben sein können. Diese Diskussion unterscheidet deshalb zwischen dem IKZM-Prozeß
selbst und den Instrumenten für die Umsetzung der politischen Empfehlungen, die aus dem Prozeß
resultieren. (Letztgenannte Instrumente werden in Kapitel vier behandelt.)
 
 Fast alle Projekte verwenden in ihrer Anfangsphase Konzepte ohne gesetzliche Grundlage. Die
Initiierung von Konzepten ohne gesetzliche Grundlage ist häufig einfacher, und sie haben sich als gute
Möglichkeit für die Ausdehnung der Beteiligung erwiesen.   Ihre Weiterführung wird jedoch
möglicherweise schwieriger sein, insbesondere, wenn anfängliche Finanzierungsquellen austrocknen
und sie keine politische “Legitimität” errungen zu haben scheinen.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Die Entscheidung zwischen verschiedenen Konzepten wird vermutlich von der Kultur und Tradition der
Teilnehmer abhängig sein, und jedes Konzept kann erfolgreich sein.  Letztendlich wird der Erfolg der
IKZM-Initiative von dem Engagement der Projektpartner abhängen.

 'DV�3URMHNW�DQ�GHU�&RWH�G¶2SDOH�OHLWHW�VHLQH�SROLWLVFKH�/HJLWLPLWlW�GDUDXV�KHU��GD��GLHVHV�*HELHW�
GDV�VHLW�������EHU�HLJHQH�VSH]LILVFKH�)LQDQ]PLWWHO�I�U�VHLQH�(QWZLFNOXQJ�YHUI�JW��LQ�HLQHP
PLQLVWHULHQ�EHUJUHLIHQGHQ�%HULFKW�GHU�IUDQ]|VLVFKHQ�5HJLHUXQJ�]XU�5DXPSODQXQJ�DOV�9HUVXFKV�
JHELHW�I�U�GLH�5DXPSODQXQJ�LQ�.�VWHQJHELHWHQ�YRUJHVFKODJHQ�ZXUGH��/HJLWLPLWlW�HUKlOW�GDV�3URMHNW
DXFK�GXUFK�GLH�%HWHLOLJXQJ�GHU�8QLYHUVLWlW�YRQ�/LWWRUDO�&{WH�G¶2SDOH�XQG�GXUFK�GDV�'(66�
3URJUDPP�LP�*HVHW]��EHU�.�VWHQJHELHWH�
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 ����'(5�,.=0�352=(66
 
 In diesem Abschnitt werden die Schlußfolgerungen und Erfahrungen aus dem Demonstrations-
programm im Hinblick auf die zentralen Komponenten des IKZM-Prozesses, nämlich Zusammenarbeit
(Kooperation und Beteiligung) und Information, vorgestellt.  Es ist jedoch anzumerken, daß diese
Komponenten nicht voneinander getrennt sind, sondern in engem Zusammenhang miteinander
stehen.
 
 
 
 
 
 

 �����3UREOHPH�LP�=XVDPPHQKDQJ�PLW�GHU�,QIRUPDWLRQ
 

 Gute, geprüfte und objektive Informationen bilden den Hintergrund für fundierte Entscheidungsfindung
und nachhaltiges Management. Sie sind die sachliche, neutrale Grundlage, auf der Meinungen gebildet
und Entscheidungen getroffen werden können.
 
 In den verschiedenen Phasen des IKZM-Prozesses sind verschiedene Arten von Informationen
erforderlich.
 
 In der Anfangsphase sind Informationen erforderlich, um das Interesse der Menschen zu wecken, ihr
Problembewußtsein zu entwickeln und sie von der Notwendigkeit der Durchführung einer IKZM-
Initiative und der Beteiligung an dieser Initiative zu überzeugen.  Derzeit verstehen die für die
Formulierung von Politiken verantwortlichen Personen oder die mit sektoralen Interessen wie
Infrastrukturentwicklung oder Küstenschutz befaßten Personen nicht immer den Wert der Einführung
eines stärker integrierten Konzepts für das Küstenmanagement.  Es sind Informationen über das
Funktionieren natürlicher und administrativer Systeme erforderlich, um diese Lücke zu schließen.
 
 In der Phase der Politikentwicklung und der Entscheidungsfindung ermöglichen Informationen die
Analyse von Problemen, helfen Informationen den Teilnehmern, die richtigen Fragen zu stellen, und
ermöglichen Informationen die Unterscheidung von echten und unechten Konflikten.  Zu den
erforderlichen Arten von Informationen gehören nicht nur Informationen über den Zustand und die
Zwänge, sondern auch die Transparenz der Tätigkeiten von Verwaltungen und gesetzgebenden
Körperschaften, als Grundlage für die Beurteilung von Optionen. In dieser Phase könnten zuverlässige
Indikatoren für die Triebkräfte und Zwänge, die sich auf die Küstenumwelt auswirken, von besonderem
Nutzen sein.  Informationen über Verhaltensmuster und Erwartungen von sozioökonomischen
Akteuren sind ebenfalls relevant.
 
 In der sich anschließenden Phase des Managements und der Überwachung liefern Informationen eine
solide Grundlage für die Umsetzung der Politik und die Beurteilung ihrer Wirksamkeit.  Zustands-
indikatoren könnten für diesen Zweck besonders nützlich sein, obwohl es bis heute keine allgemein
akzeptierten Indikatoren für die Küstengebiete gibt.  Auch an die Öffentlichkeit gerichtete Informationen
sind erforderlich, die die Zielsetzungen, die Umsetzungsmodalitäten und die Folgen politischer
Entscheidungen erklären.
 
 Aktuelle und genaue Katasterinformationen sind eine Grundvoraussetzung in allen Phasen des IKZM.
 
 Obwohl ein Bedarf an weiteren Informationen zur Unterstützung des IKZM besteht, insbesondere an
qualitativ hochwertigen Karten, kann viel durch bessere Nutzung der bereits vorhandenen
Informationen erreicht werden.  Die effektive Entwicklung und Umsetzung von Politik wird nicht
notwendigerweise durch einen Mangel an grundlegenden Daten behindert, sondern dadurch, daß
versäumt wird, die gewonnenen Informationen denjenigen vorzulegen, “die sie kennen müssen”.
 
 'DV� ,.=0� HUIRUGHUW� VDFKGLHQOLFKH�� ]XYHUOlVVLJH� XQG� DNWXHOOH� ,QIRUPDWLRQHQ� LQ� HLQHU� I�U� GLH
DQVWHKHQGH�$XIJDEH�JHHLJQHWHQ�)RUP�

 'LH�:HFKVHOEH]LHKXQJ�]ZLVFKHQ�,QIRUPDWLRQ�XQG�=XVDPPHQDUEHLW�

 ,QIRUPDWLRQ�XQWHUVW�W]W�GLH�LQIRUPLHUWH�.RRSHUDWLRQ�XQG�%HWHLOLJXQJ�
 .RRSHUDWLRQ�XQG�%HWHLOLJXQJ�VLQG�HLQ�0LWWHO�I�U�GLH�6DPPOXQJ�YRQ�,QIRUPDWLRQHQ�
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 $QJHVLFKWV�LKUHU�%HGHXWXQJ�VROOWH�GLH�,QIRUPDWLRQVNRPSRQHQWH�HLQHU�,.=0�,QLWLDWLYH�QLFKW�GHP
=XIDOO� �EHUODVVHQ�ZHUGHQ�� � )�U� GLH� 6DPPOXQJ�� 9HUDUEHLWXQJ� XQG� 9HUEUHLWXQJ� YRQ�'DWHQ� XQG
,QIRUPDWLRQHQ�LVW�HLQH�H[SOL]LWH�6WUDWHJLH�HUIRUGHUOLFK�
 
 Die Strategie sollte von einer Beurteilung des Informationsbedarfs ausgehen, die die Bedeutung der
richtigen Wissensgrundlage für die spezifische Situation widerspiegelt.  Sie sollte die hohen Kosten
berücksichtigen, die mit dem Erwerb, der Bearbeitung und der Verbreitung der Informationen
verbunden sind; diese Kosten sollten im Gesamtbudget der IKZM-Initiative aufgeschlüsselt werden.
 
 Diese Strategie sollte selbstverständlich auch alle eventuellen rechtlichen Anforderungen in bezug auf
den Zugang zu Informationen erfüllen, basierend auf Gesetzen bezüglich des Rechts auf Information,
gesetzlich vorgeschriebener Publizität und Zugang zu Ausschüssen und öffentlichen Anhörungen.
 
 
 3UREOHP��9HUVWlQGQLV�GHU�%HGHXWXQJ�YRQ�.RQWH[WLQIRUPDWLRQHQ
 
 Planer und Manager tendieren dazu, sich auf die speziell mit ihren eigenen Kompetenzen im
Zusammenhang stehenden Einzelheiten zu konzentrieren.  Sie werden sich möglicherweise darauf
konzentrieren, über einen begrenzten Bereich des gesamten Küstensystems den allerletzten
Informationsfetzen zu erhalten, dabei aber das größere Bild außer Acht lassen. Hafenbehörden
beispielsweise sind notorisch dem Kontext gegenüber blind.  Triebkräfte in anderen Teilen des
Küstensystems können jedoch einen überwältigenden Einfluß haben und sollten bei der Festlegung
von Managementmaßnahmen berücksichtigt werden.  Ungeachtet ihrer Größe oder Ausrichtung muß
eine IKZM-Initiative eine strategische Dimension haben.
 
 Kontextinformationen können durch Berichte über den “Zustand der Küste” (in geeigneter Größen-
ordnung) und durch kartographisches Material, das Verkehrsnetze, die Änderung des Meeresspiegels,
den Tidenhub usw. zeigt, geliefert werden.
 
 
 
 
 
 
 
 /DQJIULVWLJ� N|QQWH� HLQ� DOOJHPHLQHUHV� 9HUVWlQGQLV� GHU� %HGHXWXQJ� YRQ� .RQWH[WLQIRUPDWLRQHQ
GXUFK�GLH�$XIQDKPH�YRQ�0XOWLGLV]LSOLQDULWlW�XQG�6\VWHPVFKXOXQJ�LQ�GLH�VHNWRUDOHQ�/HKUSOlQH
JHI|UGHUW�ZHUGHQ�
 
 'LH�$XIQDKPH�YRQ�*HRJUDSKHQ�LQ�GLH�.HUQJUXSSH�HLQHU�,.=0�,QLWLDWLYH�N|QQWH�GLH�NXU]IULVWLJHQ
(UJHEQLVVH�YHUEHVVHUQ�
 
 
 3UREOHP��,GHQWLIL]LHUXQJ�YRQ�XQG�=XJDQJ�]X�YHUI�JEDUHQ�'DWHQ
 
 Die Datensammlung ist eine der ersten Aufgaben in einer IKZM-Initiative.  In dem Bemühen zu
gewährleisten, daß die erforderlichen Informationen verfügbar sind, machen sich jedoch zu viele
Projekte daran, DOOH verfügbaren Daten über das Zielgebiet zu sammeln. Dieser Ansatz der

 =ZHFNGLHQOLFKH�,QIRUPDWLRQHQ�
½ ZHUGHQ�LQ�HLQHU�I�U�GHQ�(QGQXW]HU��HLQVFKOLH�OLFK�YRQ�/DLHQ

XQG�*HQHUDOLVWHQ��YHUVWlQGOLFKHQ�)RUP�XQWHUEUHLWHW
½ VLQG�I�U�GDV�JHSODQWH�1LYHDX�GHU�3DUWL]LSDWLRQ�JHHLJQHW
½ VLQG�JODXEKDIW
½ VLQG�OHLFKW�]XJlQJOLFK�XQG�ZHUGHQ�UHJHOPl�LJ�DNWXDOLVLHUW
½ VLQG�LQWHJULHUW

 

 ,Q�$WKHQ�ZLUG�GLH�=XNXQIW�GHV�UHODWLY�VFKPDOHQ�.�VWHQVWUHLIHQV�YRUDXVVLFKWOLFK�VWDUN
GXUFK�GLH�9HUOHJXQJ�GHV�EHVWHKHQGHQ�)OXJKDIHQV�EHHLQIOX�W�ZHUGHQ��GHU�ELV�DXI
HLQHQ�.LORPHWHU�DQ�GLH�.�VWH�KHUDQUHLFKW���'DGXUFK�ZLUG�HLQ�VHKU�JUR�HV�N�VWHQ�
QDKHV�*UXQGVW�FN�IUHL��GDV�QRFK�PHKU�1XW]XQJVZHLVHQ�XQG�7lWLJNHLWHQ�LQ�GLH
EHUHLWV�LQWHQVLY�JHQXW]WH�.�VWHQUHJLRQ�]LHKHQ�ZLUG�
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“Information um der Information willen” sollte vermieden werden, da er oftmals eine Ressourcen-
verschwendung darstellt.  ,.=0�,QLWLDWLYHQ�P�VVHQ�SUREOHPRULHQWLHUW�VHLQ��QLFKW�GDWHQRULHQWLHUW�
 
 Es kann zwar zweckdienlich sein, vorab eine schnelle Prüfung vorzunehmen, um die Verfügbarkeit zu
ermitteln, aber eine Informationsstrategie sollte mit der Analyse der Frage beginnen, welche Daten und
Informationen für wen und für welchen Zweck erforderlich sind. Eine solche Prüfung wird auch
Hinweise auf das geeignete Format und die Auflösung der Daten geben, sowie auf das für die
anstehenden Managementaufgaben erforderliche Niveau an Genauigkeit und Ausführlichkeit.
 
 
 
 
 
 Erst nach dieser anfänglichen Prüfung ist der Beginn einer größeren Datensammlungsaktion kosten-
wirksam, und auch dann sollten die Kosten der Datensammlung nicht unterschätzt werden.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Die Datensammlung kann auf verschiedene Schwierigkeiten stoßen, wobei die grundlegendsten darin
bestehen, daß die erforderlichen Daten nicht verfügbar sind und erzeugt werden müssen.  Aber auch
wenn die Daten existieren, ist der Zugang zu ihnen möglicherweise schwierig. Zu den Gründen hierfür
gehören:

• Wahrnehmung von Datenlücken (wo eigentlich gar keine Lücken sind) wegen fehlender
Kenntnisse über vorhandene Daten.

• “Datenüberlastung” infolge zu enthusiastischer Bemühungen in bezug auf die Verbreitung von
Daten, wodurch Schwierigkeiten bei der Erkennung relevanter oder zuverlässiger Daten
entstehen.  Das Internet kann dieses Problem unabsichtlich verschärfen.

• Datenlizenzen, Beschränkungen aufgrund von Vertraulichkeit oder rechtlichen Vorschriften
können Daten unzugänglich oder ihren Erwerb aus urheberrechtlichen Gründen unerschwinglich
machen.

• Daten liegen nicht in leicht zugänglicher Form vor bzw. nicht in einer Form, die durch für die
Nutzer zugängliche Technologien verwendet wird.

 
 
 
 
 6WHOOHQ��GLH�'DWHQ�HU]HXJHQ�RGHU�YHUEUHLWHQ��N|QQHQ�GLH�=XJlQJOLFKNHLW�YRQ�'DWHQ�YHUEHVVHUQ
GXUFK�

½ Weite Verbreitung von Metadatenbeständen (oder Datenkatalogen), die den Inhalt ihrer
Datenbanken erläutern, einschließlich ihrer Aktualität und Aggregierungsstufe.

½ Online-Bereitstellung von Daten über Standard-Kommunikationsarchitekturen (mit oder ohne
eine zugehörige Nutzungsgebühr).

 'LH�3URMHNWH�'HYRQ�XQG�&RUQZDOO�XQWHUVXFKWHQ�]XHUVW�GLH�YHUI�JEDUHQ�,QIRUPDWLRQHQ�
HQWVFKLHGHQ�GDQQ��ZDV�I�U�LKUH�=ZHFNH�IHKOWH��XQG�PDFKWHQ�VLFK�GDUDQ��GLH
UHOHYDQWHQ�'DWHQ�]X�VDPPHOQ�

 'DV�3URMHNW�%XFKW�YRQ�%UHVW�PDFKWH�VLFK�LQ�HLQHP�IU�KHQ
6WDGLXP�GDUDQ��.HQQWQLVVH��EHU�YHUI�JEDUH�'DWHQ�LP
)OX�HLQ]XJVJHELHW�]XVDPPHQ]XWUDJHQ��'LHVH�³%HVWDQGV�
DXIQDKPH´�OLHIHUWH�HLQH�XPIDVVHQGH�%HVFKUHLEXQJ�GHU
5HJLRQ�XQG�LKUHU�8PZHOW�VRZLH�HLQH�$QDO\VH�GHU�]X
EHKDQGHOQGHQ�3UREOHPH��'LHVH�$UEHLW�ZXUGH�XQWHU
+LQ]X]LHKXQJ�LQWHUQDWLRQDOHU�6DFKYHUVWlQGLJHU�XQG�ORNDOHU
$NDGHPLNHU�ZLVVHQVFKDIWOLFK�JHSU�IW��'HU�VSlWHUH�(LQVDW]
FRPSXWHUJHVW�W]WHU�7HFKQRORJLH�KDW�GLH�$VVLPLODWLRQ�GHU
,QIRUPDWLRQHQ�HUOHLFKWHUW�XQG�ZLUG�DXFK�EHL�LKUHU�ZHLWHQ
9HUEUHLWXQJ�DQ�GLH�%HWURIIHQHQ��HLQVFKOLH�OLFK�YRQ�3ROLWLNHUQ�
$QZHQGXQJ�ILQGHQ��'HU�JHVDPWH�3UR]H��ZDU�VHKU�HIIHNWLY�
-HGRFK�ZDUHQ�LP�9HUJOHLFK�]X�DQGHUHQ�3URMHNWHQ�GLH
)LQDQ]LQYHVWLWLRQHQ�XQG�GLH�$Q]DKO�GHU�DQ�GHP�3UR]H�
EHWHLOLJWHQ�(LQ]HOSHUVRQHQ�KRFK�

,Q�lKQOLFKHU�:HLVH�NRQ]HQWULHUWH
VLFK�GLH�,VOH�RI�:LJKW�LQ�GHU
$QIDQJVSKDVH�DXI�HLQHQ�%HULFKW
�EHU�GHQ�=XVWDQG�GHU�8PZHOW�
GHU�GLH�HLQJHKHQGH�.RQVXOWDWLRQ
PLW�YLHOHQ�2UJDQLVDWLRQHQ
XPID�WH�

,Q�'RUVHW�GDJHJHQ�ZDUHQ�HLQLJH
PXOWLGLV]LSOLQlUH�)DFKJUXSSHQ�I�U
GDV�=XVDPPHQWUDJHQ�YRQ
,QIRUPDWLRQHQ��GLH�'HILQLWLRQ�YRQ
3UREOHPHQ�XQG�GLH�9HUEUHLWXQJ
YRQ�.RQVXOWDWLRQVGRNXPHQWHQ
YHUDQWZRUWOLFK�

'DV�3URMHNW�7DUDQWR�VWHKW�YRU�GHP�3UREOHP�LQNRPSDWLEOHU�'DWHQV\VWHPH�
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 'HU�3DUWL]LSDWLRQVSUR]H��NDQQ�GD]X�HLQJHVHW]W�ZHUGHQ��GLH�JHPHLQVDPH�1XW]XQJ�YRUKDQGHQHU
'DWHQ��GLH�VLFK�LP�%HVLW]�YRQ�%HWURIIHQHQ�EHILQGHQ��]X�I|UGHUQ�
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 'LH� 9HUZDOWXQJ� �HLQVFKOLH�OLFK� GHU� (8$� DXI� HXURSlLVFKHU� (EHQH�� KDW� LP� %HUHLFK� GHU
9HUEHVVHUXQJ�GHU�=XJlQJOLFKNHLW�HLQH�5ROOH�]X�VSLHOHQ�GXUFK�

½ das Bemühen, finanzielle und rechtliche Barrieren für den Datenaustausch zu beseitigen

½ die Festlegung von Standards für Metadaten, für die eigentlichen Daten und für vereinbarte
Protokolle für Formate für den Daten- und Informationsaustausch. Laufende Initiativen in
diesem Bereich müssen koordiniert werden.

½ die Bereitstellung von Informationen über die Verfügbarkeit von Daten

½ Die Untersuchung der Bedingungen für den Zugang zu öffentlich finanzierten Daten, um
sicherzustellen, daß öffentliche Investitionen in ihre Erzeugung größtmöglichen Nutzen in
bezug auf ihre weitverbreitete Verwendung bringen.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 3UREOHP��*HZLQQXQJ�]ZHFNGLHQOLFKHU�'DWHQ
 
 Auf täglicher Basis werden von Ministerien, Wetterämtern, Forschungsinstituten, Verkehrsbehörden
und NRO mit Hilfe von herkömmlicher Vermessung und Kartierung, Kompilation von Statistiken,
Beobachtungen vor Ort, automatischen Meßmethoden, Forschungsschiffen und Satelliten große
Mengen von Daten über die Küstengebiete erzeugt. Neue Technologien und Methodologien führen zu
kontinuierlicherer und umfassenderer Datensammlung; auch die Möglichkeiten zur Sammlung
ereignisbezogener Informationen nehmen zu.
 
 Nichtsdestotrotz stellen IKZM-Initiativen häufig fest, daß die Daten, die sie benötigen, nicht existieren.
Da die vorhandenen Daten nicht unter Berücksichtigung der Erfordernisse der Nutzer erzeugt wurden,
entsprechen sie in bezug auf Maßstab, Umfang, Format, thematische Abdeckung oder Aktualität nicht
notwendigerweise den Wünschen.  Oder es scheinen zwar einzelne Datenbestände möglicherweise
den Erfordernissen der Nutzer zu entsprechen, sind aber tatsächlich unbrauchbar, weil sie nicht zum

 'DV�12$$�2FHDQ�'DWD�&HQWUH�GLHQW
DOV�$UFKLY�I�U�HLQH�XPIDVVHQGH
6DPPOXQJ�YRQ�6DWHOOLWHQELOGHUQ�XQG
DEJHOHLWHWHQ�%LOGSURGXNWHQ�VRZLH�I�U
]XJHK|ULJH�8PZHOWGDWHQ��'LHVH
'DWHLHQ�N|QQHQ��EHU�GDV�,QWHUQHW
DXIJHUXIHQ��KHUXQWHUJHODGHQ�XQG�PLW
HLQHU�9LHO]DKO�YRQ�6WDQGDUG�6RIWZDUH�
SDNHWHQ�DQJH]HLJW�ZHUGHQ�

 'DV�'(6,0$�3URMHNW��GDV�LQ�GHU�*HPHLQVDPHQ
)RUVFKXQJVVWHOOH�OlXIW��HQWZLFNHOW�6RIWZDUH�I�U�GHQ
QDKWORVHQ�2QOLQH�=XJULII�DXI�'DWHQ�XQG�0RGHOOH�
'HU�9RUWHLO�ZlUH�HLQ�VFKQHOOHU�=XJULII��RKQH�GD��GHU
1XW]HU�JUR�H�'DWHQEDQNHQ�RGHU�6\VWHPH
VSHLFKHUQ�RGHU�YHUZDOWHQ�PX����'DV�3URMHNW�PX�
QRFK�/|VXQJHQ�I�U�)UDJHQ�GHV�JHLVWLJHQ
(LJHQWXPVUHFKWV�XQG�I�U�GHQ�$EJOHLFK�YRQ�1XW]HUQ
PLW�'DWHQEDQNHQ�XQG�0RGHOOHQ�ILQGHQ�

 ,P�3URMHNW�.\NODGHQ�ZXUGH�HLQH�.DUWLHUXQJ�GHU�*HPHLQGHQ�YRUJHQRPPHQ��EHL�GHU�GLH
,QVHOEHZRKQHU�LKUH�ORNDOHQ�.HQQWQLVVH�LQ�GLH�'HILQLWLRQ�YRQ�5HVVRXUFHQ�GHU�,QVHOQ�XQG
YRQ�6FKO�VVHOSUREOHPHQ�HLQEUDFKWHQ�

 'DV�=HQWUXP�I�U�(UGEHREDFKWXQJ��&(2���&HQWHU�IRU�(DUWK�2EVHUYDWLRQ���LVW�HLQ�YRQ�GHU
*HPHLQVFKDIW�ILQDQ]LHUWHV�3URMHNW��GDV�JU|�WHQWHLOV�DXI�GHP�,QWHUQHW�EDVLHUW�XQG�GDV�=LHO�KDW��HLQHQ
%HLWUDJ�]X�HLQHP�HXURSlLVFKHQ�6\VWHP�I�U�(UGEHREDFKWXQJ�]X�OHLVWHQ��LQGHP�QXW]HURULHQWLHUWH
'LHQVWOHLVWXQJHQ�JHI|UGHUW�ZHUGHQ��'LHVH�ZHUGHQ�VLFK�EHVWHKHQGH�,QVWLWXWLRQHQ��YRUKDQGHQH�RGHU
JHSODQWH�1HW]H�XQG�3URMHNWH�]XQXW]H�PDFKHQ��'HU�(XURSHDQ�:LGH�6HUYLFH�([FKDQJH��(:6(��LVW�HLQ
YRP�&(2�RUJDQLVLHUWHU�2QOLQH�,QIRUPDWLRQVGLHQVW�I�U�GLH�(UGEHREDFKWXQJVJHPHLQVFKDIW��6HLQ�=LHO�LVW
HV��QHXHQ�XQG�EHVWHKHQGHQ�1XW]HUQ�EHLP�)LQGHQ�YRQ�'DWHQ�XQG�'LHQVWHQ�]X�KHOIHQ�XQG�$QELHWHUQ
YRQ�'LHQVWHQ�XQG�'DWHQ�GDV�)LQGHQ�YRQ�1XW]HUQ�]X�HUP|JOLFKHQ��$XI�GLHVH�:HLVH�KRIIW�GHU�(:6(
]X�H[SDQGLHUHQ�XQG�GLH�$QZHQGXQJ�GHU�YRQ�6DWHOOLWHQ�JHVDPPHOWHQ�'DWHQI�OOH�]X�I|UGHUQ�

 'HYRQ�XQG�&RUQZDOO�KDEHQ�)RUHQ�]XU�(UIRUVFKXQJ�GHU�N�VWHQQDKHQ�8PZHOW�JHJU�QGHW�
LQ�GHQHQ�)RUVFKHU�XQG�0DQDJHU�DXV�DOOHQ�6HNWRUHQ�]XVDPPHQNRPPHQ��LKU�:LVVHQ
WHLOHQ�XQG�HLQH�=XVDPPHQDUEHLW�HQWZLFNHOQ�N|QQHQ�
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Zweck der Gewinnung integrierter Informationen kombiniert werden können (siehe nächstes Problem).
All dies sind Symptome der zwischen den Nutzern und den Lieferanten von Daten bestehenden Kluft.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 In der Praxis erfolgt die Datensammlung zum großen Teil für begrenzte, projektorientierte Zwecke,
ohne oder mit nur geringer Berücksichtigung des potentiellen künftigen Wertes der Daten für andere
Nutzer.  Dies führt tendenziell zur Verschwendung von Ressourcen in bezug auf die doppelte
Sammlung ähnlicher Datenbestände.  Die langfristige Inkohärenz zwischen den in einem Gebiet
angewandten Methodologien macht auch die Feststellung von Trends schwierig.
 
 Besondere Aufmerksamkeit sollte auch den Stichprobenplänen in Überwachungsprogrammen
gewidmet werden, um zu gewährleisten, daß geeignete Daten gesammelt werden.
 
 
 
 
 
 
 
 
 'DWHQOLHIHUDQWHQ� �LQVEHVRQGHUH� GLHMHQLJHQ�� EHL� GHQHQ� GLH� 'DWHQVDPPOXQJ� DXV� |IIHQWOLFKHQ
0LWWHOQ� XQWHUVW�W]W� ZLUG�� VROOWHQ� GHU� (UPLWWOXQJ� GHU� $UW� GHU� SRWHQWLHOOHQ� 1XW]HU� PHKU
$XIPHUNVDPNHLW�ZLGPHQ�� �Dies kann nur a priori, durch einen Dialog mit den potentiellen Nutzern,
geschehen, die ihrerseits durch die Artikulierung ihrer Erfordernisse eine aktive Rolle übernehmen
müssen; lokale Gemeinschaften und Betroffene beispielsweise können eine Rolle bei der Festlegung
von Indikatoren und bei der Planung von Erhebungen spielen, damit diese die ihren Erfordernissen
entsprechenden Informationen liefern.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 (V�EHVWHKW�DXFK�GLH�1RWZHQGLJNHLW� HLQHU� NRQ]HUWLHUWHQ�$QVWUHQJXQJ�DXI� HXURSlLVFKHU�(EHQH�
XP� GHQ� ,QIRUPDWLRQVEHGDUI� ]X� LGHQWLIL]LHUHQ� XQG� 6WDQGDUGV� HLQ]XI�KUHQ�� GDPLW� GLH
$QZHQGEDUNHLW� LQGLYLGXHOOHU� %HP�KXQJHQ� RSWLPLHUW� ZLUG�� � Zwar ist es nicht vorstellbar, daß
kurzfristig ein System eingeführt werden kann, das die Gewinnung umfassender Daten vorsieht, um
den Erfordernissen aller Nutzer zu entsprechen, aber die potentielle Anwendung bestehender
Bemühungen könnte maximiert werden, indem folgendes definiert wird:
 

• Schlüsselvariablen (physische, sozioökonomische und politische), die häufig in den
Küstengebieten erforderlich sind, sowie Standarddefinitionen für ihre Messung

• Eine Reihe von Vergleichsmaßstäben oder -auflösungen für die Datensammlung
• Standardisierte Überwachungsmethodologien und Probenahmestrategien
• Standardisierte Datenformate (oder Datenaustauschformate)
• Standards für die Qualitätskontrolle und die Dokumentation der (zeitlichen, räumlichen,

thematischen) Anwendbarkeit von Daten an der Quelle

 =ZHFNGLHQOLFKH�'DWHQ�

½ KDEHQ�HLQHQ�JHHLJQHWHQ�0D�VWDE
½ VLQG�I�U�GHQ�JHVDPWHQ�8PIDQJ�GHV

�3URMHNWJHELHWV��YHUJOHLFKEDU
½ VLQG�LQWHJULHUEDU
½ VLQG�]XYHUOlVVLJ
½ VLQG�DNWXHOO
½ VLQG�LQ�=HLWUHLKHQ�YHUI�JEDU

 'LH�(UJHEQLVVH�GHV�3URJUDPPV�/2,6��ODQG�RFHDQ�LQWHUDFWLRQ�VWXG\���6WXGLHQ
�EHU�/DQG�0HHU�,QWHUDNWLRQHQ��ODVVHQ�GDUDXI�VFKOLH�HQ��GD��FD�������GHU
9HUlQGHUXQJHQ�GHU�1lKUVWRIIPHQJHQ�LQ�QXU�����GHU�=HLW�HUIROJHQ��G��K�
³%HODVWXQJVVSLW]HQ´�VLQG�EHL�GHU�1lKUVWRII]XIXKU�LQ�GDV�0HHU�YRQ�JUR�HU
%HGHXWXQJ��(LQHP�XQ]ZHFNPl�LJ�DXVJHOHJWHQ�hEHUZDFKXQJVSURJUDPP
N|QQWHQ�GHUDUWLJH�(UHLJQLVVH�HQWJHKHQ�

 /2,6�LVW�HLQ���-DKUHV�3URMHNW�������±��������GDV�GXUFK�GHQ�1DWXUDO�(QYLURQPHQW�5HVHDUFK
&RXQFLO�GHV�9HUHLQLJWHQ�.|QLJUHLFKV�ILQDQ]LHUW�ZLUG�XQG�DQ�GHP�����:LVVHQVFKDIWOHU�YRQ
���,QVWLWXWHQ�XQG����8QLYHUVLWlWHQ�EHWHLOLJW�VLQG��(V�KDW�HLQH�XQHUPH�OLFKH�0HQJH�'DWHQ
JHVDPPHOW��'DV�3URMHNW�HUIRUGHUW�GLH�9HUEUHLWXQJ�GHU�3URMHNWHUJHEQLVVH��ZDV�DOV�9HUEUHLWXQJ
GHU�)HOGGDWHQ�DXI�VHFKV�&'�520V�LQWHUSUHWLHUW�ZXUGH��6SlW�LQ�GHP�3UR]H��ZXUGH�HLQH
6WXGLH�LQLWLLHUW��XP�GLH�0HWKRGHQ�GHU�9HUEUHLWXQJ�]X��EHUSU�IHQ�±�DOOHUGLQJV�]X�VSlW��XP
HLQHQ�(LQIOX��GDUDXI�DXV�EHQ�]X�N|QQHQ��ZHOFKH�'DWHQ�JHVDPPHOW�ZHUGHQ��(LQH�IU�KHUH
.RQVXOWDWLRQ�PLW�1XW]HUQ�KlWWH�P|JOLFKHUZHLVH�GLH�.RQ]HQWUDWLRQ�DXI�'DWHQ�QDKHJHOHJW��GLH
YRQ�LKUHP�0D�VWDE�KHU�XQPLWWHOEDUHU�DXI�ORNDOH�,.=0�,QLWLDWLYHQ�DQZHQGEDU�VLQG�
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• Leitlinien dafür, wie bestehende Tätigkeiten im Bereich der Datenerzeugung in ein
koordiniertes europäisches Netzwerk eingegliedert werden könnten und wie
Informationen über dieses Netzwerk zu den Nutzern verbreitet werden sollten.

 
 Die Finanzierung aller den Datenerzeugern im Rahmen der Umsetzung derartiger Leitlinien möglicher-
weise entstehenden Kosten muß gewährleistet werden.
 
 'LH�(XURSlLVFKH�8PZHOWDJHQWXU�XQG� LKU�)DFK]HQWUXP� I�U�0HHUHV��XQG�.�VWHQXPZHOW VSLHOHQ
HLQH� 6FKO�VVHOUROOH� I�U� GLH� (QWZLFNOXQJ� XQG� 8PVHW]XQJ� HLQHU� GHUDUWLJHQ� NRRUGLQLHUWHQ
'DWHQHU]HXJXQJVVWUDWHJLH��'LH�(8$�XQG�GLH�*)6�VSLHOHQ�DXFK�GLUHNWH�5ROOHQ�I�U�GLH�*HZLQQXQJ
YRQ� 'DWHQEHVWlQGHQ� DXI� PHVRUHJLRQDOHU� XQG� HXURSlLVFKHU� (EHQH�� � Einige dieser Probleme
werden eingehender in dem Abschlußbericht des Themenexperten für “Information” behandelt.
 

 
 
 
 
 
 
 
 3UREOHP��8PZDQGOXQJ�YRQ�'DWHQ�LQ�,QIRUPDWLRQHQ
 
 Planer, Entscheidungsträger und die breite Öffentlichkeit wünschen im allgemeinen keine Rohdaten
oder wissen nicht, was sie mit diesen anfangen sollen. Es sind Informationen, die die Prozesse der
Planung und des Managements nähren; aus Rohdaten werden erst zweckdienliche Informationen,
wenn sie analysiert und in einen Kontext gebracht werden.  Dieser Prozeß der Umwandlung von
Rohdaten in zweckdienliche Informationen ist oftmals komplex und erfordert Kenntnisse über
Datenverarbeitung und statistische Techniken sowie thematisches Fachwissen.  Er muß von den
Erzeugern der Daten und/oder von spezialisierten Mitgliedern einer IKZM-Initiative durchgeführt
werden.
 
 
 
 
 
 
 Zweckdienliche Informationen können nur aus geeigneten Datenbeständen erzeugt werden.  Aus zu
stark aggregierten Daten, aus Daten, die wegen der Inkompatibilität der Datenquellen nicht gemischt
werden können, sowie aus verspäteten und/oder unzuverlässigen Daten können keine
zweckdienlichen Informationen erzeugt werden.  Folglich sind die Produzenten von Informationen von
der Arbeit der Erzeuger von Daten abhängig.
 
 Ausgehend von geeigneten Daten umfaßt die Gewinnung zweckdienlicher Informationen die folgenden
Schritte:

 
• Anwendung von Analyse- oder Transformationstechniken, unter Einsatz geeigneter

Aggregierung (zu den häufig begangenen Fehlern gehört das Mischen von Daten, die in
stark unterschiedlichen Maßstäben gesammelt wurden, sowie der Einsatz ungeeigneter
statistischer Techniken);

• Darstellung der Informationen in einem brauchbaren Format oder in verständlicher Weise;
und

• sicherstellen, daß die Informationen allgemeine Akzeptanz erfahren.
 
 
 
 
 
 

 'LH�YRUJHVFKODJHQH�(LQI�KUXQJ�GHV�*OREDO�2FHDQ�2EVHUYLQJ�6\VWHP��*226��LVW�HLQH
ZLFKWLJH�0|JOLFKNHLW�]XU�6FKDIIXQJ�HLQHU�'DFKRUJDQLVDWLRQ�I�U�GLH�(LQI�KUXQJ�XQG�.RRUGLQDWLRQ
HLQHU�ODQJIULVWLJHQ�hEHUZDFKXQJ�DQ�GHU�6HHVHLWH�GHU�.�VWHQJHELHWH���'HU]HLW�LVW�GLHV�MHGRFK
QRFK�HLQH�VHKU�VWDUN�IRUVFKXQJVRULHQWLHUWH�,QLWLDWLYH��GLH�HQJHUH�%H]LHKXQJHQ�]X�SRWHQWLHOOHQ
1XW]HUQ�HQWZLFNHOQ�PX����%LVKHU�KDW�VLH�DXFK�GLH�9HUNQ�SIXQJ�PLW�WHUUHVWULVFKHQ
hEHUZDFKXQJVV\VWHPHQ�QRFK�QLFKW�LQ�DQJHPHVVHQHU�:HLVH�EHKDQGHOW�

 (U]HXJXQJ�]ZHFNGLHQOLFKHU�,QIRUPDWLRQHQ�DXV�6DWHOOLWHQGDWHQ���'DV�*)6�3URMHNW�/$&2$67
KDW�DXI�GHU�*UXQGODJH�YRQ�]ZHL�PLW�+LOIH�YRQ�)HUQHUNXQGXQJ�DXIJHQRPPHQHQ
%LOGGDWHQEHVWlQGHQ�.DUWHQ�XQG�6WDWLVWLNHQ�GHV�:DQGHOV�GHU�%RGHQQXW]XQJ�LQ�HXURSlLVFKHQ
.�VWHQJHELHWHQ�ZlKUHQG�GHU�YHUJDQJHQHQ����-DKUH�HU]HXJW�

'LH�,QIRUPDWLRQHQ�HLQHP�|IIHQWOLFKHQ�9DOLGDWLRQVSUR]H��]X�XQWHU]LHKHQ��ZLH�LP�3URMHNW
%XFKW�YRQ�%UHVW�JHVFKHKHQ��NDQQ�GD]X�EHLWUDJHQ��GLH�DOOJHPHLQH�$N]HSWDQ]�LKUHU
*ODXEZ�UGLJNHLW�VLFKHU]XVWHOOHQ�
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 Informationen können wegen eines unvollständigen Verständnisses ihres Charakters, ihrer Qualität
und ihrer Aktualität durch Planer dennoch noch immer falsch eingesetzt werden.  Es ist deshalb
Aufgabe der Erzeuger der Informationen zu gewährleisten, daß dieses Verständnis zusammen mit den
Informationen übermittelt wird.
 
 =ZHFNGLHQOLFKH�,QIRUPDWLRQHQ�VLQG�VRZRKO�YRP�9RUKDQGHQVHLQ�JHHLJQHWHU�5RKGDWHQ�DOV�DXFK
YRQ� GHUHQ� ULFKWLJHU� $QDO\VH� XQG� 8PZDQGOXQJ� LQ� HLQ� 3URGXNW� DEKlQJLJ�� GDV� 3ODQHU� XQG
(QWVFKHLGXQJVWUlJHU� YHUVWHKHQ� XQG� HLQVHW]HQ� N|QQHQ�� � 'LHV� HUIRUGHUW� GLH� %HWHLOLJXQJ
HQWVSUHFKHQGHU�6SH]LDOLVWHQ�
 
 
 3UREOHP��'XUFKI�KUXQJ�YRQ�3U�IXQJHQ�XQG�%HZHUWXQJHQ
 
 Prüfungen und Bewertungen sind eine umfassende Kategorie von Instrumenten für die Sammlung von
Rohdaten und ihre Umwandlung in zweckdienliche Informationen.  Hierzu gehören Umwelt-
verträglichkeitsprüfungen, strategische Umweltverträglichkeitsprüfungen, Gesamtrechnungen von
Ressourcen, Valuierungsmaßnahmen, Prüfungen der räumlichen Auswirkungen, Risikobewertungen
sowie Kosten-Nutzen-Analysen.  Jedes dieser Instrumente soll einige der Auswirkungen tatsächlicher
oder vorgeschlagener Managementoptionen evaluieren.
 
 Das besondere Ziel der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) besteht darin zu gewährleisten, daß die
Umwelt einer der Faktoren ist, die bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt werden.  UVP werden
durch die Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung für bestimmte Projekte in ganz Europa
vorgeschrieben; UVP werden normalerweise nach der Entwicklung von Projektplänen durchgeführt,
vor allem um die Auswirkungen zu mildern. Die Anwendung der UVP war eine bedeutende Triebkraft
für die Förderung der nachhaltigen Entwicklung in den Küstengebieten.  Die Integrität von UVP könnte
jedoch verbessert werden, wenn die Kommunalbehörden die Mittel für die Durchführung unabhängiger
Prüfungen hätten. (Einige der anderen Probleme, die das Demonstrationsprogramm in bezug auf die
Umsetzung der UVP-Richtlinie aufführt, werden in Kapital sechs diskutiert.)
 
 
 
 
 
 Die strategische Umweltverträglichkeitsprüfung (strategische UVP) wird als vielversprechendes
Konzept betrachtet, bei dem die Prinzipien der UVP auf strategischer Ebene auf Pläne und
Programme angewandt werden, indem während der Erarbeitung von Entwicklungsplänen
Umweltverträglichkeitsprüfungen von Politiken durchgeführt werden.  Obwohl die strategische UVP
derzeit noch ein relativ neues Konzept ist, bestehen starke Synergien zwischen dem Konzept der
strategischen UVP und den Prinzipien des IKZM. Die erfolgreiche breitere Anwendung der
strategischen Umweltverträglichkeitsprüfung wird davon abhängig sein, daß Instrumente entwickelt
werden, die mit der Methode für die Erarbeitung von Entwicklungsplänen in den einzelnen
Mitgliedstaaten vereinbar sind. (Derzeit befindet sich die in Kapitel sechs angesprochene europäische
Richtlinie über die strategische UVP noch im Stadium der Diskussion.)
 
 Die Gemeinschaft muß jetzt auch die territorialen Auswirkungen ihrer Programme und Tätigkeiten
berücksichtigen.  Die Prüfung der räumlichen Auswirkungen kann auch auf lokaler oder regionaler
Ebene Anwendung finden.
 
 Die Kosten-Nutzen-Analyse ist ein Instrument, das aus der klassischen Wirtschaftswissenschaft
entstanden ist und das traditionell versucht, den Kosten und Nutzen verschiedener politischer Optionen
monetäre Werte zuzuweisen.*  Einige der Schwierigkeiten bei einer solchen Maßnahme stehen jedoch
im Zusammenhang mit den Problemen der Zuweisung monetärer Werte für Waren, die normalerweise
nicht in einer Marktsituation gehandelt werden und/oder dem Wesen nach nicht substituierbar sind.
Wie sollten beispielsweise Naturkapital und soziale Werte bewertet werden? Die Zuweisung eines
monetären Wertes für eine “Option” (der Wert des Schutzes einer Ressource, so daß sie für künftige
Verwendung zur Verfügung steht), ist ebenfalls problematisch, ebenso wie die Verwendung von
“Abzinsungssätzen” (durch die der künftigen Nutzung einer Ressource ein geringerer Wert zugewiesen
wird als ihrer gegenwärtigen Nutzung). Aus diesen Gründen ist der Versuch, allen Optionen monetäre

                                                          
* Es ist darauf hinzuweisen, daß manche Leute den Begriff “Kosten-Nutzen-Analyse” jetzt für eine allgemeinere Art
von Bewertung verwenden, ähnlich der weiter unten behandelten “breitangelegten Valuierung”.

,Q�.DQDGD�OHJW�HLQ�$XVVFKX��GHU�%XQGHVUHJLHUXQJ�GLH�.ULWHULHQ�XQG�)DNWRUHQ�IHVW��GLH�EHL�MHGHU
893�]X�EHU�FNVLFKWLJHQ�VLQG���2EZRKO�GLH�8QWHUVXFKXQJ�YRQ�GHQ�(QWZLFNOHUQ�GXUFKJHI�KUW�ZLUG�
LVW�VLH�SUl]LVHU�XQG�HQWKlOW�PHKU�]ZHFNGLHQOLFKH�,QIRUPDWLRQHQ�
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Werte zuzuweisen, für die Bewertung politischer Optionen im Kontext der “Nachhaltigkeit”
möglicherweise ungeeignet.
 
 Die Gesamtrechnungen von Ressourcen wurden in Reaktion auf gewisse Beschränkungen der (auf
Marktströmen basierenden) klassischen wirtschaftlichen Instrumente für Gesamtrechnungen
entwickelt. Das Ziel besteht darin, quantifizierbare, aber nicht notwendigerweise monetäre,
Informationen über die tatsächlichen oder potentiellen Kosten oder Nutzen von Projekten bezüglich
des Einsatzes von Ressourcen sowie der Erschöpfung oder des Abbaus zu liefern.
 
 Die breitangelegte Valuierung ist eine Erweiterung der Kosten-Nutzen-Analyse und der Gesamt-
rechnungen von Ressourcen, die explizit das öffentliche Interesse definiert und bewertet, indem sie die
gesamte Palette der gesellschaftlichen Auswirkungen (positive und negative) eines vorgeschlagenen
Projekts oder Programms evaluiert.  Die Werte können in qualitativer Form ausgedrückt werden. Die
Palette der in einer Valuierungsmaßnahme zu berücksichtigenden Arten von Werten sollte zumindest
den wirtschaftlichen, pädagogischen, kulturellen, sozialen und ökologischen Wert (möglicherweise
aufgrund von aus spezifischen ökologischen, räumlichen, sozialen oder anderen spezifischen
Prüfungen gewonnenen Informationen) sowie die Berücksichtigung von Fragen der Seltenheit und
Vielfalt, insbesondere auf internationaler und nationaler Ebene, des Leistungsvermögens und der
Kapazität der physischen Ressourcen und somit ihres Wertes in bezug auf die Palette alternativer oder
konkurrierender möglicher Nutzungsweisen umfassen.  Es muß auch sichergestellt werden, daß
indirekte Kosten und Nutzen evaluiert werden. Ferner ist darauf hinzuweisen, daß Werte nicht absolut
sind, sondern vom kulturellen Kontext abhängig sind und sich mit der Zeit entwickeln können.
 
 Eine Valuierungsmaßnahme kann nicht nur sämtliche Vor- und Nachteile vorgeschlagener
Maßnahmen identifizieren, sondern kann auch ermitteln, wer die Gewinner und Verlierer sind. Das
Verständnis des Wertes für verschiedene Betroffene sollte eine wichtige Komponente für die
Entscheidungsfindung über Managementoptionen darstellen.  Dies sind auch wichtige Informationen
dafür, alle betroffenen Personen am Entscheidungsfindungsprozeß zu beteiligen, damit sie ihre
Interessen und Visionen vertreten können.
 
 Die Risikobewertung ist ein wichtiges Instrument für die Entscheidungsfindung, das sowohl die
Wahrscheinlichkeit eines Ereignisses ermittelt, als auch die Höhe des Schadens, den es im Falle des
Auftretens mit sich bringen könnte.  Die Risikobewertung wird deshalb häufig die Ergebnisse von
Wertbestimmungen nutzen.  Risikobewertungen werden in Küstengebieten meistens im Kontext von
Schiffsunglücken angewandt; sie könnten jedoch bei der Bewertung des Risikos fehlender Infrastruktur
breitere Anwendung finden.
 
 Alle Prüfungen und Bewertungen sind auf das Vorhandensein einer fundierten Datenbasis sowie auf
ein genaues Verständnis der natürlichen und menschlichen Systeme und Dynamiken angewiesen, die
sich auf das Zielgebiet auswirken.  Zwar kann eine gewisse Zahl von Studien und
Datensammlungsarbeiten im Kontext der Prüfungs- oder Bewertungsmaßnahmen selbst durchgeführt
werden, ihr Umfang wird jedoch durch zeitliche (und finanzielle) Überlegungen eingeschränkt. Es sind
geeignete Langzeitprogramme für die verbesserte Sammlung von Basisdaten und die Forschung
erforderlich, um die Grundlage für gute Prüfungen und Bewertungen zu schaffen.
 
 Es besteht auch die Notwendigkeit vermehrter Schulung und Verbreitung von Informationen über die
Durchführung von Prüfungen und Bewertungen.  Einige Projektleiter vermerkten jedoch die
Notwendigkeit eines Gleichgewichts zwischen den Bemühungen in bezug auf “Methodenentwicklung
und Schulung” und dem “gesunden Menschenverstand” bei der Prüfung und Bewertung von Projekten
und Programmen.
 
 Jede Prüfungs- und Bewertungsmaßnahme ist ein Versuch der Projektion in die Zukunft.  Sie beruht
normalerweise auf der Annahme, daß die Zukunft ähnlich der Gegenwart sein oder sich in
vorhersehbarer Weise entwickeln wird.  Dies ist jedoch eine trügerische Annahme.  Ebenso wie der
sich ändernde kulturelle Kontext werden auch die Probleme und Bedürfnisse der Küstengebiete
morgen sicher anders sein, als wir es heute erwarten, da die Zukunft dem Wesen nach ungewiß und
nicht voraussagbar ist.  Der Klimawandel ist die am häufigsten genannte Triebkraft, aber
Veränderungen in bezug auf demographische und wirtschaftliche Trends, Geomorphologie und der
sich entwickelnde Energiebedarf könnten ebenso wichtig sein. Prüfungs- und Bewertungsmaßnahmen
werden auch durch unser begrenztes derzeitiges Wissen und Verständnis sowie durch unsere
beschränkte technische Fähigkeit zur Beschreibung langfristiger und weiträumiger Veränderungen für
ein gegebenes Küstensystem begrenzt.



19

 
 Die Ergebnisse von Prüfungen und Bewertungen sind jedoch normalerweise für Angaben zu
wahrscheinlichen Trends ausreichend.  Bei der Verwendung dieser Informationsprodukte sollten
Planer und die breite Öffentlichkeit jedoch die Grenzen der Voraussagbarkeit und die inhärente
Ungewißheit der Zukunft verstehen und berücksichtigen.
 
 3U�IXQJHQ�XQG�%HZHUWXQJHQ�VROOWHQ�QLFKW�DOV�)RUPHOQ� I�U�GLH�(QWVFKHLGXQJVILQGXQJ�XQG�DOV
(UVDW]� I�U� HLQHQ� NRQVXOWDWLYHQ�SDUWL]LSDWRULVFKHQ� 3UR]H�� EHWUDFKWHW� ZHUGHQ�� � 6LH� VROOHQ
YLHOPHKU�,QIRUPDWLRQHQ�]XU�8QWHUPDXHUXQJ�GHU�SROLWLVFKHQ�'HEDWWH�OLHIHUQ����(Selbstverständlich
beinhaltet dies, daß stets das Risiko besteht, daß die Ergebnisse von Prüfungen und Bewertungen bei
der Entscheidungsfindung in der “realen Welt”, bei der machtbezogene, politische und finanzielle
Faktoren eine Rolle spielen, nicht berücksichtigt werden!)
 
 
 3UREOHP��9HUEUHLWXQJ�YRQ�,QIRUPDWLRQHQ�XQG�:LVVHQ
 
 Informationen und Wissen über (natürliche und menschliche) Prozesse in Küstengebieten sowie das
Verständnis dieser Prozesse können dazu beitragen, daß Planer, Entscheidungsträger und die breite
Öffentlichkeit die Konsequenzen einer bestimmten Maßnahme realisieren, und können die Grundlage
für die Entwicklung nachhaltigerer Maßnahmen im Bereich von Politik und Management in den
Küstengebieten darstellen. Informationen und Wissen sind jedoch nur dann zweckdienlich, wenn sie zu
dem Zeitpunkt und an dem Ort, an dem sie benötigt werden, verfügbar sind.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Historisch haben Ingenieure und Akademiker (einschließlich von Forschern und Wissenschaftlern)
unser Verständnis der Küstendynamik entwickelt.  Auch Behörden, private Unternehmen und NRO
waren an der Datensammlung und der Gewinnung von Informationen beteiligt.  Diese Arbeit wurde
jedoch häufig in nicht-partizipatorischer Weise durchgeführt, mit geringer Berücksichtigung der Frage,
wie die Ergebnisse effektiv verbreitet werden könnten.  In ähnlicher Weise wird häufig die Fülle des
traditionellen Wissens der lokalen Bevölkerung nicht weitergegeben.  Dies hat die Wirkung, daß die
Informationen und das Verständnis ungenutzt bleiben.
 
 'LH�PDQJHOQGH�9HUEUHLWXQJ�YRQ�:LVVHQ� LVW� HLQHU�GHU�ZLFKWLJVWHQ�*U�QGH� I�U� GLH� IRUWJHVHW]WH
=HUVW|UXQJ�YRQ�.�VWHQODQGVFKDIWHQ�XQG� �UHVVRXUFHQ�  9LHOH� GHU�3UREOHPH�GHU�.�VWH� N|QQHQ
DXI� GLH� 7DWVDFKH� ]XU�FNJHI�KUW� ZHUGHQ�� GD�� GLH� HUIRUGHUOLFKHQ� ,QIRUPDWLRQHQ� XQG� GDV
HUIRUGHUOLFKH�:LVVHQ�QLHPDOV�DQ�GHU�ULFKWLJHQ�6WHOOH�*HK|U�JHIXQGHQ�KDEHQ�
 

 0LWJOLHGHU�GHV�5,&$0$�3URMHNWWHDPV�KDEHQ�HLQ�JXWHV�9HUVWlQGQLV�GHU�%H]LHKXQJ�]ZLVFKHQ
6FKDIZHLGHQ�XQG�$XIIRUVWXQJ�LP�+RFKODQG�XQG�GHU�6HGLPHQW]XIXKU�LQ�GLH�.�VWHQHEHQH�
2EZRKO�MHGRFK�GDV�:LVVHQ�JXW�LVW�XQG�GLH�LKP�]XJUXQGH�OLHJHQGHQ�,QIRUPDWLRQHQ
DQJHPHVVHQ�VLQG��ZXUGHQ�GLH�3HUVRQHQ�PLW�6WUDQGNRQ]HVVLRQHQ�XQG�DQGHUH�3HUVRQHQ
QLFKW�LQ�DQJHPHVVHQHU�:HLVH�YRQ�GHP�=XVDPPHQKDQJ��EHU]HXJW���'LH�YRUKHUUVFKHQGH�
DEHU�LUULJH�0HLQXQJ�LVW��GD��.�VWHQVFKXW]VWUXNWXUHQ�GHQ�6FKXW]�JHZlKUOHLVWHQ�N|QQHQ���'LH
7DWVDFKH��GD��KHUDXVUDJHQGH�:LVVHQVFKDIWOHU�IU�KHU�/|VXQJHQ�XQWHU�(LQVDW]�VFKZHUHU
.�VWHQVFKXW]DQODJHQ�XQWHUVW�W]W�KDEHQ��HUVFKZHUW�GHQMHQLJHQ��GLH�LKUHQ�/HEHQVXQWHUKDOW
GXUFK�6WUDQGNRQ]HVVLRQHQ�YHUGLHQHQ��GLH�$N]HSWDQ]�GHU�7DWVDFKH��GD��GLHVH�6WUXNWXUHQ
GLH�3UREOHPH�GHU�(URVLRQ�YHUVWlUNHQ�N|QQWHQ���'LHMHQLJHQ��GLH�LKUHQ�/HEHQVXQWHUKDOW�GXUFK
GLH�6WUDQGHUKROXQJ�YHUGLHQHQ��P�VVHQ�YHUVWHKHQ��GD��6WUlQGH�QLFKW�XQYHUlQGHUOLFK�VLQG�
XQG�GD��HLQLJH�RKQH�6HGLPHQW]XIXKU�YHUVFKZLQGHQ�ZHUGHQ����'LHVHV�9HUVWlQGQLV�KDW
ELVKHU�QRFK�QLFKW�KLQUHLFKHQG�ZHLWH�9HUEUHLWXQJ�JHIXQGHQ�

 Die Verbreitung von Informationen muß:

½ einen spezifischen Zweck haben

½ auf spezifische Gruppen von Betroffenen, Institutionen oder
auf die breite Öffentlichkeit ausgerichtet sein

½ erschwinglich und zuverlässig sein
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 (V�EHVWHKW�GLH�1RWZHQGLJNHLW�HLQHV�XPIDVVHQGHQ�.RQ]HSWV�I�U�GLH�WDWNUlIWLJH�XQG�NRRUGLQLHUWH
9HUEUHLWXQJ� GHU� YRUKDQGHQHQ� ,QIRUPDWLRQHQ� LQ� (XURSD�� � 'DV� 'HPRQVWUDWLRQVSURJUDPP� KDW
JH]HLJW�� GD�� GLH� $QVWUHQJXQJHQ� LQ� GLHVHP� %HUHLFK� ELVKHU� XQ]XUHLFKHQG� ZDUHQ�  Ein
europäisches IKZM-“Observatorium” könnte für die Verbreitung von allgemeiner guter Praxis und
Allgemeinwissen nützlich sein.  Für die Verbreitung standortspezifischer Informationen und ihres
Verständnisses sind andere Mechanismen erforderlich.
 
 Um die effektive Verbreitung von Informationen und Wissen zu gewährleisten, sollte eine IKZM-
Initiative die mit den Schlüsselproblemen im Zusammenhang stehenden Politiken identifizieren und die
notwendigen Pfade für den Informationsfluß zwischen den verantwortlichen Organisationen und den
Einzelpersonen, Politikern und Entscheidungsträgern, die die Informationen benötigen, ermitteln.
 
 
 3UREOHP��*HHLJQHWH�,QIRUPDWLRQVPDQDJHPHQWWHFKQRORJLH
 
 Die moderne Informationstechnologie kann eine wichtige Rolle für die Erleichterung des IKZM spielen,
indem sie leistungsfähige Instrumente für das Management und die Nutzung einer breiten Palette von
Daten bietet, einschließlich historischer, georeferentieller, statistischer, telemetrischer und
standortbezogener Daten.
 

Geographische Informationssysteme (GIS) sind Softwaresysteme für die Organisation und Integration
von Daten in bezug auf die räumliche Lage.  Sie können alle georeferentiellen Daten von
verschiedenen Quellen verwenden, darunter Karten, Satelliten und standortbezogene oder statistische
Quellen.   Ein GIS ist auch nützlich für die Verbreitung von Daten und Informationen, sowohl in Form
von Karten auf Papierträger als auch unter Einsatz multimedialer Darstellungsmöglichkeiten in
speziellen Informationsstellen oder über das Internet.

Problemlösungs-Unterstützungssysteme verwenden integrierte Modelle, häufig mit einem GIS
verknüpft, um einem Manager die Möglichkeit zu bieten, ausgehend von einem anfänglichen
Ausgangspunkt, Simulationen der Konsequenzen einer Maßnahme durchzuführen.

Computersysteme sind nicht nur in funktioneller Hinsicht zweckdienlich, sie erzeugen auch Produkte,
insbesondere farbige Karten, die von der breiten Öffentlichkeit im allgemeinen hochgeschätzt werden.
Der Einsatz eines derartigen Systems kann folglich dazu beitragen, die Glaubwürdigkeit der IKZM-
Initiative zu erhöhen.  (Es besteht jedoch die Gefahr, in der Öffentlichkeit Erwartungen zu wecken, daß
die Existenz derartiger Systeme sofortige Antworten auf Probleme zur Folge hat!)

Das Grundprinzip hinter den Informationsmanagementsystemen ist somit sehr wirkungsvoll.  Die große
Masse der derzeitigen Informationsmanagementsysteme ist jedoch wegen ihres sehr technischen
Charakters nicht in der Lage, den Nutzern Informationen zu liefern.  Akademiker und Software-

 'DV�3URMHNW�-1&&�&RDVWDO�'LUHFWRULHV�PDFKWH�HV�VLFK�]XU�$XIJDEH��YRUKDQGHQH�,QIRUPDWLRQHQ
�EHU�GLH�JHVDPWH�.�VWH�GHV�9HUHLQLJWHQ�.|QLJUHLFKV�]X�VDPPHOQ��]X��EHUSU�IHQ�XQG�]X
YHUEUHLWHQ��PLW�GHP�=LHO��,QIRUPDWLRQHQ�I�U�GLH�(QWZLFNOXQJ�HLQHU�.�VWHQSROLWLN�XQG�I�U�GLH
(QWVFKHLGXQJVILQGXQJ�DXI�QDWLRQDOHU�(EHQH�]X�OLHIHUQ��'XUFK�GLH�DQIlQJOLFKH�%HWHLOLJXQJ�YRQ
0LQLVWHULHQ�VRZLH�GLH�VSlWHUH�%HWHLOLJXQJ�YRQ�6HNWRUHQ�ZLH�gO��)LVFKHUHL�XQG�$EEDX�YRQ
*HVWHLQVPDWHULDO�]HLJWH�VLFK��GD��GHU�ORNDOH�UHJLRQDOH�0D�VWDE�JHHLJQHWHU�ZDU��ZDV�GXUFK�GLH�I�U
GLH�9HU|IIHQWOLFKXQJ�GHU�(UJHEQLVVH�JHZlKOWHQ����5HJLRQHQ�UHSUlVHQWLHUW�ZXUGH���'HU�0D�VWDE
GHU�%HUHLWVWHOOXQJ�YRQ�,QIRUPDWLRQHQ�KDW�VLFK�QLFKW�QXU�DOV�ZLFKWLJHU�+LQWHUJUXQG�I�U�HLQLJH�ZHLWHUH
6WXGLHQ�DXI�ORNDOHU�(EHQH�HUZLHVHQ��VRQGHUQ�LVW�DXFK�HLQ�%HLWUDJ�]X�HLQHP�EHVVHUHQ�9HUVWlQGQLV
VHLWHQV�QDWLRQDOHU�XQG�UHJLRQDOHU�%HK|UGHQ�XQG�2UJDQLVDWLRQHQ�

,QIRUPDWLRQVPDQDJHPHQWWHFKQRORJLH�NDQQ�]ZHFNGLHQOLFK�VHLQ�I�U�
• GLH�2UJDQLVDWLRQ�YRQ�'DWHQ
• GLH�9HUNQ�SIXQJ�YRQ�'DWHQ�XQG�6RIWZDUH�I�U�GLH�(U]HXJXQJ�YRQ

,QIRUPDWLRQHQ��GXUFK�0RGHOOELOGXQJ��$QDO\VH�XQG�6\QWKHVH�
• GLH�'DUVWHOOXQJ�YRQ�6LPXODWLRQHQ�GHU�$XVZLUNXQJHQ
• GLH�9HUEUHLWXQJ�YRQ�,QIRUPDWLRQHQ�LQ�HLQHU�9LHO]DKO�JODXEKDIWHU

)RUPDWH��GDUXQWHU�.DUWHQ��*UDSKLNHQ�XQG�7DEHOOHQ
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entwickler werden dazu gedrängt, unter Anwendung der jüngsten Fortschritte in der Computer-
technologie komplexe Systeme zu entwickeln. Dieser Trend wird verstärkt durch die Tendenz zu einem
integrierten Konzept für das Küstenzonenmanagement, so daß Modelle aus verschiedenen Sektoren
kombiniert werden, um noch komplexere Modelle zu schaffen. Diese Systeme mögen zwar in
technischer Hinsicht superb sein, die meisten von ihnen sind jedoch zu komplex, um für die Küsten-
manager zugänglich zu sein, die bessere Informationen suchen, auf denen sie ihre Entscheidungen
basieren können.

In ähnlicher Weise sind Küstenmanager häufig davon überzeugt, die neuesten technologischen
Lösungen für die Zusammenstellung, Speicherung, Analyse und Verbreitung von Daten zu erwerben,
ohne daß hinreichend bedacht wird, ob der Erwerb derartiger Technologie tatsächlich berechtigt ist.
Obwohl derartige Systeme in den Händen von spezialisierten Mitarbeitern letztendlich den
Erfordernissen des Nutzers entsprechen mögen, kann ihre Komplexität dazu führen, daß sie die in sie
gesetzten Erwartungen nicht erfüllen. Dies führt zu einer Desillusionierung in bezug auf die Techniken
und oftmals zur Verschwendung von Finanz- und Humanressourcen.

Bei einigen Projekten scheint sich die frühzeitige Entscheidung, im Bereich von Hardware und
Software Standardpakete zu verwenden, um die erforderlichen technologischen Lösungen zu erzielen,
ausgezahlt zu haben.

'LH�1XW]HU�YRQ�,QIRUPDWLRQHQ�LQ�HLQHU�,.=0�,QLWLDWLYH�VROOWHQ�

½ GDV� *UXQGSULQ]LS� MHGHV� (UZHUEV� HLQHV� ,QIRUPDWLRQVV\VWHPV� EHGHQNHQ� ±� EHVVHUH
(QWVFKHLGXQJVILQGXQJ�XQG�.RQVHQVELOGXQJ�]X�HUP|JOLFKHQ

½ EHGHQNHQ��GD��HLQ�DXVVFKOLH�OLFKHU�6FKZHUSXQNW�DXI�GHU�7HFKQRORJLH��GHU�GHQ�,QKDOW
DX�HU�$FKW�Ol�W��QLFKW�JHHLJQHW�LVW

½ HUVW� LKUHQ�%HGDUI� LQ� EH]XJ� DXI� GLH� ,QIRUPDWLRQVYHUDUEHLWXQJ� LGHQWLIL]LHUHQ� XQG� GDQQ
HLQH�7HFKQRORJLH�ZlKOHQ��GLH�GLHVHP�%HGDUI�HQWVSULFKW��QLFKW�XPJHNHKUW�±�QLFKW�GDV
JU|�WH��SURW]LJVWH�6\VWHP�NDXIHQ��*HOG��GDV�I�U�GLH�%HGDUIVDQDO\VH�DXVJHJHEHQ�ZLUG�
ZLUG�ZLHGHU�HLQJHVSDUW��LQGHP�NRVWVSLHOLJH�)HKOHU�YHUPLHGHQ�ZHUGHQ�

½ DQJHPHVVHQH�5HVVRXUFHQ� I�U�VSH]LDOLVLHUWH�0LWDUEHLWHU�HLQSODQHQ��ZHQQ�NRPSOL]LHUWH
7HFKQRORJLHQ�HUZRUEHQ�ZHUGHQ

5DP&R��HLQ�6\VWHP��GDV�YRQ�GHP�=HQWUXP�I�U�GDV�.�VWHQ]RQHQPDQDJHPHQW�LQ�'HQ�+DDJ�
+ROODQG��HQWZLFNHOW�ZLUG��LVW�³HLQ�JHQHULVFKHV�3UREOHPO|VXQJV�8QWHUVW�W]XQJVV\VWHP�I�U�GLH
3KDVH�GHU�6FKQHOOSU�IXQJ�GHV�QDFKKDOWLJHQ�0DQDJHPHQWV�YRQ�.�VWHQJHELHWHQ´��(V�VROO
³(QWVFKHLGXQJVWUlJHU�EHL�GHU�%HKDQGOXQJ�VHPLVWUXNWXULHUWHU�3UREOHPH�XQWHUVW�W]HQ��LQGHP
HV�LKQHQ�GHQ�=XJULII�DXI�XQG�GLH�9HUZHQGXQJ�YRQ�'DWHQ�XQG�DQDO\WLVFKHQ�0RGHOOHQ
HUP|JOLFKW´���:HUGHQ�GLH�'XW]HQGH�YRQ�0RGHOOHQ�LQ�EH]XJ�DXI�%RGHQQXW]XQJ��:DVVHU�
EHZLUWVFKDIWXQJ��:LUWVFKDIW��QDFKKDOWLJH�(QWZLFNOXQJ�XQG�1DWXUVFKXW]�PLW�QXPHULVFKHQ
(LQJDEHGDWHQ�YHUVHKHQ��N|QQHQ�6LPXODWLRQHQ�GHU�(QWZLFNOXQJ��EHU�GLH�=HLW�HUVWHOOW�ZHUGHQ�
:HU�JHQ�JHQG�=HLW�KDW��XP�VRZRKO�GLH�)XQNWLRQVZHLVH�YRQ�5DP&R�DOV�DXFK��ZDV�QRFK
ZLFKWLJHU�LVW��GLH�GHQ�0RGHOOHQ�]XJUXQGH�OLHJHQGHQ�$QQDKPHQ�]X�YHUVWHKHQ��ZLUG�GDV
3URGXNW�VHKU�VLQQYROO�ILQGHQ��'LH�.RPSOH[LWlW�GHU�]XJUXQGH�OLHJHQGHQ�0RGHOOH�VWHOOW�MHGRFK
HLQH�HFKWH�%DUULHUH�I�U�YLHOEHVFKlIWLJWH�0DQDJHU�XQG�3ROLWLNHU�GDU�

'DV�3URMHNW�6WRUVWU¡P
KDW�HLQ�JXWHV
VWUDWHJLVFKHV�.RQ]HSW
I�U�GDV�'DWHQ��XQG
,QIRUPDWLRQV�
PDQDJHPHQW�XQWHU
9HUZHQGXQJ�HLQH�*,6
I�U�GLH�5DXPSODQXQJ�

'DV�3URMHNW�'RUVHW�KDW�HUIROJUHLFK�HLQ�*,6
HLQJHVHW]W��XP�.DUWHQ�I�U�³7KHPHQSDSLHUH´�]X
HUVWHOOHQ�XQG�XP�GLH�LQ�VHLQHP�(QWZXUI�HLQHU
.�VWHQVWUDWHJLH�EHVFKULHEHQHQ�QHXQ�3ULRULWlWHQ�]X
LOOXVWULHUHQ���'DV�3URMHNW�DUEHLWHW�MHW]W�DQ�GHU
(QWZLFNOXQJ�GUHLGLPHQVLRQDOHU�%LOGHU��EDVLHUHQG�DXI
EDWK\PHWULVFKHQ�(UKHEXQJHQ���XP�GLH�YROOVWlQGLJH
'DUVWHOOXQJ�VRZRKO�GHU�/DQG��DOV�DXFK�GHU�:DVVHU�
VHJPHQWH�GHV�.�VWHQJHELHWV�]X�HUP|JOLFKHQ�

'DV�3URMHNW
%DQWU\�%D\
HQWZLFNHOW
HLQ
HLQIDFKHV�
JHPHLQGH�
EDVLHUWHV
*,6�
6\VWHP�
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½ VLFKHUVWHOOHQ�� GD�� GLH� DQJHZDQGWHQ�0RGHOOH� DXI� GDV� =LHOJHELHW� XQG� VHLQH� 3UREOHPH
DQZHQGEDU�VLQG

½ GDI�U�VRUJHQ��GD��VLH�VLFK�QLFKW�LQ�7HFKQRORJLHQ�YHUUHQQHQ
 
 
 
 'LH�(QWZLFNOHU� YRQ� ,QIRUPDWLRQVV\VWHPHQ�N|QQWHQ�GDV� ,.=0�XQWHUVW�W]HQ�XQG�GLH�$XIQDKPH
LKUHU�3URGXNWH�YHUEHVVHUQ��LQGHP�VLH�

½ DQHUNHQQHQ�� GD�� QHXH� .RQ]HSWH� I�U� GHQ� 8PJDQJ� PLW� NRPSOH[HQ� 6\VWHPHQ� HLQH
LQWHOOHNWXHOOH�+HUDXVIRUGHUXQJ�GDUVWHOOHQ�P|JHQ��GD��GHU�.�VWHQPDQDJHU�DEHU�RIWPDOV
HLQIDFKH�/|VXQJHQ�EHQ|WLJW�

½ 3UREOHPO|VXQJV�8QWHUVW�W]XQJVV\VWHPH� VFKDIIHQ�� GLH� DXI� GHP� XPIDVVHQGHQ� XQG
JU�QGOLFKHQ�%ULHILQJ�GXUFK�GLH�$XIWUDJJHEHU�GHU�6\VWHPH�EDVLHUHQ��'LH�(UIRUGHUQLVVH
XQG� WHFKQLVFKHQ� )lKLJNHLWHQ� GHV� =LHOSXEOLNXPV� VROOWHQ� LP� (QWZLFNOXQJVSUR]H�� DQ
HUVWHU�6WHOOH�VWHKHQ�

½ GDI�U� VRUJHQ�� GD�� 3ROLWLNHU� XQG� (QWVFKHLGXQJVWUlJHU� GLH� )lKLJNHLWHQ� EHVWHKHQGHU
6\VWHPH�NHQQHQ�XQG�ZLVVHQ��ZLH�VLH�GLHVH�DP�EHVWHQ�QXW]HQ�N|QQHQ���2IWPDOV�ZLUG�HV
MHGRFK� ]ZHFNGLHQOLFK� VHLQ�� GD�� GHU� (LQVDW]� GHU� 3UREOHPO|VXQJV�
8QWHUVW�W]XQJVV\VWHPH� VHOEVW� DXI� GDV� )RUVFKXQJVSURMHNW� RGHU� GLH
(QWZLFNOXQJVXPJHEXQJ� EHVFKUlQNW� EOHLEW�� LQ� GHU� HLQ� XPIDVVHQGHV� 9HUVWlQGQLV� GHV
6\VWHPV� JHJHEHQ� LVW�� 6WDWW� GHU� 6RIWZDUH� N|QQHQ� GLH� (UJHEQLVVH� DQ� GLH� (QGQXW]HU
YHUEUHLWHW�ZHUGHQ�

(LQH� YHUEHVVHUWH� .RPPXQLNDWLRQ� ]ZLVFKHQ� .�VWHQPDQDJHUQ� XQG� (QWZLFNOHUQ� YRQ
,QIRUPDWLRQVV\VWHPHQ� N|QQWH� GD]X� EHLWUDJHQ�� GLH� .OXIW� ]ZLVFKHQ� GLHVHQ� EHLGHQ� :HOWHQ� ]X
�EHUEU�FNHQ�
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 �����3UREOHPH�LQ�EH]XJ�DXI�GLH�=XVDPPHQDUEHLW
 
 Im Kontext des Demonstrationsprogramms zum IKZM und für den Zweck dieses Dokuments werden
zwei Arten der Zusammenarbeit unterschieden, die wie folgt definiert werden:
 

 “Kooperation”:  Beteiligung und Zusammenarbeit der administrativen Partner auf verschiedenen
Verwaltungsebenen und in verschiedenen Verwaltungsressorts. Eine der Zielsetzungen der
Kooperation ist die Koordination der Politik.  Zu den Mechanismen für die Realisierung der
Kooperation können die Konsultation und gemeinsame Arbeitsgruppen gehören.

 
 “Partizipation”: Beteiligung und Zusammenarbeit von privatem Sektor, NRO, Bürgerinitiativen und
anderen nicht-institutionellen Organisationen oder Einzelpersonen, die am Management der Küste
interessiert sind oder durch dieses betroffen werden. Zu den Strukturen für die Realisierung der
Partizipation können Lenkungsgruppen der wichtigsten Betroffenen, allgemeine Foren, die
regelmäßig zusammenkommen, technische Gremien, Newsletters und je nach Erfordernis
verschiedene Fach- oder Problemgruppen gehören.

 
 Obwohl sich die Strukturen für ihre Realisierung und die Schwierigkeiten bei ihrer Umsetzung
unterscheiden mögen, sind sowohl die Kooperation als auch die Partizipation Komponenten des als
partizipatorische Planung bezeichneten grundlegenden Prozesses.
 
 
 Die “Zusammenarbeit” kann sich vom Informationsaustausch über die Konsultation bis zur
gemeinsamen Arbeit und schließlich bis zur gemeinsamen Entscheidungsfindung erstrecken.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Das Demonstrationsprogramm hat gezeigt, daß sich der Grad und die Art der Zusammenarbeit in
bestehenden IKZM-Initiativen in Europa unterscheiden, großenteils als Ergebnis der Kultur und
Tradition sowie des Stadiums des IKZM-Prozesses.  Dieselben Faktoren werden bestimmen, welcher
Mindestgrad der Zusammenarbeit mittelfristig als wünschenswert betrachtet wird.  In den meisten
Fällen entwickelt sich der Grad der Zusammenarbeit während der Laufzeit einer IKZM-Initiative.
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 *UDGH�GHU�=XVDPPHQDUEHLW�
 

 � (UWHLOXQJ�YRQ�,QIRUPDWLRQHQ��ZREHL�GLH�0HQVFKHQ�GDU�EHU�LQIRUPLHUW�ZHUGHQ��ZDV
JHSODQW�LVW��DEHU�ZHQLJ�0|JOLFKNHLWHQ�I�U�)HHGEDFN�EHVWHKHQ�

 
 � 6DPPOXQJ�YRQ�,QIRUPDWLRQHQ��ZREHL�.RPPHQWDUH�HLQJHKHQ�XQG�EHL�GHU

(QWVFKHLGXQJVILQGXQJ�EHU�FNVLFKWLJW�ZHUGHQ��(UWHLOXQJ�XQG�6DPPOXQJ�YRQ
,QIRUPDWLRQHQ�VLQG�GLH�6FKO�VVHONRPSRQHQWHQ�GHU�.RQVXOWDWLRQ���

 
 � *HPHLQVDPH�$UEHLW��ZREHL�GLH�7HLOQHKPHU�DNWLY�DQ�GHU�JHPHLQVDPHQ

8QWHUVXFKXQJ�YRQ�3UREOHPHQ�EHWHLOLJW�ZHUGHQ��]��%��GXUFK�)DFK��RGHU
3UREOHPJUXSSHQ�

 
 � *HPHLQVDPH�(QWVFKHLGXQJ��ZREHL�GLH�7HLOQHKPHU�'LIIHUHQ]HQ�JHPHLQVDP

EHLOHJHQ�XQG�NROOHNWLYH�(QWVFKHLGXQJHQ�WUHIIHQ�
 
 � %HYROOPlFKWLJXQJ��GLH�PLW�JU|�HUHU�(QWVFKHLGXQJVIUHLKHLW�LQ�GHILQLHUWHQ�%HUHLFKHQ

YHUEXQGHQ�LVW��RGHU�GXUFK�QHXWUDOH�)|UGHUXQJ�RGHU��EHU�GLH�6HOEVWPRELOLVLHUXQJ
HUIROJW��ZHQQ�3HUVRQHQ�XQDEKlQJLJ�YRQ�H[WHUQHQ�,QVWLWXWLRQHQ�0D�QDKPHQ
LQLWLLHUHQ�
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'LH� =XVDPPHQDUEHLW� VROOWH� QLFKW� GHP� =XIDOO� �EHUODVVHQ� ZHUGHQ�� � $XFK� VROOWH� VLH� QLFKW� DOV
NRVWHQORV�EHWUDFKWHW�ZHUGHQ�� �7DWVlFKOLFK�VLQG�.RRSHUDWLRQ�XQG�3DUWL]LSDWLRQ��]XVDPPHQ�PLW
GHU� 6DPPOXQJ� YRQ� ,QIRUPDWLRQHQ�� ]ZHL� GHU� NRVWVSLHOLJVWHQ� XQG� ]HLWUDXEHQGVWHQ� (OHPHQWH
HLQHU� ,.=0�,QLWLDWLYH�� �(V� LVW� HLQH�H[SOL]LWH�6WUDWHJLH� I�U�GLH�)XQNWLRQ�XQG�(QWZLFNOXQJ�GLHVHV
$VSHNWV�GHV�,.=0�3UR]HVVHV�HUIRUGHUOLFK�

Eine gute Strategie für die Zusammenarbeit sollte:

• einen eindeutig präsentierten Rahmen bieten, der dazu beiträgt, Verwirrung und
Mißtrauen zu verhindern

• mehr als ein Stück Papier sein:  Sie sollte das Gefühl für den Prozeß, den Stil und den
Ton sowie die allgemeinen grundlegenden Regeln für die Kooperation und die
Zusammenarbeit übermitteln.

• für die Betroffenen völlig repräsentativ sein

• offene und transparente Verfahrensweisen anwenden

• lokale Bedingungen widerspiegeln, darunter:

- die lokale und regionale Geographie (Maßstab und Charakter)
- die Palette und Komplexität der Probleme
- die Mischung und den Status lokaler Institutionen
- verfügbare Ressourcen
- die Einstellungen gegenüber der Partizipation im allgemeinen
- den vorgeschlagenen technischen Prozeß

• das Problem der zeitlichen Verzögerung berücksichtigen und ein vernünftiges
Gleichgewicht zwischen der für umfassende Partizipation / Kooperation erforderlichen
Zeit und der Dringlichkeit der Durchführung konkreter Schritte zur Behandlung von
Problemen finden.

9HUVFKLHGHQH�$UWHQ�GHU�=XVDPPHQDUEHLW�

• 'LH�VLHEHQ�PLWHLQDQGHU�YHUNQ�SIWHQ�,QLWLDWLYHQ�LP�)LQQLVFKHQ�0HHUEXVHQ�EH]LHKHQ�LKUH
/HJLWLPLWlW�DXV�GHP�EHVWHKHQGHQ�LQVWLWXWLRQHOOHQ�5DKPHQ�I�U�GLH�JHVHW]OLFK�YRUJHVFKULHEHQH
5DXPSODQXQJ����'LH�=XVDPPHQDUEHLW�LVW�LQ�GLHVHP�)DOO�HLQH�$XVGHKQXQJ�GHU�HLQJHKHQGHQ
.RQVXOWDWLRQVYHUIDKUHQ��GLH��EOLFKHUZHLVH�$QZHQGXQJ�ILQGHQ�

 
• 'DV�3URMHNW�%DQWU\�%D\�EHGLHQW�VLFK�GHU�3ULQ]LSLHQ�GHU�DOWHUQDWLYHQ�6FKOLFKWXQJ��$'5�±

DOWHUQDWLYH�GLVSXWH�UHVROXWLRQ���XP�LQVEHVRQGHUH�PDULQH�3UREOHPH�]X�EHKDQGHOQ��GLH�]XYRU�LQ
LUJHQGZLH�HQWIHUQWHUHU�:HLVH�YRQ�VHNWRUDOHQ�9HUPLWWOXQJVVWHOOHQ�EHKDQGHOW��RGHU�LJQRULHUW�
ZXUGHQ����'DV�3URMHNW�EHGLHQW�VLFK�HLQHV�QHXWUDOHQ�6FKOLFKWHUV�XQG�XPIDVVHQGHU�|IIHQWOLFKHU
%HWHLOLJXQJ�XQG�KDW�GDV�=LHO��HLQH�5HLKH�YRQ�LQWHJULHUWHQ�3ROLWLNHQ�]X�HQWZLFNHOQ��GLH�DXI�GHQ
WDWVlFKOLFKHQ�(UIRUGHUQLVVHQ�GHU�*HPHLQVFKDIW�EHUXKHQ�

 
• ,Q�GHP�JUHQ]�EHUVFKUHLWHQGHQ�3URMHNW�$1$6�HQWODQJ�GHU�*UHQ]H�$OJDUYH�+XHOYD�YRQ

6SDQLHQ�XQG�3RUWXJDO�KDEHQ�VLFK����*HPHLQGHQ�]XVDPPHQJHVFKORVVHQ��XP�LQQRYDWLYH
0|JOLFKNHLWHQ�I�U�GLH�%HKDQGOXQJ�ORNDOHU�3UREOHPH�PLW�HXURSlLVFKHU�)LQDQ]LHUXQJ�]X
HQWZLFNHOQ����'HU�3UR]H��LVW�ZHQLJHU�DXI�GLH�.�VWHQJHELHWH�DOV�VROFKH�NRQ]HQWULHUW��HV
KDQGHOW�VLFK�XP�HLQHQ�VLFK�HQWZLFNHOQGHQ��IOH[LEOHQ�3UR]H��PLW�VWDUNHU�)�KUXQJ�GXUFK�GDV
3URMHNWWHDP��GDV�HQJ�PLW�GHU�SROLWLVFKHQ�*HPHLQVFKDIW�]XVDPPHQDUEHLWHW����(V�EHVWHKW�GLH
+RIIQXQJ��GD��VLFK�GLH�%HWHLOLJXQJ�GHU�gIIHQWOLFKNHLW�DXV�GHQ�YHUVFKLHGHQHQ�DXIWUHWHQGHQ
3UREOHPHQ�HQWZLFNHOW�

 
• ,P�5,&$0$�3URMHNW�ZXUGH�EHVFKORVVHQ��GD��GLH�XPIDVVHQGH�%HWHLOLJXQJ�DOOHU�%HWURIIHQHQ

]X�%HJLQQ�QLFKW�P|JOLFK�ZDU���7HFKQLVFKH�6WXGLHQ��GLH�LQ�GHU�HUVWHQ�3KDVH�GHV�3URMHNWV
GXUFKJHI�KUW�ZXUGHQ��ZHUGHQ�]XU�$QUHJXQJ�HLQHU�ORNDOHQ�'HEDWWH�PLW�GHQ�.RPPXQDO�
EHK|UGHQ�LQ�HLQHP�VSlWHUHQ�6WDGLXP�GLHQHQ�
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• Haushaltsmittel und andere Ressourcen für die Umsetzung der Strategie bereitstellen.

• hinreichend flexibel sein, um kollektives Lernen zu ermöglichen, wobei kontinuierliche
Anpassungen während der gesamten Initiative zu erwarten sind, wenn Prioritäten
identifiziert und Erfordernisse zum Ausdruck gebracht werden.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 3UREOHP�� ,GHQWLILNDWLRQ� DOOHU� UHOHYDQWHQ� %HWURIIHQHQ� XQG� 6LFKHUVWHOOXQJ� LKUHU
%HWHLOLJXQJ
 
 Zwar ist es wichtig, den Prozeß nicht unnötig komplex zu machen, aber wenn nicht alle relevanten
Betroffenen korrekt identifiziert werden, kann dies den Prozeß der Zusammenarbeit zunichte machen.
 
 Die Identifizierung der relevanten Betroffenen sollte aus der Definition der Zielsetzungen und des
Anwendungsbereichs der IKZM-Initiative folgen, wie in Kapitel zwei diskutiert.  Eine Analyse der
Betroffenen sollte alle Organisationen und Einzelpersonen identifizieren, die:

• Managementverantwortung im Küstengebiet haben, oder
• die Autorität haben, den Entscheidungsprozeß zu beeinflussen, oder
• eine Rolle bei der Umsetzung von Entscheidungen spielen könnten, oder
• von den resultierenden Managementtätigkeiten betroffen sein werden.

 
 Wenn sich eine IKZM-Initiative entwickelt und neue Probleme auftreten, können sich die relevanten
Betroffenen möglicherweise ändern, so daß wiederholte Analysen der Betroffenen durchgeführt
werden sollten.
 
 Zu den Schwierigkeiten bei der Identifizierung aller relevanten Betroffenen und bei der Suche nach
geeigneten Gesprächspartnern gehören:

• Sektorale Bedenken werden sowohl durch die Verwaltung, typischerweise durch einem
bestimmten Ministerium beigeordnete Fachbehörden, als auch durch private Interessen
(Bedenken von Wirtschaft, Einzelpersonen, NRO) vertreten.

• Einige Bedenken sind offensichtlicher als andere (Saisonalität einiger Nutzungsweisen,
Nebenjobs usw.)

• Einige Betroffene sind nicht in dem Küstengebiet angesiedelt (z. B. Interessen im Bereich
von Tourismus und Freizeitgestaltung)

• Viele Probleme in den Küstengebieten werden außerhalb der Küstengebiete durch
Sektoren erzeugt, die möglicherweise keine direkte Beziehung zur Küstenumwelt haben
(z. B. landwirtschaftliche Tätigkeiten weiter flußaufwärts)

• Im Kontext einer IKZM-Initiative getroffene Entscheidungen können sich auf die
Wettbewerbsfähigkeit benachbarter, oder sogar nicht angrenzender, Regionen auswirken.

• Künftige Generationen haben ein starkes Interesse an IKZM-Initiativen, aber es ist nicht
ersichtlich, wer ihre Interessen vertreten sollte.

• Die breite Öffentlichkeit wird zuweilen übersehen.
 
 Nach der Identifizierung der Betroffenen ist es wesentlich, daß auch ihre Beteiligung am IKZM-Prozeß
gewährleistet wird.  Wenn die wichtigsten Betroffenen nicht beteiligt werden, werden sie in der Folge
möglicherweise die Umsetzung von Entscheidungen blockieren. Einer der populärsten Mechanismen,
um verschiedene Betroffene zusammenzubringen, ist ein auf breiter Basis agierendes konsultatives
oder partizipatorisches Gremium oder Netzwerk. Die Rekrutierung von Betroffenen als “Partner” ist
ebenfalls ein gängiger Mechanismus, um die Beteiligung zu gewährleisten und die Finanzierung
sicherzustellen.
 

 'DV�.\NODGHQ�3URMHNW�ELHWHW�HLQ�JXWHV�%HLVSLHO�I�U�HLQH
HLQGHXWLJ�SUlVHQWLHUWH�3DUWL]LSDWLRQVVWUDWHJLH��GLH�LQQHUKDOE
HLQHV�DOOJHPHLQHQ�3ODQXQJVUDKPHQV�DQJHVLHGHOW�LVW����'HU
3URMHNWSODQ�XPID�W�HLQ�$EODXIGLDJUDPP��GDV�I�QI�6FKO�VVHO�
DXIJDEHQ�]HLJW��GLH�PLW�%HWHLOLJXQJVP|JOLFKNHLWHQ�GXUFKVHW]W
VLQG��$XFK�GLH�1RWZHQGLJNHLW�GHU�9HUEUHLWXQJ�YRQ
,QIRUPDWLRQHQ�ZLUG�KHUYRUJHKREHQ�

 'LH�3URMHNWH�&RUQZDOO�XQG
'HYRQ�VLQG�DXVGU�FNOLFK
HLQHP�3UR]H��YHUSIOLFKWHW��GHU
VLFK�PLW�GHU�9HUQHW]XQJ
]ZLVFKHQ�3DUWQHUQ�XQG
DQGHUHQ�%HWURIIHQHQ
HQWZLFNHOW�
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 Da breitangelegte Konsultation und Vernetzung hohe Anforderungen in bezug auf Zeitaufwand und
Ressourcen stellen kann, kann eine Lenkungsgruppe ein zweckdienlicher Mechanismus sein, der in
einigen Projekten angewandt wird.
 
 
 
 
 
 
 
 Das Widerstreben mancher Betroffener, sich zu beteiligen, spiegelt möglicherweise ihr Mißtrauen
gegenüber dem Prozeß wider, oder die Tatsache, daß sie keine Notwendigkeit für eine Beteiligung
sehen. Betroffene werden möglicherweise auch nur ungern ihre Freizeit und Mühe in das IKZM
investieren, wenn sie befürchten, daß ihre Ansichten nicht gehört werden oder keinen Einfluß auf die
Entscheidungsträger haben werden. Um dieses Widerstreben zu überwinden, muß ein Dialog eröffnet
werden, muß die Allgemeingültigkeit des langfristigen Interesses (real oder politisch) am nachhaltigen
Küstenzonenmanagement veranschaulicht und die tatsächliche Verpflichtung seitens der
institutionellen Partner gezeigt werden, die Bedenken aller Betroffenen anzuhören.
 
 Es kann beträchtliche Zeit erfordern, alle Betroffenen mit ins Boot zu ziehen, und dies mag die IKZM-
Initiative scheinbar verzögern.  Dieser Prozeß der Beteiligung aller Betroffenen (und des Erhalts ihrer
Beteiligung!) ist jedoch selbst Bestandteil des integrierten Managementprozesses, ein Bestandteil, der
für die Gewährleistung des Erfolges der IKZM-Initiative von wesentlicher Bedeutung ist.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 (LQH�YROOVWlQGLJH� ,GHQWLIL]LHUXQJ�XQG�UHJHOPl�LJH�hEHUSU�IXQJ�GHU�%HWURIIHQHQ�VROOWH�DXV�GHU
'HILQLWLRQ�GHU�=LHOVHW]XQJ�XQG�GHV�$UEHLWVEHUHLFKV�GHU� ,.=0�,QLWLDWLYH� KHUU�KUHQ�� � (V� LVW� YRQ
EHVRQGHUHU�%HGHXWXQJ��GLH�N�QIWLJHQ�*HQHUDWLRQHQ�XQG�GLH�LP�=LHON�VWHQJHELHW�QLFKW�SK\VLVFK
$QZHVHQGHQ�QLFKW�]X�YHUJHVVHQ�
 

 (LQH�EUHLWDQJHOHJWH�,QWHUHVVHQYHUWUHWXQJ
HUIROJW�GXUFK�.�VWHQIRUHQ�LP�0�QGXQJVJHELHW
GHV�)RUWK�XQG�LQ�'RUVHW�VRZLH�DQGHUVZR�LP
9HUHLQLJWHQ�.|QLJUHLFK��,Q�&{WH�G¶2SDOH�LVW
GDV�6\QGLFDW�HLQ�lKQOLFKHV�*UHPLXP�

 'DV�,.=0�3URMHNW�,QVHOJUXSSH�LP�6�GHQ�'lQHPDUNV�LQ�GHQ�/DQGNUHLVHQ�6WRUVWU¡P�XQG�)\Q
KDW�DXI�GHQ�$QVWUHQJXQJHQ�DXIJHEDXW��GLH�GHU�/DQGNUHLV�6WRUVWU¡P�LQ�GHQ�YHUJDQJHQHQ���
-DKUHQ�XQWHUQRPPHQ�KDW��XP�HLQHQ�3UR]H��GHU�3DUWL]LSDWLRQ�GHU�gIIHQWOLFKNHLW�]X�HQWZLFNHOQ
XQG�GLH�%HWHLOLJXQJ�DOOHU�UHOHYDQWHQ�%HWURIIHQHQ�DP�UHJLRQDOHQ�3ODQXQJVSUR]H�
VLFKHU]XVWHOOHQ���'LH�$XIJDEH�EHVWHKW�MHW]W�GDULQ��GLH�GHU]HLWLJHQ�%HWHLOLJWHQ�EHL�GHU�6WDQJH�]X
KDOWHQ�XQG�QHXH�%HWURIIHQH�LQ�GHQ�,.=0�3UR]H��HLQ]XELQGHQ�

 (LQ�IRUPHOOHUHV�.RQ]HSW�VWHOOW�GHU
³&RQWUDW�GH�%DLH´�GHV�3URMHNWV�%XFKW�YRQ
%UHVW�GDU��GHU�YRQ�GHQ�DQ�GHP�3URMHNW
EHWHLOLJWHQ�����YHUVFKLHGHQHQ�3DUWQHUQ
XQWHU]HLFKQHW�ZXUGH�

 'DV�³1HW)RUXP´�GHV�:DWWHQPHHU�
3URMHNWV�LVW�HLQ�SDUWL]LSDWRULVFKHV
1HW]ZHUN�PLW�HLQHP�EHVRQGHUHQ
6FKZHUSXQNW�DXI�GHU�6LFKHUVWHOOXQJ
GHU�=XVDPPHQDUEHLW�]ZLVFKHQ�GHQ
YLHOHQ�2UJDQLVDWLRQHQ�XQG
,QVWLWXWLRQHQ��GLH�PLW�7RXULVPXV�XQG
8PZHOW�LP�:DWWHQPHHU�EHID�W�VLQG�

 'DV�3URMHNW�/D�*LURQGH�I|UGHUWH�GLH�%HWHLOLJXQJ
HLQHU�9LHO]DKO�XQWHUVFKLHGOLFKHU�%HWURIIHQHU�GXUFK
HLQHQ�EUHLWDQJHOHJWHQ�.RQVXOWDWLRQVSUR]H���GHU
]ZLVFKHQ�)HEUXDU�XQG�1RYHPEHU������VWDWWIDQG
XQG�LQ�GHVVHQ�9HUODXI�����(LQ]HOSHUVRQHQ�RGHU
2UJDQLVDWLRQHQ�DQJHVSURFKHQ�ZXUGHQ��$XI�GHU
*UXQGODJH�GLHVHU�.RQVXOWDWLRQ�ZXUGHQ���
DOOJHPHLQH�$UEHLWVEHUHLFKH�GHILQLHUW�

 'DV�3URMHNW�6WU\PRQLNRV�SODQWH�DQIlQJOLFK�HLQ�DOOJHPHLQHV�.RQVXOWDWLRQVJUHPLXP
�.RRUGLQDWLRQVV\VWHP��PLW�9HUWUHWHUQ�DOOHU�UHOHYDQWHQ�*UXSSHQ��DEHU�HQWVFKLHG�GDQQ��GD��HLQH
VROFKH�*UXSSH��PLW�PHKU�DOV�����0LWJOLHGHUQ��QLFKW�GXUFKI�KUEDU�ZlUH���6WDWW�GHVVHQ�WULIIW�VLFK
GLH�DOOJHPHLQH�*UXSSH�DXI�-DKUHVEDVLV�±�ZlKUHQG�GHU�/HQNXQJVDXVVFKX��GHV�3URMHNWV�DXI
GLHMHQLJHQ�%HK|UGHQ�EHVFKUlQNW�LVW��GLH�I�U�GDV�3URMHNWJHELHW�]XVWlQGLJ�VLQG��HLQVFKOLH�OLFK
YRQ�0LQLVWHULHQ�PLW�VHNWRUDOHU�$XVULFKWXQJ�

 'DV�3URMHNW�LQ�/LWDXHQ�VWDQG
DQIlQJOLFK�YRU�GHP�3UREOHP�GHV
'HVLQWHUHVVHV�RGHU�$UJZRKQV
PDQFKHU�9HUZDOWXQJVVWHOOHQ��-HW]W
VLW]HQ�DOOH�PLW�LP�%RRW�

 ,Q�%DQWU\�%D\�ZDUHQ�GLH�0XVFKHO]�FKWHU�GHU
$QVLFKW��GD��LKUH�,QWHUHVVHQ�LJQRULHUW�ZXUGHQ��XQG
YHUOLH�HQ�HLQH�+DXSWYHUVDPPOXQJ��6LH�KDEHQ�VLFK
MHW]W�EHUHLW�HUNOlUW��VLFK�GHU�,QLWLDWLYH�ZLHGHU
DQ]XVFKOLH�HQ�

 'LH�9HUWHLOXQJ�GHV�(QWZXUIV�HLQHU�.�VWHQVWUDWHJLH�LQ�'RUVHW�KDW�ZHLWHUH
2UJDQLVDWLRQHQ�YHUDQOD�W��VLFK�GHP�)RUXP�DQ]XVFKOLH�HQ�
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 :HVHQWOLFK�LVW��GD��GLH�%HWHLOLJXQJ�DOOHU�+DXSWEHWURIIHQHQ�DQ�HLQHU�,.=0�,QLWLDWLYH�JHZlKUOHLVWHW
ZLUG���'LHVHV�=LHO�VROOWH�QLFKW�XPJDQJHQ�RGHU�DXIJHJHEHQ�ZHUGHQ�
 
 
 3UREOHP��(QWZLFNOXQJ�HLQHU�JXWHQ�.RPPXQLNDWLRQ
 
 Zusammenarbeit ist in hohem Maße eine Frage der Vertrauensbildung, die wiederum eine effektive
Kommunikation erfordert. Eine gute Kommunikation hält die Menschen auf dem laufenden, bietet die
Möglichkeit für Dialog, Diskussion und die Lösung von Problemen und trägt dazu bei, Interesse zu
wecken und wachzuhalten, um etwas zuwege zu bringen.
 
 Da das IKZM so stark von freiwilliger Zusammenarbeit abhängt, erfordert die Projektleitung
erstklassige Kommunikationsfähigkeiten, um Zuversicht und gegenseitiges Vertrauen einer Vielzahl
unterschiedlicher Betroffener in dem Küstengebiet aufzubauen und zu erhalten.   Auch die Betroffenen
benötigen die Fähigkeit, ihre Ansichten vorzutragen und zu vertreten.
 
 Auch wenn es nur geringe praktische Fortschritte zu geben scheint, stärkt fortgesetzte Kommunikation
die Entschlossenheit, Probleme zu lösen und alle Betroffenen von der Relevanz des IKZM-Prozesses
für ihre eigenen Interessen zu überzeugen.
 

(V�LVW�JUR�H�6RUJIDOW�HUIRUGHUOLFK��GD�DQIlQJOLFKH�)HKOHU�LQ�GHU�.RPPXQLNDWLRQ�P|JOLFKHUZHLVH
VFKZHU�]X�EHKHEHQ�VLQG�

.RPPXQLNDWLRQ� EHUXKW� DXI� *HJHQVHLWLJNHLW�� � (IIHNWLYH� .RPPXQLNDWLRQ� NDQQ� GXUFK
DGPLQLVWUDWLYH� *HKHLPKDOWXQJ� XQG�PDQJHOQGH� 7UDQVSDUHQ]� GHU� 9HUZDOWXQJ� YHUHLWHOW� ZHUGHQ�
.RPPXQLNDWLRQ�ZLUG�MHGRFK�DXFK�GXUFK�GLH�9HUZHQGXQJ�WHFKQLVFKHU�7HUPLQRORJLH�XQG�HLQHQ
-DUJRQ� EHKLQGHUW�� GHU� I�U� YHUVFKLHGHQH� /HXWH� XQWHUVFKLHGOLFKH� %HGHXWXQJ� KDW�� � � (LQHU� GHU
HUVWHQ�6FKULWWH�EHL�GHU�6FKDIIXQJ�HLQHU�HIIHNWLYHQ�.RPPXQLNDWLRQ�LVW�GHVKDOE�GLH�(QWZLFNOXQJ
HLQHU�³JHPHLQVDPHQ�6SUDFKH´��GLH�DOOH�7HLOQHKPHU�YHUVWHKHQ�

3UREOHP�� � .RRSHUDWLRQ� XQG� .RRUGLQDWLRQ� ]ZLVFKHQ� YHUVFKLHGHQHQ
9HUZDOWXQJVHEHQHQ

Typischerweise ist die Managementverantwortung in bezug auf Küstenregionen über mehrere
Verwaltungsebenen verteilt. Die meisten sektoralen Interessen und Dienste werden durch eine oder
mehrere Behörden der Zentralregierung und durch ihre Fachbehörden vertreten.  Während viele
sektorale Tätigkeiten und Konflikte in der Küstenregion zum Tragen kommen, bzw. ihre Auswirkungen
dort spürbar sind, sind die Quelle vieler dieser Tätigkeiten Entscheidungen, die von sektoralen
Behörden auf zentraleren (häufig ministeriellen) Verwaltungsebenen getroffen wurden. 'LH
$XVZLUNXQJHQ�� GLH� DXI� K|KHUHU� (EHQH� HQWZLFNHOWH� 3OlQH� XQG� 6WUDWHJLHQ� DXI� .�VWHQJHELHWH
KDEHQ�N|QQHQ��EHLQKDOWHQ��GD��HLQH�,.=0�,QLWLDWLYH�RKQH�GLH�%HWHLOLJXQJ�XQG�GDV�(QJDJHPHQW
YRQ�%HK|UGHQ�GHU�PLWWOHUHQ�XQG�REHUHQ�(EHQH�IHKOVFKODJHQ�ZLUG���'DV�3UREOHP�GHU�.RQVLVWHQ]
]ZLVFKHQ�DXI�YHUVFKLHGHQHQ�(EHQHQ�JHWURIIHQHQ�(QWVFKHLGXQJHQ�LVW�GHU�.HUQ�GHU�6XEVLGLDULWlW
XQG� XQWHUPDXHUW� GLH� 1RWZHQGLJNHLW� HLQHU� HIIHNWLYHQ� YHUWLNDOHQ� .RRUGLQDWLRQ� VHNWRUDOHU
7lWLJNHLWHQ�

Zu den auf nationaler Ebene festgelegten Plänen mit sektoralem Schwerpunkt können Pläne für das
Management der Küste, für ausgewiesene (geschützte) Gebiete unterschiedlicher Art und für den
Tourismus gehören. Zu den sektorübergreifenen Strategien gehören Strategien für die wirtschaftliche

(IIHNWLYH�.RPPXQLNDWLRQ�LVW�Q|WLJ��XP�IROJHQGHV�]X�YHUKLQGHUQ�

• XQQ|WLJH�0L�YHUVWlQGQLVVH�XQG�.RQIOLNWH
• 9HUZLUUXQJ��EHU�9HUDQWZRUWOLFKNHLWHQ
• 6FKZLHULJNHLWHQ��DP�3URJUDPP�IHVW]XKDOWHQ
• )UXVWUDWLRQ�XQG�8QJHZL�KHLW�I�U�7HLOQHKPHU
• 9HU]|JHUXQJHQ�XQG�]XVlW]OLFKH�.RVWHQ
• HLQ�VFKOHFKWHV�%LOG�I�U�GDV�3URMHNW



28

Entwicklung, die Lokale Agenda 21, Strategien zur Erhaltung der Artenvielfalt sowie Managementpläne
für Mündungsgebiete. Die Pläne können einander überschneiden, und die Rangordnung der gesetzlich
vorgeschriebenen und nicht gesetzlich vorgeschriebenen Pläne verschiedener Behörden und
Verwaltungsebenen ist möglicherweise ungewiß.  Die Unvereinbarkeit von, oder Konflikte zwischen
Plänen und Strategien wurde in etwas mehr als der Hälfte der Projekte festgestellt.

Ein besonders wichtiges Hemmnis für das IKZM kann auftreten, wenn unerwartete Entscheidungen
oder Entwicklungen sektoral von nationalen oder regionalen Behörden ohne lokale Beteiligung
festgelegt werden. Unter solchen Bedingungen werden die Öffentlichkeit (und Lokalpolitiker)
möglicherweise die Motivation verlieren, wenn sie sich beim Versuch der Umsetzung des IKZM
machtlos und ohne Einfluß auf wichtige Entscheidungen fühlen.

Die Projekte verwenden viel Mühe darauf, sektorale Gesetzgebung sowie die von verschiedenen
Verwaltungsebenen, oder von verschiedenen Behörden, aufgestellten Strategien und Pläne
auszulegen, die auf räumlicher Ebene für das Projekt relevant sind. Die Mehrzahl der Projekte hat
vertikale Kooperationsmechanismen eingeführt, und viele arbeiten mit zwei oder mehr Ebenen der
Gebietskörperschaften zusammen. Manche haben die formelle Anerkennung übergeordneter
Behörden erhalten.  Kommunalbehörden haben nicht nur Schwierigkeiten damit, derartige Pläne, die
sich auf ihr Gebiet auswirken, zu verfolgen, sondern leiden möglicherweise auch unter Überlastung, da
ihre Mitarbeiter von ihren eigentlichen Aufgaben abgelenkt werden usw. Im Rahmen des
Demonstrationsprogramms gibt es bisher noch kein gutes Beispiel für standardisierte und formelle
Mechanismen für den Umgang mit derartigen Problemen; in fast allen Fällen hat das Projekt informelle
Mechanismen für die vertikale Kommunikation entwickelt oder ist mit der Entwicklung solcher
Mechanismen beschäftigt.

Will man sich auf internationale Erfahrungen stützen, ist die Bestimmung bezüglich der Konsistenz auf
Bundesebene des US-Gesetzes über das Küstenzonenmanagement von Interesse. Die Bestimmung

:LUWVFKDIWOLFKH�XQG�SK\VLVFKH�3ODQXQJVVWUDWHJLHQ�ZLGHUVSUHFKHQ�HLQDQGHU�LQ�GHQ�3URMHNWHQ
%XFKW�YRQ�%UHVW�XQG�0DJQLVLD�

(LQH�JHULQJH�.RQVLVWHQ]�GHU�0D�QDKPHQ�YHUVFKLHGHQHU�$NWHXUH�ZXUGH�LP�3URMHNW�&{WH
G¶2SDOH�IHVWJHVWHOOW�

'DV�3URMHNW�/D�*LURQGH�ELHWHW�HLQ�JXWHV�%HLVSLHO�GDI�U��GD��YHUVFKLHGHQH�9HUZDOWXQJV�
HEHQHQ��'HSDUWHPHQW��*HPHLQGH��LP�JHPLVFKWHQ�+DIHQPDQDJHPHQW�GLH�9HUDQWZRUWXQJ�I�U
YHUVFKLHGHQH�7lWLJNHLWHQ�KDEHQ��$XVWHUQ]XFKW��6SRUWVFKLIIDKUW���GLH�9HUZDOWXQJHQ��GLH
WUDGLWLRQHOO�GDUDQ�JHZ|KQW�VLQG��GLH�³'LQJH�DOOHLQ�]X�UHJHOQ´��P�VVHQ�YRQ�GHQ�9RUWHLOHQ�HLQHV
DXI�.RQVHQV�EHUXKHQGHQ�.RQ]HSWV��EHU]HXJW�ZHUGHQ�

'LH�*ROGPLQH�LQ�6WU\PRQLNRV��GLH�DXI�QDWLRQDOHU�(EHQH�JHQHKPLJW�ZXUGH��I�KUW�MHW]W
]X�EHWUlFKWOLFKHQ�.RQIOLNWHQ�PLW�DQGHUHQ�6HNWRUHQ�XQG�7lWLJNHLWHQ�LP�3URMHNWJHELHW�

'LH�QDWLRQDOH�:RKQXQJVEDXSROLWLN�LVW�HLQH�%HODVWXQJ�LQ�.HQW�

$XI�GHU�,VOH�RI�:LJKW�ELHWHW�GDV�DXI�QDWLRQDOHU�(EHQH�EHVFKORVVHQH�1DWXUD������1HW]
.RQIOLNWSRWHQWLDO�PLW�DQGHUHQ�6WUDWHJLHQ��GD�HV�DXIJH]ZXQJHQ�VWDWW�GXUFK
3DUWL]LSDWLRQ�XQG�.RQVHQVELOGXQJ�HQWZLFNHOW�ZXUGH�

,Q�)LQQODQG�XQG�)UDQNUHLFK�OLHJW�GLH�9HUDQWZRUWXQJ�I�U�GLH�$XVZHLVXQJ�XQG�GDV
0DQDJHPHQW�YRQ�6FKXW]JHELHWHQ�KlXILJ�DXI�UHJLRQDOHU�(EHQH��ZlKUHQG�GLH
5DXPSODQXQJ�W\SLVFKHUZHLVH�HKHU�HLQH�ORNDOH�)XQNWLRQ�LVW�

'DV�3URMHNW�.HQW�VWHOOW�IHVW��GD��HV�HLQIDFK�]X�YLHOH�3OlQH�XQG�6WUDWHJLHQ�JLEW��XQG�SU�IW�
ZLH�GLHVH�KDUPRQLVLHUW�ZHUGHQ�N|QQHQ�

'DV�3URMHNW�,VOH�RI�:LJKW�SU�IW�LQVEHVRQGHUH�GDV�3UREOHP�GHU�.RRUGLQDWLRQ�XQG
,QWHJUDWLRQ�YRQ�3OlQHQ��VRZRKO�ZlKUHQG�GHV�3UR]HVVHV�GHU�3ODQHQWZLFNOXQJ�DOV�DXFK
ZlKUHQG�GHU�8PVHW]XQJ��XQG�OLVWHW�QHXQ�$UWHQ�YRQ�6WUDWHJLHQ�XQG�3OlQHQ�DXI��GLH�VLFK
DXI�GDV�3URMHNWJHELHW�DXVZLUNHQ�

3OlQH�XQG�6WUDWHJLHQ�ZHUGHQ�LP�3URMHNW�)LQQLVFKHU�0HHUEXVHQ�I�U�GLH�ORNDOH�(EHQH
DXVJHZHUWHW�

,Q�5LD�G
$YHLUR�DUEHLWHW�MHW]W�GDV�/DQGZLUWVFKDIWVPLQLVWHULXP�PLW�GHQ�.RPPXQDOEHK|UGHQ
]XVDPPHQ�



29

schreibt vor, daß alle Entscheidungen auf Bundesebene (nationaler Ebene), die sich auf
Entwicklungen an den Küsten beziehen, im Einklang mit den Plänen der Staaten stehen müssen; dies
hat sich als wichtiger Anreiz für Staaten erwiesen, die Strategien für das Küstenmanagement
entwickeln.

(V�VLQG�0HFKDQLVPHQ�HUIRUGHUOLFK��XP�YHUWLNDOH�.RPPXQLNDWLRQ�XQG�.RRSHUDWLRQ�LQ�GHU�3ROLWLN�
HQWZLFNOXQJ� ]X� JHZlKUOHLVWHQ� XQG� XP� VLFKHU]XVWHOOHQ�� GD�� ORNDOH� (LQ]HOSHUVRQHQ� XQG
2UJDQLVDWLRQHQ�EHL�DXI�KRKHU�(EHQH�]X� WUHIIHQGHQ�(QWVFKHLGXQJHQ��GLH�VLFK� LQ�EHWUlFKWOLFKHU
:HLVH�DXI�VLH�DXVZLUNHQ��HWZDV�]X�VDJHQ�KDEHQ���Derartige Mechanismen könnten umfassen:

-- Synchronisation der wichtigsten Planungsoperationen in hierarchischem Kontext
-- vertikale und horizontale Vorabkonsultationen zur Vorbereitung aller Planungsoperationen.
-- zwischen Verwaltungen agierende formelle Beratungs- und Betreuungsdienste.
-- Vereinbarungen oder Chartas

3UREOHP�� (UUHLFKHQ� HLQHU� .RRUGLQDWLRQ� XQG� .RRSHUDWLRQ� ]ZLVFKHQ
EHQDFKEDUWHQ�*HELHWVN|USHUVFKDIWHQ

Der geeignete Arbeitsbereich für das IKZM reicht normalerweise über die administrativen Grenzen
hinaus; beispielsweise kann eine Hafenerweiterung in einer Stadt beträchtliche Auswirkungen auf
benachbarte Städte und Dörfer haben.  Dies impliziert die Notwendigkeit einer horizontalen
Kooperation und Koordination zwischen angrenzenden Behörden, und die .RRSHUDWLRQ� ]ZLVFKHQ
EHQDFKEDUWHQ� %HK|UGHQ� LVW� HLQH� ORJLVFKH� .RPSRQHQWH� GHU� PHLVWHQ� ,.=0�,QLWLDWLYHQ�   Diese
Kooperation kann zu einer Bündelung von Energien und Ressourcen führen.

In der Mehrzahl der Fälle sind die Beziehungen zwischen benachbarten Behörden positiv, und
Kooperationsangebote werden gut aufgenommen.

Die Zusammenarbeit zwischen benachbarten Behörden kann in unterschiedlicher Form erfolgen und
von freiwillig/informell bis vertraglich reichen. Internationale Übereinkommen können Auslöser für die
Kooperation zwischen Verwaltungen benachbarter Länder sein. Die Demonstrationsprojekte
veranschaulichen mehrere verschiedene erfolgreiche Mechanismen für die Zusammenarbeit.

%HYRU�PLW�GHP�,.=0�EHJRQQHQ�ZXUGH��KDWWHQ�GLH�*HPHLQGHQ�LQ�/HWWODQG�ZHQLJ�(UIDKUXQJ�LQ
GHU�=XVDPPHQDUEHLW��'DV�,.=0�3LORWSURMHNW�³]ZDQJ´�VLH�GD]X��]XVDPPHQ]XNRPPHQ�XQG
JHPHLQVDP�]X�SODQHQ��'DEHL�HQWGHFNWHQ�VLH�YLHOH�JHPHLQVDPH�,QWHUHVVHQ�XQG�DXFK�HLQH�QHXH
6WlUNH�GXUFK�GLH�JHPHLQVDPH�%HKDQGOXQJ�GLHVHU�3UREOHPH�

(LQHU�GHU�$XVO|VHU�I�U�GDV�3URMHNW
,SLUXV�ZDU�GLH�HPSIXQGHQH�1RW�
ZHQGLJNHLW��ZHJHQ�GHU�³JHR�
JUDSKLVFKHQ�.RQWLQXLWlW�GHV
.�VWHQJHELHWV´�PLW�GHP�EHQDFK�
EDUWHQ�$OEDQLHQ
]XVDPPHQ]XDUEHLWHQ�

'HU�/DQGNUHLV�6WRUVWU¡P�DUEHLWHW�PLW�%HK|UGHQ�LP
EHQDFKEDUWHQ�*HELHW�YRQ�5RVWRFN��'HXWVFKODQG�
]XVDPPHQ��LQVEHVRQGHUH�LP�+LQEOLFN�DXI�5HJLRQDO�
SODQXQJ�XQG�EHL�$UEHLWHQ�LP�=XVDPPHQKDQJ�PLW�GHU
ORNDOHQ�$JHQGD����LP�.�VWHQJHELHW�VRZLH�EHL�GHU
(QWZLFNOXQJ�NRPSDWLEOHU�6WUDWHJLHQ�I�U�GHQ�7RXULVPXV�

'DV�3URMHNW�&{WH�G¶2SDOH�KDW�HLQH�&KDUWD�I�U�GLH�(QWZLFNOXQJ�GHU�.�VWHQUHJLRQ�HQWZLFNHOW��GLH
GLH�YLHU�DQ�GHU�(QWZLFNOXQJ�YRQ�9RUVFKOlJHQ�I�U�GLH�.�VWHQJHELHWH�EHWHLOLJWHQ
9HUZDOWXQJVHEHQHQ��ORNDO��EH]LUNOLFK��UHJLRQDO�XQG�QDWLRQDO��LQVSLULHUHQ�XQG�VLFK�LQ�GHQ�ORNDOHQ
0DQDJHPHQWSOlQHQ�ZLGHUVSLHJHOQ�VROO�
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In einigen wenigen Fällen sind die Beziehungen zwischen benachbarten Behörden neutral, oder sogar
konkurrierend, und die Begründung einer Kooperation ist schwieriger.  Informationen, die eindeutig das
gemeinsame Interesse an einer Zusammenarbeit erläutern und möglicherweise durch einen “neutralen
Akteur”, präsentiert oder gebilligt werden, können zur Förderung des Kooperationswunsches
beitragen.

In vielen Fällen können die angrenzenden Behörden in der Realität die Kommunalbehörden eines
anderen Landes sein. Eine der Schwierigkeiten bei der Entwicklung der Kooperation über territoriale
Grenzen hinweg besteht darin, daß die verschiedenen Behörden möglicherweise unterschiedliche
Ansprüche auf Fördergelder haben.  Dies ist ein besonderes Problem für die Zusammenarbeit mit
Drittländern.

,QIRUPHOOH���)UHLZLOOLJH�0HFKDQLVPHQ�

���'DV�'RUVHW�&RDVW�)RUXP�EULQJW�9HUWUHWHU�DOOHU�N�VWHQQDKHQ�'LVWULNWH�LQ�GHU�*UDIVFKDIW�'RUVHW
VRZLH�9HUWUHWHU�YRQ�EHQDFKEDUWHQ�N�VWHQQDKHQ�*UDIVFKDIWHQ�]XVDPPHQ�

���'LH�.RRSHUDWLRQ�]ZLVFKHQ�EHQDFKEDUWHQ�,QVHOEHK|UGHQ�LVW�GDV�.HUQVW�FN�GHV�3URMHNWV
.\NODGHQ�

���=XVDPPHQVFKO�VVH�YRQ�.RPPXQDOEHK|UGHQ�VLQG�HLQ�0HUNPDO�PHKUHUHU�3URMHNWH��GDUXQWHU
/D�*LURQGH��$1$6��+XHOYD�$OJDUYH��XQG�/HWWODQG�

���'DV�3URMHNW�*DQGLD��/D�&RVWHUD�&DQDO��EDVLHUW�DXI�HLQHU�IUHLZLOOLJHQ�.RRSHUDWLRQ�]ZLVFKHQ
EHQDFKEDUWHQ�.RPPXQDOEHK|UGHQ��VLH�KRIIHQ��GLH�(UJHEQLVVH�GHV�3URMHNWV�DOV�6WLPXODQV�I�U
GLH�)|UGHUXQJ�HLQHV�IRUPHOOHUHQ�=XVDPPHQVFKOXVVHV�YHUZHQGHQ�]X�N|QQHQ�

���'DV�3URMHNW�)LQQLVFKHU�0HHUEXVHQ�KDW�GHQ�$XVWDXVFK�YRQ�,GHHQ�XQG�,QIRUPDWLRQHQ
]ZLVFKHQ�GHQ�VLHEHQ�*HPHLQGHQ�JHI|UGHUW��GLH�SDUDOOHO�DQ�GHU�(QWZLFNOXQJ�ORNDOHU�3OlQH�I�U
GDV�.�VWHQPDQDJHPHQW�DUEHLWHQ�

���'LH�3URMHNWH�&RUQZDOO��'HYRQ��'RUVHW�XQG�,VOH�RI�:LJKW�KDEHQ�GLH�³:HVWHUQ�$SSURDFKHV
*URXS´�JHJU�QGHW��GLH�GD]X�EHLWUDJHQ�VROO��HLQH�.RRUGLQDWLRQ�]X�HUUHLFKHQ�

6HPLIRUPHOOH�0HFKDQLVPHQ�

$OOH�*HPHLQGHQ��EHL�GHQHQ�GLH�(QWZlVVHUXQJ�LKUHV�7HUULWRULXPV�JDQ]�RGHU�WHLOZHLVH�LQ�GLH
%XFKW�YRQ�%UHVW�HUIROJW��VLQG�8QWHU]HLFKQHU�GHV�µ&RQWUDW�GH�%DLH¶��GHU�IRUPHOO�GXUFK�GHQ�3UpIHW
GHU�ZLFKWLJVWHQ�EHWURIIHQHQ�5HJLRQ�JHELOOLJW�ZXUGH�

)RUPHOOH�0HFKDQLVPHQ�

,Q�1RUZHJHQ�KDEHQ�DQJUHQ]HQGH�*HPHLQGHQ�VRZLH�6HNWRUHQ��ORNDOH�9HUElQGH�XQG�$QZRKQHU
HLQ�JHVHW]OLFKHV�5HFKW�DXI�.RQVXOWDWLRQ�EHL�ORNDOHQ�(QWZLFNOXQJVSOlQHQ�

$XI�hEHUHLQNRPPHQ�EDVLHUHQGH�LQWHUQDWLRQDOH�.RRSHUDWLRQ�

'DV�:DWWHQPHHU�3URMHNW�HUOHLFKWHUW�GLH�.RRUGLQDWLRQ�YRQ�7lWLJNHLWHQ�]ZLVFKHQ�DOOHQ�DQ�GDV
0HHU�DQJUHQ]HQGHQ�*HELHWVN|USHUVFKDIWHQ�XQG�XPID�W�GUHL�/lQGHU��'LH�LQWHUUHJLRQDOH
:DWWHQPHHU�.RRSHUDWLRQ�HUJlQ]W�GLH�EHVWHKHQGH�WULODWHUDOH�.RRSHUDWLRQ�]ZLVFKHQ�GHQ
5HJLHUXQJHQ�YRQ�'lQHPDUN��'HXWVFKODQG�XQG�GHQ�1LHGHUODQGHQ��GHUHQ�=LHO�GDULQ�EHVWHKW�
3ROLWLNHQ��*HVHW]H�XQG�0DQDJHPHQWPD�QDKPHQ�]X�KDUPRQLVLHUHQ��XP�GDV�JHPHLQVDPH�=LHO
GHU�QDFKKDOWLJHQ�1XW]XQJ�YRQ�.�VWHQUHJLRQHQ�XQG�±UHVVRXUFHQ�]X�HUUHLFKHQ�

,P�5,&$0$�3URMHNW�KDEHQ�SDUWHLLVFKH�3ROLWLNHQ�GLH�.RRSHUDWLRQ�]ZLVFKHQ�EHQDFKEDUWHQ
.RPPXQDOEHK|UGHQ�EHJUHQ]W���'DV�3URMHNW�DUEHLWHW�GDUDQ��GDV�0L�WUDXHQ�XQG�GLH�)HLQGOLFKNHLW
DOOPlKOLFK�]X��EHUZLQGHQ��LQGHP�HV�QHXHV�:LVVHQ�LQ�GLH�|IIHQWOLFKH�$UHQD�EULQJW�XQG�YHUVXFKW�
GDV�|IIHQWOLFKH�3UREOHPEHZX�WVHLQ�]X�HQWZLFNHOQ�

.RRSHUDWLRQVSURMHNWH�LQ�GHU�Q|UGOLFKHQ�$GULD�ZHUGHQ�GDGXUFK�EHKLQGHUW��GD��6ORZHQLHQ
XQG�LQVEHVRQGHUH�.URDWLHQ�NHLQHQ�$QVSUXFK�DXI�)|UGHUXQJ�GXUFK�EHVWLPPWH
)LQDQ]LHUXQJVTXHOOHQ�KDEHQ�
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)LQDQ]LHUXQJVPHFKDQLVPHQ� I�U� ,.=0�,QLWLDWLYHQ� P�VVHQ� VLFKHUVWHOOHQ�� GD�� DOOH� UHOHYDQWHQ
EHQDFKEDUWHQ�%HK|UGHQ�WHLOQHKPHQ�N|QQHQ�

3UREOHP��.RRSHUDWLRQ��EHU�GLH�/DQG�0HHU�*UHQ]H�KLQZHJ

Die Diskontinuität der Managementregelungen für das Land und das Meer sind in vielen Ländern ein
wichtiger Punkt. Die Trennung resultiert aus unterschiedlichen gesetzlichen Regelungen für das Land
und das Meer und wird durch Traditionen und Eigentumsfragen verstärkt.

In gewissem Sinne ist die Kooperation über die Land-Meer-Grenze hinweg nur ein Sonderfall der
“Kooperation zwischen benachbarten Behörden”.  Sie wird hier als gesondertes Problem
aufgenommen, da sie häufig besonders schwer zu realisieren ist und wegen der gleichzeitigen
sektoralen Trennung komplizierter ist, als die meisten Kooperationen zwischen benachbarten
Behörden.  'LH .RRSHUDWLRQ��EHU�GLH�/DQG�0HHU�*UHQ]H�KLQZHJ�LVW�MHGRFK�DEVROXW�IXQGDPHQWDO
I�U� GLH� (QWZLFNOXQJ� GHV� ,.=0�� GD� GLH� ,QWHJUDWLRQ� GHV� 0DQDJHPHQWV� GHV� /DQGHV� XQG� GHV
0DQDJHPHQWV� GHV� 0HHUHV� HLQH� VHLQHU� JUXQGOHJHQGHQ� =LHOVHW]XQJHQ� LVW�� � 'LHV� LVW� QXU� ]X
HUUHLFKHQ�� LQGHP� JHZlKUOHLVWHW� ZLUG�� GD�� GLH� I�U� GLH� EHLGHQ� %HUHLFKH� YHUDQWZRUWOLFKHQ
%HK|UGHQ�XQG�GLH� LQ�EHLGHQ�%HUHLFKHQ� WlWLJHQ�:LUWVFKDIWVEHWHLOLJWHQ�DQ�GHP�3UR]H��EHWHLOLJW
ZHUGHQ�

Obwohl sich die Kompetenzverteilung für das Management der Meeresressourcen zwischen den
Mitgliedstaaten unterscheidet, besteht die gemeinsame Notwendigkeit, das verantwortliche Ressort
der Verwaltung darin zu bestärken, mit den IKZM-Planern von der terrestrischen Seite in Verbindung
zu treten.

$XI�EHLGHQ�6HLWHQ�EHVWHKW�DXFK�GLH�1RWZHQGLJNHLW�HLQHV�EHVVHUHQ�9HUVWlQGQLVVHV�GHU�$UW�GHU
:HFKVHOZLUNXQJHQ� XQG� JHJHQVHLWLJHQ� $EKlQJLJNHLWHQ� ]ZLVFKHQ� GHU� /DQG�� XQG� GHU� 0HHUHV�
NRPSRQHQWH�GHU�.�VWHQJHELHWH�

Während eine Schwäche mehrerer Demonstrationsprojekte darin besteht, daß der Beteiligung der
marinen Behörden unzureichende Aufmerksamkeit gewidmet wurde, widmen sich einige der Projekte
ganz speziell diesem Problem und untersuchen mögliche Mechanismen, mit denen gewährleistet
werden soll, daß Meeresfragen in angemessener Weise mit landbezogenen Planungs- und
Managementtätigkeiten verknüpft werden.

In Schweden erstrecken sich die Planungsbefugnisse der Gemeindeebene bis zur Grenze der
Hoheitsgewässer, d. h. 12 Seemeilen.  In ähnlicher Weise können sich in Norwegen und Finnland die
Planungsbefugnisse der Kommunalbehörden (Landkreis- oder Gemeindeebene) auf das Meer hinaus

,Q�YLHOHQ�/lQGHUQ��GDUXQWHU�GHP�9HUHLQLJWHQ�.|QLJUHLFK��,UODQG�XQG�'lQHPDUN��ZHUGHQ
7lWLJNHLWHQ�DXI�GHU�/DQGVHLWH�YRQ�.�VWHQUHJLRQHQ�JUR�HQWHLOV�GXUFK�3ODQXQJVUHFKW
NRQWUROOLHUW��DXI�GHU�0HHUVHLWH�ZHUGHQ�VLH�GXUFK�VHNWRUDOHV�5HFKW�NRQWUROOLHUW��'LH�PHLVWHQ
1XW]XQJVZHLVHQ�GHU�0HHUHVXPZHOW�VLQG�]XPLQGHVW�LQ�JHZLVVHP�0D�H�YRQ�DQ�/DQG
JHOHJHQHQ�(LQULFKWXQJHQ�XQG�,QIUDVWUXNWXUHQ�DEKlQJLJ��DX�HUGHP�ZHUGHQ�2IIVKRUH�
1XW]XQJVZHLVHQ�ZHJHQ�GLHVHU�XQWHUVFKLHGOLFKHQ�.RQWUROOV\VWHPH�VHOWHQ�PLW�GHQ
.RPPXQDOEHK|UGHQ�NRRUGLQLHUW�

'DV�'RUVHW�&RDVWDO�)RUXP
XPID�W�9HUWUHWHU�YRQ�2IIVKRUH�
6HNWRUHQ��XQG�GDV�)RUXP�DOV
*DQ]HV�KDW�]X�3UREOHPHQ�ZLH
%RUG�%RUG�gOXPVFKODJ�XQG
.�VWHQILVFKHUHL�6WHOOXQJ
EH]RJHQ�

'DV�3URMHNW�%DQWU\�%D\
DUEHLWHW�EHKDUUOLFK�GDUDQ
]X�JHZlKUOHLVWHQ��GD��GDV
0LQLVWHULXP�I�U�GLH�0DULQH
HLQ�DNWLYHU�3DUWQHU�GHU
,QLWLDWLYH�LVW�

'DV�3URMHNW�.HQW
YHUZHQGHW�'XUFKI�K�
UXQJVYHURUGQXQJHQ��XP�GLH
UHFKWOLFKHQ
%HVFKUlQNXQJHQ�I�U�HLQ
LQWHJULHUWHV�/DQG�0HHU�
.RQ]HSW�]X��EHUZLQGHQ�

'DV�3URMHNW�&{WH�G¶2SDOH�YHUVXFKW��GLH�$ElQGHUXQJ�YRQ�5HFKWVYRUVFKULIWHQ�]X�I|UGHUQ��GDPLW�GDV
0DQDJHPHQW�GHV�WHUUHVWULVFKHQ�7HLOV�GHV�.�VWHQJHELHWV�XQG�GHU�PDULQHQ�6HLWH�LP�5DKPHQ�HLQHV
NRKlUHQWHQ�.RQ]HSWV�HUIROJW�
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bis zum Rand des Archipels erstrecken. Mindestens zwei Projekte (Irische Dünen, Kent) würden in
ihrem Land gerne eine ähnliche meerseitige Ausdehnung der gesetzlichen Planungsbefugnisse der
Kommunalbehörden erreichen.  Die Frage der meerseitigen Ausdehnung der Planungsbefugnisse ist
jedoch nicht immer eine politisch akzeptable Lösung.  Sie wirft mehrere Probleme auf, darunter
Probleme in bezug auf lokale Kapazitäten, Kosten und möglicherweise doppelte Sachkenntnis,
Ungewißheit für kommerzielle Sektoren, die Notwendigkeit einer meerseitigen Neufestlegung
kommunaler Grenzen sowie Schwierigkeiten in bezug auf die Anwendbarkeit auf vorübergehende oder
wechselnde Tätigkeiten.   In einigen Fällen wird das Zögern bezüglich der meerseitigen Ausdehnung
der Planungszuständigkeit durch die Furcht begründet, die Planung für einige sektorale Tätigkeiten,
beispielsweise Schiffsverkehr, die ein eher holistisches Konzept erfordern, in unpraktischer Weise zu
unterteilen.

3UREOHP��.RRSHUDWLRQ�XQG�.RRUGLQDWLRQ�]ZLVFKHQ�ORNDOHQ�6HNWRUYHUZDOWXQJHQ

Zu den Sektoren gehören wirtschaftliche Sektoren wie Tourismus oder Fischerei sowie nicht
wirtschaftliche Sektoren wie Naturschutz oder Bildungswesen. Dienstleistungen wie
Verkehrsinfrastruktur, nationale Sicherheit und Küstenschutz fallen auch unter diese Überschrift.

Sektorale Zwänge und Konflikte sind in Europas Küstengebieten weitverbreitet, und häufig betrachtet
ein Sektor die anderen als Bedrohung für seine eigenen Zielsetzungen.  Diese Konflikte sowie die
Notwendigkeit, sie beizulegen, sind oftmals der Auslöser für IKZM-Initiativen.

Konflikte innerhalb von Sektoren können oftmals ebenso schädlich und hartnäckig sein wie Konflikte
zwischen Sektoren. Lokale Initiativen können eine wichtige Rolle dabei spielen, die Verständigung
zwischen unterschiedlichen Interessen innerhalb desselben Sektors zu erleichtern.

Sektorale Tätigkeiten in Europa werden, mit wenigen Ausnahmen, durch sektorale Gesetze geregelt,
die durch sektorale Verwaltungsressorts umgesetzt werden.  Diese Gesetze beziehen sich im
allgemeinen nicht auf den Ort einer Tätigkeit, sondern eher auf ihre Art.  Aufgrund der Vielfalt von
sektoralen Tätigkeiten in den Küstengebieten sollte eine breite Palette von sektoralen
Verwaltungsressorts an ihrem integrierten Management beteiligt sein.

'DV�3URMHNW�LQ�1RUZHJHQ�LVW�WHLOZHLVH�HLQH�5HDNWLRQ�GDUDXI��GD��.RQIOLNWH�]ZLVFKHQ�8PZHOW
XQG�)LVFKHUHL�QLFKW�DXI�*HPHLQGHHEHQH�EHLJHOHJW�ZHUGHQ�NRQQWHQ�

,P�3URMHNW�,VOH�RI�:LJKW�ZLUG�GLH�%H]LHKXQJ�8PZHOW�±�(QWZLFNOXQJ�DOV�DOOJHPHLQHU�.RQIOLNW�
EHUHLFK�LGHQWLIL]LHUW���%HLVSLHOVZHLVH�VWHKHQ�%DJJHUDUEHLWHQ�LP�2IIVKRUH�%HUHLFK�LP�.RQIOLNW�PLW
GHP�6FKXW]�GHV�0HHUHVERGHQV��XQG�GLH�.HQQWQLVVH�UHLFKHQ�QLFKW�DXV��XP�GLH�$XVZLUNXQJHQ
DXI�GLH�8PZHOW�XQG�GLH�)LVFKHUHL�YROOVWlQGLJ�DE]XVFKlW]HQ�

6WU\PRQLNRV�LVW�HLQ�*HELHW�PLW�YLHOIlOWLJHQ�.RQIOLNWHQ��*UXQGVWRIIJHZLQQXQJVLQGXVWULHQ
�*ROGJHZLQQXQJ��±�7RXULVPXV��6WDGWHQWZLFNOXQJ�±�1DWXUVFKXW]��7RXULVPXV�±�1DWXUVFKXW]�
/DQGZLUWVFKDIW�±�1DWXUVFKXW]��XQG�.�VWHQILVFKHUHL���+RFKVHHILVFKHUHL�

$E]XJ�GHU�7UXSSHQ�PLW�GDPLW�YHUEXQGHQHQ�%HVFKlIWLJXQJVSUREOHPHQ�LQ�'RUVHW�XQG�%UHVW�

,Q�6WRUVWU¡P�JLEW�HV�±�LQVEHVRQGHUH�EHL�*UXQGEHVLW]HUQ���%HGHQNHQ��GD��QDWLRQDOH
6FKXW]]LHOH��GLH�LQ�GHU�QHXHQ������P�EUHLWHQ�6FKXW]]RQH�$XVGUXFN�ILQGHQ��ORNDOH�ZLUWVFKDIW�
OLFKH�0|JOLFKNHLWHQ��LQVEHVRQGHUH�GHQ�7RXULVPXV��KHPPHQ�RGHU�HLQVFKUlQNHQ�N|QQWHQ��$XFK
.RQIOLNWH�]ZLVFKHQ�/DQGZLUWVFKDIW�XQG�8PZHOW�ZHUGHQ�IHVWJHVWHOOW���(LQH�0|JOLFKNHLW�I�U�GHQ
8PJDQJ�PLW�GLHVHQ�.RQIOLNWHQ�ELHWHW�GDV�QHXH�6\VWHP�I�U�GLH�3ODQXQJ�GHU�:DVVHU�
EHZLUWVFKDIWXQJ��LQ�GHVVHQ�5DKPHQ�/DQGZLUWH�=XVFK�VVH�HUKDOWHQ��EHLVSLHOVZHLVH�I�U�GDV
$QOHJHQ�QHXHU�)HXFKWJHELHWH�

.HQW�VWHOOW�IHVW��GD��.RQIOLNWH�RIWPDOV�DXIJUXQG�GHU�NRQNXUULHUHQGHQ�=LHOH�|IIHQWOLFK�UHFKWOLFKHU

.|USHUVFKDIWHQ�HQWVWHKHQ�

,Q�.HQW�KDW�HLQH�.RQIHUHQ]�HUVWPDOLJ�)LVFKHU��)LVFKYHUDUEHLWHU�XQG�)LVFKKlQGOHU��$NDGHPLNHU�
$XIVLFKWVEHK|UGHQ�XQG�152�]XVDPPHQJHI�KUW��XP�GLH�=XNXQIW�GHU�.�VWHQILVFKHUHL�LQ�GHU
5HJLRQ�]X�GLVNXWLHUHQ�



33

Bei der Förderung der Zusammenarbeit der verschiedenen Sektoren gibt es jedoch einige Probleme:
• Alle sektoralen Verwaltungen befinden sich typischerweise in unterschiedlichen Planungszyklen
• Sektorale Verwaltungen haben normalerweise keinerlei Tradition in bezug auf die Zusammen-

arbeit und unterliegen möglicherweise sogar strengen Zuständigkeitsbeschreibungen, die sie an
einer Zusammenarbeit hindern.

• Alle sektoralen Verwaltungen haben unterschiedliche Verwaltungsbezirke; die administrativen
Sektoren können nicht immer tatsächlich als unabhängige Vertreter arbeiten.

 
 Ferner haben horizontale Verwaltungsbehörden oftmals wenig Erfahrung in der Zusammenarbeit mit
sektoralen Behörden und erkennen möglicherweise die Notwendigkeit einer solchen Zusammenarbeit
nicht einmal an.
 
 $QJHVLFKWV�GHU�EHWUlFKWOLFKHQ�=DKO�ZDKUJHQRPPHQHU�.RQIOLNWH�]ZLVFKHQ�VHNWRUDOHQ�,QWHUHVVHQ
LVW� HV� ZHVHQWOLFK�� GD�� GLH� UHOHYDQWHQ� 5HVVRUWV� GHU� 9HUZDOWXQJ� ]XVDPPHQDUEHLWHQ�� XP
JHPHLQVDPH�/|VXQJHQ�]X�ILQGHQ�
 
 'LH�(QWZLFNOXQJ�YRQ�0HFKDQLVPHQ�]XU�(UOHLFKWHUXQJ�GLHVHU�.RRSHUDWLRQ�NDQQ�HLQ�DOOPlKOLFKHU
3UR]H�� VHLQ�� GHU� WUDGLWLRQHOOH� %DUULHUHQ� ZLH� JHJHQVHLWLJH� 8QNHQQWQLV� GHU� (UIRUGHUQLVVH� RGHU
.RQNXUUHQ]� DEEDXHQ� PX��� XQG� NDQQ� VRJDU� bQGHUXQJHQ� GHU� UHFKWOLFKHQ� =XVWlQGLJNHLWHQ
HUIRUGHUQ�
 
 :LUG� GLH� gIIHQWOLFKNHLW� YRQ� GHP� ODQJIULVWLJHQ� ,QWHUHVVH� DP� )LQGHQ� JHPHLQVDPHU� /|VXQJHQ
�EHU]HXJW�� NDQQ� GLHV� GD]X� I�KUHQ�� GD�� GLH� VHNWRUDOHQ� 9HUZDOWXQJHQ� LQ� EH]XJ� DXI� HLQH
=XVDPPHQDUEHLW�XQWHU�'UXFN�JHVHW]W�ZHUGHQ�
 
 
 3UREOHP��%HWHLOLJXQJ�YRQ�%�UJHULQLWLDWLYHQ�XQG�,QWHUHVVHQJUXSSHQ
 
 Zwar haben die verschiedenen Ressorts und Ebenen der Verwaltung eindeutig die Aufgabe, dem
“Wohl der Öffentlichkeit” zu dienen; die Erfahrung zeigt jedoch, daß sie nicht alle Aspekte dieses
“Wohles der Öffentlichkeit” in ihren Entscheidungen in gleicher Weise vertreten können.  'LH
%HWHLOLJXQJ�GHU�gIIHQWOLFKNHLW�LVW�EHVRQGHUV�ZLFKWLJ��XP�]X�JHZlKUOHLVWHQ��GD��VLFK�HLQH�,.=0�
,QLWLDWLYH�3UREOHPHQ� LP�=XVDPPHQKDQJ�PLW�GHU�/HEHQVTXDOLWlW��GHP�NXOWXUHOOHQ�XQG�VR]LDOHQ
(UEH�VRZLH�)UHL]HLWEHVFKlIWLJXQJHQ�ZLGPHW�
 
 
 
 
 'LH� %HWHLOLJXQJ� GHU� gIIHQWOLFKNHLW� DQ� HLQHU� ,.=0�,QLWLDWLYH� WUlJW� DXFK� GD]X� EHL�� GLH
8PVHW]EDUNHLW�HYHQWXHOO�YRQ�LKU�HUDUEHLWHWHU�(PSIHKOXQJHQ�RGHU�3OlQH�]X�JHZlKUOHLVWHQ�
 
 Die Beteiligung des Bürgers kann aus mehreren Gründen schwierig sein, wozu unter anderem
gehören:

• keine Tradition der Beteiligung der Öffentlichkeit

• keine besonderen Vorkehrungen für die direkte Beteiligung der Bürger in einigen formelleren
IKZM-Strukturen (wie dem "contrat de baie")

• logistische Schwierigkeiten im Zusammenhang mit dem Zeit- und Kostenaufwand einer
aktiven Beteiligung

• “Planungslastigkeit” wegen unharmonisierter Planungssysteme, die die Ressourcen vieler
Betroffener ernsthaft überbeanspruchen kann

 
 
 
 

 

 'LH�,QWHUHVVHQ�GHV�%�UJHUV�EHLVSLHOVZHLVH�DOV�7RXULVW�N|QQHQ�QLFKW�LQ�MHGHP�)DOO�YRP
7RXULVPXVJHZHUEH�RGHU�GHQ�QDWLRQDOHQ�)UHPGHQYHUNHKUVlPWHUQ�YHUWUHWHQ�ZHUGHQ�
GHUHQ�,QWHUHVVHQ�LQ�HUVWHU�/LQLH�NRPPHU]LHOOHU�$UW�VLQG�

 9LHOH�%HWURIIHQH�YHUVS�UHQ�HLQH�hEHUEHDQVSUXFKXQJ�LKUHU�.DSD]LWlWHQ�DXIJUXQG�GHU
7HLOQDKPH�XQG�%HWHLOLJXQJ�DQ�PHKU�DOV�HLQHU�,QLWLDWLYH��EHLVSLHOVZHLVH�DQ�3URMHNWHQ�DXI
YHUVFKLHGHQHQ�(EHQHQ��UHJLRQDO�XQG�ORNDO��GDUXQWHU�ORNDOH�3OlQH�LP�%HUHLFK�GHU�$UWHQYLHOIDOW�
,QLWLDWLYHQ�]XU�$JHQGD�����.�VWHQPDQDJHPHQWSOlQH�XQG�(QWZLFNOXQJVSOlQH�
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• das Gefühl, daß es Zeitverschwendung wäre, sich zu einer faktisch vollendeten Tatsache zu
äußern (insbesondere, wenn sich die Beteiligung der Bürger auf die Konsultation am Ende
einer IKZM-Initiative beschränkt)

 
 
 Spezifische Mechanismen für die Förderung der Beteiligung der Öffentlichkeit am IKZM werden im
Abschlußbericht des Themenexperten "Partizipation" diskutiert.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 NRO und Bürgerorganisationen können ebenfalls eine wichtige Rolle in einer IKZM-Initiative spielen,
indem sie ganz spezifische Aspekte des gesellschaftlichen Wohls verteidigen. Bürgerorganisationen
können als Vertreter von Bürgern fungieren, die als Einzelperson nicht die Ressourcen für eine aktive
Beteiligung haben.
 
 In einigen Fällen bestand ein Widerstreben, NRO zu beteiligen, da sie als nicht verantwortlich
betrachtet werden, feste Tagesordnungen haben oder nicht bereit sind, an einem Kompromiß zu
arbeiten.  Dieses Problem kann überwunden werden, indem darauf bestanden wird, daß alle
Teilnehmer, einschließlich von NRO, der IKZM-Initiative auf der Basis derselben “Grundregeln”
beitreten – nämlich einer erklärten Verpflichtung, an Lösungen zu arbeiten, die langfristig das Wohl der
Öffentlichkeit optimieren.
 
 
 
 
 
 
 ,.=0�,QLWLDWLYHQ�VROOWHQ�I�U�GLH�HIIHNWLYH�%HWHLOLJXQJ�GHU�gIIHQWOLFKNHLW�DQ�DOOHQ�LKUHQ�$NWLYLWlWHQ
VRUJHQ�
 
 
 3UREOHP��%HWHLOLJXQJ�GHV�SULYDWHQ�6HNWRUV��XQG�)|UGHUXQJ�HLQHU�3DUWQHUVFKDIW
]ZLVFKHQ�SULYDWHP�XQG�|IIHQWOLFKHP�6HNWRU�
 
 Viele Elemente des privaten Sektors haben ein starkes wirtschaftliches Interesse an Entscheidungen
über das Küstenzonenmanagement.  Viele dieser Akteure haben auch die politische Macht,
Maßnahmen durch entsprechenden Druck auf sektorale Verwaltungen zu blockieren.  Ferner hat der
Sektor der im Umweltbereich tätigen Unternehmen durch die Förderung neuer “grüner” Technologien
eine besondere Rolle für die nachhaltige Entwicklung der Küstengebiete zu spielen.
 
 Aus diesen Gründen LVW�HV�ZLFKWLJ��GHQ�SULYDWHQ�6HNWRU�DOV�DNWLYHQ�3DUWQHU�LQ�GHQ�,.=0�3UR]H�
HLQ]XELQGHQ�� � 6HLQH� %HWHLOLJXQJ� NDQQ� RIWPDOV� DXFK� ILQDQ]LHOOH� 5HVVRXUFHQ� I�U� 8PVHW]XQJV�
WlWLJNHLWHQ�EULQJHQ�
 
 

 'LH�YRQ�YLHU�3URMHNWHQ�I�U�GLH�%HWHLOLJXQJ�GHU�gIIHQWOLFKNHLW�DXIJHI�KUWHQ�VSH]LILVFKHQ
0HFKDQLVPHQ�XPIDVVHQ�

 
 /(77/$1' 125:(*(1 %$175<�%$< 0$*1,6,$
 1HZVOHWWHUV 1HZVOHWWHUV 1HZVOHWWHUV 3UHVVHPLWWHLOXQJHQ
 =HLWXQJVDUWLNHO 6LW]XQJHQ )UDJHE|JHQ $XVVWHOOXQJHQ
 )HUQVHKVHQGXQJHQ 6HPLQDUH :HEVHLWH .DUWLHUXQJ
 3ODQHQWZ�UIH�LQ�+DOOHQ .RQIHUHQ]HQgIIHQWOLFKH�6LW]XQJHQ 6XFKH�QDFK�3ULRULWlWHQ
 gIIHQWOLFKH�6LW]XQJHQ =HLWXQJHQ 'LVNXVVLRQVJUXSSHQ ³3ODQQLQJ�IRU�5HDO´
 *HPHLQGH�,QIR�=HQWUXP .DUWLHUXQJ :RUNVKRSV
 )UDJHE|JHQ *,6 gIIHQWOLFKH�6LW]XQJHQ

 'LH�5ROOH�YRQ�152�LVW�LQ�HLQLJHQ�/lQGHUQ�ZHLWHU�HQWZLFNHOW�DOV�LQ�DQGHUHQ���,P�9HUHLQLJWHQ
.|QLJUHLFK�XQG�LQ�'lQHPDUN�VSLHOHQ�152�EHLVSLHOVZHLVH�HLQH�ZLFKWLJH�5ROOH�I�U�GHQ�(UKDOW
HLQHV�*OHLFKJHZLFKWV�GHU�.UlIWH�XQG�I�U�GDV�9RUDQEULQJHQ�HLQLJHU�,.=0�,QLWLDWLYHQ���,Q
6SDQLHQ�EHJLQQHQ�VLFK�152�HUVW�]X�HQWZLFNHOQ�

 'LH�3DUWQHUVFKDIW��GLH�GDV�3URMHNW�'RUVHW�ILQDQ]LHUW��HQWVWDPPW�VRZRKO�GHP�|IIHQWOLFKHQ�DOV
DXFK�GHP�SULYDWHQ�6HNWRU�

'HU�=XVDPPHQVFKOX��$1$6��/HLWXQJ�GHV�3URMHNWV�+XHOYD�$OJDUYH��ULFKWHW�HLQH�,QWUDQHW�6WUXNWXU
]ZLVFKHQ����*HPHLQGHQ�LP�6�GHQ�6SDQLHQV�XQG�3RUWXJDOV�HLQ��GLH�GHQ�%�UJHUQ�DOV�(QGQXW]HUQ
]XJXWH�NRPPHQ�VROO���'DV�+DXSW]LHO�LVW�GLH�)|UGHUXQJ�GHV�=XJDQJV�GHU�%�UJHU�]XU�|IIHQWOLFKHQ
9HUZDOWXQJ��HLQVFKOLH�OLFK�YRQ�,QIRUPDWLRQHQ��EHU�6WHXHUQ��9HUIDKUHQ�XVZ�
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 Oftmals zeigen Mitglieder der Geschäftswelt und der Industrie nur begrenztes Interesse an einer
Beteiligung an IKZM-Initiativen; zu den Gründen hierfür gehören:
 

½ Sie sind wegen einer kurzfristigen Perspektive nicht von ihrem Interesse an einem langfristig
nachhaltigen Küstenzonenmanagement überzeugt;

½ Sie realisieren möglicherweise nicht die Art der Auswirkungen oder Abhängigkeiten ihrer
Tätigkeiten von den Ressourcen der Küstengebiete;

½ Einige ihrer Tätigkeiten sind möglicherweise nicht genehmigt;

½ Ein allgemeiner Argwohn gegenüber Sachverständigen und Kontrollen und Verwaltungen;

½ Die Kontrolle von Geschäftstätigkeiten liegt möglicherweise bei entfernten Stellen, oder die
Verantwortung ist unklar, was zu Schwierigkeiten dabei führt, einen geeigneten Vertreter zu
finden (insbesondere im Tourismusgewerbe);

½ Eine lange Geschichte autonomer Befugnisse und Maßnahmen in bestimmten Sektoren,
beispielsweise Häfen;

½ Marine Industrien sind daran gewöhnt, unter sehr unterschiedlichen sektoralen Leitlinien und
Verordnungen zu arbeiten;

½ Die Beteiligung kostet Zeit und Geld;

½ Einige Sektoren bestehen aus sehr kleinen Unternehmen, die keine Vertretung haben.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Mehrere der Demonstrationsprojekte haben konzertierte Bemühungen unternommen, um diese
Schwierigkeiten zu überwinden und den privaten Sektor zu beteiligen.
 
 
 
 
 
 
 
 
 Die Beteiligung von Finanzinstitutionen ist ein Sonderfall, der häufig vergessen wird.
Finanzinstitutionen stehen in mehrfacher Weise mit der Küste in Wechselwirkung, nämlich:

• als� ,QYHVWRUHQ� �$NWLRQlUH� XQG� .UHGLWJHEHU��� die die für die Erreichung einer
nachhaltigen Entwicklung erforderlichen Investitionen tätigen.

 'LH�6WUDWHJLHQ�I�U�GLH�0�QGXQJVJHELHWH�GHV�7HHVLGH�XQG�GHV�+XPEHU��NHLQH�3URMHNWH�GHV
'HPRQVWUDWLRQVSURJUDPPV��KDEHQ�GHQ�NRPPHU]LHOOHQ�XQG�JHVFKlIWOLFKHQ�6HNWRU�PRELOLVLHUW�
HLQH�DNWLYH�5ROOH�]X��EHUQHKPHQ�XQG�]XU�)LQDQ]LHUXQJ�EHL]XWUDJHQ�

 (LQHU�GHU�*U�QGH�GDI�U��GD��NOHLQH�)LVFKHU�LP�(QWVFKHLGXQJVILQGXQJVSUR]H��QXU
EHJUHQ]W�*HK|U�ILQGHQ��OLHJW�GDULQ��GD��VLH�QRUPDOHUZHLVH�YRQ�LKUHU�-XJHQG�DQ��ZHQQ�VLH
LKUHQ�%HUXI�HUJUHLIHQ��DXI�6HH�XQDEN|PPOLFK�VLQG��)HUQHU�XPID�W�LKUH�³.XOWXU´�RIWPDOV
NHLQH�,QWHUDNWLRQ�PLW�3ODQXQJVSUR]HVVHQ��(V�EHVWHKW�HLQH�EHVRQGHUH�1RWZHQGLJNHLW
ZHLWHUHU�0D�QDKPHQ�]XU�9HUEHVVHUXQJ�GHV�$XIEDXV�YRQ�.DSD]LWlWHQ�LP�%HUHLFK�YRQ
3DUWL]LSDWLRQ�XQG�.RPPXQLNDWLRQ��LQVEHVRQGHUH�DXI�ORNDOHU�(EHQH��I�U�GLHVH
%HWURIIHQHQ���1RUZHJHQ�KDW�LP�8PJDQJ�PLW�GLHVHP�3UREOHP�(UIDKUXQJ�

 'DV�3URMHNW�'RUVHW�EHVWlUNWH�GHQ�7RXULVPXVVHNWRU��VLFK�]X�RUJDQLVLHUHQ��XP�9HUWUHWHU�LQ
VHLQ�&RDVW�)RUXP�]X�ZlKOHQ�

 ,P�3URMHNW�0�QGXQJVJHELHW�GHV�)RUWK�ZHUGHQ�9HUWUHWHU�GHU�+DQGHOVNDPPHUQ�XQG�GHV�(LQ]HOKDQGHOV
DOV�)DFKOHXWH�KLQ]XJH]RJHQ��XP�EHL�GHU�6XFKH�QDFK�/|VXQJHQ�I�U�VSH]LILVFKH�3UREOHPH�]X�KHOIHQ�

'DV�3URMHNW�$1$6��+XHOYD�$OJDUYH��KDW�PHKUHUH�3URWRNROOH�XQG�hEHUHLQNRPPHQ�PLW�SULYDWHQ
8QWHUQHKPHQ�LQ�3RUWXJDO�XQG�6SDQLHQ�XQWHU]HLFKQHW��GDUXQWHU�PHKUHUH�*HVHOOVFKDIWHQ�DXV�GHP
7HOHNRPPXQLNDWLRQVVHNWRU�

$XI�GHQ�.\NODGHQ�VLQG�7RXULVPXVXQWHUQHKPHQ�]ZDU�DXI�,QVHOHEHQH�RUJDQLVLHUW��DEHU
QLFKW�DXI�LQVHO�EHUJUHLIHQGHU�(EHQH�
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• als ,QQRYDWRUHQ�� die neue Finanzprodukte entwickeln, um die nachhaltige
Entwicklung zu fördern.

• als 6FKlW]HU�XQG�9HUVLFKHUHU, die Risiken bewerten und Renditen schätzen – für
Unternehmen, Projekte und andere.

 
 )LQDQ]LQVWLWXWLRQHQ� N|QQHQ� EHWUlFKWOLFKHQ� (LQIOX�� DXI� ±� LQ� HLQLJHQ� )lOOHQ�� EHWUlFKWOLFKH
.RQWUROOH� �EHU� ±� (QWVFKHLGXQJHQ� DXV�EHQ�� GLH� YRQ� DQGHUHQ� 7HLOHQ� GHV� SULYDWHQ� 6HNWRUV
JHWURIIHQ� ZHUGHQ�  Um den Investitionssektor in der Förderung IKZM-kompatibler Tätigkeiten zu
bestärken, muß eine Reihe von Hindernissen überwunden werden, von denen die wichtigsten die
Trägheit des Marktes, das konservative Verhalten von Finanzinstitutionen und das Ungleichgewicht
zwischen Langzeit- und Kurzzeitanalysen sind.
 
 In Reaktion auf die Herausforderungen, vor denen Unternehmen des Umweltsektors stehen, haben
manche Finanzinstitutionen bereits einige innovative Konzepte entwickelt, darunter Umwelt- und
Ethikbanken, spezialisierte Umweltfinanziers sowie Umweltfonds.
 
 
 9HUEHVVHUWH� .RPPXQLNDWLRQ� XQG� GLH� 9HUI�JEDUNHLW� YRQ� ,QIRUPDWLRQHQ� N|QQHQ� GHU� 6FKO�VVHO
GDI�U� VHLQ�� GHQ� SULYDWHQ� 6HNWRU� GDYRQ� ]X� �EHU]HXJHQ�� GD�� GDV� ,.=0� LQ� VHLQHP� XUHLJHQVWHQ
ODQJIULVWLJHQ�,QWHUHVVH�OLHJW��XQG�,QYHVWLWLRQHQ�]XU�8QWHUVW�W]XQJ�GHV�,.=0�]X�PRELOLVLHUHQ�
 
 8PIDVVHQGH�,QIRUPDWLRQ�LQ�DOOHQ�3KDVHQ�GHV�3UR]HVVHV�VSLHOW�DXFK�HLQH�ZLFKWLJH�5ROOH�GDI�U�
GLH�ULFKWLJHQ�6LJQDOH�DQ�GDV�0DUNWV\VWHP�]X�VHQGHQ�XQG�VR�GLH�&KDQFHQ�GDI�U�]X�YHUEHVVHUQ�
GD��GHU�0DUNW�7lWLJNHLWHQ�XQG�$XVWDXVFKYRUJlQJH�I|UGHUQ�ZLUG��GLH�GDV�,.=0�XQWHUVW�W]HQ�
 
 0|JOLFKHUZHLVH� ZHUGHQ� UHFKWOLFKH� RGHU� ZLUWVFKDIWOLFKH� ,QVWUXPHQWH� HUIRUGHUOLFK� VHLQ�� XP
.XU]]HLWDNWHXUH�]X�QDFKKDOWLJHP�+DQGHOQ�]X�PRWLYLHUHQ�
 



37

 �����5HFKWOLFKH�3UREOHPH
 
 Die Gesetze definieren die Befugnisse und Pflichten der vielen öffentlichen und privaten Stellen sowie
der Einzelpersonen, die am Management und an der Nutzung der Küstengebiete beteiligt sind, und sie
bilden den rechtlichen Rahmen, in dem diese tätig werden.  Die Gesetze können folglich den Prozeß
des IKZM erleichtern, sie können ihn aber auch begrenzen oder erschweren.
 
 Die Gesetzgebung wirkt sich auf alle Phasen einer IKZM-Initiative aus, von der Informationssammlung
bis zur Umsetzung von Politik.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Eine Analyse der Küstengesetze der Mitgliedstaaten offenbart eine Mannigfaltigkeit von Rechts-
systemen, aber eine Ähnlichkeit der rechtlichen Probleme.  Obwohl das IKZM eine moderne
Entwicklung ist, muß es unvermeidlicherweise innerhalb eines komplexen rechtlichen Rahmens tätig
werden, der zum großen Teil vor dem Konzept des IKZM entstanden ist und für unterschiedliche
Zwecke geschaffen wurde.
 
 
 3UREOHP��5HFKWOLFKH�'HILQLWLRQ�GHU�.�VWHQJHELHWH
 
 Die Küste wurde traditionell als Zuständigkeitsgrenze zwischen landbezogenen und meeresbezogenen
Gesetzen betrachtet und wurde selten als integriertes Gebiet rechtlicher Zuständigkeiten anerkannt .
 
 Es gibt keine allgemein übliche Definition der Küstengebiete, obwohl innerhalb der Rechtssysteme
einiger Staaten (darunter Griechenland, Italien und das Vereinigte Königreich) im Kontext des
Grundbesitzes, unter Bezugnahme auf selektive Gezeitenkriterien, nur beschränkt anwendbare
Begriffe für die Meeresküste entstanden sind.  Diese Kriterien sind für das IKZM zu restriktiv, werden
jetzt aber oftmals für unangemessene administrative Zwecke verwendet.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Eine einzige, ausschließliche rechtliche Definition der Küstengebiete für allgemeine Zwecke wäre
vermutlich nicht wünschenswert; es wäre aber vorzuziehen, alle Gebiete einzubeziehen, in denen Land
und Meer einen wechselseitigen Einfluß aufeinander ausüben.  Spezifische Grenzen müssen jedoch in
dem Stadium definiert werden, in dem Management auf bestimmte Orte Anwendung findet. Diese
Grenzen sollten so flexibel sein, daß sie das dynamische Wesen der Küste einbeziehen können.
Insbesondere sollten die Grenzen keine natürlichen Gebiete wie Mündungsgebiete unterteilen, für die
das Management als Ganzes erfolgen sollte.

 .RPSRQHQWH�GHV�,.=0�3UR]HVVHV %HLVSLHOH�UHOHYDQWHU�*HVHW]JHEXQJ
 
 ,QIRUPDWLRQVVDPPOXQJ��������������������������������������893�$QIRUGHUXQJHQ
 *HVHW]H��EHU�GLH�,QIRUPDWLRQVVDPPOXQJ

 3DUWL]LSDWLRQ ������������������������������������������������������*HVHW]H��EHU�GHQ�=XJDQJ�]X�,QIRUPDWLRQHQ
 $QIRUGHUXQJHQ�I�U�.RQVXOWDWLRQ���3DUWL]LSDWLRQ

 9HUZDOWXQJV]XVDPPHQDUEHLW����������������������������*HVHW]H��GLH�.RPSHWHQ]EHUHLFKH�GHILQLHUHQ

 (QWZLFNOXQJ�	�8PVHW]XQJ�YRQ�3ROLWLN���������������%HVWHKHQGH�VHNWRUDOH�*HVHW]H
 

 ,Q�*ULHFKHQODQG�GHILQLHUW�HLQ�*HVHW]��EHU�GLH
.�VWH�XQG�GDV�.�VWHQYRUODQG�DXV�GHP�-DKU
�����������������GDV�.�VWHQYRUODQG�DOV�HLQHQ
/DQGVWUHLIHQ��GHU�GXUFK�GLH�K|FKVWHQ�:HOOHQ�LP
:LQWHU��EHUVS�OW�ZLUG���'LHV�LVW�HLQ�%HJULII�GHV
U|PLVFKHQ�5HFKWV��GHU�VLFK�LQ�DXI�GHP�&LYLO�/DZ
EDVLHUHQGHQ�5HFKWVV\VWHPHQ�ILQGHW�XQG�VLFK
DXI�HLQ�VWDDWVHLJHQHV�*HELHW�EH]LHKW���'DVVHOEH
JULHFKLVFKH�*HVHW]�GHILQLHUW�GLH�.�VWH�DOV�GHQ
DQJUHQ]HQGHQ�/DQGVWUHLIHQ�LQQHUKDOE�YRQ
���0HWHUQ�DE�GHU�ODQGVHLWLJHQ�*UHQ]H�GHV
.�VWHQYRUODQGV��DXI�GHP�GLH�(UULFKWXQJ�YRQ
*HElXGHQ�XQWHUVDJW�LVW�

 ,P�9HUHLQLJWHQ�.|QLJUHLFK�ZLUG�GDV�.�VWHQ�
YRUODQG�GHILQLHUW�DOV�GLH�*H]HLWHQ]RQH
]ZLVFKHQ�GHU�+RFKZDVVHU��XQG�GHU�1LHGULJ�
ZDVVHUPDUNH��'HU�YRP��EULJHQ�N�VWHQQDKHQ
/DQG�JHWUHQQWH�6WDWXV�GHV�.�VWHQYRUODQGV�LQ
GHU�*H]HLWHQ]RQH�LVW�HLQ�5HOLNW�GHV�&RPPRQ
/DZ�XQG�LVW�DXI�GLH�KLVWRULVFKHQ�(LJHQWXPV�
UHFKWH�GHU�.URQH�]XU�FN]XI�KUHQ��'LH�1LHGULJ�
ZDVVHUJUHQ]H�GHV�.�VWHQYRUODQGV�ZXUGH
MHGRFK�DXFK�DOV�*UHQ]H�ORNDOHU�9HUZDOWXQJV�
EHUHLFKH�HLQJHI�KUW�XQG�LVW�LQIROJHGHVVHQ�GLH
QRUPDOH�PHHUVHLWLJH�*UHQ]H�GHU�3ODQXQJV�
NRQWUROOH�
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 Die Definitionen der Küstengebiete für alle EU-Staaten sind in dem Abschlußbericht des Themen-
experten für “Gesetzgebung” enthalten.
 
 5HFKWOLFKH� 'HILQLWLRQHQ� GHU� .�VWHQJHELHWH� VROOWHQ� VSH]LHOO� I�U� GHQ� .RQWH[W� DEJHID�W� VHLQ�� LQ
GHP� VLH� YHUZHQGHW� ZHUGHQ�� XQG� VROOWHQ� XPIDVVHQG� XQG� IOH[LEHO� JHQXJ� VHLQ�� XP� GDV
G\QDPLVFKH�:HVHQ�GHU�.�VWH�]X�XPIDVVHQ�
 
 
 3UREOHP��.RPSOH[LWlW�EHVWHKHQGHU�*HVHW]JHEXQJ
 
 'LH� .�VWHQJHELHWH� GHU� 0LWJOLHGVWDDWHQ� ZHUGHQ� GXUFK� HLQ� NRPSOH[HV� 6\VWHP� YRQ� *HVHW]HQ
YHUZDOWHW��GLH��EOLFKHUZHLVH�VHNWRUDO��XQNRRUGLQLHUW�XQG�I�U�GDV�,.=0�XQJHHLJQHW�VLQG�
 
 Die historische Definition der Küstengebiete wurde später durch eine große Zahl von Verwaltungs-
gesetzen überlagert.  Derartige Gesetze beschäftigen sich mit bestimmten sektoralen Problemen an
Land oder auf dem Meer und schreiben die Funktionen der einzelnen, für diese Probleme
verantwortlichen Verwaltungsbehörden vor.  Folglich gibt es getrennte Gesetzbücher für Fragen wie
Raumplanung, Kommunalverwaltung, Hochwasserschutz, Naturschutz, Schiffahrt, Häfen,
Verschmutzung, Fischerei, Mineralvorkommen, Erholung, Küstenschutz und Archäologie.
Unvermeidlicherweise wurden diese oftmals isoliert voneinander erarbeitet und neigen dazu, Probleme
außerhalb ihres eigenen sektoralen Bereichs auszuschließen oder ihre Beziehungen zu anderen
Gesetzen zu ignorieren.  Solche sektoralen Gesetze können den Zielsetzungen des IKZM ungewollt
entgegenwirken.
 
 
 
 
 
 
 Sektorale Gesetze können auch insofern ungeeignet sein, als sie möglicherweise nicht sowohl die
Land- als auch die Meerkomponenten der Küstengebiete behandeln.
 
 Gesetze mit besonderem Bezug auf die Küstengebiete gibt es auf einer Vielzahl unterschiedlicher
Ebenen. Innerhalb eines Staates können Gesetze, die sich auf die Küstengebiete auswirken, vom
Anwendungsbereich her national, regional oder lokal sein, was nicht nur zu Komplexität führt, sondern
auch zu Widersprüchen oder Konflikten zwischen Zuständigkeitsebenen sowie zwischen den Rechts-
systemen bestimmter Orte.  Außerdem werden die Küstengesetze einzelner Staaten auch in
zunehmendem Maße durch supranationale Rechtsvorschriften beeinflußt.
 

 'DV�GlQLVFKH�3ODQXQJVJHVHW]�DXV�GHP�-DKU������ZXUGH�LP�-DKU������JHlQGHUW��XP�HLQH
.�VWHQSODQXQJV]RQH�]X�VFKDIIHQ��GLH�VLFK�YRQ�GHU�.�VWH�DXV���.LORPHWHU�ZHLW�LQV�/DQGHV�
LQQHUH�HUVWUHFNW�XQG�GXUFK�GDV�5HJLRQDO��XQG�*HPHLQGHSODQXQJVV\VWHP�P|JOLFKVW
XPIDVVHQG�YRU�1HXHUVFKOLH�XQJ�JHVFK�W]W�ZLUG�

 'DV�86�*HVHW]��EHU�GDV�.�VWHQ]RQHQPDQDJHPHQW��&RDVWDO�=RQH�0DQDJHPHQW�$FW�±
&=0$��DXV�GHP�-DKU������GHILQLHUW�GLH�.�VWHQJHELHWH�LQ�IOH[LEOHU�:HLVH�LQ�EH]XJ�DXI�GLH
JHJHQVHLWLJH�$EKlQJLJNHLW�YRQ�/DQG�XQG�0HHU�
 
 ³'HU�%HJULII�µ.�VWHQJHELHW¶�EH]LHKW�VLFK�DXI�GLH�.�VWHQJHZlVVHU��HLQVFKOLH�OLFK�GHV�%RGHQV
GDULQ�XQG�GDUXQWHU��XQG�GDV�DQJUHQ]HQGH�N�VWHQQDKH�/DQG��HLQVFKOLH�OLFK�GHV�:DVVHUV
GDULQ�XQG�GDUXQWHU���GLH�VLFK�JHJHQVHLWLJ�VWDUN�EHHLQIOXVVHQ�XQG�LQ�GHU�1lKH�GHU�.�VWHQOLQLHQ
GHU�YHUVFKLHGHQHQ�.�VWHQVWDDWHQ�OLHJHQ��GHU�%HJULII�XPID�W�,QVHOQ��hEHUJDQJV��XQG
*H]HLWHQ]RQH��0DUVFKODQG��)HXFKWJHELHWH�XQG�6WUlQGH�´
 
 'LH�.�VWHQJHELHWH�LQ�GHQ�86$�HUVWUHFNHQ�VLFK�PHHUZlUWV�ELV�]XU�lX�HUHQ�*UHQ]H�GHU
+RKHLWVJHZlVVHU�XQG�ODQGHLQZlUWV�VRZHLW��ZLH�HV�I�U�GLH�.RQWUROOH��EHU�GLH�1XW]XQJVZHLVHQ
GHU�8IHUJHELHWH��GLH�GLUHNWH�XQG�VLJQLILNDQWH�$XVZLUNXQJHQ�DXI�GLH�.�VWHQJHZlVVHU�KDEHQ�
HUIRUGHUOLFK�LVW�
�

 ,WDOLHQLVFKH�*HVXQGKHLWVYRUVFKULIWHQ�XQWHUVDJHQ�GLH�6WUDQGDXIVFK�WWXQJ�PLW�DXVJHEDJJHU�
WHP�6HGLPHQW��GD�MHGH�8PVFKLFKWXQJ�YRQ�P|JOLFKHUZHLVH�NRQWDPLQLHUWHP�0DWHULDO
YHUERWHQ�LVW��'LHV�YHUKLQGHUW�HLQH�0|JOLFKNHLW�I�U�GHQ�$XIEDX�QDW�UOLFKHU�.�VWHQVFKXW]�
DQODJHQ�XQG�VWHOOW�VRPLW�HLQH�%DUULHUH�I�U�EHVVHUHV�0DQDJHPHQW�GDU�
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 In Bundesstaaten (wie Deutschland), in denen verschiedene Rechtsebenen Zuständigkeitsprobleme
aufwerfen, ist die Durchführung besonders kompliziert.  Es gibt auch Komplikationen wegen der Frage,
ob sich manche Arten von Gesetzen sowohl auf das Land als auch auf das Meer beziehen, oder, was
häufiger der Fall ist, auf ein Medium beschränkt sind.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 8P�GDV�LQWHJULHUWH�0DQDJHPHQW�]X�I|UGHUQ��PX��HLQH�HLQJHKHQGH�hEHUSU�IXQJ�GLHVHU�*HVHW]H
YRUJHQRPPHQ� ZHUGHQ�� XP� hEHUVFKQHLGXQJHQ�� /�FNHQ� XQG� :LGHUVSU�FKOLFKNHLWHQ� ]X
LGHQWLIL]LHUHQ�� XQG� ]ZDU� DXI� MHGHU� 9HUZDOWXQJVHEHQH� XQG� ]ZLVFKHQ� YHUVFKLHGHQHQ� (EHQHQ�
'LHVH� 8Q]XOlQJOLFKNHLWHQ� VROOWHQ� VR� ZHLW� ZLH� P|JOLFK� NRUULJLHUW� ZHUGHQ�� XP� GLH� I�U� GLH
.�VWHQJHELHWH� UHOHYDQWH� *HVHW]JHEXQJ� ]X� KDUPRQLVLHUHQ�� DXFK� ZHQQ� HLQH� .RQVROLGLHUXQJ
QLFKW�P|JOLFK�LVW�
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 3UREOHP��hEHUVFKQHLGXQJ�YRQ�.RPSHWHQ]HQ�RGHU�=XVWlQGLJNHLWHQ
 
 Wenn die Parameter des Verantwortungsbereichs der einzelnen Verwaltungsbehörden nicht eindeutig
definiert sind, werden voraussichtlich Konflikte entstehen, und zwar sowohl zwischen verschiedenen
Verwaltungsebenen, die die Zuständigkeit für dieselbe Angelegenheit beanspruchen (‘vertikale
Überschneidung’), als auch zwischen verschiedenen Sektorbehörden, die in Küstenregionen tätig sind
(‘horizontale Überschneidung’).
 
 
 
 
 
 
 

 'DV�LULVFKH�'LVNXVVLRQVGRNXPHQW�³&RDVWDO�=RQH�0DQDJHPHQW��D�'UDIW�3ROLF\�IRU�,UHODQG´�DXV
GHP�-DKU������HUNHQQW�DQ��GD��GHU�OHJLVODWLYH�5DKPHQ�I�U�GLH�.�VWHQJHELHWH�VHKU�NRPSOH[
XQG�YHUZRUUHQ�LVW��XQG�GD��HLQH�JUXQGOHJHQGH�1HXVWUXNWXULHUXQJ�GHU�*HVHW]JHEXQJ�VHKU
VFKZHU�]X�HUUHLFKHQ�LVW���(V�NRPPW�]X�GHP�6FKOX���GD��HLQ�UHDOLVWLVFKHUHV�XQG�Z�QVFKHQV�
ZHUWHUHV�.RQ]HSW�GDULQ�EHVWHKW��DXI�GHQ�YRUKDQGHQHQ�6\VWHPHQ�DXI]XEDXHQ��DUJXPHQWLHUW
DEHU��GD��MHGHV�0RGHOO�I�U�GDV�,.=0�LQ�,UODQG�*HVHW]HVlQGHUXQJHQ�XPIDVVHQ�PX��

 1HXVHHODQG���%LV������JDE�HV�PHKU�DOV����*HVHW]H��GLH�GLH�1XW]XQJ�YRQ�/DQG��:DVVHU�XQG
/XIW�LQ�1HXVHHODQG�UHJHOWHQ�XQG�KlXILJ�ZLGHUVSU�FKOLFKHQ�=ZHFNHQ�GLHQWHQ�XQG�HLQDQGHU
�EHUVFKQLWWHQ�RGHU�PLWHLQDQGHU�LQ�.RQIOLNW�VWDQGHQ���1DFK�YLHUMlKULJHU�hEHUSU�IXQJ�GHU
*HVHW]H�XQG�.RQVXOWDWLRQ�GHU�gIIHQWOLFKNHLW�I�KUWH�GDV�*HVHW]��EHU�GDV�5HVVRXUFHQ�
PDQDJHPHQW������HLQH�JUXQGOHJHQGH�5HIRUP�GLHVHU�*HVHW]H�HLQ�XQG�VFKXI�HLQHQ�HLQ]LJHQ
OHJLVODWLYHQ�5DKPHQ��GHU�PHKU�DOV����ZLFKWLJH�5HFKWVYRUVFKULIWHQ�HUVHW]WH��GDUXQWHU�*HVHW]H
LQ�EH]XJ�DXI�.�VWHQ��3ODQXQJ��:DVVHU��%RGHQ��JHRWKHUPLVFKH�5HVVRXUFHQ�VRZLH
/XIWYHUVFKPXW]XQJ�XQG�/lUPEHOlVWLJXQJ�

 ,P�9HUHLQLJWHQ�.|QLJUHLFK�LGHQWLIL]LHUWH�GHU�8PZHOWDXVVFKX��GHV�8QWHUKDXVHV�LQ�VHLQHP
%HULFKW�I�U�GDV�-DKU�������EHU�6FKXW]�XQG�3ODQXQJ�YRQ�.�VWHQJHELHWHQ�PHKU�DOV���
*HVHW]H��GLH�GLH�5HJHOXQJ�YRQ�7lWLJNHLWHQ�LQ�GHQ�.�VWHQJHELHWHQ�YRQ�(QJODQG�XQG�:DOHV
EHWUDIHQ���(U�NDP�]X�GHP�6FKOX���GD��GLH�GHU]HLWLJH�*HVHW]JHEXQJ�]X�XQNODU�VHL��XP�HLQHQ
LQWHJULHUWHQ�RGHU�ZLUNVDPHQ�5DKPHQ�I�U�GHQ�6FKXW]�XQG�GLH�3ODQXQJ�YRQ�.�VWHQJHELHWHQ
EHUHLW]XVWHOOHQ���'HU�%HULFKW�HPSIDKO�GLH�hEHUSU�IXQJ�GHU�EHVWHKHQGHQ�*HVHW]JHEXQJ�]XP
=ZHFN�GHU�.RQVROLGLHUXQJ�XQG�$NWXDOLVLHUXQJ��'LHVH�(PSIHKOXQJ�ZXUGH�MHGRFK�YRP
8PZHOWVFKXW]PLQLVWHULXP�GHV�9HUHLQLJWHQ�.|QLJUHLFKV�DOV�XQGXUFKI�KUEDU�DEJHOHKQW���'DV
0LQLVWHULXP�HUNOlUWH�DXFK��GD��³GLHV�DXFK�QLFKW�Z�QVFKHQVZHUW�VHL´�

 .RPSOH[H�XQG�HLQDQGHU��EHUVFKQHLGHQGH
RGHU�PLWHLQDQGHU�LQ�.RQIOLNW�VWHKHQGH
=XVWlQGLJNHLWHQ��5ROOHQ�XQG�9HUDQWZRUWOLFK�
NHLWHQ��YRQ�0DQDJHPHQWJUHPLHQ�KDEHQ�VLFK
LQ�6WU\PRQLNRV�DOV�3UREOHP�HUZLHVHQ�

 ,Q�%DQWU\�%D\�I�KUWHQ�XQJHZLVVH�XQG�HLQDQGHU
P|JOLFKHUZHLVH��EHUVFKQHLGHQGH�=XVWlQGLJ�
NHLWHQ�]ZLVFKHQ�GHP�)HVWODQG�XQG�GHU�,QVHO
:KLGG\�]X�LQHIIHNWLYHP�0DQDJHPHQW�PDULQHU
1XW]XQJVZHLVHQ�XQG�5HVVRXUFHQ�

'DV�3URMHNW�&{WH�G¶2SDOH�VFKOlJW�HLQ�DOOJHPHLQHV�*HVHW]�YRU��GDV�HLQH�+LHUDUFKLH�XQWHU�GHQ
DXI�GLH�1XW]XQJ�GHU�GUHL�7HLOH�GHU�.�VWHQJHELHWH�±�GDV�/DQG��GDV�0HHU�XQG�GLH�/XIW�±
DQZHQGEDUHQ�*HVHW]HQ�KHUVWHOOHQ�XQG�GLHVH�*HVHW]H�NRRUGLQLHUHQ�VROO�
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 Wenn dieselbe Tätigkeit in einem Küstengebiet durch mehr als eine Behörde geregelt wird und unter
verschiedene Gesetze fällt, kann Verwirrung über die Zuständigkeiten dazu führen, daß die Gesetze
von keiner der Behörden durchgesetzt werden.
 
 
 
 
 
 
 
 
 'LH�UHOHYDQWH�VHNWRUDOH�*HVHW]JHEXQJ�VROOWH�JHlQGHUW�RGHU�GXUFK�9RUVFKULIWHQ�HUVHW]W�ZHUGHQ�
GLH�H[SOL]LW�GLH�9HUDQWZRUWOLFKNHLWHQ� MHGHU�%HK|UGH�GHILQLHUHQ�XQG�GLH�%H]LHKXQJHQ� ]ZLVFKHQ
LKQHQ�HUOlXWHUQ�
 
 
 
 
 
 
 3UREOHP��3ULYDWEHVLW]�XQG�5HFKWH�GHU�gIIHQWOLFKNHLW
 
 :HQQ�VLFK�N�VWHQQDKHV�/DQG� LQ�3ULYDWEHVLW]�EHILQGHW��N|QQHQ�GLH�(LJHQWXPVUHFKWH�HLQ]HOQHU
*UXQGEHVLW]HU�]XZHLOHQ�PLW�GHQ�|IIHQWOLFKHQ�(UIRUGHUQLVVHQ�GHV�0DQDJHPHQWV�NROOLGLHUHQ�
 
 Küstengebiete bieten eine Palette von Vorteilen für die Gesellschaft als Ganzes – darunter sowohl
soziale/kulturelle Möglichkeiten und Erholungsmöglichkeiten als auch die Ressourcenbasis, die dem
künftigen wirtschaftlichen Wohl zugrunde liegt.  Das Marktsystem ist oftmals untauglich für oder
ungerecht bei der Aufteilung solcher Ressourcen zwischen den Nutzern, was zu Raubbau und
Degradation führt. Dies impliziert die Notwendigkeit, daß die Verwaltung bei der Definition öffentlicher
und privater Rechte und Pflichten die Leitung übernimmt.
 
 In der Tat beziehen sich die ersten Gesetze über die Küste im allgemeinen auf den Besitz
küstennahen Landes und die Aufteilung zwischen öffentlichem und privatem Eigentum.  Sie bieten
auch die Grundlage für das Recht der Öffentlichkeit auf Zugang zu Küstengewässern für Zwecke wie
Schiffahrt und Fischerei. Außerhalb der Küstengewässer werden die Rechte durch die in jüngerer Zeit
entstandenen Prinzipien des internationalen Rechts beeinflußt.
 
 In vielen Ländern ist die Küste selbst Eigentum der Öffentlichkeit oder des Staates, aber von hier aus
landeinwärts befindet sich das meiste Land in Privatbesitz.  Im Gegensatz hierzu ist das Meer bis zur
Grenze der Hoheitsgewässer (bis maximal 12 Meilen) üblicherweise Gemeingut, obwohl auch
zwischen dem Meeresboden und der Wassersäule unterschieden werden kann.  Jenseits der Grenze
der Hoheitsgewässer haben die Staaten Nutzungsrechte anstelle von Eigentumsrechten an ihrem
Kontinentalschelf oder ihrer ausschließlichen Wirtschaftszone (200 Meilen).
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 ,QIROJH�GLHVHU�8QVLFKHUKHLW��EHU�=XVWlQGLJNHLWHQ�ZXUGH�GLH�LULVFKH�*HVHW]JHEXQJ�]XU
5HJHOXQJ�GHU�$TXDNXOWXU�LQ�%DQWU\�%D\�QLFKW�DQJHPHVVHQ�GXUFKJHVHW]W���5HFKWOLFKH
$QRPDOLHQ�LQ�GHQ�%H]LHKXQJHQ�]ZLVFKHQ�GHQ�6WUXNWXUHQ�GHU�PDULQHQ�$TXDNXOWXU�RGHU�GHU
/L]HQ]HUWHLOXQJ�I�U�GLH�0HHUHVQXW]XQJ�PLW�GHQ�HQWVSUHFKHQGHQ�=XVWlQGLJNHLWHQ�I�U�GLH
3ODQXQJVNRQWUROOH�P�VVHQ�]ZLVFKHQ�+DIHQEHK|UGHQ��)LVFKHUHLKlIHQ��0LQLVWHULXP�I�U�GLH
0DULQH�XQG�*UDIVFKDIWVUDW�JHNOlUW�ZHUGHQ�

 ,Q�6SDQLHQ�VWHOOW�GDV�.�VWHQJHVHW]��/H\�GH�&RVWDV��DXV�GHP�-DKU������GDV�$XVPD��GHV
|IIHQWOLFKHQ�(LJHQWXPV�DQ�GHU�.�VWH�IHVW���(V�GHILQLHUW�DXFK�YLHU�HLQDQGHU��EHUVFKQHLGHQGH
=RQHQ��GLH�YRQ�GHU�ODQGVHLWLJHQ�*UHQ]H�GHU�8IHU]RQH�DXV�JHPHVVHQ�ZHUGHQ��LQ�GHQHQ�GLH
5HFKWH�SULYDWHU�*UXQGEHVLW]HU�%HVFKUlQNXQJHQ�XQWHUOLHJHQ��GLH�GDV�=LHO�KDEHQ��GLH�1XW]XQJ
GXUFK�GLH�gIIHQWOLFKNHLW��GHQ�'XUFKJDQJ�XQG�GHQ�=XJDQJ�]XP�0HHU�]X�VFK�W]HQ��XQG
VLFKHU]XVWHOOHQ��GD��GLH�(QWZLFNOXQJ�PLW�GHP�6FKXW]�GHV�|IIHQWOLFKHQ�(LJHQWXPV�DQ�GHU�.�VWH
YHUHLQEDU�LVW�

 'LH�ILQQLVFKH�/HEHQVZHLVH�±�HLQ�HLJHQHV
)HULHQKDXV�]X�KDEHQ�±�KDW�GD]X�JHI�KUW��GD�
6RPPHUKlXVFKHQ��EHUKDQGJHQRPPHQ�KDEHQ����,Q
)LQQODQG�KDWWHQ�*UXQGEHVLW]HU�ELV�]XP�-DKU�����
GDV�5HFKW��PLW�HLQHU�%DXJHQHKPLJXQJ�DQ�GHU
.�VWH�YHUVWUHXWH�*HElXGH�]X�HUULFKWHQ��ZHQQ�GDV
/DQG�QRFK�UHODWLY�XQHUVFKORVVHQ�ZDU��'DV
JHlQGHUWH�%DXJHVHW]�YRQ������HUIRUGHUW�3OlQH�I�U
GLH�(UVFKOLH�XQJ�GHU�.�VWH�

 ,Q�%DUFHORQD�NDQQ�SULYDWHV�/DQG�YRQ
KRKHP�|NRORJLVFKHP�:HUW�LQ�)OXJKDIHQ�
QlKH�QLFKW�LP�5DKPHQ�GHV�.�VWHQ�
JHVHW]HV��/H\�GH�&RVWDV��YRU�GHU
(UVFKOLH�XQJ�JHVFK�W]W�ZHUGHQ��REZRKO
GLH�3ODQXQJVEHK|UGHQ�GLHV�JHUQH�WlWHQ��GD
HV�DOV�VWlGWLVFKHV�/DQG�GHILQLHUW�XQG�DXV
GHP�hEHUZDFKXQJVJHELHW�DXVJHVFKORVVHQ
LVW�

 ,Q�6RXWKDPSWRQ��8.��LVW�GHU�=XJDQJ�GHU�gIIHQWOLFKNHLW�]XU�.�VWH�DQ�HLQLJHQ�2UWHQ�VWDUN
HLQJHVFKUlQNW��ZDV�HLQH�)ROJH�GHU�ZHLWUHLFKHQGHQ�(QWZLFNOXQJ�SULYDWHU�+DIHQYLHUWHO�LVW�

(LQLJH�3URMHNWH�KDEHQ�IHVWJHVWHOOW��GD��VLFK�GLH�(UDUEHLWXQJ�HLQHV�HLQIDFKHQ�/HLWIDGHQV�]XP
7KHPD��³:HU�WXW�ZDV��ZDQQ�XQG�ZLH"´��DOV�VHKU�ZHUWYROO�GDI�U�HUZLHVHQ�KDW�NODU]XVWHOOHQ�
ZHOFKH�,QVWLWXWLRQHQ�ZHOFKH�9HUDQWZRUWOLFKNHLWHQ�KDEHQ�



41

 
 
 
 
 
 Wenn die Gesetze privaten Grundbesitzern traditionell gewisse nicht-nachhaltige Rechte gewährt
haben, bietet der Erwerb von küstennahem Land durch die öffentliche Hand auf der Grundlage von
Verhandlungen oder durch Enteignung die Möglichkeit zu seinem Management.  'HU�(UZHUE�LVW�HLQH
ZLFKWLJH� 0HWKRGH� I�U� GHQ� 6FKXW]� HPSILQGOLFKHU� *HELHWH�� GHU� MHGRFK� QXU� P|JOLFK� LVW�� ZHQQ
HQWVSUHFKHQGH� 0LWWHO� YHUI�JEDU� VLQG�� DXV� SROLWLVFKHQ� *U�QGHQ� LVW� HU� DXFK� QLFKW� �EHUDOO
DN]HSWDEHO�
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Wenn Land Eigentum der Öffentlichkeit oder des Staates ist, gewährleistet dies jedoch nicht
notwendigerweise seinen Schutz. Besonders problematisch ist der Besitz von Land durch das Militär,
sowohl wegen der strengen Zugangsbeschränkungen als auch wegen der Vertraulichkeit der
Tätigkeiten auf dem Besitz – was sogar die Beurteilung der Auswirkungen, die die Tätigkeiten haben,
schwierig macht.
 
 Als alternatives Konzept N|QQWHQ�%HK|UGHQ� LQ� GHU� /DJH� VHLQ�� YHUWUDJOLFKH� 9HUHLQEDUXQJHQ�PLW
SULYDWHQ� *UXQGEHVLW]HUQ� ]X� WUHIIHQ�� GLH� JHJHQ� (QWVFKlGLJXQJ� %HVFKUlQNXQJHQ� DN]HSWLHUHQ
RGHU�SRVLWLYH�0D�QDKPHQ�DXI�LKUHP�HLJHQHQ�/DQG�HUJUHLIHQ�
 
 
 
 
 
 
 
 
 Neben den Eigentumsrechten unterliegt die Küste bedeutenden öffentlichen Rechten, die von jeder-
mann in Anspruch genommen werden können und Tätigkeiten wie Schiffahrt und Fischerei gestatten.
Historisch hatten diese öffentlichen Rechte ihren Ursprung in praktischer oder wirtschaftlicher
Notwendigkeit, aber sie werden jetzt in zunehmendem Maße auch zur Unterstützung von Tätigkeiten
im Erholungs- und Freizeitbereich angewandt.  Obwohl die Ausübung des Eigentums und der Rechte
durch Gesetze geregelt werden kann, werden Maßnahmen, die mit fundamentalen Interessen
interferieren, in rechtlicher und politischer Hinsicht möglicherweise schwer durchsetzbar sein.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 ,P�9HUHLQLJWHQ�.|QLJUHLFK
VFK�W]W�HLQH�XQDEKlQJLJH
6WLIWXQJ��GHU�1DWLRQDO
7UXVW��GHU]HLW�����0HLOHQ
EHVRQGHUV
VFK�W]HQVZHUWHU�.�VWH�LQ
(QJODQG��:DOHV�XQG
1RUGLUODQG�

 ,Q�)UDQNUHLFK�KDW�GHU�&RQVHUYDWRLUH�GX�/LWWRUDO��HLQH�LP�-DKU�����
JHVFKDIIHQH�9HUZDOWXQJVEHK|UGH������NP�.�VWH�HUZRUEHQ�� �'LH
PHLVWHQ� (UZHUEXQJHQ� HUIROJHQ� DXIJUXQG� HLQHU� SULYDWHQ� 9HUHLQ�
EDUXQJ��DEHU�LP�|IIHQWOLFKHQ�,QWHUHVVH�ILQGHW�JHOHJHQWOLFK�DXFK�GLH
(QWHLJQXQJ�$QZHQGXQJ�� � 'DV� /DQG� NDQQ� GDQDFK� QLFKW� YHUNDXIW
ZHUGHQ�� XQG� LP� DOOJHPHLQHQ� ZLUG� GHU� gIIHQWOLFKNHLW� =XJDQJ
JHZlKUW�� � 'DV� 0DQDJHPHQW� HUIROJW� KDXSWVlFKOLFK� GXUFK
.RPPXQDOEHK|UGHQ�LP�$XIWUDJ�GLHVHU�%HK|UGH�

 ,P�5DKPHQ�GHU�$JUDUXPZHOWYHURUGQXQJ���������(:*�N|QQHQ�QDWLRQDOH�3URJUDPPH�ILQDQ]LHOOH
%HLKLOIHQ�I�U�/DQGZLUWH�JHZlKUHQ��GLH�VLFK�YHUSIOLFKWHQ��ODQGZLUWVFKDIWOLFK�JHQXW]WH�)OlFKHQ�I�U
PLQGHVWHQV����-DKUH�XPZHOWEH]RJHQHQ�=ZHFNHQ�YRU]XEHKDOWHQ���,P�9HUHLQLJWHQ�.|QLJUHLFK�KDW
GLHV�]X�GHU�+DELWDW�5HJHOXQJ�JHI�KUW��GLH�=DKOXQJHQ�I�U�GLH�8PZDQGOXQJ�YRQ�/DQG�LQ�0DUVFKODQG
JHZlKUW�XQG�]XU�8QWHUVW�W]XQJ�GHV�VWDDWOLFK�JHOHQNWHQ�5�FNEDXV�YRQ�.�VWHQVFKXW]DQODJHQ
GLHQHQ�NDQQ�

 ,Q�)LQQODQG�EHUHFKWLJW�GDV��-HGHUPDQQVUHFKW���GDV
VLFK��EHU�GLH�-DKUKXQGHUWH�DXV�*HZRKQKHLW�XQG
3UD[LV�HQWZLFNHOW�KDW��GLH�gIIHQWOLFKNHLW��VLFK�LQ
OlQGOLFKHU�*HJHQG�DQ�/DQG�XQG�DXI�GHP�:DVVHU
QDFK�HLJHQHP�:XQVFK�]X�EHZHJHQ��YRUDXV�
JHVHW]W��GD��VLH�VLFK�YHUDQWZRUWXQJVEHZX�W
YHUKlOW���'LH�gIIHQWOLFKNHLW�KDW�DXFK�GDV�5HFKW�
%HHUHQ��3LO]H�XQG�HLQLJH�:LOGSIODQ]HQ�]X�VDPPHOQ
XQG�]X�DQJHOQ���'DV�³�-HGHUPDQQVUHFKW´�I�KUW
XQYHUPHLGOLFKHUZHLVH�]X�YLHOIlOWLJHQ�)UHL]HLW�
EHVFKlIWLJXQJHQ�LQ�1DWXUJHELHWHQ��GLH�1XW]XQJV�
NRQIOLNWH�HU]HXJHQ�N|QQHQ�

 ,P�9HUHLQLJWHQ�.|QLJUHLFK�KDEHQ�GLH
*HULFKWH�HQWVFKLHGHQ��GD��$QJOHU�GDV
|IIHQWOLFKH�5HFKW�KDEHQ��LP�.�VWHQYRUODQG
6FKDOHQWLHUH��XQG�DXFK�.|GHUZ�UPHU��]X
VDPPHOQ�±�WURW]�GHV�5LVLNRV��GD��GLHV�]X
HLQHU�$EQDKPH�GHU�$UWHQYLHOIDOW�I�KUHQ
N|QQWH���,P�0DL������QXW]WH�GLH�5HJLHUXQJ
GHV�8.�MHGRFK�LKUH�JHVHW]OLFKHQ
%HIXJQLVVH��XP�GDV�*UDEHQ�QDFK
0HHUVFKHLGHQ�LP�:DVK�]X�XQWHUVDJHQ��GD
GDV�:DWWHQPHHU�HLQ�ZLFKWLJHV�)XWWHUJHELHW
I�U��EHUZLQWHUQGH�9|JHO�LVW�

 ,Q�'lQHPDUN�KDW�GLH�gIIHQWOLFKNHLW�GDV�5HFKW��DQ�GHU�.�VWH�HQWODQJ�]X�ZDQGHUQ�XQG
WDJV�EHU�%DGHSDXVHQ�HLQ]XOHJHQ���$XFK�GHU�=XJDQJ�GHU�gIIHQWOLFKNHLW�]X�6SRUWKlIHQ�LVW
GXUFK�*HVHW]H�JHVLFKHUW�
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 �����%HXUWHLOXQJ�GHU�:LUNVDPNHLW�HLQHU�,.=0�,QLWLDWLYH
 
 Das IKZM ist ein langer, allmählicher Prozeß, der Zyklen der Entwicklung und Umsetzung von Politik
umfaßt.  Um zu gewährleisten, daß dieser Prozeß tatsächlich eine Wirkung hat, muß seine
Wirksamkeit unbedingt regelmäßig beurteilt werden, und es müssen Schritte unternommen werden,
um die Methoden zu ändern, wann immer dies angezeigt erscheint.  (V�LVW�GDUDQ�]X�HULQQHUQ��GD�
GHU� HLJHQWOLFKH� =ZHFN� HLQHU� %HXUWHLOXQJ� GDULQ� EHVWHKW� ]X� HUIDKUHQ�� ZLH� GHU� ,.=0�3UR]H�
YHUEHVVHUW�ZHUGHQ�NDQQ�
 
 Es gibt zwei Konzepte für eine derartige Beurteilung.  Das eine besteht darin, den Prozeß und die
angewandten Methoden zu beurteilen; das andere besteht darin, die Ergebnisse in bezug auf den
Zustand des Küstengebiets zu beurteilen.
 
 (LQH� %HXUWHLOXQJ� GHV� =XVWDQGV� GHU� .�VWHQJHELHWH� VROOWH� GLH� VR]LDOHQ�� |NRORJLVFKHQ� XQG
ZLUWVFKDIWOLFKHQ� 6\VWHPH�� LKUHQ� =XVWDQG� VRZLH� GLH� 5LFKWXQJ� XQG� GLH� *HVFKZLQGLJNHLW� GHU
bQGHUXQJ�GLHVHV�=XVWDQGV�XQWHUVXFKHQ�  Sie könnte folgendes untersuchen:

• ob die menschlichen Tätigkeiten in den Küstengebieten nachhaltig sind und in finanzieller
und nicht-finanzieller Hinsicht die Kosten und Nutzen für menschliche und ökologische
Systeme widerspiegeln;

• ob die natürlichen Ressourcen der Küstengebiete angemessen geschützt, erhalten,
wiederhergestellt und in bezug auf die Vielfalt verbessert werden;

• ob die Erwerbseinkommen und die Erwerbsmöglichkeiten angemessen sind;

• ob der Schutz des derzeitigen und künftigen menschlichen Lebens und Eigentums vor
Katastrophen gewährleistet ist;

• ob die Öffentlichkeit über das Recht auf Zugang zu den Küstengebieten verfügt und sie in
einer Weise genießen kann, die mit privaten und öffentlichen Eigentumsrechten und anderen
Nutzungsweisen der Küstengebiete vereinbar ist;

• ob ein Gleichgewicht besteht zwischen den Nutzaspekten der wirtschaftlichen Entwicklung,
den Nutzaspekten des Schutzes, des Erhalts und der Wiederherstellung der Küstengebiete,
den Nutzaspekten der Minimierung der Verluste an menschlichem Leben und Eigentum
sowie den Nutzaspekten wegen des Zugangs der Öffentlichkeit zu den Küstengebieten und
ihres Genusses; und

• ob die Bewohner der Küstengebiete ein Gefühl des sozialen Zusammenhalts und der
kulturellen Einbeziehung haben.

 
 Die Beurteilung dieser Faktoren ist eindeutig von der Verfügbarkeit geeigneter Informationen abhängig.
Wegen des Faktors der zeitlichen Verzögerung werden Ergebnisse vor Ort möglicherweise viele Jahre
lang nicht ohne weiteres erkennbar sein.  'LH�%HXUWHLOXQJ�NRQ]HQWULHUW�VLFK�GHVKDOE�RIWPDOV�DXI
GHQ�3UR]H��XQG�GLH�0HWKRGHQ�GHV� ,.=0�� �'LHV� LVW� ]ZDU�]ZHFNGLHQOLFK��HV�GDUI�DEHU�GHQQRFK
QLFKW�GLH�1RWZHQGLJNHLW�DXV�GHQ�$XJHQ�YHUORUHQ�ZHUGHQ�� OHW]WHQGOLFK�PH�EDUH�(UJHEQLVVH�]X
HU]LHOHQ�
 
 Eine Beurteilung des Prozesses könnte evaluieren:

• den Grad der Koordination zwischen Politiken und Tätigkeiten, die sich auf die Küstengebiete
auswirken;

• die Effizienz und die Effektivität der Entscheidungsfindung;

• den Grad der Beteiligung der Öffentlichkeit, den Umfang der Bildungsmaßnahmen, die das
IKZM unterstützen;

• die Verfügbarkeit relevanter Informationen für diejenigen, die sie benötigen;

• die Existenz eines kohärenten Systems für die Datensammlung;
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• den Umfang der Tätigkeiten, die sich auf die Behandlung realer Probleme von lokaler
Bedeutung konzentrieren; und

• den Grad der politischen Unterstützung (auf allen Ebenen) für das IKZM.

'D�GLH�SDUWL]LSDWRULVFKH�3ODQXQJ�HLQH�6FKO�VVHONRPSRQHQWH�GHV�,.=0�LVW��NDQQ�HV�EHVRQGHUV
DQJHEUDFKW� VHLQ�� VLFK� DXI� HLQH� %HXUWHLOXQJ� GHU� =XVDPPHQDUEHLWVNRPSRQHQWH� HLQHU� ,.=0�
,QLWLDWLYH� ]X� NRQ]HQWULHUHQ�  Im Grunde kann die Effektivität der Mechanismen für die
partizipatorische Planung nur subjektiv von den Beteiligten beurteilt werden, im Hinblick auf erreichte
Fortschritte und erzielte Ergebnisse.  Zu den Indikatoren für das Erreichte gehören jedoch Chartas,
Verträge, Memoranda of Understanding, entwickelte Strukturen und Prozesse, Arbeits- und
Vernetzungsformen, Ergebnisse sachgebietsübergreifender Studien sowie die Art von integrierten
Politiken.  Spezifische Kriterien für eine derartige Beurteilung werden im Abschlußbericht der
thematischen Studie über Partizipation aufgeführt.

(LQHV�GHU�ZLFKWLJVWHQ�.ULWHULHQ�I�U�GLH�%HXUWHLOXQJ�HLQHU�,.=0�,QLWLDWLYH�LVW��RE�VLH�DXVUHLFKHQG
,QWHUHVVH�XQG�8QWHUVW�W]XQJ� HU]HXJHQ�XQG� DXIUHFKWHUKDOWHQ� NRQQWH�� XP� LKUH� )RUWI�KUXQJ�ELV
KLQ�]XU�8PVHW]XQJ�YRQ�3OlQHQ�XQG�(PSIHKOXQJHQ�]X�JHZlKUOHLVWHQ�

'DV�GUHL�-DKUH�ZlKUHQGH�%HP�KHQ�XP�GLH�(LQI�KUXQJ�GHV�,.=0�LQ�/HWWODQG�KDW�GLH
(LQVWHOOXQJ�LQQHUKDOE�GHU�*HPHLQGHQ�VLJQLILNDQW�YHUlQGHUW��)U�KHU�ZDUHQ�3OlQH�LQ�/HWWODQG
UHODWLY�HLQIDFK�XQG�ZHQLJ�DXVJHUHLIW���:lKUHQG�GHU�(LQI�KUXQJ�GHV�,.=0�HUIXKUHQ�DOOH
7HLOQHKPHU�YLHO�GDU�EHU��ZDV�LQ�LKUHU�5HJLRQ�SDVVLHUWH��XQG�HQWGHFNWHQ�ODXIHQGH�3OlQH�
3URMHNWH�XQG�,GHHQ��YRQ�GHQHQ�VLH�YRUKHU�QLFKWV�ZX�WHQ���'DV�(UJHEQLV�LVW��GD��3OlQH��GLH
JHJHQZlUWLJ�HQWZLFNHOW�ZHUGHQ��XPIDVVHQGHU�XQG�KROLVWLVFKHU�VLQG�
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Eines der allgemeinen Prinzipien, die sich aus den Demonstrationsprojekten ergeben, lautet, daß sich
IKZM-Initiativen an die bestehenden institutionellen und politischen Strukturen anpassen müssen und
vorhandene legislative und institutionelle Systeme nutzen müssen.  Diese Systeme sind jedoch derzeit
nicht für das IKZM optimiert.

Es gibt verschiedene rechtliche Methoden, die zur Erleichterung des IKZM Anwendung finden könnten.
Dabei ist eine Methode nicht unbedingt besser als die anderen, sondern es handelt sich um
Alternativen mit Vor- und Nachteilen.    Ein Modell ist das in den Vereinigten Staaten angewandte, das
den Weg für das Konzept des IKZM bereitete und das anerkennt, daß Mannigfaltigkeit wünschenswert
ist.

Es muß jedoch hervorgehoben werden, daß das integrierte Küstenzonenmanagement normalerweise
ein kombiniertes Konzept mit einer bunten Mischung von Instrumenten und Techniken erfordern wird.
In diesem Abschnitt wird untersucht, wie verschiedene Arten von Instrumenten und Mechanismen in
den Dienst der Umsetzung des IKZM gestellt werden könnten.

3UREOHP�� � 5HFKWOLFKH� ,QVWUXPHQWH� XP� GLH� 6DPPOXQJ� XQG� 9HUEUHLWXQJ� YRQ
,QIRUPDWLRQHQ�YRU]XVFKUHLEHQ

Mit Hilfe von Gesetzen kann gewährleistet werden, daß grundlegende Informationen, die zum
Gemeingut gehören, gesammelt werden und verfügbar sind.  Zu den wesentlichen Mechanismen
gehören Anforderungen in bezug auf die Folgenabschätzung sowie Gesetze über den Zugang der
Öffentlichkeit zu Datenbanken.

Alle EU-Richtlinien schreiben den Mitgliedstaaten die Sammlung von Informationen bezüglich der
Durchführung der Richtlinie vor. Die EU Mitgliedstaaten übernehmen als Mitglieder der Europäischen
Umweltagentur auch Verpflichtungen in bezug auf die Sammlung und Verbreitung einer Vielzahl von
Informationen über die Umwelt.

Richtlinie 85/337/EWG über die Umweltverträglichkeitsprüfung erlegt Anforderungen bezüglich der
Information der Öffentlichkeit über die Entwicklung von Genehmigungsverfahren für vorgeschriebene
Arten von Projekten auf, die wahrscheinlich signifikante Auswirkungen auf die Umwelt haben werden.
Die vom Entwickler vorgelegten umweltrelevanten Informationen müssen veröffentlicht werden,
Behörden, die über relevante Informationen verfügen, müssen diese dem Entwickler zur Verfügung
stellen, und die Öffentlichkeit muß über das Ergebnis des Entscheidungsprozesses informiert werden.
Ferner verlangen die durch Richtlinie 97/11/EG eingeführten Änderungen, daß Entscheidungen über
die Notwendigkeit von Umweltverträglichkeitsprüfungen sowie die Gründe für Genehmigungs-
entscheidungen veröffentlicht werden.  Alle diese Verpflichtungen gelten jedoch nur für bestimmte
Arten von Projekten, die in den Richtlinien aufgeführt sind.  Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist
folglich ein wichtiges, aber selektives rechtliches Instrument für die Information der Öffentlichkeit.

Ein allgemeineres öffentliches Recht gewährt Richtlinie 90/313/EWG über den freien Zugang zu
Informationen über die Umwelt.  Abgesehen von einigen Ausnahmen sind Behörden verpflichtet, jeder
Person auf Antrag Informationen bezüglich der Umwelt zugänglich zu machen.  Diese Richtlinie hat
das Konzept in den Mitgliedstaaten, ausschließlich auf gesetzliche Register angewiesen zu sein,
ausgedehnt und hat den Zugang zu anderen Informationsquellen erleichtert.   Es gab in den
Mitgliedstaaten einige Auslegungsschwierigkeiten in bezug auf die Identität von Behörden und den
Umfang von Informationen über die Umwelt; die Gründe für eine Ablehnung, die Zumutbarkeit von

'DV�*HVHW]��EHU�GDV�.�VWHQ]RQHQPDQDJHPHQW�GHU�86$��&RDVWDO�=RQH�0DQDJHPHQW�$FW�±
&=0$��DXV�GHP�-DKU������OHJW�GLH�JUXQGOHJHQGHQ�=LHOVHW]XQJHQ�GHV�,.=0�GDU�XQG�YHUODQJW�YRQ
GHQ�DPHULNDQLVFKHQ�6WDDWHQ�GLH�(UDUEHLWXQJ�YRQ�3URJUDPPHQ�I�U�GDV�.�VWHQPDQDJHPHQW��GLH
GLHVH�=LHOVHW]XQJHQ�HUUHLFKHQ���(V�JHVWDWWHW�MHGRFK�MHGHP�6WDDW��VHLQH�HLJHQHQ�0HWKRGHQ�]X
ZlKOHQ��XQG�LQIROJHGHVVHQ�KDW�MHGHU�6WDDW�VHLQ�HLJHQHV�6\VWHP�HQWZLFNHOW���(V�EHVWHKW�QLFKW�GLH
1RWZHQGLJNHLW��GD��DOOH�.�VWHQVWDDWHQ�LGHQWLVFKH�,.=0�6\VWHPH�KDEHQ��YRUDXVJHVHW]W��GD��GLH
HLQJHI�KUWHQ�0HWKRGHQ�IXQNWLRQLHUHQ�XQG�]XP�1XW]HQ�GHU�.�VWHQJHELHWH�DOV�*DQ]HV�KDUPRQLVFK
]XVDPPHQDUEHLWHQ�
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Gebührenordnungen und die Wirksamkeit von Rechtsmitteln und Durchsetzungsmechanismen waren
in der Praxis ebenfalls kontrovers.  Die Richtlinie wird künftig durch das Übereinkommen von Aarhus
über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den
Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten aus dem Jahr 1998 ergänzt werden, das einige
weitergehende Bestimmungen enthält.  Der Erfolg derartiger Maßnahmen ist jedoch wesentlich davon
abhängig, daß die Öffentlichkeit ihre Rechte ausübt; folglich ist es wichtig, daß Informationsquellen
bekanntgemacht werden, leicht zu erreichen sind, übersichtlich aufgemacht und wirtschaftlich zu
verwenden sind.

3UREOHP�� � 1LFKW� JHVHW]OLFK� YRUJHVFKULHEHQH� .RRUGLQDWLRQ� ]ZLVFKHQ
9HUZDOWXQJVUHVVRUWV

Staaten (darunter das Vereinigte Königreich), die bereits über hochentwickelte, nach Ansicht ihrer
Regierungen gut funktionierende Umweltschutzgesetze verfügen und nur ungern ihr Regelungsniveau
erhöhen möchten, und in denen eine Tradition einer nicht gesetzlich vorgeschriebenen Führung der
Verwaltungs- und Kommunalbehörden durch die Zentralregierung besteht, tendieren zu dem nicht
gesetzlich vorgeschriebenen Konzept sowohl für den IKZM-Prozeß als auch für die Umsetzung der
IKZM-Politik.

Nicht gesetzlich vorgeschriebene Vereinbarungen könnten schneller als Gesetze eingeführt werden
und können geändert werden, ohne daß die Gesetzgebung geändert werden muß.  Ein
grundlegendes, nicht gesetzlich vorgeschriebenes Konzept, das derzeit durch das Vereinigte
Königreich eingeführt wird, besteht darin, einfach zu versuchen, das IKZM ohne neue Gesetze durch
die Koordinierung der Entscheidungen aller für die verschiedenen Sektoren verantwortlichen Behörden
umzusetzen, so daß sie in Übereinstimmung mit den gemeinsam vereinbarten Zielsetzungen agieren.
Diese Zielsetzungen und Vereinbarungen bezüglich der gegenseitigen Konsultation können in Plänen
oder Programmen enthalten sein, die selbst nicht die Form von Gesetzen haben müssen, sondern
statt dessen politische Dokumente sind.

Die Vorteile dieses Konzepts sind seine Einfachheit, da keine Änderung der Gesetze erforderlich ist,
sowie seine Flexibilität.  Die vorhandenen Gesetze können jedoch ungeeignet sein.  Es gibt auch keine
Garantie dafür, daß alle Behörden freiwilligen Politiken folgen werden, da es keinen rechtlichen
Mechanismus gibt, mit dem sie hierzu verpflichtet werden können.

Staaten, die mit der Einführung informeller Verfahren beginnen, werden sie am Ende möglicherweise
durch Gesetze ersetzen. Die umgekehrte Vorgehensweise ist viel unwahrscheinlicher.

3UREOHP�� � 5HFKWOLFKH� XQG� EHK|UGOLFKH� ,QVWUXPHQWH� I�U� GLH� (UOHLFKWHUXQJ� GHU
=XVDPPHQDUEHLW

Da die Funktionen von Behörden durch die Gesetzgebung definiert werden, werden sie
möglicherweise rechtlich von der Kooperation mit anderen in den Küstengebieten abgehalten, wenn
ihre gesetzlich vorgeschriebenen Befugnisse und Pflichten eng sektorbezogen definiert sind.

'DV�3URMHNW�0�QGXQJVJHELHW�GHV�)RUWK�HQWZLFNHOW�HLQHQ�³$NWLRQVSODQ�I�U�GLH�8PVHW]XQJ´�
LQ�GHP�YHUVFKLHGHQH�bPWHU�XQG�2UJDQLVDWLRQHQ�DXIJHIRUGHUW�ZHUGHQ��GLH�UHOHYDQWHQ
$VSHNWH�GHU�3URMHNWVWUDWHJLH�IUHLZLOOLJ�XP]XVHW]HQ���'HU�$UEHLWVVFKZHUSXQNW�GHV�)RUXPV
OLHJW�GDUDXI��HLQH�³%HVLW]HUVFKDIW´�DXI]XEDXHQ��LQ�+RIIQXQJ��GD��GLH�YHUVFKLHGHQHQ
$NWHXUH�GLH�6WUDWHJLH��EHUQHKPHQ�XQG�DQ�LKUHU�8PVHW]XQJ�PLWDUEHLWHQ�ZHUGHQ��'HU
3URMHNWOHLWHU�PHUNWH�MHGRFK�DQ��GD��³HV�DE]XZDUWHQ�EOHLEW��RE�GLH�3DUWQHU�GLH�(UJHEQLVVH
WDWVlFKOLFK�XPVHW]HQ�ZHUGHQ��GD�VLH�UHFKWOLFK�KLHU]X�QLFKW�YHUSIOLFKWHW�VLQG´�

9RU������KDWWHQ�GLH�PHLVWHQ�+DIHQEHK|UGHQ�LP�9HUHLQLJWHQ�.|QLJUHLFK��GLH�HLQJHVHW]W
ZXUGHQ��XP�GHQ�,QWHUHVVHQ�GHU�+DQGHOVVFKLIIDKUW�]X�GLHQHQ��NHLQH�JHVHW]OLFKHQ
%HIXJQLVVH�RGHU�9HUDQWZRUWOLFKNHLWHQ�]XU�)|UGHUXQJ�GHV�1DWXUVFKXW]HV�LQ�LKUHQ�+lIHQ�
DXFK�ZHQQ�VLH�GLHV�WXQ�ZROOWHQ��0HHUHVILVFKHUHLDXVVFK�VVH��GLH�HLQJHVHW]W�ZXUGHQ��XP
NRPPHU]LHOO�JHQXW]WH�)LVFKEHVWlQGH�]X�HUKDOWHQ��XQWHUODJHQ�ZRKO�lKQOLFKHQ
%HVFKUlQNXQJHQ��GLH�LKUH�UHFKWOLFKH�)lKLJNHLW�EHJUHQ]WHQ��'XUFKI�KUXQJVYHURUGQXQJHQ
]XP�6FKXW]�PDULQHU�1DWXUVFKXW]JHELHWH�]X�HUODVVHQ�

'HYRQ�XQG�&RUQZDOO�NRQQWHQ�DXI�GHU�*UXQGODJH�HLQHV�IHVWJHOHJHQ�IUHLZLOOLJHQ�.RQ]HSWV
(UIROJH�EHL�GHU�8PVHW]XQJ�GHU�0DQDJHPHQWSURJUDPPH�I�U�JHVHW]OLFK�YRUJHVFKULHEHQH
0HHUHVJHELHWH�LP�5DKPHQ�YRQ�1DWXUD������HU]LHOHQ�
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Gesetze, die die Funktionen von Behörden in den Küstengebieten definieren, sollten sie mit
Befugnissen und Pflichten in bezug auf die Kooperation mit anderen Behörden ausstatten und sollten
hinreichend flexibel sein, um ihnen die Möglichkeit zu geben, ihre Funktionen im allgemeinen Interesse
der Öffentlichkeit auszuüben.

Die Gesetzgebung spielt auch für die Erleichterung der Partizipation eine Rolle.  Viele Länder haben
für eine Vielzahl von Problemen rechtliche Anforderungen in bezug auf die Konsultation der
Öffentlichkeit.  Zu den Schwächen einiger dieser Gesetze gehören:

• Es besteht keine rechtliche Anforderung, gemäß den Ergebnissen der Konsultation der
Öffentlichkeit zu agieren.

• Die Beteiligung der Öffentlichkeit ist auf die Konsultation am Ende des Politikentwicklungs-
prozesses beschränkt, ohne eine Anforderung in bezug auf eine Beteiligung der Betroffenen in
einem früheren Stadium, in dem Änderungen akzeptabler sind.

• Verfahrenstechnische Rechte und Mechanismen für die Intervention sozialer Akteure in den
Entscheidungsprozeß umfassen nicht notwendigerweise alle Verwaltungsebenen, trotz der
(bereits an anderer Stelle diskutieren) Tatsache, daß Gesetze auf zentraleren Ebenen starke
Auswirkungen auf die Küstendynamik haben können.

 
 'LH�*HVHW]JHEXQJ�VROOWH�GLH�=XVDPPHQDUEHLW� YHUHLQIDFKHQ�� �'LH�0LQGHVWDQIRUGHUXQJ� LVW� HLQH
*HVHW]JHEXQJ��GLH�GLH�.RRSHUDWLRQ�XQG�GLH�3DUWL]LSDWLRQ�JHVWDWWHW�RGHU�HUOHLFKWHUW�
 
 (LQH� GDV� ,.=0� XQWHUVW�W]HQGH� 6WUXNWXU� Z�UGH� DXFK� MHGHP� �|IIHQWOLFKHQ� RGHU� SULYDWHQ�
%HWURIIHQHQ�GLH�0|JOLFKNHLW�]XU�,QLWLLHUXQJ�HLQHU�,.=0�,QLWLDWLYH�JHEHQ�
 
 $XFK� $QIRUGHUXQJHQ� EH]�JOLFK� GHU� %HWHLOLJXQJ� DOOHU� LQWHUHVVLHUWHQ� XQG� EHWURIIHQHQ� $NWHXUH�
XQDEKlQJLJ� GDYRQ�� RE� HV� VLFK� LP� LQVWLWXWLRQHOOH� RGHU� DQGHUH� $NWHXUH� KDQGHOW�� N|QQHQ� LQ� GLH
*HVHW]H�HLQJHEDXW�ZHUGHQ�
 
 'HUDUWLJH� $QIRUGHUXQJHQ� VLQG� DP� ZLUNVDPVWHQ�� ZHQQ� VLH� DOOH� 3KDVHQ� GHV� 3ODQXQJV�� XQG
(QWVFKHLGXQJVSUR]HVVHV�XQG�DOOH�9HUZDOWXQJVHEHQHQ�XPIDVVHQ�
 
 
 3UREOHP��.RQVXOWDWLRQ
 
 Die Konsultation wird häufig als Mechanismus für die Zusammenarbeit angewandt, sowohl zwischen
verschiedenen Verwaltungsebenen und verschiedenen sektoralen Ressorts als auch als Teil des
Partizipationsprozesses.  Aus mehreren Gründen endet die Konsultation jedoch oftmals als Pro-forma-
Aufgabe anstatt als zweckdienliches Instrument:
 

• Eine gute Konsultation erfordert ausreichend Zeit zum Nachdenken, aber Beamte sind häufig
überarbeitet, was zu schnellen und oberflächlichen Konsultationen führt.

• Oftmals erreichen Konsultationen nicht die richtige Person.

,P�-DKU������ZXUGH�GDV�+DIHQJHVHW]�DXV�GHP�-DKU������GXUFK�GDV�9HUNHKUV��XQG�%HWULHEV�
JHVHW]�HUJlQ]W��XP�EULWLVFKHQ�+DIHQEHK|UGHQ�GLH�JHVHW]OLFKH�9HUSIOLFKWXQJ�DXI]XHUOHJHQ��EHL
GHU�$XV�EXQJ�LKUHU�)XQNWLRQHQ�GHQ�1DWXUVFKXW]�]X�EHU�FNVLFKWLJHQ���6LH�HUKLHOWHQ�DXFK
+DQGOXQJVIUHLKHLW��XP�LKQHQ�GDV�5HFKW�]XP�(UOD��YRQ�'XUFKI�KUXQJVYHURUGQXQJHQ�]X
JHZlKUHQ��VR�GD��VLH�GLH�+lIHQ�]XP�=ZHFN�GHV�1DWXUVFKXW]HV�JHVHW]OLFK�UHJHOQ�NRQQWHQ���,Q
lKQOLFKHU�:HLVH��EHUWUXJ�GDV�0HHUHVILVFKJHVHW]��1DWXUVFKXW]JHVHW]��DXV�GHP�-DKU�����
0HHUHVILVFKHUHLDXVVFK�VVHQ�HLQH�9HUDQWZRUWXQJ�LQ�EH]XJ�DXI�GHQ�1DWXUVFKXW]��VSlWHU�ZXUGH
GLHVH�GXUFK�GDV�8PZHOWVFKXW]JHVHW]�DXV�GHP�-DKU������HUZHLWHUW��XP�LKQHQ�GLH�0|JOLFKNHLW
]X�JHEHQ��LKUH�5HJHOXQJVEHIXJQLVVH�I�U�GHQVHOEHQ�=ZHFN�HLQ]XVHW]HQ���,QIROJHGHVVHQ�N|QQHQ
MHW]W�VRZRKO�+DIHQEHK|UGHQ�DOV�DXFK�)LVFKHUHLEHK|UGHQ�]XP�6FKXW]�YRQ�LP�5DKPHQ�GHU
+DELWDW�5LFKWOLQLH�GHU�(8�DXVJHZLHVHQHQ�EHVRQGHUHQ�PDULQHQ�6FKXW]JHELHWHQ�EHLWUDJHQ�
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• Viele Ressorts haben nicht die technische Befähigung, Konsultationsanfragen in bezug auf
das IKZM zu beantworten; insbesondere sind viele Verwaltungsbeamte nicht in der Lage, in
räumlichen Begriffen zu denken.

• Konsultative Stellungnahmen werden möglicherweise ignoriert.  Dies provoziert einen Zyklus,
in dem Verwaltungsbeamte und die Öffentlichkeit die Motivation verlieren, eingehende
Antworten auf Konsultationsanfragen zu erteilen.

 
 
 
 
 'LH� EHDEVLFKWLJWH� 1XW]XQJ� GHU� (UJHEQLVVH� GHU� .RQVXOWDWLRQ� VROOWH� H[SOL]LW� JHPDFKW� XQG
HLQJHKDOWHQ�ZHUGHQ�
 
 'LH�(IIHNWLYLWlW�GHU�.RQVXOWDWLRQ�NDQQ�HUK|KW�ZHUGHQ�� LQGHP�VLH�DXI�HLQ�IU�KHUHV�6WDGLXP�GHV
(QWVFKHLGXQJVSUR]HVVHV� YHUODJHUW� ZLUG�� LQ� GHP� QRFK� WDWVlFKOLFK� GLH� 0|JOLFKNHLW� EHVWHKW�
9RUVFKOlJH�]X�lQGHUQ�
 
 'HU�.RQVXOWDWLRQVSUR]H��PX��DOV�YRUUDQJLJH�7lWLJNHLW�EHWUDFKWHW�ZHUGHQ���'LHV�EHGHXWHW��GD�
I�U� GLH� %HDQWZRUWXQJ� YRQ� .RQVXOWDWLRQVDQIUDJHQ� XQG� I�U� GLH� %HDUEHLWXQJ� YRQ� $QWZRUWHQ
DXVUHLFKHQG�=HLW�XQG�DQJHPHVVHQH�3HUVRQDOUHVVRXUFHQ�EHUHLWJHVWHOOW�ZHUGHQ�
 
 'LH�VHNWRU�EHUJUHLIHQGH�6FKXOXQJ�YRQ�DGPLQLVWUDWLYHQ�)DFKEHUDWHUQ�NDQQ� LKUH�)lKLJNHLWHQ� LQ
EH]XJ�DXI�GLH�%HDQWZRUWXQJ� YRQ�.RQVXOWDWLRQVDQIUDJHQ� HUK|KHQ�� � /DQJIULVWLJ� NDQQ� VLH� DXFK
GHQ� .RQVXOWDWLRQVEHGDUI� YHUULQJHUQ�� GD� 9HUZDOWXQJVEHDPWH� OHUQHQ�� XQWHUVFKLHGOLFKH
=LHOVHW]XQJHQ�XQG�UlXPOLFKH�,QWHUHVVHQ�LQ�LKUH�HLJHQH�$UEHLW�]X�LQWHJULHUHQ�
 
 
 3UREOHP�� 5HFKWOLFKH� XQG� EHK|UGOLFKH� ,QVWUXPHQWH� I�U� GLH� 8PVHW]XQJ� YRQ
3ROLWLN
 
 Die Wahl von Instrumenten für die Umsetzung der durch den IKZM-Prozeß definierten Politik wird
oftmals durch Bedenken in bezug auf die Frage geleitet, ob Politiken, Strategien und Pläne ohne
gesetzliche Grundlage durchgesetzt werden können, und ob sie im Konfliktfall Bestand gegen
gesetzlich vorgeschriebene Pläne oder sektorale Gesetze haben werden.  Im allgemeinen wird eine
gewisse Verknüpfung mit dem gesetzlich vorgeschriebenen System für die Umsetzung von Politik
erforderlich sein.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 'LH�3URMHNWH�.\NODGHQ�XQG�0DJQLVLD�KDEHQ�EHLGH�HLQH�JXWH�3UD[LV�LQ�EH]XJ�DXI�GLH
.RQVXOWDWLRQ�HQWZLFNHOW�

 'DV�3URMHNW�LP�.UHLV�6W¡UVWURP�EHLQKDOWHW�GLH�(UZHLWHUXQJ�GHU�5HJLRQDOSODQXQJVYHUIDKUHQ�DXI
QLFKW�JHVHW]OLFK�YRUJHVFKULHEHQHU�*UXQGODJH�XQG�LVW�IROJOLFK�YRQ�GHU�.RPPXQDOYHUZDOWXQJ�XQG
GHU�%HWHLOLJXQJ�GHU�gIIHQWOLFKNHLW�DEKlQJLJ�±�GDV�3URMHNW�P|FKWH�HUUHLFKHQ��GD��GLH
1DFKKDOWLJNHLWVSU�IXQJ�HLQ�JHVHW]OLFK�YRUJHVFKULHEHQHU�7HLO�GHV�5HJLRQDOSODQV�ZLUG�

 ,Q�1RUZHJHQ�ZLUG�GDV�3ODQXQJV��XQG�%DXJHVHW]��GDV�ZLFKWLJVWH�,QVWUXPHQW�I�U�GLH�.�VWHQ�
SODQXQJ���EHUDUEHLWHW���'LH�(UJHEQLVVH�GHV�'HPRQVWUDWLRQVSURMHNWV�ZHUGHQ�LQ�GLHVHQ�3UR]H�
HLQIOLH�HQ�

 ,Q�%HOJLHQ�ILQGHQ�VHLW������.RQVXOWDWLRQHQ�]ZLVFKHQ�GHU�=HQWUDOUHJLHUXQJ��EHOJLVFKH
5HJLHUXQJ���GHU�5HJLRQDOUHJLHUXQJ��IOlPLVFKH�5HJLHUXQJ��XQG�GHU�3URYLQ]�:HVWIODQGHUQ�VWDWW�
'LHVH�ZHUGHQ�GHPQlFKVW�GXUFK�HLQH�IRUPHOOH�.RRSHUDWLRQVYHUHLQEDUXQJ�HUJlQ]W�ZHUGHQ�

 ,Q�)UDQNUHLFK�VLHKW�HLQ�*HVHW]�DXV�GHP�-DKU������GLH�(UDUEHLWXQJ�YRQ�6FKpPDV�GH�0LVH�HQ
9DOHXU�GH�OD�0HU��6090��YRU���+LHUEHL�KDQGHOW�HV�GLFK�XP�=RQHQSOlQH�I�U�0HHUHVJHELHWH�XQG�GLH
DQJUHQ]HQGH�.�VWH��GLH�YRP�6WDDW�DXI�9RUODJH�GHV�3UpIHW�GX�'pSDUWHPHQW��QDFK�GHU�.RQVXOWDWLRQ
PLW�.RPPXQDOEHK|UGHQ�XQG�,QWHUHVVHQYHUElQGHQ��YHUDEVFKLHGHW�ZHUGHQ���6LH�VWHKHQ�UHFKWOLFK
�EHU�ORNDOHQ�3OlQHQ��GLH�LKQHQ�HQWVSUHFKHQ�P�VVHQ��KDEHQ�VLFK�MHGRFK�LQ�GHU�3UD[LV�DXIJUXQG
IHKOHQGHU�5HVVRXUFHQ�DOV�VFKZLHULJ�]X�YHUHLQEDUHQ�HUZLHVHQ���)HUQHU�HUJlQ]W�GLH�/RL�/LWWRUDO�����
GHQ�&RGH�GH�O
8UEDQLVPH�GXUFK�GLH�(LQI�KUXQJ�QDWLRQDOHU�%HVFKUlQNXQJHQ�I�U�GLH�5DXPSODQXQJ�
XP�GLH�$XVGHKQXQJ�YRQ�6WlGWHQ�DQ�GHU�.�VWH�]X�NRQWUROOLHUHQ��XQG�VFK�W]W�HLQHQ�����0HWHU
EUHLWHQ�.�VWHQVWUHLIHQ�YRU�%HEDXXQJ��OD�EDQGH�OLWWRUDOH�QRQ�FRQVWUXFWLEOH����2EZRKO�GLH�%H]LHKXQJ
]ZLVFKHQ�GHQ�6090�XQG�GHU�/RL�/LWWRUDO�QLFKW�Y|OOLJ�JHNOlUW�LVW��ELHWHQ�VLH�HLQHQ�SRWHQWLHOOHQ
JHVHW]OLFKHQ�3ODQXQJVUDKPHQ�I�U�GLH�.�VWHQJHELHWH��XQG�GDV�3URMHNW�&{WH�G
2SDOH�VFKOlJW�HLQHQ
6090�]XU�8QWHUVW�W]XQJ�GHV�,.=0�LQ�VHLQHP�*HELHW�YRU�
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 Ein gesetzliches Konzept für die Umsetzung der IKZM-Politik durch die Koordinierung bestehender
Gesetze erfordert den Erlaß von IKZM-Gesetzgebung, die einen Rahmen bietet, innerhalb dessen
bestehende Gesetze koordiniert werden können.  Ein Beispiel ist Florida in den Vereinigten Staaten.
Der wesentliche Inhalt derartiger Gesetzgebung ist folgender:

• Sie sollte das Küstengebiet definieren.  Es sind unterschiedliche Definitionen möglich,
aber sie müssen so umfassend sein, daß sie die Gebiete einschließen, die sich auf die
Küste auswirken und mit ihr in Wechselwirkung stehen.  Beispielsweise wurde in Florida
der gesamte Staat als Küstengebiet definiert.

• Sie sollte die allgemeinen Zielsetzungen des IKZM definieren, die für die Erarbeitung von
Managementplänen für Küstengebiete verantwortlichen Verwaltungsebenen (national,
regional oder lokal) identifizieren und sie gesetzlich zur Erarbeitung dieser Pläne
verpflichten.  Sie könnte auch die Genehmigung dieser Pläne durch eine übergeordnete
Behörde vorsehen.

• Sie sollte die Finanzierung des IKZM vorsehen.

• Sie sollte angeben, wie bestehende Gesetze für die Umsetzung des IKZM genutzt
werden können, beispielsweise:

• indem sie spezifizierte Behörden gesetzlich verpflichtet, IKZM-Pläne zu
berücksichtigen oder zu befolgen.  Dies könnte Behörden auf Ebenen
umfassen, die der Behörde, die den Plan erarbeitet hat, übergeordnet
sind.  Beispielsweise müssen Bundesbehörden in den Vereinigten
Staaten genehmigte Pläne von Staaten befolgen, sofern sie hiervon nicht
durch den Handelsminister freigestellt werden.

• indem sie für spezifizierte Behörden Verpflichtungen einführt, andere am
IKZM beteiligte Behörden zu konsultieren, bevor Entscheidungen
getroffen werden, die sich auf die Küstengebiete auswirken.

• Indem sie bestehende Gesetze ändert, um Hemmnisse für das IKZM zu
beseitigen und um ihre Anwendung zum Zweck der Erreichung des IKZM
zu ermöglichen.

 
 Ein derartiges Konzept hat viele Vorteile, nämlich:

• Es verleiht dem IKZM rechtliche und politische Anerkennung.

• Es verleiht Plänen einen gesetzlichen Status.

• Es schafft rechtliche Verpflichtungen in bezug auf die Erreichung des IKZM.

• Es führt zu der geringsten Zerrissenheit bestehender Gesetze und Verfahren.

• Es wahrt die höchstmögliche Konsistenz mit Verfahren außerhalb der Küstengebiete.

• Seine Handhabung sollte kostengünstiger sein als die Aufnahme neuer Verfahren.
 
 Die Nachteile sind Schwierigkeiten in der Kooperation zwischen einer Vielzahl sektoraler Behörden, die
Tatsache, daß bestehende Gesetze möglicherweise nicht alle Probleme in den Küstengebieten, bei
denen Regelungsbedarf besteht, abdecken, oder daß bestehende Gesetze möglicherweise nicht
funktionieren.
 
 Aus diesen Gründen haben einige Länder ein Konzept gewählt, das ein neues rechtliches Verfahren
für die Genehmigung von Entwicklungen in Küstengebieten umfaßt.  Dieses Modell beinhaltet auch
neue Gesetze für das Küstenzonenmanagement, die dasselbe bewirken sollen wie das vorige Modell,
mit Ausnahme der Tatsache, daß es auch ein neues Verfahren für die Genehmigung von
Entwicklungen in den Küstengebieten gäbe.  Diese Gesetze sollten folglich eine Behörde angeben, die
für die Genehmigung von Entwicklungen verantwortlich ist; hierbei könnte es sich entweder um eine
bestehende Behörde oder um eine für diesen Zweck geschaffene neue Behörde handeln.  Sie sollten
auch die Art der Projekte oder Tätigkeiten angeben, die in den Zuständigkeitsbereich dieser Behörde



49

fallen sollen, würde aber vermutlich einige bestehende Verfahren und Behörden für weniger wichtige
Angelegenheiten beibehalten.
 
 
 
 
 
 
 Ein derartiges Konzept schafft ein einziges, integriertes Verfahren für die Entscheidungsfindung, statt
die Koordinierung einer Vielzahl unterschiedlicher Entscheidungen zu erfordern.  Da es ferner speziell
für den Zweck der Umsetzung des IKZM entwickelt wurde, ist es nicht von bestehenden Gesetzen
abhängig.  Es erfordert jedoch bedeutende legislative und administrative Veränderungen und ist
deshalb in bezug auf die Einführung kostspieliger und politisch schwieriger zu vereinbaren.  Es besteht
auch die Gefahr, daß eine einzige Behörde nicht notwendigerweise zu einem ausgewogenen Urteil
kommen wird, weshalb umfangreiche Konsultation von essentieller Bedeutung ist. Diese Art von
Konzept schafft auch eine neue Zuständigkeitsbarriere zwischen Küstengebieten und im
Landesinneren gelegenen Gebieten, obwohl doch viele Probleme der Küsten aus Entscheidungen im
Zusammenhang mit im Landesinneren gelegenen Gebieten herrühren, beispielsweise dem
Schadstoffeintrag in die Einzugsgebiete von Flüssen. Zwar könnte sich ein Staat zur Einführung einer
derart grundlegenden Reform entscheiden, aber es handelt sich wohl kaum um eine Anforderung, die
die Europäische Union durchsetzen könnte.
 
 
 3UREOHP��)UHLZLOOLJH�9HUHLQEDUXQJHQ�PLW�:LUWVFKDIWVEHWHLOLJWHQ
 
 Freiwillige Vereinbarungen können ein wirksames Mittel für die Erreichung von IKZM-Zielsetzungen
sein und können in vielen Situationen schneller und flexibler funktionieren als Regelungssysteme.
Freiwillige Programme können auch zum Aufbau von Vertrauen und Glaubhaftigkeit zwischen
Industrie, Regierungsstellen und Öffentlichkeit dienen.  Freiwillige Programme sind eher eine
Ergänzung von als ein Ersatz für Vorschriften und wirtschaftliche Instrumente zum Schutz der Umwelt.
 
 In der Praxis sind freiwillige Vereinbarungen Zusagen von einem oder mehreren Wirtschaftssektoren,
sich in einer bestimmten Weise zu verhalten, um Umweltziele zu erreichen. Freiwillige Vereinbarungen
können eine wichtige Rolle für Entscheidungen bezüglich der Entwicklung und des Einsatzes von
IKZM-freundlichen Technologien spielen, aber sie müssen gründlich geprüft werden, um zu
gewährleisten, daß sie nicht direkt oder indirekt Investitionen hemmen.  In den meisten Fällen werden
freiwillige Vereinbarungen seitens des privaten Sektors fast immer entweder durch Drohungen der
Regierung mit Vorschriften und/oder Steuern, oder durch Zusagen der Regierung in bezug auf
finanzielle Unterstützung motiviert. Für jede freiwillige Vereinbarung besteht ein Schlüsselproblem
darin, auf objektiver Basis zu entscheiden, wie gut die Vereinbarung durch die jeweiligen Parteien
umgesetzt wird. Die Politik in diesem Bereich befindet sich noch in der Entwicklungsphase. Die Wahl
eines Teils des privaten Sektors, der eine einheitliche Verhandlungsposition bieten kann, die
Überwachung der Einhaltung und die Gewährleistung der Erfüllung der Bedingungen der freiwilligen
Vereinbarung durch jeden Unterzeichner sind besonders schwierige Punkte.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 'DV�QHXVHHOlQGLVFKH�*HVHW]��EHU�GDV�5HVVRXUFHQPDQDJHPHQW�DXV�GHP�-DKU�����
VFKDIIWH�HLQH�9LHO]DKO�EHVWHKHQGHU�%HK|UGHQ�XQG�*HVHW]H�DE�XQG�XQWHUVWHOOWH�DOOH
*HVHW]H�LP�=XVDPPHQKDQJ�PLW�3ODQXQJ��:DVVHU�XQG�%RGHQ�GHU�=XVWlQGLJNHLW�GHV
'HSDUWPHQW�RI�&RQVHUYDWLRQ�XQG�GHU�=XVWlQGLJNHLW�YRQ�.RPPXQDOEHK|UGHQ��GLH�HLQH
QDWLRQDOH�(UNOlUXQJ�]XU�.�VWHQSROLWLN�XQG�UHJLRQDOH�.�VWHQSOlQH�EHIROJHQ�P�VVHQ�

 ,P�.UHLV�6WRUVWU¡P�JLEW�HV�IUHLZLOOLJH�9HUHLQEDUXQJHQ�PLW�GHP�7RXULVPXVVHNWRU��GXUFK�GLH
UHJLRQDOHQ�XQG�ORNDOHQ�7RXULVPXVRUJDQLVDWLRQHQ�XQG�PLW�GHU�%UDQFKH�VHOEVW��'LH
9HUHLQEDUXQJHQ�EH]LHKHQ�VLFK�DXI�GLH�9HUEUHLWXQJ�YRQ�,QIRUPDWLRQHQ��GHQ�6FKXW]�YRQ�1DWXU
XQG�8PZHOW�VRZLH�DXI�,QLWLDWLYHQ�]XP�VDQIWHQ�7RXULVPXV��'HU�7RXULVPXVVHNWRU�NRRSHULHUW��GD
HU�VLFK�GHU�1RWZHQGLJNHLW�HLQHU�VDXEHUHQ�8PZHOW�XQG�HLQHU�QDWXUQDKHQ�.�VWH�I�U�GHQ�(UKDOW
XQG�GLH�(QWZLFNOXQJ�GHV�7RXULVPXV�EHZX�W�LVW�

 $VVRFLDWHG�%ULWLVK�3RUWV�LVW�HLQHU�IUHLZLOOLJHQ��DNWLYHQ�.RRSHUDWLRQVYHUHLQEDUXQJ�PLW�GHP�6ROHQW
)RUXP��DQ�GHP�GDV�3URMHNW�,VOH�RI�:LJKW�EHWHLOLJW�LVW��EHLJHWUHWHQ��XP�GHQ�'LDORJ��EHU
9RUVFKOlJH�]XP�+DIHQDXVEDX�]X�YHUEHVVHUQ�

$Q�GHU�&{WH�G¶2SDOH�ELOGHQ�]ZHL�6WUXNWXUHQ����23$/¶$,5�XQG�GDV�6HFUpWDULDW�3HUPDQHQW�SRXU
OD�3UpYHQWLRQ�GHV�3ROOXWLRQV�,QGXVWULHOOHV����HLQH�6FKQLWWVWHOOH�]ZLVFKHQ�ORNDOHQ�,QVWLWXWLRQHQ�
GHQ�'LHQVWHQ�GHV�6WDDWHV��GHU�,QGXVWULH�XQG�8PZHOWVFKXW]YHUElQGHQ���'LHVH�6WUXNWXUHQ
WUHIIHQ�JHPHLQVFKDIWOLFKH�(QWVFKHLGXQJHQ��XP�GLH�GXUFK�PHQVFKOLFKH�7lWLJNHLWHQ�YHUXUVDFKWH
8PZHOWYHUVFKPXW]XQJ�]X�YHUULQJHUQ�
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 Die Regierung kann die Anwendung freiwilliger Vereinbarungen durch wirtschaftliche Instrumente
fördern.
 
 
 3UREOHP��'DV�5DXPSODQXQJVV\VWHP
 
 Das Planungssystem wird in einigen der am Demonstrationsprogramm beteiligten Länder (z. B.
Dänemark, Norwegen, Schweden, Finnland) als der wichtigste Mechanismus für das Küsten-
management betrachtet. In anderen Ländern wird das Planungssystem oftmals als für den Umgang
mit den das Land betreffenden Aspekten des IKZM geeignet betrachtet.  Im allgemeinen wird die
Notwendigkeit der vertikalen Konsistenz von Flächennutzungsplänen innerhalb eines hierarchischen
Systems gewährleistet, bei dem es sich üblicherweise um ein Topdown-System handelt, wobei die auf
den einzelnen Ebenen erstellten Flächennutzungspläne die Planungsvorschriften von Behörden auf
zentralerer Ebene berücksichtigen müssen und typischerweise durch diese Behörden genehmigt
werden müssen.
 
 Obwohl die Raumplanung ein sehr wichtiges Instrument ist, mit dem Verwaltungen die Zukunft ihres
Territoriums gestalten und politische Zielsetzungen umsetzen können, muß daran erinnert werden,
daß sie nur eine Komponente des IKZM-Prozesses ist.  Es gibt mehrere Gründe dafür, daß die
Raumplanung allein kein hinreichendes Medium für das IKZM ist. Die beiden wichtigsten sind:
 
 Beschränkter Anwendungsbereich --

• Die meisten Planungssysteme umfassen nur die terrestrischen Teile der Küstengebiete.

• Viele Planungssysteme haben eine eingeschränkte Betrachtungsweise und konzentrieren sich
nur auf die Kontrolle der Entwicklung (Gebäude) statt auf allgemeinere Fragen der
Flächennutzung und die Auswirkungen auf die Infrastruktur usw.

 
 
 
 
 
 
 
• Die Verknüpfungen zwischen der Raumplanung und sektoralen Planungssystemen sind oftmals

schwach.  Raumpläne (z. B. Zonenpläne) können den Standort bestimmter Entwicklungen
beschränken, während Genehmigungsverfahren ein Mittel für die Verhinderung oder Änderung
bestimmter sektoraler Entwicklungen darstellen können.

• Planungskontrollen haben außerhalb städtischer Gebiete möglicherweise nur begrenzte
Anwendbarkeit.

 
 

 
 
 und
 
 Mangelnde Flexibilität --

• Die Einrichtung spezieller Planungszonen und unbebaubarer Bereiche an der Küste sind
wertvolle Instrumente für das Küstenmanagement, die jedoch in Übereinstimmung mit dem
allgemeinen Prinzip, daß das IKZM eine Systembetrachtungsweise haben soll, auf das
betreffende Küstensystem abgestimmt werden müssen.

• Die Häufigkeit der Erstellung oder Überarbeitung von Plänen wird durch Ressourcenfragen und
durch die für verfahrenstechnische Konsultationen bei der Erstellung von Plänen erforderliche
Zeit begrenzt.

• Einspruchsverfahren sind zeitraubend und kostspielig.

'LH� $UWHQ� GHU� 8PVHW]XQJ� GHU� 5DXPSODQXQJ�� GLH� GDV� ,.=0� EHVWP|JOLFK� XQWHUVW�W]HQ�� IROJHQ
EHVWLPPWHQ�3ULQ]LSLHQ�

 (LQ�JXWHV�%HLVSLHO�I�U�HLQ�XPIDVVHQGHUHV�5DXPSODQXQJVV\VWHP�LVW�GDV�GlQLVFKH�6\VWHP�
EHLVSLHOVZHLVH�LQ�6WRUVWU¡P���,Q�'lQHPDUN�LVW�GHU�5HJLRQDOSODQ�HLQ�,QVWUXPHQW�I�U�GLH
.RRUGLQLHUXQJ�]ZLVFKHQ�6HNWRUHQ�XQG�]ZLVFKHQ�YHUWLNDOHQ�9HUZDOWXQJVHEHQHQ���'LH
]XQHKPHQGH�.RPSOH[LWlW�GHV�5HJLRQDOSODQXQJVV\VWHPV�I�KUW�MHGRFK�]X�3UREOHPHQ�LP
=XVDPPHQKDQJ�PLW�XQ]XUHLFKHQGHQ�5HVVRXUFHQ�

 (V�N|QQHQ�8QVLFKHUKHLWHQ�EH]�JOLFK�GHU�5DQJRUGQXQJ�YHUVFKLHGHQHU�3OlQH�EHVWHKHQ��ZHQQ
GLHVH�QLFKW�LQ�NRRUGLQLHUWHU�:HLVH�JHlQGHUW�ZHUGHQ��GLHVHV�3UREOHP�LVW�LP�3URMHNW�LQ�/D�*LURQGH
DXIJHWUHWHQ�
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½ 3ODQXQJVEHK|UGHQ� EHQ|WLJHQ� GDV� 0DQGDW� ]XU� 8PVHW]XQJ� YRQ� 3OlQHQ� VRZLH� ]XU
(UWHLOXQJ�YRQ�*HQHKPLJXQJHQ�

 
½ (LQ]HOQH�(QWVFKHLGXQJHQ�P�VVHQ�GHQ�DOOJHPHLQHUHQ�.RQWH[W�EHU�FNVLFKWLJHQ��XQG�GDV

6\VWHP� PX�� NRKlUHQW� JHPDFKW� ZHUGHQ�� XP� XQEHDEVLFKWLJWH� $XVZLUNXQJHQ� YLHOHU
³NOHLQHU´� (QWVFKHLGXQJHQ� ]X� YHUKLQGHUQ�� � 'LH� )ROJHQDEVFKlW]XQJ� VROOWH� VR� DOOJHPHLQ
XQG�XPIDVVHQG�ZLH�P|JOLFK�VHLQ�

 
 
 
 
 
 

 In einigen der Projekte wurde festgestellt, daß zwar normalerweise für die meisten einzelnen
Entwicklungsvorschläge Umweltverträglichkeitsprüfungen durchgeführt werden, daß aber
kumulative Auswirkungen nicht berücksichtigt werden, da dies durch die meisten
einzelstaatlichen UVP-Gesetze nicht verlangt wird.  Infolgedessen müssen lokale Planer
Entscheidungen treffen, ohne angemessene Informationen über die Belastungsfähigkeit ihrer
Küste oder die kumulativen Auswirkungen der Entwicklungsvorschläge zu haben.

 
½ (V� VLQG�0HFKDQLVPHQ� HUIRUGHUOLFK�� XP� GLH� (LQKDOWXQJ� YRQ�*HQHKPLJXQJVDXIODJHQ� ]X

JHZlKUOHLVWHQ�
 
½ ,Q� GHQ� 3ODQXQJVSUR]H�� VROOWHQ� XPIDVVHQGH� 0|JOLFKNHLWHQ� I�U� .RQVXOWDWLRQ� RGHU

3DUWL]LSDWLRQ�LQWHJULHUW�ZHUGHQ�
 
½ =ZLVFKHQ�GHU�5DXPSODQXQJ�XQG�VHNWRUDOHQ�9HUZDOWXQJHQ�PX��HLQH�HQJH�.RRUGLQDWLRQ

JHVFKDIIHQ�ZHUGHQ�
 
½ 'LH�5DXPSODQXQJ�DXI�XQWHUVFKLHGOLFKHQ�(EHQHQ�PX��NRKlUHQW�VHLQ�
 
 
 
 
 
 
 3UREOHP��:LUWVFKDIWOLFKH�,QVWUXPHQWH
 
 =X� GHQ� ZLUWVFKDIWOLFKHQ� ,QVWUXPHQWHQ� JHK|UHQ� 6WHXHUQ�� 6XEYHQWLRQHQ� XQG� 1DFKOD�V\VWHPH
VRZLH� GLH� 6FKDIIXQJ� YRQ� KDQGHOEDUHQ� /L]HQ]HQ� �EHLVSLHOVZHLVH� KDQGHOEDUH� (UVFKOLH�XQJV�
OL]HQ]HQ����'LHVH�,QVWUXPHQWH�N|QQHQ�DOV�$QUHL]H�I�U�GDV�,.=0�JHQXW]W�ZHUGHQ��XP�GHQ�'UXFN�LQ
EH]XJ�DXI�ZLUWVFKDIWOLFKHQ�3URILW�VR�XP]XOHQNHQ��GD��HU�GHP�JHVHOOVFKDIWOLFKHQ�:RKO�GLHQW�  In
wirtschaftlicher Hinsicht können sie zur Korrektur von Märkten eingesetzt werden, die bestimmten
Komponenten des Küstensystems nicht den richtigen Wert beimessen.
 
 Ein wirtschaftliches Instrument, das in bezug auf die Förderung der nachhaltigen Entwicklung, nicht nur
- aber besonders – in Küstengebieten, viel erreichen würde, wäre die ökologische Steuerreform, durch
die die Steuerlast von der Beschäftigung genommen würde und in ökologischer Hinsicht
wünschenswertere Auswirkungen erzielt werden könnten.  Dies sollte nicht als Einführung einer
“Verfälschung” des Marktes betrachtet werden, sondern als Ersatz versehentlicher und nicht
wünschenswerter Konsequenzen der Besteuerung durch geplante und vorteilhafte Konsequenzen.
 
 Tourismussteuern und die umweltgerechtere Gestaltung öffentlicher Beschaffungsverfahren sind zwei
weitere brauchbare Optionen.
 
 
 
 
 
 

 (LQH�IUDJPHQWLHUWH
5DXPSODQXQJ�ZLUG�LQ
6WU\PRQLNRV��,SLUXV
XQG�DXI�GHQ�.\NODGHQ
IHVWJHVWHOOW�

 *HULQJH�UlXPOLFKH
.RQVLVWHQ]�YRQ
(QWVFKHLGXQJHQ�ZLUG�LP
3URMHNW�5LD�GH�$YHLUR
IHVWJHVWHOOW�

 'LH�NRPELQLHUWHQ�:LUNXQJHQ
YLHOHU�NOHLQHU�.�VWHQVFKXW]�
PD�QDKPHQ�VLQG�LQ�3HVFDUD
�5,&$0$�3URMHNW��HYLGHQW�

 

 ,P�3URMHNW�$WKHQ�ZLUG�IHVWJHVWHOOW��GD��GLH�7UHQQXQJ�]ZLVFKHQ�GHP�DOOJHPHLQHQ�6WDGWSODQ
XQG�GHP�ORNDOHQ�6WUD�HQSODQ�LP�DOOJHPHLQHQ�HLQ�+LQGHUQLV�I�U�GLH�6FKDIIXQJ�HLQHV
]XVDPPHQKlQJHQGHQ�XQG�VSH]LILVFKHQ�.RQ]HSWV�I�U�.�VWHQJHELHWH�LVW�

 'DV�GlQLVFKH�0LQLVWHULXP�I�U�8PZHOW�XQG�(QHUJLH�HQWZLFNHOW�HLQ�6\VWHP
]XU�:LHGHUKHUVWHOOXQJ�YRQ�)HXFKWJHELHWHQ��)OX�IXQNWLRQHQ�XQG�DQGHUHQ
|IIHQWOLFKHQ�/HLVWXQJHQ�DXI�³]XU�FNJHIRUGHUWHQ´�ODQGZLUWVFKDIWOLFK
JHQXW]WHQ�)OlFKHQ��LQGHP�±�DOV�$OWHUQDWLYH�]XP�(UZHUE�GHU�)OlFKHQ��
³ZLUWVFKDIWOLFKH�0LHWHQ´�JH]DKOW�ZHUGHQ��'DV�(LJHQWXP�DQ�GLHVHQ�)OlFKHQ
VROO�EHL�GHQ�/DQGZLUWHQ�YHUEOHLEHQ��GLH�GLHVH�=DKOXQJHQ�GDI�U�HUKDOWHQ�
GD��VLH�GLH�:LHGHUKHUVWHOOXQJ�HKHPDOLJHU�)HXFKWJHELHWH�
hEHUVFKZHPPXQJVJHELHWH�XQG�N�VWHQQDKHU�6XPSIJHELHWH�JHVWDWWHQ�

 ,Q�%HOJLHQ�HUKDOWHQ
SULYDWH
*UXQGEHVLW]HU
)|UGHUJHOGHU��XP
GDV�0DQDJHPHQW
³JHVFK�W]WHU´
*HELHWH
XP]XVHW]HQ�
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 Wirtschaftliche Instrumente weisen zwar ein großes Potential auf, aber ihre Anwendung für die
Umsetzung des IKZM ist derzeit nicht weit verbreitet.  Zu den Leitlinien, die ihre Anwendung fördern
könnten, gehören:
 

½ Wirtschaftliche Instrumente sollten in Verbindung mit anderen politischen Instrumenten
eingesetzt werden (nicht anstelle solcher Instrumente).
 

½ Die Wirksamkeit der Instrumente sollte während ihrer Umsetzung überwacht werden, um zu
gewährleisten, daß die gewünschten Ergebnisse erreicht werden.
 

½ Die durch wirtschaftliche Instrumente generierten Einnahmen sollten zur Förderung der
Zielsetzungen des IKZM eingesetzt werden.
 

½ Ein signifikanter Teil der generierten Einnahmen sollte den Kommunalbehörden zugewiesen
werden, um für diese den Anreiz für die Umsetzung der Instrumente zu erhöhen.

 
 Es ist anzumerken, daß der Einsatz wirtschaftlicher Instrumente von angemessenen Informationen
über die gesellschaftlichen Kosten und Nutzen verschiedener Tätigkeiten im Bereich der
Küstengebiete abhängig ist, um gerechte Steuer- und Subventionssätze festlegen zu können.
 
 
 3UREOHP��(LQVDW]�,.=0�IUHXQGOLFKHU�7HFKQRORJLHQ
 
 In den Küstengebieten können Technologien eine Unterstützung für die Beurteilung der Küstengebiete
darstellen oder können sich auf die Küstengebiete auswirken.  Technologien für die Beurteilung der
Küstengebiete unterstützen im allgemeinen das IKZM durch die Sammlung von Daten, die Gewinnung
von Informationen oder durch das Management; diese Technologien wurden bereits in Kapitel 3.1
behandelt.
 
 Dieser Abschnitt behandelt die Technologien, die sich auf die Küstengebiete auswirken, darunter
Technologien, die wegen spezifischen sektoralen Erfordernissen eingeführt wurden, aber mit IKZM-
Strategien vereinbar sind, da sie die nachteiligen Auswirkungen küstennaher Tätigkeiten verringern
(IKZM-freundliche Technologien), Technologien, die erforderlich sind, um IKZM-Pläne und
–Strategien korrekt umzusetzen oder um ihre Umsetzung sicherzustellen (das IKZM unterstützende
Technologien) und Technologien, die den Zielen des IKZM entgegenwirken (dem IKZM entgegen-
wirkende Technologien).
 
 7HFKQRORJLHQ�N|QQHQ�LQ�.�VWHQJHELHWHQ�HQWZHGHU�%HVWDQGWHLO�GHV�3UREOHPV�RGHU�%HVWDQGWHLO
GHU�/|VXQJ�VHLQ��LQ�$EKlQJLJNHLW�GDYRQ��ZLH�XQG�ZR�VLH�$QZHQGXQJ�ILQGHQ�
 
 
 
 
 
 
 
 
 In den meisten Demonstrationsprojekten werden Technologien, die sich auf die Küste auswirken, nicht
in angemessener Weise berücksichtigt.  Als Ergebnis der Raumplanung kann dies der Schwerpunkt
vieler IKZM-Initiativen sein.
 
 IKZM-Initiativen können folgendermaßen dazu beitragen zu gewährleisten, daß Technologien
Bestandteil der Lösung sind:
 

 :HLWPDVFKLJH�1HW]H�VLQG�HLQ
%HLVSLHO�I�U�HLQH�GDV�,.=0�XQWHU�
VW�W]HQGH�7HFKQRORJLH���,KU
VSH]LILVFKHU�=ZHFN�LVW�GLH
9HUULQJHUXQJ�GHV�%HLIDQJV�DQ
-XQJILVFKHQ�

 (QWVDO]XQJVWHFKQRORJLH�LVW�HLQ�%HLVSLHO�I�U�HLQH
,.=0�IUHXQGOLFKH�7HFKQRORJLH���:lKUHQG�LKU
=ZHFN�VHNWRUDO�LVW�±�(U]HXJXQJ�YRQ�7ULQNZDVVHU
±�XQWHUVW�W]W�VLH�GLH�=LHOVHW]XQJHQ�GHV�,.=0�
LQGHP�VLH�GD]X�EHLWUlJW��*UXQGZDVVHUVSHLFKHU
YRU�hEHUEHZLUWVFKDIWXQJ�]X�VFK�W]HQ�

,Q�)UDQNUHLFK�ZLUG�HLQH�7D[H�'pSDUWHPHQWDO�G¶(VSDFH�9HUW�DXI�DOOH�%DXPD�QDKPHQ�HUKREHQ��GLH
(LQQDKPHQ�ZHUGHQ�I�U�,QWHUYHQWLRQHQ�I�U�GHQ�(UZHUE��GDV�0DQDJHPHQW�XQG�GHQ�(UKDOW�|NRORJLVFK
HPSILQGOLFKHU�*HELHWH�HLQJHVHW]W�
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½ Beteiligung geeigneter technischer Fachleute an der IKZM-Initiative.
 
½ Rechtliche Standards, beispielsweise Emissionsnormen, Anforderungen in bezug auf die

Lizenzerteilung und Standards für die umweltfreundlichste Praxis, die besten verfügbaren
Techniken (BVT) oder die integrierte Vermeidung und Verminderung der
Umweltverschmutzung (IVVUV).  Dies sind in vielen Ländern nach wie vor die wichtigsten
Instrumente für die Förderung der Entwicklung und Umsetzung umweltfreundlicher
Technologien; kurze Fristen für die Erreichung der Einhaltung neuer Vorschriften können
jedoch Investitionen hemmen.

 
½ Hinreichend beständige regulatorische Anforderungen, die die Einbindung

umweltfreundlicher Technologien in langfristige Investitionsstrategien ermöglichen.
Übermäßig unflexible technologische Spezifikationen können jedoch Innovationen hemmen.

 
½ Förderung des Interesses der Industrie an der Verbesserung ihrer Wettbewerbsposition

durch die Entwicklung und den Einsatz IKZM-freundlicher Technologien.
 
½ Freiwillige Vereinbarungen und die Möglichkeit zur Einführung von Öko-Kennzeichnungs-

systemen, Umweltverträglichkeitsprüfungen und Schulungsmaßnahmen im Bereich IKZM-
freundlicher Technologien können eine wichtige Rolle für die Förderung der gut informierten
Anwendung von Technologien im Hinblick auf das IKZM spielen.

 
½ Ausbildung kreativer Technologen sowie einer neuen Generation von Wissenschaftlern und

Technikern.  Die Allgemeinbildung kann zur Förderung einer starken Präferenz für und
Nachfrage nach umweltfreundlicherer Produktion und umweltfreundlicheren Produkten
dienen und so einen entsprechenden Markt schaffen.

½ Umweltbetriebsprüfungen und Umweltrechnungslegung (ISO 14000 und
Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung) können
den Einsatz IKZM-freundlicher Technologien fördern, indem sie Betriebsleitern eine
systematische, dokumentierte, regelmäßige und objektive Bewertung der Leistung
ermöglichen.  Der durch die ISO 14000 gebotene Rahmen stellt einen Schritt in Richtung auf
die Integration der Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung in unser System der freien
Marktwirtschaft dar; dies geschieht durch die Förderung neuer Konzepte für Werkstoffwahl,
Produkt- und Prozeßentwicklung sowie Transportlogistik auf jeder Stufe des
Produktlebenszyklus fördern.

 
½ Verbreitung von guter Praxis und Sachkenntnis.  Es hat sich als schwierig erwiesen,

Informationen über Technologien erfolgreich zu verbreiten, insbesondere an kleine und
mittlere Unternehmen. Die Regierungen setzen derzeit eine Vielzahl von Konzepten für den
Transfer von Informationen ein, darunter technische Veröffentlichungen,
Computerdatenbanken, lokale Workshops und Demonstrationen, Telefon-"Hotlines" und
Videopräsentationen.  Viele glauben, daß das erfolgreichste Konzept für den Transfer von
Informationen bezüglich der Förderung umweltfreundlicherer Technologien, besonders für
kleine und mittlere Unternehmen, Berater sind, die für einen gewissen Zeitraum vor Ort
arbeiten.

 
½ “Innovationsvorteil” in der Entwicklung “grüner” Technologien; dieser Vorteil hat einige

Länder, insbesondere Deutschland und Dänemark, in die Lage versetzt, lukrative neue
Wirtschaftszweige zu entwickeln. Die Wiederbelebung der Wirtschaft wird eher zur
Erreichung wirtschaftlicher Zielsetzungen in der Lage sein, wenn die Gemeinden aktiv daran
beteiligt werden zu gewährleisten, daß Vorschläge sozialen sowie wirtschaftlichen
Zielsetzungen entsprechen und daß die Umweltqualität sowohl das Wohlergehen als auch
die Attraktivität eines Gebiets für Entwickler verbessert.

 
 
 3UREOHP��,QWHUQDWLRQDOH�hEHUHLQNRPPHQ�XQG�$ENRPPHQ
 
 Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben - jeder für sich oder als Mitglieder der
Europäischen Gemeinschaft - eine Vielzahl internationaler Abkommen und Übereinkommen
unterzeichnet, die von Bedeutung für die Küstengebiete sind.  Hierzu gehören Übereinkommen, die
sich speziell auf Meeres- und Küstenregionen beziehen, sowie sektorale Übereinkommen, deren
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Anwendung ebenfalls diese Gebiete betrifft, beispielsweise CITES, CSD, das Protokoll von Montreal
usw.
 
 -HGH� ,.=0�6WUDWHJLH� DXI� HXURSlLVFKHU� (EHQH� PX�� ]XPLQGHVW� PLW� GHQ� 9HUSIOLFKWXQJHQ� GHU
0LWJOLHGVWDDWHQ�LP�5DKPHQ�GLHVHU�LQWHUQDWLRQDOHQ�$ENRPPHQ�YHUHLQEDU�VHLQ�
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Internationale Übereinkommen und Abkommen wurden entwickelt, um bestimmte grenz-
überschreitende Umweltprobleme zu behandeln, insbesondere die Meeresverschmutzung und den
Schutz der Meeresressourcen.  Obwohl Quellen an Land, die die Ursache von Meeresverschmutzung
sind, seit langem eingeschlossen sind, war ein allgemeinerer Wunsch nach integriertem Management
von Land und Meer nicht das wichtigste Stimulans für die Vereinbarungen, so daß auch das IKZM
selbst keine herausragende Position in diesen Vereinbarungen einnimmt.  Dennoch sind viele der
Probleme, mit denen sie sich beschäftigen, Fragen, die auch im Rahmen des Küstenmanagements
behandelt werden müssen, und internationale Maßnahmen tragen zur Konsistenz nationaler
Maßnahmen bei.
 

 =X�GHQ�LQWHUQDWLRQDOHQ�hEHUHLQNRPPHQ��EHU�GLH�6LFKHUKHLW�YRQ�6FKLIIHQ�XQG�6FKLIIDKUW�JHK|UHQ�
• .RQYHQWLRQ�]XU�9HUK�WXQJ�GHU�0HHUHVYHUVFKPXW]XQJ�GXUFK�GDV�(LQEULQJHQ�YRQ�$EIlOOHQ

XQG�DQGHUHQ�6WRIIHQ��/RQGRQHU�.RQYHQWLRQ�
• ,QWHUQDWLRQDOHV�hEHUHLQNRPPHQ� ]XU� 9HUK�WXQJ� GHU�0HHUHVYHUVFKPXW]XQJ� GXUFK� 6FKLIIH

�0$532/�
• ,QWHUQDWLRQDOHV�hEHUHLQNRPPHQ��EHU�0D�QDKPHQ�EHL�gOYHUVFKPXW]XQJVIlOOHQ�DXI�KRKHU

6HH
• ,QWHUQDWLRQDOHV� hEHUHLQNRPPHQ� �EHU� 6FKXW]YRUNHKUXQJHQ�� *HJHQPD�QDKPHQ� XQG

=XVDPPHQDUEHLW�EHL�gOYHUVFKPXW]XQJHQ��235&�
• hEHUHLQNRPPHQ��EHU�GLH�]LYLOUHFKWOLFKH�+DIWXQJ�I�U�gOYHUVFKPXW]XQJVVFKlGHQ��&/&�
• hEHUHLQNRPPHQ�]XU�6FKDIIXQJ�HLQHV�,QWHUQDWLRQDOHQ�(QWVFKlGLJXQJVIRQGV�I�U�gOVFKlGHQ

�)81'�
• ,QWHUQDWLRQDOHV� hEHUHLQNRPPHQ� �EHU� +DIWXQJ� XQG� 6FKDGHQHUVDW]� I�U� 6FKlGHQ� LP

=XVDPPHQKDQJ�PLW�GHU�%HI|UGHUXQJ�JHIlKUOLFKHU�XQG�VFKlGOLFKHU�6WRIIH
• ,QWHUQDWLRQDOHV�%HUJXQJV�EHUHLQNRPPHQ
• 3URWRNROO� �EHU�0D�QDKPHQ�DXI�+RKHU� 6HH� LP� )DOOH� HLQHU� 9HUVFKPXW]XQJ� GXUFK� DQGHUH

6WRIIH�DOV�gO
• hEHUHLQNRPPHQ��EHU�LQWHUQDWLRQDOH�5HJHOQ�]XU�9HUK�WXQJ�YRQ�=XVDPPHQVW|�HQ�DXI�6HH

�&2/5(*�
• ,QWHUQDWLRQDOHV�hEHUHLQNRPPHQ�]XP�6FKXW]H�PHQVFKOLFKHQ�/HEHQV�DXI�6HH��62/$6�
• ,QWHUQDWLRQDOHV�hEHUHLQNRPPHQ��EHU�1RUPHQ�I�U�GLH�$XVELOGXQJ��GLH�(UWHLOXQJ�YRQ

%HIlKLJXQJV]HXJQLVVHQ�XQG�GHQ�:DFKGLHQVW�YRQ�6HHOHXWHQ��67&:�

 'LH�0HHUHV��XQG�.�VWHQ�EHUHLQNRPPHQ�XQG�±YHUHLQEDUXQJHQ��]X�GHUHQ�3DUWHLHQ�GLH�(8�RGHU
HLQLJH�LKUHU�0LWJOLHGVWDDWHQ�JHK|UHQ��XPIDVVHQ�

• 7ULODWHUDOH�:DWWHQPHHU�.RRSHUDWLRQ
• (UNOlUXQJ�GHU�0LQLVWHU�DQOl�OLFK�GHU�,QWHUQDWLRQDOHQ�1RUGVHHVFKXW]NRQIHUHQ]HQ
• hEHUHLQNRPPHQ�YRQ�5DPVDU
• 263$5
• 81&/26�����6HHUHFKWV�EHUHLQNRPPHQ�GHU�81
• )$2�.RGH[�I�U�QDFKKDOWLJH�)LVFKHUHL
• 5$02*(
• hEHUHLQNRPPHQ�YRQ�%DUFHORQD
• +HOVLQNL�hEHUHLQNRPPHQ
• hEHUHLQNRPPHQ�YRQ�%RQQ
• $ENRPPHQ�YRQ�.RSHQKDJHQ
• $ENRPPHQ�YRQ�/LVVDERQ
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 Die wichtigsten Übereinkommen und Abkommen für das IKZM sind diejenigen, deren Ziel die
Förderung gemeinsamer Politiken für regionale Meeresgebiete ist: das Mittelmeer, die Ostsee, die
Nordsee und das Wattenmeer.  So hat die von Dänemark, Deutschland und den Niederlanden im Jahr
1982 unterzeichnete Gemeinsame Erklärung über den Schutz des Wattenmeeres eine trilaterale
Kooperation zwischen diesen Staaten gefördert und zur Verabschiedung eines gemeinsamen
Wattenmeerplans geführt.  In einem anderen Beispiel verabschiedete die Helsinki-Kommission im Jahr
1994 eine Empfehlung (15/1) über den Schutz des Küstenstreifens, die den Ostseestaaten empfahl,
einen geschützten Küstenstreifen einzurichten, der sich von der Hauptwasserlinie aus mindestens 100
bis 300 Meter weit landwärts und meerwärts erstrecken sollte, sowie ein Küstenplanungsgebiet, das
mindestens 3 km landeinwärts reichen sollte.
 
 Darüber hinaus bietet zwar das Seerechtsübereinkommen der UN jetzt einen allgemeinen Rahmen für
das Meeresumweltrecht, aber die Mannigfaltigkeit internationaler Maßnahmen und die Ungleichförmig-
keit der Beteiligung bedeutet, daß eine Konsistenz zwischen diesen Maßnahmen nicht immer
erreichbar ist. Obwohl internationale Übereinkommen rechtlich bindend sind, können sie nur diejenigen
Staaten binden, die ihren Beitritt zu diesen Übereinkommen erklären.  Erklärungen andererseits sind
nicht bindende Absichtserklärungen, deren Umsetzung vom politischen Willen abhängig ist.
 
 
 3UREOHP��(LQKDOWXQJ�XQG�'XUFKVHW]XQJ�YRQ�9RUVFKULIWHQ
 
 Gute Gesetze sind nötig, um Politik umsetzen zu können, aber sie werden nur funktionieren, wenn
auch der politische Wille und die Ressourcen für ihre wirksame Anwendung vorhanden sind.  Nicht
durchgesetzte Gesetze sind schlimmer als überhaupt keine Gesetze.  Sie bedeuten nicht nur eine
Verschwendung von Zeit und Ressourcen während ihrer Entwicklung, sondern sie schaffen auch ein
System, in dem die Entwicklung von Politik und rechtlichen Strukturen als irrelevant betrachtet werden,
was im allgemeinen die Wirksamkeit der Gesetze und des öffentlichen Sektors unterminiert.
 
 Mangelnde Durchsetzung kann ein Symptom für unzureichende Ressourcen und/oder Korruption sein;
sie ist jedoch oftmals zumindest teilweise auf einen Mangel an öffentlicher Unterstützung für die
Gesetzgebung zurückzuführen.  Dieser Mangel an Unterstützung kommt einem Druck auf die
Kommunalbehörden gleich, sich über ihre Umsetzung hinwegzusetzen.  Eine weitere Quelle für
Durchsetzungsprobleme entsteht, wenn das Gesetz oder die Vorschrift den Interessen der
Kommunalbehörde politisch oder finanziell entgegenwirkt.
 
 
 
 
 
 
 Damit Umweltgesetze für die Umsetzung geeignet sind, müssen gut abgefaßt sein, eine fundierte
wissenschaftliche Grundlage haben und dürfen in administrativer Hinsicht nicht undurchführbar oder zu
teuer sein.  Die Durchführbarkeit und der Kostenaspekt von Gesetzen müssen zum Zeitpunkt ihrer
Erarbeitung bekannt sein, und es ist wichtig, daß in der Vorbereitungsphase eine umfassende
Konsultation stattfindet.
 
 Die wirksame Durchsetzung von Umweltgesetzen erfordert:

• Überwachung und Kontrolle zur Beurteilung der Einhaltung;
• Zugang der Öffentlichkeit zu den Ergebnissen der Überwachung und Kontrolle;
• Verfügbarkeit angemessener Rechtsbehelfe und Sanktionen; und
• Rechenschaftspflicht von Verwaltungsbehörden gegenüber der Öffentlichkeit.

 
Die Kommission empfahl in ihrer im Oktober 1996 veröffentlichten Mitteilung über GLH�8PVHW]XQJ�GHV
8PZHOWUHFKWV�GHU�*HPHLQVFKDIW, KOM(96) 500 endg., folgendes in Betracht zu ziehen:

• Festlegung von Leitlinien zur Unterstützung der Mitgliedstaaten bei der Durchführung von
Kontrollaufgaben im Umweltbereich und die Möglichkeit eines Gemeinschaftsorgans mit
Prüfungsbefugnissen;

• Festlegung von Mindestkriterien für die Bearbeitung von Beschwerden und die Durchführung
von Umweltuntersuchungen in den Mitgliedstaaten, wenn derartige Mechanismen/Verfahren
fehlen; und

 2EZRKO�'lQHPDUN��EHU�VHKU�JXWH�*HVHW]H�I�U�GLH�$EZDVVHUUHLQLJXQJ�YHUI�JW��UHLQLJHQ
YLHOH�.�VWHQJHPHLQGHQ�PLW�ZHQLJHU�DOV�������(LQZRKQHUQ�LKU�$EZDVVHU�QLFKW�LQ
DQJHPHVVHQHU�:HLVH��KDXSWVlFKOLFK�DXIJUXQG�PDQJHOQGHU�+XPDQ��XQG�)LQDQ]�
UHVVRXUFHQ�
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• Die Notwendigkeit von Leitlinien für den Zugang von Vertretungsorganisationen zu einzel-
staatlichen Gerichten im Hinblick auf die Förderung der Anwendung und Durchsetzung von
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften im Umweltbereich unter dem Aspekt des
Subsidiaritätsprinzips, unter Berücksichtigung der verschiedenen Rechtssysteme der
Mitgliedstaaten.

 
 (LQHU�GHU�9RUWHLOH� GHV� ,.=0�.RQ]HSWV� LVW� GLH�0|JOLFKNHLW� GHU�(QWZLFNOXQJ� YRQ�*HVHW]HQ�� GLH
GXUFK�GLH�%HWHLOLJXQJ�XQG�3DUWL]LSDWLRQ�DOOHU�UHOHYDQWHQ�%HWURIIHQHQ�LQ�GHQ�IU�KHQ�6WDGLHQ�GHU
3ROLWLNHQWZLFNOXQJ�OHLFKWHU�GXUFKVHW]EDU�VLQG�
 
 (LQH� ,.=0�,QLWLDWLYH� NDQQ�P|JOLFKHUZHLVH� DXFK� GHQ�.UHLVODXI� GHU� 1LFKW�'XUFKVHW]EDUNHLW� YRQ
*HVHW]HQ�XQG�GHU�0L�DFKWXQJ�YRQ�3ROLWLN�GXUFKEUHFKHQ��LQGHP�VLH�DOOH�UHOHYDQWHQ�%HWURIIHQHQ
]XVDPPHQEULQJW�� XP� GLH� $OWHUQDWLYHQ� I�U� GDV� EHVWH� .�VWHQ]RQHQPDQDJHPHQW� ]X� EHZHUWHQ�
:HQQ� GLHVH� %HZHUWXQJ� HUJLEW�� GD�� EHVWLPPWH� *HVHW]H� RGHU� 9RUVFKULIWHQ� XQJHHLJQHW� VLQG�
VROOWHQ�6FKULWWH�XQWHUQRPPHQ�ZHUGHQ��XP�VLH� DX�HU�.UDIW� ]X�VHW]HQ��ZHQQ�VLFK�DQGHUHUVHLWV
LKUH�=ZHFNGLHQOLFKNHLW�EHVWlWLJW��KDW�GHU�,.=0�3UR]H��HLQH�%LOOLJXQJ�HUWHLOW��GLH�GLH�9ROOPDFKW�]X
LKUHU�RUGQXQJVJHPl�HQ�$QZHQGXQJ�JLEW�
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 ����$8)5(&+7(5+$/781*�'(6�,.=0�352=(66(6
 
 Das IKZM liegt im langfristigen allgemeinen Interesse.  Es ist jedoch ein langer und langsamer Prozeß,
der schon drei bis fünf Jahre allein für seine Begründung erfordern kann, während die Dauer eines
vollständigen IKZM-Zyklus, einschließlich der Umsetzung der Politik und der Auswertung der
Ergebnisse, in der Größenordnung von 10 bis 15 Jahren liegt.  Dies übersteigt die Dauer der meisten
Planungszyklen und politischen Zyklen; Politiker werden folglich möglicherweise kein persönliches
Interesse an der Förderung des IKZM haben, da die Ergebnisse erst während der Amtszeit eines
Nachfolgers ersichtlich sein werden.  Auch wenn andere Betroffene ein Interesse an der Initiierung des
IKZM haben mögen, wird ihr Interesse mit der Dauer der Initiative möglicherweise schwinden, wenn
unrealistische Erwartungen in bezug auf schnelle Ergebnisse enttäuscht werden.
 
 Aus diesen Gründen kann das IKZM nicht als ein sich selbst in Gang haltender Prozeß betrachtet
werden, zumindest jedoch nicht, solange der Prozeß allgemein noch nicht so bekannt ist, daß es ein
Übermaß an Beispielen gibt, durch das die breite Öffentlichkeit von seiner überwältigenden
Notwendigkeit und Wirksamkeit überzeugt wird.
 
 Um das IKZM zu begünstigen besteht folglich die Notwendigkeit eines förderlichen Umfelds, das aus
einer eindeutigen Politik/Strategie und aus auf europäischer Ebene aufgestellten Leitlinien für die
nachhaltige Nutzung der Küsten der Gemeinschaft besteht.  Es besteht jedoch auch die Notwendigkeit
von unterstützenden Maßnahmen, um den Prozeß des IKZM in Gang zu halten.
 
 Die im verbleibenden Teil dieses Abschnitts eingehender behandelten Maßnahmen sind solche, die
von der ganzen Gesellschaft zur Unterstützung des IKZM ergriffen werden müssen.  Einzelne
Projektteams können jedoch folgendermaßen dazu beitragen, die Langlebigkeit ihrer Initiativen zu
gewährleisten:
 
½ An der Sicherstellung des politischen Willens arbeiten. Der politische Wille ist von einem

Verständnis der Vorteile eines stärker koordinierten Konzepts abhängig, vor allem aber von der
Unterstützung durch die Öffentlichkeit (siehe auch Abschnitt 5.1 weiter unten).

 
 
 
 
 
 
 
 
½ Steigerung der Leistungsfähigkeit des Projektteams durch Entwicklung entsprechender
Fähigkeiten
 
½ Schaffung langfristiger Strukturen und Netzwerke
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
½ Übernahme der Initiative durch ein bestehendes Amt als Mittel für die Gewährleistung ihres

Überlebens sowie ihrer Legitimität.
 
 
 

 ,SLUXV�VWHOOW
DOOJHPHLQ
PDQJHOQGH�.HQQWQLV
GHU�(UIRUGHUQLVVH��
9RUWHLOH�YRQ�QDFK�
KDOWLJHU�(QWZLFNOXQJ
��,.=0�IHVW�

 'DV�3URMHNW�0DJQLVLD�JHKW�GDV�3UREOHP�GHU
/DQJOHELJNHLW�GHV�3URMHNWV�DQ��LQGHP�GXUFK
HLQH�3U�IXQJ�GHU�LQVWLWXWLRQHOOHQ�%HWHLOLJXQJ
HLQH�1DFKIROJHVWUDWHJLH��RGHU�$XVVWLHJV�
VWUDWHJLH��HQWZLFNHOW�ZLUG��GLH�]X�HLQHU
VWlUNHUHQ�)HVWOHJXQJ�DXI�GHQ�3UR]H��I�KUW��VR
GD��GHU�6FKZXQJ�LQ�NRPPHQGHQ�-DKUHQ
DXIUHFKWHUKDOWHQ�ZHUGHQ�NDQQ�

 6WU\PRQLNRV
YHUVXFKW
LQVEHVRQGHUH��GLH
9RUWHLOH�HLQHV
NRRUGLQLHUWHQ
.RQ]HSWV
DXI]X]HLJHQ�

 'LHV�ZLUG�GXUFK�PHKUHUH�3URMHNWH�YRUJHVHKHQ��QlPOLFK�XQWHU
DQGHUHP�

 (LQ�,QIRUPDWLRQV]HQWUXP�I�U�6WU\PRQLNRV
 (LQ�.�VWHQREVHUYDWRULXP�LQ�.HQW
 9HUVFKLHGHQH�1HW]ZHUNH��GDUXQWHU�GDV�1HW)RUXP��:DWWHQPHHU�
 6DFKYHUVWlQGLJHQJUXSSH��PLW�9HUWUHWHUQ�YRQ�DNDGHPLVFKHU�:HOW�
152�XQG�SULYDWHP�6HNWRU��/DQGNUHLVH�6WRUVWU¡P�XQG�)\Q�

 'DV�&HQWUH�IRU�&RDVWDO�(QYLURQPHQW�DXI�GHU�,VOH�RI�:LJKW
 

 'LH�*HVHOOVFKDIW�I�U�ORNDOH�(QWZLFNOXQJ�GHU�.\NODGHQ�ZLUG�P|JOLFKHUZHLVH�HLQ
ODQJIULVWLJHU�7UlJHU�I�U�GDV�3URMHNW�ZHUGHQ�
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½ Sicherstellung der langfristigen Finanzierung, insbesondere für die Beschäftigung fester

Mitarbeiter, um die Initiative zu erleichtern.
 
 
 
 
 
 
 
 
½ Die Erwartungen am Anfang nicht zu hoch schrauben; verstehen, daß Fortschritte nur langsam

erzielt werden können.
 
½ Festlegung langfristiger vertraglicher Verpflichtungen zwischen den Partnern.

½ Einführung eines schrittweisen und adaptiven Konzepts, um aus den Erfahrungen zu lernen,
während gleichzeitig im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten und Fähigkeiten Ergebnisse
erzielt werden. Das IKZM ist folglich ein iterativer Prozeß, bei dem der Arbeitsbereich der
Initiative mit der Zeit ausgedehnt wird.

½ Die Veränderung von Managementstrukturen gemäß der Fortentwicklung des Projekts durch
den Projektzyklus ermöglichen, um sich verändernde Projekterfordernisse zu reflektieren.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 ����,17(16,9,(581*�'(5�g))(17/,&+(1�817(567h7=81*
 
 Das IKZM kann ohne umfassende öffentliche Unterstützung nicht funktionieren.  Diese Unterstützung
ist nötig, um die Partizipation zu fördern, aber auch, um dem Prozeß selbst Legitimität zu verleihen.
 
 Beim IKZM geht es eigentlich vor allem um die Veränderung von Mentalitäten und Verhaltensweisen.
Damit die Öffentlichkeit das IKZM unterstützt, muß sie sich von vertrauten Denkweisen abwenden und
neue Denkmuster übernehmen.  Basierend auf der globalen Praxis kommt es bereits zu den in der
folgenden Tabelle zusammengefaßten Verhaltensänderungen:*

 

                                                          
 * übertragen aus “Coastal Planning and Management”, R. Kay and J. Alder - Chapman & Hall 1998

 'LHV�LVW�EHVRQGHUV�LP
)DOOH�IUHLZLOOLJHU�.RQ]HSWH
ZLH�GHQ�.�VWHQIRUHQ�LQ
'RUVHW�XQG�LP
0�QGXQJVJHELHW�GHV
)RUWK�HUIRUGHUOLFK�

 (LQLJH�3URMHNWH�KDEHQ�EHUHLWV�QHXH�)LQDQ]LHUXQJV�
TXHOOHQ�LGHQWLIL]LHUW�RGHU�VLQG�DXI�GHU�6XFKH�QDFK�QHXHQ
)LQDQ]LHUXQJVTXHOOHQ��]��%��:DWWHQPHHU����$QGHUH
HUZDUWHQ�GLH�,QWHJUDWLRQ�GHU�9HUZDOWXQJVDXIJDEHQ�LP
=XVDPPHQKDQJ�PLW�GHP�.�VWHQPDQDJHPHQW�LQ
EHVWHKHQGH�bPWHU��]��%��0DJQLVLD��

 'HU�I�U�GDV�3URMHNW�%XFKW�YRQ�%UHVW�HLQJHVHW]WH�:LVVHQVFKDIWOLFKH�$XVVFKX��ZDU�HLQH
hEHUJDQJVVWUXNWXU��REZRKO�GLH�0LWJOLHGHU�ZHLWHUKLQ�GLH�DQ�VSH]LHOOHQ�3UREOHPHQ
DUEHLWHQGHQ�1DFKIROJHJUXSSHQ�EHUDWHQ��'LH�7HFKQLVFKH�*UXSSH�KDW�HLQH�XPIDVVHQGHUH
%HWUDFKWXQJVZHLVH�

 'RUVHW�VHW]WH�WKHPHQEH]RJHQH�$UEHLWVJUXSSHQ�HLQ��XP�HLQ]HOQH�3UREOHPH�]X�HUDUEHLWHQ�
DEHU�GLHVH�*UXSSHQ�ZHUGHQ�HLQHP�VWlUNHU�LQWHJULHUWHQ�.RQ]HSW�]XU�8QWHUVXFKXQJ�YRQ
0DQDJHPHQWRSWLRQHQ�ZHLFKHQ�

 ,Q�/HWWODQG�XQG�/LWDXHQ�ZXUGHQ�DGPLQLVWUDWLYH�hEHUJDQJVVWUXNWXUHQ�I�U�GLH�9HUZDOWXQJ�GHU
,QLWLDWLYHQ�]XP�.�VWHQPDQDJHPHQW�LQ�HLQHU�3HULRGH�GHU�VLFK�VFKQHOO�ZDQGHOQGHQ�QDWLRQDOHQ
3ROLWLN�JHVFKDIIHQ�

 $XI�GHQ�.\NODGHQ�ZLUG�GLH�5ROOH�GHU�8QLYHUVLWlW�LQ�GHP�0D�H�NOHLQHU�ZHUGHQ��LQ�GHP�VLFK
GLH�ORNDOHQ�0DQDJHPHQWIlKLJNHLWHQ�HQWZLFNHOQ�

 ,Q�'RZQ�ZLUG�HUZDUWHW��GD��GLH�ORNDOH�*HPHLQGH�HLQH�JU|�HU�ZHUGHQGH�5ROOH�LP
(QWVFKHLGXQJVSUR]H���EHUQHKPHQ�ZLUG�

 $XI�GHU�,VOH�RI�:LJKW�ZXUGHQ�9HUELQGXQJV��XQG�/HQNXQJVDXVVFK�VVH�I�U�GLH�(QWZLFNOXQJ
HLQHU�0DQDJHPHQWVWUDWHJLH�I�U�GDV�0�QGXQJVJHELHW�GHV�:HVWHUQ�<DU�HLQJHVHW]W���)�U�GLH
8PVHW]XQJ�GHU�6WUDWHJLH�ZXUGH�MHW]W�HLQ�3URMHNWOHLWHU�HUQDQQW�
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 KONVENTIONELLE PRAKTIKEN
 

 
 ENTSTEHENDE PRAKTIKEN

     Mechanistisch      Organisch/kybernetisch
     Kontrolle von oben      Selbstorganisierend/adaptiv
     Sektoral abgegrenzt      Holistisch/ökologisch
     Beseitigung der Ungewißheit      Akzeptanz der Ungewißheit
    Vermeiden von Überschneidung      Unvermeidliche Überschneidung
     Zweck vorgegeben      Ziele entwickelt
     Festgelegter Verlauf      Flexibilität und Lernprozeß
     Neutral gegenüber der Politik      Arbeit mit der Politik
     Monolithische Verwaltung   Aus vielen Stellen bestehende

    Verwaltung
     Rational linear      Rational und intuitiv
     Pragmatisch oder visionär      Pragmatisch und visionär

 
 Die Menschen neigen jedoch dazu, solange an bequemen und vertrauten Verhaltensweisen
festzuhalten, bis die Probleme ein solches Ausmaß angenommen haben, daß sie fast unlösbar sind.
Deshalb muß unbedingt in der breiten Öffentlichkeit das Bewußtsein der Bedeutung der Probleme in
den Küstengebieten sowie des Potentials des IKZM für ihre Lösung geweckt werden.  Dies ist eine
Frage der Positionierung des IKZM in der Gemeinschaft.
 
 Gegenwärtig haben diejenigen, die in den Küstengebieten leben, arbeiten oder sich an ihnen erfreuen,
ein unzureichendes Verständnis ihrer dynamischen Natur, der Beziehungen zwischen den
Küstengebieten und ihrem Hinterland sowie der Bedeutung des Einflusses der Menschen für die
Entwicklung in den Küstengebieten.  Es muß das Bewußtsein des wirtschaftlichen und sozialen
Wertes der Einführung eines nachhaltigeren Konzepts für menschliche Tätigkeiten in den
Küstengebieten geweckt werden. In der grundlegenden Analyse ist solches öffentliches Verständnis
die einzige Möglichkeit dafür, die langfristige Nachhaltigkeit von IKZM-Initiativen zu gewährleisten.
 
 Eine offene Verbreitung von Informationen über anfängliche Nutzaspekte oder langfristige
wirtschaftliche Vorteile des IKZM ist eine der Möglichkeiten zur Intensivierung der Unterstützung für
IKZM-Initiativen.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Die traditionellen Medien sind ein wichtiges Instrument für die Realisierung dieses Wissenstransfers
und für die Förderung der Änderung von Einstellungen und Verhalten.   Informationen über die gute
Praxis und “Erfolgsgeschichten” (unter anderem aus unserem Demonstrationsprogramm) können ins
Auge fallend und provokant aufgemacht werden. Moderne Telekommunikations- und
Informationsnetze bieten neue Möglichkeiten für die Verbreitung von Informationen.
 
 
 
 
 
 Mehrere der Demonstrationsprojekte haben Besucherzentren eingerichtet, um Informationen zu
verbreiten und die öffentliche Unterstützung zu intensivieren.
 
 
 
 
 
 

 ,Q�'RUVHW�YHUVXFKW�GHU�(QWZXUI�HLQHU�.�VWHQVWUDWHJLH��GLH�|IIHQWOLFKH�8QWHUVW�W]XQJ�LQVEHVRQGHUH
GXUFK�$XI]HLJHQ�GHU�9RUWHLOH�GHV�,.=0�]X�LQWHQVLYLHUHQ���,Q�GHQ�HUVWHQ�EHLGHQ�0RQDWHQ�QDFK�VHLQHU
9HU|IIHQWOLFKXQJ�VFKHLQW�GHU�(QWZXUI�GLH�JHZ�QVFKWH�:LUNXQJ�]X�KDEHQ��GD�PHKU�6WHOOHQ�GLH�LQ�GHP
'RNXPHQW�YRUJHVFKODJHQHQ�0D�QDKPHQ�³XQWHUVFKUHLEHQ´�

 'DV�3URMHNW�$1$6��+XHOYD�$OJDUYH��HQWZLFNHOW�HLQ�,QWHUNRPPXQLNDWLRQVV\VWHP�]ZLVFKHQ�GHU
gIIHQWOLFKNHLW�XQG�%HK|UGHQ�LP�6�GHQ�YRQ�3RUWXJDO�XQG�6SDQLHQ��GDV�]XU�)|UGHUXQJ�GHU
%HWHLOLJXQJ�DP�,.=0�3UR]H��EHLWUDJHQ�ZLUG�

 'DV�&RDVWDO�9LVLWRUV�&HQWUH�DXI�GHU�,VOH�RI�:LJKW�LVW�GDV�HUVWH�VHLQHU�$UW�LP�9HUHLQLJWHQ
.|QLJUHLFK���6WXGHQWHQ�KDEHQ�IUHLHQ�=XJDQJ�]X�HLQHU�XPIDVVHQGHQ�WHFKQLVFKHQ�%LEOLRWKHN�XQG
]X�$UEHLWVUDXP���=X�6FKO�VVHOWKHPHQ�ZXUGHQ�3DNHWH�I�U�/HKUHU�HUDUEHLWHW��XQG�HV�ZHUGHQ
%HVXFKH�YRU�2UW�VRZLH�/HVXQJHQ�RUJDQLVLHUW�

 'DV�3URMHNW�7DUDQWR�HUKlOW�VWlUNHUH�|IIHQWOLFKH�8QWHUVW�W]XQJ��VHLW�GLH�ZLFKWLJVWHQ�$NWHXUH�GDV
,.=0�DOV�0LWWHO�JHJHQ�3UREOHPH�LP�=XVDPPHQKDQJ�PLW�GHU�$UEHLWVORVLJNHLW�HUNDQQW�KDEHQ�
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 Ein “Gütezeichen” oder eine Bestätigung der guten Praxis können ebenfalls zur Werbung für das IKZM
beitragen und sind gleichzeitig eine Auszeichnung für die Praktiker.
 
 
 
 Auch die Bildungssysteme werden eine wichtige Rolle für die Realisierung der erforderlichen
Änderungen der alltäglichen Einstellung spielen.  Langfristig sollte die Unterstützung für das IKZM in
die Lehrpläne von Schulen auf allen Ebenen aufgenommen werden. Begriffe wie die gegenseitige
Abhängigkeit von Menschen und natürlichen Systemen in den Küstengebieten, die Hauptprobleme in
den Küstengebieten und die Rolle umweltfreundlicher Technologien können in die Schulsysteme
eingebracht werden. In vielen Fällen wird die Einführung von IKZM-Begriffen in die Lehrpläne jedoch
auf kurze Sicht vermutlich nicht realistisch sein; die landesweite Standardisierung der Schullehrpläne in
einigen Ländern und die entsprechenden Anforderungen für die Lehrerausbildung bedeuten, daß dies
nur ein langfristiges Ziel sein kann.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Ein alternatives Konzept besteht darin, Schulen in lokale IKZM-Initiativen einzubinden.  Durch die
Beteiligung an Erhebungen über Küstenressourcen und ihre Nutzung können Schüler aus erster Hand
Erfahrungen im Prozeß der Bewertung der Auswirkungen und Folgen von Tätigkeiten in
Küstengebieten sammeln.  Durch den Aufbau fester Verbindungen zwischen dem Bildungssystem und
lokalen/ regionalen Behörden können Schüler direkt in den IKZM-Prozeß eingebunden werden.
 
 gIIHQWOLFKH�8QWHUVW�W]XQJ�I�U�GDV� ,.=0�LVW�XQHQWEHKUOLFK�� �'HU�3UR]H��GHV� ,.=0�VHOEVW�ZHFNW
8QWHUVW�W]XQJ� I�U� VHLQH� =LHOVHW]XQJHQ�� DEHU� HV� VLQG� VSH]LILVFKH� $NWLRQHQ� HUIRUGHUOLFK�� XP
PD[LPDOH� 8QWHUVW�W]XQJ� ]X� JHZlKUOHLVWHQ�� � 'LHVH� NDQQ� VRZRKO� GXUFK� NRQ]HUWLHUWH
$QVWUHQJXQJHQ�� EHLVSLHOVZHLVH� 0HGLHQNDPSDJQHQ�� DOV� DXFK� GXUFK� GHQ� $XIEDX� YRQ
9HUELQGXQJHQ�PLW�GHP�%LOGXQJVV\VWHP�LQWHQVLYLHUW�ZHUGHQ�
 
 

 ����(QWZLFNOXQJ�YRQ�+XPDQUHVVRXUFHQ
 
 Die meisten Küstenplaner und –manager haben eine stark sektoral ausgerichtete Ausbildung,
beispielsweise in der Raumplanung, der Fischerei oder der Stadtentwicklung usw. Das IKZM ist jedoch
ein Prozeß, der die Integration und Koordination von Zielsetzungen umfaßt, die ein holistisches,
multidisziplinäres Verständnis der sich auf die Küstengebiete auswirkenden Systeme erfordern.
Obwohl diese holistische Sicht manchmal wohl dadurch erreicht werden kann, daß alle relevanten
Fachleute zusammengebracht werden, ist diese Methode nicht immer erfolgreich, weil die Leute durch
die begrifflichen Grenzen ihres besonderen Ausbildungsgebiets möglicherweise in ihrer Anschauung
eingeschränkt werden.
 
 Eine kurzfristige Teillösung kann darin bestehen, Kapazitäten in Behörden und bei den Teilnehmern an
einer IKZM-Initiative aufzubauen.  Neben der Einführung der Begriffe der Multidisziplinarität sollte sich
diese Schulung konzentrieren auf die Entwicklung von Kapazitäten im Bereich:

• der Förderung integrierter Antworten und der Formulierung von Politiken
• der Entwicklung umfassender institutioneller Strukturen und Prozesse
• der Suche nach Lösungen, bei denen alle gewinnen und der engstirnige Eigennutz

überwunden wird
 
 Die Teilnehmer an einer IKZM-Initiative müssen auch  “das Lernen lernen”.  Derartiges Lernen beruht
auf Einstellungen, die:

• die Improvisation ebenso schätzen wie die Vorausplanung
• mehr Nachdruck auf Möglichkeiten als auf Beschränkungen legen

 ³%ODXH�)ODJJHQ´�ZHUGHQ�I�U�6WUlQGH�YHUJHEHQ��GLH�VWUHQJH�4XDOLWlWVDQIRUGHUXQJHQ�HUI�OOHQ�

 1XW]XQJ�GHV�6FKXOOHKUSODQV���,Q�6OLWHUH��/HWWODQG��ZHUGHQ�RUWVDQVlVVLJH�6FK�OHU�LP�5DKPHQ
HLQHV�3LORWSURMHNWV�HLQH�$XVELOGXQJ�LQ�)lFKHUQ�HUKDOWHQ��GLH�LP�=XVDPPHQKDQJ�PLW�I�U�GLH
.�VWHQJHELHWH�W\SLVFKHQ�:LUWVFKDIWV]ZHLJHQ�VWHKHQ��DX�HUGHP�ZHUGHQ�LKQHQ�GDV�9HUVWlQGQLV
XQG�GLH�)lKLJNHLWHQ�I�U�HLQ�(QJDJHPHQW�LP�LQWHJULHUWHQ�0DQDJHPHQW�XQG�LQ�GHU�3ODQXQJ
GLHVHU�7lWLJNHLWHQ�YHUPLWWHOW�

6HLW����-DKUHQ�SURGX]LHUW�GHU�(VSDFH�1DWXUHO�5pJLRQDO�LQ�)UDQNUHLFK�HLQ�³&DKLHU�GHV�(QIDQWV´
I�U�6FK�OHU��HLQH�6RQGHUDXVJDEH��EHU�³,QWHJULHUWHV�0DQDJHPHQW´�LVW�LQ�9RUEHUHLWXQJ�
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• neue Lösungen ersinnen, statt diejenigen von anderen zu übernehmen
• das Experimentieren und die Aktionsforschung unterstützen
• die Mannigfaltigkeit schätzen
• nach Innovationen streben
• Vertrauen gewinnen

 
 
 
 
 

 
 
 Das effizienteste langfristige Konzept für den Aufbau von Kapazitäten wäre die Integration der multi-
disziplinären Betrachtungsweise in das Bildungssystem. Sich entwickelnde Universitätsprogramme im
IKZM können zwar dazu beitragen, die Sachkenntnis im IKZM per se zu steigern, sie reichen jedoch
nicht aus, um zu gewährleisten, daß alle Hauptbeteiligten an einer IKZM-Initiative eine multidisziplinäre
Ausbildung erhalten haben, deren Niveau der Art ihrer Arbeit und dem Ausmaß ihrer Verantwortung
entspricht.  Ein holistisches Verständnis der Küstendynamik muß deshalb in die traditionellen
Wissenschaftszweige, unter anderem die Geographie, integriert werden, die zwar traditionell eine
allgemeine Ausrichtung hatten, gegenwärtig aber in Teilbereiche zerfallen.  Auch eine kritische
Würdigung der Möglichkeiten und Grenzen von Modellen, Statistiken und Informationstechnologie
sollte allgemein in die Fachlehrpläne aufgenommen werden.
 
 Neben diesen allgemeinen Arten des Aufbaus von Kapazitäten besteht für bestimmte Teilnehmer an
IKZM-Initiativen auch die Notwendigkeit spezifischer Schulungsmaßnahmen in technischen Fragen wie
Konfliktlösung und Informationshandhabung.  Der letztgenannte Begriff bezieht sich sowohl auf eine
Einführung in führende Informationstechnologien, zum Beispiel GIS, als auch auf Schulungs-
maßnahmen im Bereich der richtigen und falschen Nutzung von Daten und Informationen.  Fragen wie
Kompatibilität von Daten, Zuverlässigkeit von Informationen, Fehler und die Maßstabsabhängigkeit
sind von besonderer Bedeutung.  Für die Erteilung dieser technischen Schulung gibt es mehrere
Möglichkeiten, die von der Aufnahme in allgemeine Lehrpläne bis zur Organisation spezifischer
Kurzseminare für Teilnehmer im Kontext einer IKZM-Initiative selbst reichen.
 
 
 
 
 
 Kapazitäten können entwickelt werden, indem folgendes gefördert wird:
 

• ein allgemeines Verständnis der Mehrdimensionalität der Küstengebiete auf allen Ebenen
des Bildungssystems, um sowohl das gegenseitige Verständnis zwischen Planern und
Managern als auch die Unterstützung der breiten Öffentlichkeit zu gewährleisten.

 
• die bessere Schulung im Bereich des Verständnisses des Wertes und der Beschränkungen

von Daten, einschließlich der Verwendung von Daten mit ungeeignetem Maßstab.
 

• die Aufnahme der Bedeutung von umweltverträglichen Technologien und
Lebenszykluskonzepten für die Minimierung dieser Umweltschäden in die Lehrpläne von
Schulen auf allen Ebenen.

 
• die Schulung von Lehrern und Erziehern in den grundlegenden Prinzipien des IKZM.

 
• die Schulung in der Durchführung von UVP und Valuierungsmaßnahmen, zumindest in

Ländern, in denen eine derartige Schulung nicht allgemein verfügbar ist, beispielsweise
Portugal, und möglicherweise generell in Kommunalverwaltungen.

• die wissenschaftliche Unterstützung auf lokaler Ebene.

• Netze für den Austausch von Sachkenntnissen.

 $OOH����'HPRQVWUDWLRQVSURMHNWH�EHILQGHQ�VLFK�LQ�HLQHU�VWHLOHQ�/HUQNXUYH��XP�GHQ�=ZlQJHQ
XQG�0|JOLFKNHLWHQ�LQ�LKUHP�HLJHQHQ�VSH]LILVFKHQ�8PIHOG�XQG�LQVWLWXWLRQHOOHQ�.RQWH[W�]X
HQWVSUHFKHQ��'DV�3URMHNW�0DJQLVLD�H[SHULPHQWLHUW�EHLVSLHOVZHLVH�PLW�QHXHQ�$UWHQ�GHU
%HWHLOLJXQJ��GDUXQWHU�%UDLQVWRUPLQJ�XQG�³SODQQLQJ�IRU�UHDO´�5ROOHQVSLHO�

 'DV�3URMHNW�'RZQ�DUEHLWHW�PLW�GHU�*HPHLQGH�]XVDPPHQ��XP�VHLQH
.DSD]LWlWHQ�LP�%HUHLFK�GHU�(QWVFKHLGXQJVILQGXQJ�LQ�GHU�/RNDOSODQXQJ�]X
HQWZLFNHOQ.
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 ����)RUVFKXQJ�XQG�(QWZLFNOXQJ�]XU�8QWHUVW�W]XQJ�GHV�,.=0
 
 Es gibt unzählige Studien über die Art und Weise, in der sich Küstensysteme verändern und
gegenseitig beeinflussen. In ähnlicher Weise haben viele Länder Programme, mit denen die
Entwicklung von Technologien zur Unterstützung des IKZM gefördert werden soll.  Ein großer Teil
dieser Forschung wird jedoch niemals wirklich zur Verbesserung des Managements der Küstengebiete
eingesetzt.  Neben Problemen im Bereich der Verbreitung von Wissen liegt der Hauptgrund für diese
Kluft zwischen der Produktion von Wissen und seiner Verwendung darin, daß die Forschungsarbeit
sich nicht mit den Erfordernissen der Nutzer beschäftigt.
 
 Forschungsprogramme werden zu häufig auf der Grundlage akademischer Anforderungen anstatt auf
der Grundlage der Notwendigkeit zur Lösung praktischer Probleme vor Ort festgelegt.  Infolgedessen
gestaltet sich die Anwendung der Ergebnisse von Forschungsstudien auf die Formulierung von Politik
und auf das praktische Management oftmals schwierig.  Diese Kritik bezieht sich sowohl auf durch die
EU finanzierte Programme (siehe Kapitel 6) als auch auf die einzelstaatliche Forschung.
 
 Einige der Gründe für dieses Problem sind:

• fehlende Berücksichtigung/Kontakt mit den potentiellen Forschungskunden und fehlende
Bewertung ihrer Erfordernisse in einem frühen Stadium;

• Vertrauen auf die Prüfung durch Wissenschaftlerkollegen als Mittel für die Bewertung der
Arbeit, ohne ihren praktischen Wert zu berücksichtigen,  und

• fehlende Bereitschaft unter Akademikern, praktische und durchführbare Konzepte für die
Anwendung von Wissenschaft auf “einfache” Situationen in Betracht zu ziehen.

 
 Mathematische Modellbildung spielt eine wichtige Rolle in der Küstenforschung und ist von
wesentlicher Bedeutung für die Voraussage der langfristigen Auswirkungen natürlicher oder
menschlicher Triebkräfte. Die erhöhte Verfügbarkeit mathematischer Modell kommt in starkem Maße
vielen anderen Forschungsaufgaben zugute und kann auch direkt Managern und Planern dienen.  Die
mathematische Modellbildung ist jedoch ein Bereich, in dem die Kluft zwischen Forschern und Nutzern
besonders evident ist.
 
 Die meisten Küstenforschungsinstitute haben fortschrittliche mathematische Modelle der umgebenden
Mündungs- und Küstengewässer entwickelt, die die Dynamiken relevanter physikalischer, chemischer
und biologischer Phänomene beschreiben. Die Modelle werden jedoch im allgemeinen nur von kleinen
Gruppen von Fachleuten genutzt, und wenige Projekte produzieren benutzerfreundliche Software.
Darüber hinaus sind viele dieser Modelle sehr standortspezifisch. Für weitere Verbreitung bestimmte
Modelle, auch innerhalb der Forschungsgemeinschaft, sollten auf praktischen, nicht auf theoretischen,
Beispielen beruhen, die auf tatsächliche Situationen angewandt werden.  Eine Möglichkeit zur
Förderung der Standardisierung von Modellen wäre die Festlegung von Standard-Datenbeständen für
die Prüfung bestimmter Prozeßbeschreibungen in Modellen.
 
 Die treibenden Kräfte des akademischen Forschers neigen dazu, die Schaffung sehr großer Modelle
mit vielen Variationsmöglichkeiten zu fördern, die immer genauere Annäherungen an die reale Welt
ermöglichen. Viele Modelle sind sehr theoretisch, schwer zu verstehen, komplex und verwenden
Begriffe und Strukturen, die Politikern und Entscheidungsträgern fremd sind. Damit aber ein Modell für
Manager überhaupt von praktischem Wert ist, müssen seine Ergebnisse einfach zu verwenden sein,
müssen verfügbar sein, wenn sie benötigt werden, und müssen einen für das Management geeigneten
Maßstab haben. (Im allgemeinen besteht bei Managern und Entscheidungsträgern die Notwendigkeit,
daß das durch solche Modelle gewonnene Wissen verbreitet wird, nicht, daß die Modelle selbst
weitere Verbreitung finden.)
 
 Gegenwärtig besteht ein Trend weg von grundlegender F&E, hin zur Unterstützung der
Demonstrationsphase.  Und dennoch zeigen OECD-Forschungen, daß bestehende Programme nicht

 'LH���3URMHNWH�LP�7(55$�&2$67/,1.�1HW]��,SLUXV��.HQW��'HYRQ��&RUQZDOO��6WRUVWU¡P�
'RZQ��$1$6��EHWRQHQ�GHQ�VLJQLILNDQWHQ�9RUWHLO�GHU�9HUQHW]XQJ�I�U�GDV�/HUQHQ�DXV�GHQ
(UIDKUXQJHQ�DQGHUHU�,.=0�3URMHNWH�
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so effizient und effektiv sind, wie sie sein könnten.  Obwohl die Notwendigkeit eines verstärkten
Dialoges zwischen Forschern und Nutzern besteht, um die Erfordernisse zu ermitteln, haben die
Projekte und Studien im Demonstrationsprogramm einige Themen aufgezeigt, die von besonderem
Nutzen sein könnten, darunter:
 

• vollständige strategische Bewertung der Bedeutung der Küstengebiete für Europa
• Entwicklung von integrierten Bewertungsmethodologien und –instrumenten sowie von

Verfahren für die Einbindung dieser Bewertung in den Entscheidungsprozeß und die
Politikentwicklung

• Entwicklung einer Methodologie für die Identifizierung von durch ausgedehnte Verkehrs-
infrastrukturen gefährdeten Küstenregionen in europäischem Maßstab.

• Weiterentwicklung von Techniken für die Ableitung von Ausgangsbedingungen von
beobachteten Konzentrationsverteilungen (inverse Modellbildung).

• Optimierung des Einsatzes verfügbarer Rechnerinfrastruktur für die Modellbildung über
Küstengebiete

• Entwicklung von Klassifikationen, Typologien und Indikatoren der Küstengebiete – um zur
Stratifizierung politischer Reaktionen und zur Überwachung von Veränderungen in den
Küstengebieten beizutragen

• Verbesserung von Interventionstechniken für Katastrophenfälle bei Ölverschmutzungen und
sonstigen anthropogenen Katastrophen oder Naturkatastrophen.

• speziell auf die Erfüllung lokaler Erfordernisse abgestimmte Forschung, beispielsweise:
• lokale Studien über wirtschaftliche und ökologische Vorteile von

Verkehrssubventionen
• Vorteile kleinräumigen Hafenausbaus
• Reiseverhalten von Besuchern in Personenwagen (Ist diese Art des Tourismus

wirklich die umweltverträglichste?)
• umweltverträglicher Verkehr für den lokalen Bedarf
• Entwicklung von IKZM-freundlicher und IKZM-unterstützender Technologie

• Politische Forschung, insbesondere im Zusammenhang mit:
• Verkehr und Tourismus
• Vergleich von Stadtplanungs- und Verkehrsplanungspolitiken
• finanzielle Prüfung der praktischen F&E im Vergleich zur wissenschaftlichen F&E

 
 Eines der wichtigsten Hindernisse für das Erreichen von Fortschritten im Verständnis von Küsten-
prozessen ist die begrenzte Verfügbarkeit von Felddaten in geeigneten Maßstäben. Viele Merkmale
des Küstensystems weisen räumliche und zeitliche Schwankungen auf, die über ein breites
Häufigkeitsspektrum verteilt sind. Die den einzelnen Nationen zur Verfügung stehende Ausrüstung ist
jedoch oftmals zu spärlich, um Experimente in einem hinreichenden Maßstab durchzuführen.
Mechanismen zur Förderung der Bündelung internationaler Ausrüstungsressourcen für gemeinsame
Forschungsprojekte in Küstenregionen sind noch nicht gut entwickelt. Konflikte entstehen durch
nationale Prioritäten und die Inkompatibilität verschiedener Meßsysteme  Durch die gemeinsame
Nutzung europäischer Einrichtungen und Ausrüstung werden Forschungsprogramme in einem
Maßstab möglich, der auf nationaler Ebene nicht realisiert werden kann. Dies ist von wesentlicher
Bedeutung für den Übergang von isolierten Prozeßstudien zu integrierten Programmen, die sich mit
der langfristigen Entwicklung des Küstensystems beschäftigen. Hohe Priorität sollte der Aufbau einer
geeigneten Infrastruktur für die Küstenforschung auf europäischer Ebene erhalten.

 
 

 (V� EHVWHKW� GLH� 1RWZHQGLJNHLW� HLQHU� .RRUGLQDWLRQ� YRQ� XQG� HLQHU� .RRSHUDWLRQ� ]ZLVFKHQ� GHQ
YLHOHQ�(LQ]HOSHUVRQHQ� XQG�2UJDQLVDWLRQHQ�� GLH� DQ� GHU� 3URGXNWLRQ� YRQ�:LVVHQ� EHWHLOLJW� VLQG�
LQVEHVRQGHUH�]XP�=ZHFN�GHU�/|VXQJ�YRQ�3UREOHPHQ�LP�=XVDPPHQKDQJ�PLW�JUR�HQ�6\VWHPHQ�
 
 'LH�)RUVFKXQJVDUEHLW�VROOWH�VLFK� LP�NODUHQ�GDU�EHU�VHLQ��ZHU�GLH�(PSIlQJHU� LKUHU�(UJHEQLVVH
VHLQ� ZHUGHQ� �1,&+7� QXU� DQGHUH� )RUVFKHU���� � )RUVFKXQJVYRUVFKOlJH� VROOWHQ� DXI]HLJHQ�� ZLH
SRWHQWLHOOH�1XW]HU�DQ�GHP�3UR]H��GHU�,GHQWLIL]LHUXQJ�GHV�)RUVFKXQJVEHGDUIV�EHWHLOLJW�ZXUGHQ�
 
 )RUVFKXQJVYRUVFKOlJH�VROOWHQ�HLQGHXWLJH�$QJDEHQ�GD]X�HQWKDOWHQ��ZLH�GLH�(UJHEQLVVH�DXI�GDV
3UREOHP�DQJHZDQGW�ZHUGHQ�VROOHQ�XQG�ZHU� DXV� LKQHQ�1XW]HQ� ]LHKHQ�ZLUG�� IHUQHU� VROOWHQ� VLH
HLQHQ� HLQGHXWLJHQ� 9HUWHLOXQJVSODQ� I�U� GLH� 9HUEUHLWXQJ� YRQ� (UJHEQLVVHQ� DQ� DQGHUH� )RUVFKHU
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XQG�DQ�(QGQXW]HU�HQWKDOWHQ��GLH�0LWWHO�KLHUI�U�VROOWHQ�LQ�GHQ�%XGJHWYRUVFKOlJHQ�EHUHLWJHVWHOOW
ZHUGHQ�
 
 )RUVFKXQJVSURMHNWH� VROOWHQ� GDQDFK� VWUHEHQ�� :LVVHQ� ]X� JHQHULHUHQ�� GDV� �EHU� GLH� HQJHQ
*UHQ]HQ�HLQHV�NOHLQHQ�3URMHNWJHELHWV�KLQDXV�]ZHFNGLHQOLFK�LVW�
 
 'LH� ZHLWH� 9HUEUHLWXQJ� YRQ� )RUVFKXQJVHUJHEQLVVHQ� LQQHUKDOE� GHU� )RUVFKXQJVZHOW� LVW� DXFK
ZLFKWLJ��XP�]X�JHZlKUOHLVWHQ��GD��3URMHNWH�DXI�GHU�YRUKDQGHQHQ�:LVVHQVEDVLV�DXIEDXHQ��VWDWW
VLH�]X�GXSOL]LHUHQ�
 
 

 ����)LQDQ]LHOOH�$VSHNWH
 
 Der Mangel an hinreichenden Ressourcen wird häufig als Hauptfaktor für das IKZM genannt.  Das
IKZM ist nicht kostenlos; der Prozeß kann beträchtliche Kosten verursachen, insbesondere Kosten im
Zusammenhang mit der Sammlung und Verbreitung von Informationen. Die Komplexität und
Zeitaufwendigkeit des Managements eines umfassenden Partizipationsprogramms wird ebenfalls
häufig unterschätzt und nicht entsprechend in den Etat aufgenommen. Hinreichende Ressourcen
müssen für die Erstellung und Verbreitung von Berichten, für die Berücksichtigung ihrer Auswirkungen
und für die effektive Reaktion zugewiesen werden.
 
 
 
 
 
 
 Während die Projekte zwar die kurzfristige Finanzierung für die Lancierung einer Initiative sicherstellen
können (beispielsweise über die Instrumente LIFE und TERRA), wird das Fehlen hinreichender
Ressourcen ein sich verschärfendes Problem, wenn diese Finanzierungsquellen auslaufen.  Da das
Küstenmanagement eine langfristige Betrachtungsweise erfordert, und um die gegenwärtigen
Initiativen aufrechtzuerhalten, müssen die Projekte über den Zeitraum ihrer augenblicklichen
finanziellen und technischen Unterstützung durch Quellen wie diese EG-Instrumente hinaus blicken.
 

Wenn eine IKZM-Initiative eine gesetzlich vorgeschriebene Tätigkeit ist oder wird, werden die
Finanzierungsprobleme möglicherweise gelindert; in anderen Fällen ist Kreativität erforderlich, um
bestehende Finanzierungsmechanismen möglichst gut zu nutzen.  Diese in integrierter Weise
zusammenzubringen, könnte zur Senkung statt zur Steigerung von Kosten beitragen; dies sollte
sicherlich eine Bestrebung des Prozesses sein.  Zu den aus dem Demonstrationsprogramm
resultierenden relevanten Vorschlägen gehören:

½ Die Kosten sollten gesenkt werden, indem zu komplizierte Technologie vermieden wird,
indem eine Konzentration auf das Wesentliche erfolgt und indem erprobte Mechanismen
gewählt werden.

½ Die Kosten sollten irgendwie zwischen den Teilnehmern aufgeteilt werden.

½ Es sollte die gesamte Palette potentieller direkter Quellen geprüft werden, darunter:

 
 Der Lenkungsgruppe angehörende Partner (einschl. von Kommunalbehörden)
 EG-Finanzierung aus verschiedenen Programmen (EFRE, LIFE, INTERREG, PHARE
usw.)
 Nationale Finanzierungsquellen
 Lotterien

 'HU]HLW�ZHLVHQ�GLH�'HPRQVWUDWLRQVSURMHNWH�]ZLVFKHQ������XQG������LKUHU�5HVVRXUFHQ
GHU�3DUWL]LSDWLRQ�]X����9LHOH��EHLVSLHOVZHLVH�/HWWODQG��HUNOlUHQ��GD��VLH�PHKU�EHQ|WLJHQ�
$XV�5HVVRXUFHQJU�QGHQ�KDW�GDV�3URMHNW�0�QGXQJVJHELHW�GHV�)RUWK�EHVFKORVVHQ��NHLQH
XPIDVVHQGH�%HWHLOLJXQJ�GHU�*HPHLQGH�HLQ]XI�KUHQ��VRQGHUQ�VLFK�VWDWW�GHVVHQ�DXI�GLH
%HWHLOLJXQJ�YRQ�.RPPXQDOEHK|UGHQ�XQG�LKUHQ�9HUWUHWHUQ�]X�VW�W]HQ�

'LH�)LQDQ]LHUXQJ�VWHOOW�HLQ�]ZHLIDFKHV�3UREOHP�GDU�

• GLH�1RWZHQGLJNHLW�]XU�6LFKHUXQJ�KLQUHLFKHQGHU
0LWWHO�]XU�8QWHUVW�W]XQJ�GHV�ODXIHQGHQ�,.=0�
3UR]HVVHV�

• GLH�1RWZHQGLJNHLW��GD��VLFK�GLH�)LQDQ]LHUXQJ��EHU
GLH�3ODQXQJ�KLQDXV�DXFK�DXI�GLH�8PVHW]XQJ�XQG
GLH�hEHUZDFKXQJ�HUVWUHFNHQ�PX��
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 Lokaler Handel und lokale Industrie
 Fremdenverkehrsämter
 Umwelt- und Landschaftsschutzämter
 Unterstützung durch Sponsoren
 Freiwillige Unterstützung durch NRO
 Gemeinden
 Universitäten und Akademien
 

½ Lokales Wissen über Finanzierungsquellen berücksichtigen

½ Zuschüsse an Land ziehen und lernen, kompetente Gesuche um finanzielle
Unterstützung zu formulieren

½ Die federführende Stelle darin bestärken, als Magnet zu fungieren

½ Ressourcen bei allen Partnern mobilisieren

½ Politische Unterstützung für Aktionen sichern – eine Investition in die Bewußtseinsbildung
kann sich als zukünftige Finanzierung auszahlen.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

½ Wege dafür finden, Kosten in gesetzlich vorgeschriebenen Tätigkeiten unterzubringen

½ Tätigkeiten mit anderen (bereits finanzierten) Programmen harmonisieren, z. B. Agenda
21

½ Die Notwendigkeit von Nachfolgestrategien in einem frühen Stadium bedenken

½ Neuigkeiten über Leistungen des Projekts an potentielle Finanzierungsquellen verbreiten

½ Wirtschaftliche Instrumente bündeln, damit das IKZM im wirtschaftlichen Interesse des
privaten Sektors liegt und damit sich die Initiative auf lange Sicht finanziell selber trägt.

 
 'LH� )LQDQ]LHUXQJ� LVW� HLQ� NULWLVFKHV� 3UREOHP� I�U� GLH� /DQJOHELJNHLW� YLHOHU� ,.=0�,QLWLDWLYHQ�
)LQDQ]PLWWHO�VLQG�QLFKW�QXU�I�U�GLH�'XUFKI�KUXQJ�GHU�,QLWLDWLYH��VRQGHUQ�DXFK�I�U�GLH�8PVHW]XQJ
GDUDXV�UHVXOWLHUHQGHU�(PSIHKOXQJHQ�HUIRUGHUOLFK���'LHVH�8PVHW]XQJ�NDQQ�VHKU�NRVWVSLHOLJ�VHLQ�
GD�VLH�DXFK�0LWWHOEHGDUI�I�U�GHQ�*UXQGHUZHUE�XQG�$XVJOHLFKV]DKOXQJHQ�XPID�W�
 
 'LH� (8� N|QQWH� LQ� EH]XJ� DXI� GLH� ,GHQWLIL]LHUXQJ� XQG� %HNDQQWPDFKXQJ� VLJQLILNDQWHU
)LQDQ]LHUXQJVTXHOOHQ��GLH� ,.=0�,QLWLDWLYHQ�]XU�9HUI�JXQJ�VWHKHQ��GLH�5ROOH�HLQHV�.DWDO\VDWRUV
VSLHOHQ�

 'LH�,VOH�RI�:LJKW�VWHOOWH�IHVW��GD��PDQ�3ROLWLNHUQ�XQG�DQGHUHQ�GDV�.RQ]HSW�GHV�,.=0�µYHUNDXIHQ¶
PX���XP�)LQDQ]PLWWHO�I�U�GLH�(QWZLFNOXQJ�XQG�8PVHW]XQJ�]X�HUKDOWHQ���:LFKWLJH�ORNDOH
3UREOHPEHUHLFKH�N|QQHQ�DQJHVSURFKHQ�ZHUGHQ��XP�%HLVSLHOH�GDI�U�]X�OLHIHUQ��ZDV�GDV�,.=0
EHZLUNHQ�NDQQ����7KHPHQ�YRQ�³SROLWLVFKHU´�%HGHXWXQJ�LP�.�VWHQJHELHW�GHU�,VOH�RI�:LJKW
XPIDVVHQ�GLH�$XVEDJJHUXQJ�YRQ�*HVWHLQVPDWHULDO��GLH�,QVWDELOLWlW�GHU�.�VWH��$XVZLUNXQJHQ�GHV
.OLPDZDQGHOV��gOYHUVFKPXW]XQJ�XQG�GLH�6LFKHUKHLW�DXI�GHP�0HHU��

.HQW�VWHOOW�IHVW��GD��3ROLWLNHU�DP�HKHVWHQ�DXI�3URMHNWH�UHDJLHUHQ��GLH�
• HLQH�HLQGHXWLJH�2ULHQWLHUXQJ�KDEHQ
• NHLQH�]HLWOLFK�XQEHJUHQ]WH�%LQGXQJ�GHU�%HK|UGH�YRUVFKODJHQ
• WDWVlFKOLFK�KDQGHOQ��QLFKW�QXU��EHU�$NWLRQHQ�UHGHQ�
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 In diesem Kapitel wird eine aus dem Demonstrationsprogramm abgeleitete Vorprüfung der
Gemeinschaftspolitik vorgenommen, die entweder gegenwärtig Auswirkungen auf die Küstengebiete
hat, oder möglicherweise derartige Auswirkungen haben könnte. Sie soll Beispiele für die Probleme
und Möglichkeiten liefern, die die EU-Politik bietet.  Es besteht die Hoffnung, daß diese kurze Prüfung
als Ausgangspunkt für eine umfassendere Prüfung der EU-Politik und als Leitfaden für die
Durchführung ähnlicher Prüfungen auf nationaler und regionaler Ebene dienen kann.
 
 
 $X�HQEH]LHKXQJHQ�XQG�(UZHLWHUXQJ�
 
 Im Kontext des IKZM bietet der Angleichungsprozeß eine – den bestehenden Mitgliedstaaten
verschlossene – einzigartige Möglichkeit, die Anwendung verschiedener getrennter EU-Maßnahmen
auf die Küste zu integrieren. Beispielsweise könnte die künftige Umsetzung der Richtlinien über
Badegewässer, städtische Abwasserbehandlung und die integrierte Vermeidung und Verminderung
der Umweltverschmutzung (IVVUV) als “Paket” zu wertvollen Synergien führen und die unnötigen
Kosten der getrennten Umsetzung vermeiden.  Ferner würde die Vorwegnahme der Anforderungen
des Entwurfs für eine Rahmenrichtlinie Wasser mit seiner Forderung in bezug auf die Aufstellung von
Managementplänen für Flußeinzugsgebiete (die auch für die angrenzende Küste gelten) einen
wichtigen Schritt in Richtung auf das IKZM in diesen Ländern darstellen.
 
 Die Mitteilung der Kommission %HLWULWWVVWUDWHJLHQ�I�U�GLH�8PZHOW���'LH�(UZHLWHUXQJ�EHZlOWLJHQ�PLW�GHQ
.DQGLGDWHQOlQGHUQ� 0LWWHO�� XQG� 2VWHXURSDV (KOM [1998] 294) hebt die Notwendigkeit der
gemeinsamen Entwicklung und Umsetzung integrierter Ansätze zur Bewirtschaftung von Flüssen
durch die Anrainerstaaten internationaler Flüsse zur Bekämpfung der grenzüberschreitenden
Wasserverschmutzung hervor.  Die Kommission könnte jedoch weitergehen und von Bewerberländern
mit einer beträchtlichen gemeinsamen Küstenlinie auch die Entwicklung von grenzüberschreitenden
Systemen für das integrierte Küstenzonenmanagement verlangen.  Ferner könnte darauf hingewirkt
werden, daß sich nationale Angleichungsstrategien, die derzeit von jedem der Bewerberländer
entwickelt werden, auch auf das IKZM beziehen. Die Entwicklung des IKZM in den Bewerberländern
sollte einen Anspruch auf Unterstützung aus dem zukünftigen ISPA-Strukturfonds haben.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Der Wunsch aller Bewerberländer, der EU so schnell wie möglich beizutreten, gibt der Kommission
und den bestehenden Mitgliedstaaten einen gewissen Einfluß auf die Entwicklung ihrer Innenpolitik.
=X�GHQ�0|JOLFKNHLWHQ��GXUFK�GLH�HLQH�EHVVHUH�8QWHUVW�W]XQJ�GHU�,.=0�=LHOVHW]XQJHQ�GXUFK�GLH
(UZHLWHUXQJVSROLWLN�HUUHLFKW�ZHUGHQ�NDQQ��JHK|UHQ�
 

½ =ZLVFKHQ� GHQ� YHUVFKLHGHQHQ� VHNWRUDOHQ� 6WLIWXQJHQ�� VWDDWOLFKHQ� 8QWHUVW�W]XQJV�
SURJUDPPHQ��,),�XQG�(8�)RQGV�VROOWHQ�HQJHUH�,QIRUPDWLRQVYHUELQGXQJHQ�JHVFKDIIHQ
ZHUGHQ�� XP� GLH� )LQDQ]LHUXQJ� GHU� 3URMHNWH� XQG� 3URJUDPPH� ]X� NRRUGLQLHUHQ�� (LQ
RIIHQHU� ,QIRUPDWLRQVIOX�� ]ZLVFKHQ� 0LQLVWHULHQ� XQG� ]ZLVFKHQ� 9HUZDOWXQJVHEHQHQ
VROOWH�JHI|UGHUW�ZHUGHQ�

 

 'LH�3URMHNWH�LQ�/HWWODQG�XQG�/LWDXHQ�VLQG�GLH�EHLGHQ�HLQ]LJHQ�LP�,.=0�'HPRQVWUDWLRQV�
SURJUDPP��GLH�LQ�GHQMHQLJHQ�/lQGHUQ�0LWWHO��XQG�2VWHXURSDV��02(/��OLHJHQ��GLH�VLFK�XP
HLQH�0LWJOLHGVFKDIW�LQ�GHU�(8�EHZRUEHQ�KDEHQ���,P�*HJHQVDW]�]X�DOOHQ�DQGHUHQ�3URMHNWHQ
LQ�GHP�3URJUDPP��PLW�$XVQDKPH�GHV�QRUZHJLVFKHQ�3URMHNWV���JLOW�I�U�VLH�GLH�(8�*HVHW]�
JHEXQJ�GHU]HLW�QRFK�QLFKW���$OV�%HGLQJXQJ�I�U�HLQH�0LWJOLHGVFKDIW�P�VVHQ�VLH�MHGRFK
LQQHUKDOE�HLQHV�YHUJOHLFKVZHLVH�NXU]HQ�=HLWUDXPV�LKUH�8PZHOWVFKXW]JHVHW]H�XQG�DQGHUHQ
*HVHW]H�DQ�GLHMHQLJHQ�GHU�(8�DQJOHLFKHQ��'LH�$UEHLW�LQ�EH]XJ�DXI�GLH�$QJOHLFKXQJ�DQ
YHUVFKLHGHQH�3XQNWH�GHU�(8�*HVHW]JHEXQJ��YRQ�GHQHQ�YLHOH�EHWUlFKWOLFKH�$XVZLUNXQJHQ
DXI�GLH�.�VWH�KDEHQ��ZLUG�JHWUHQQW�GXUFK�3+$5(��GLH�',6$(�)D]LOLWlW��,QVWUXPHQW�I�U
8QWHUVW�W]XQJ�EHL�GHU�$QJOHLFKXQJ�LP�8PZHOWEHUHLFK��XQG�GLH�:HOWEDQN�ILQDQ]LHUW�
3+$5(�XQWHUVW�W]W�JHJHQZlUWLJ�DXFK�GLH�(UDUEHLWXQJ�HLQHU�6WUDWHJLH�I�U�,QYHVWLWLRQHQ�LQ�GLH
OLWDXLVFKH�.�VWH��XP�GDV�6HW]HQ�YRQ�,QYHVWLWLRQVSULRULWlWHQ�LP�.RQWH[W�GHU�+HUDQI�KUXQJ
XQG�LQ�hEHUHLQVWLPPXQJ�PLW�GHU�$JHQGD������]X�HUP|JOLFKHQ�
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½ 'LH� VWDDWOLFKHQ� 8QWHUVW�W]XQJVSURJUDPPH� VROOWHQ� VWlUNHU� DXI� GLH� 8QWHUVW�W]XQJ� GHU
WHUULWRULDOHQ�(QWZLFNOXQJ� DOV� DXI� GLH�8QWHUVW�W]XQJ�JHWUHQQWHU�6HNWRUHQ� DXVJHULFKWHW
ZHUGHQ�

 
½ 1DFK�GHU�9HUDEVFKLHGXQJ�QHXHU�*HVHW]H�XQG�LQVWLWXWLRQHOOHU�9HUHLQEDUXQJHQ�P�VVHQ

EHVRQGHUH� $QVWUHQJXQJHQ� XQWHUQRPPHQ� ZHUGHQ�� XP� VLH� LQ� GLH� 9HUZDOWXQJVSUD[LV
HLQ]XEHWWHQ�XQG�GLH�I�U�LKUHQ�(UIROJ�HUIRUGHUOLFKH�WHFKQLVFKH�8QWHUVW�W]XQJ��6FKXOXQJ
XVZ��EHUHLW]XVWHOOHQ�
 

½ (V�EHVWHKW�GLH�1RWZHQGLJNHLW�ZHLWHUHU�'HPRQVWUDWLRQVSURMHNWH�LQ�%HLWULWWVOlQGHUQ��XP
GLH� 7DWVDFKH� EHNDQQW]XPDFKHQ�� GD�� GLH� ,.=0�3ODQXQJ� I�U� %HLWULWWVOlQGHU� HLQ
,QVWUXPHQW� LVW�� GDV� HLQH� +LOIH� EHL� GHU� (QWZLFNOXQJ� NRRSHUDWLYHU� XQG� SDUWL]LSDWLYHU
%H]LHKXQJHQ� ]ZLVFKHQ� ZLFKWLJHQ� %HWURIIHQHQ� VHLQ� N|QQWH� XQG� GDV� ]X� GHU
.RQVHQVELOGXQJ��EHU�ZLFKWLJH�3UREOHPH�LP�=XVDPPHQKDQJ�PLW�GHQ�.�VWHQJHELHWHQ
EHLWUDJHQ�NDQQ�

 
 
 /DQGZLUWVFKDIW�
 
 Viele der Trends in der heutigen Landwirtschaft, darunter die Intensivierung, Spezialisierung,
Konzentration und Marginalisierung, können für die empfindliche Umwelt in den Küstengebieten
schädlich sein. Die GAP wird als wichtige Triebkraft anerkannt, wobei im Laufe des letzten Jahrzehnts
in manchen Küstenregionen beträchtliche Investitionen in Trockenlegungs- und Bewässerungs-
programme getätigt wurden.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Die aktuellen Vorschläge für die Agenda 2000 sollen einen Übergang zu einer ‘multifunktionalen’
Landwirtschaft mit einem stärkeren Schwerpunkt auf integrierter ländlicher Entwicklung sowie einen
Übergang zu direkteren Einkommensbeihilfen anstelle einer Unterstützung der Produktion markieren.
Die neue Verordnung zur ländlichen Entwicklung soll ein stärker integriertes Konzept fördern, das die
ländliche Entwicklung, den Agrarumweltbereich, Aspekte der Forstwirtschaft und Unterstützung für
eine breite Palette von Maßnahmen zur ländlichen Entwicklung im Rahmen von Plänen zur ländlichen
Entwicklung umfaßt.   Sie schlägt die Einführung von Umweltbedingungen für direkte Zahlungen durch
die Mitgliedstaaten vor, die beispielsweise zur Förderung geeigneter Weidesysteme dienen könnten.
 
 Diese Änderungen leiten sich aus mehreren in der Agenda 2000 festgelegten Zielsetzungen her,
nämlich:
 

• dem Wunsch, Umweltziele in die GAP zu integrieren und die Rolle von Landwirten als
Ressourcenmanager und "treuhänderische Verwalter" der Landschaft zu entwickeln;

• der Notwendigkeit, die Sicherheit und Qualität von Produkten zu gewährleisten, insbesondere
durch Produktionsmethoden, die mit ökologischen Erfordernissen vereinbar sind;

• der Bedeutung, die Agrarumweltinstrumenten beigemessen wird, die zu einer nachhaltigen
Entwicklung in ländlichen Gebieten beitragen und einem Querschnitt gesellschaftlicher
Anforderungen im Zusammenhang mit Umweltdienstleistungen entsprechen sollen.

 
 Dieses neue Konzept könnte folglich zur Förderung des IKZM beitragen, indem es eine angemessene
Landwirtschaft in Küstengebieten unterstützt, wobei ein Teil der Kosten durch den EAGFL gedeckt
wird.
 
 $XIPHUNVDPNHLW�ZLUG�GHU�)UDJH�JHZLGPHW�ZHUGHQ�P�VVHQ��ZLH�GLHVH�YRQ�GHQ�9RUVFKOlJHQ�]XU
$JHQGD������YRUJHVHKHQHQ�0|JOLFKNHLWHQ�LQ�GHQ�0LWJOLHGVWDDWHQ�SUDNWLVFK�DQJHZDQGW�ZHUGHQ�
 

 'LH�GXUFK�GLH�KRKHQ�6W�W]XQJVSUHLVH�GHU�*HPHLQVDPHQ�$JUDUSROLWLN�JHI|UGHUWH�LQWHQVLYH
/DQGZLUWVFKDIW�KDW�]X�KRKHQ�1lKUVWRIIEHODVWXQJHQ�GHU�1RUGVHH]XIO�VVH�XQG�LQ�GHU�)ROJH�]X
HLQHU�YHUVWlUNWHQ�(XWURSKLHUXQJ�GHV�:DWWHQPHHUV�JHI�KUW���'LH�,QWHQVLYLHUXQJ�GHU
/DQGZLUWVFKDIW�KDW�]X�EHWUlFKWOLFKHQ�9HUOXVWHQ�LQ�EH]XJ�DXI�GLH�$UWHQYLHOIDOW�XQG�GDV
ODQGVFKDIWOLFKH�,QWHUHVVH�DXI�GHQ�,QVHOQ�XQG�HQWODQJ�GHU�.�VWH�JHI�KUW��LQVEHVRQGHUH�LQ
)HXFKWJHELHWHQ���+RKH�EHVWDQGVDEKlQJLJH�=DKOXQJHQ�I�U�6FKDIH�WUDJHQ�]X�KRKHQ
%HZHLGXQJVGLFKWHQ�DXI�N�VWHQQDKHP�0DUVFKODQG�EHL�±�HLQ�EHVRQGHUHV�3UREOHP�LQ
'HXWVFKODQG�
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 Die bestehenden Agrarumweltmaßnahmen, die die Mitgliedstaaten gemäß Verordnung 2078/92
umsetzen müssen, können möglicherweise bereits einen Beitrag zu einer Verbesserung der
Bedingungen in den Küstengebieten leisten; insbesondere Agrarumweltprogramme können von
großem Nutzen im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung küstennaher Feuchtgebiete,
beispielsweise als Weideland genutzter Marschen, sein.  Um hierfür in Betracht zu kommen, müssen
solche Gebiete jedoch landwirtschaftlich bewirtschaftet werden.  Gegenwärtig wird küstennahes
Marschland teilweise in viel zu geringem Maße beweidet oder ist zum Teil stillgelegt; in diesen
Gebieten kann Raum für die Wiedereinführung der Weidebewirtschaftung, z. B. durch Schafe oder
Rinder, bestehen.    
 
 Eine weitere Schwäche der Verordnung 2078/92 liegt darin, daß die Mitgliedstaaten einen sehr großen
Ermessensspielraum für die Festlegung solcher Programme im Zusammenhang mit nationalen und
regionalen landwirtschaftlichen Praktiken haben, so daß ihre Wirksamkeit von den durch den
Mitgliedstaat (oder die Region) ausgewählten Gebieten und der Höhe der den Landwirten
angebotenen Ausgleichszahlungen abhängig ist.   
 
 
 
 
 Die Vorschläge zur Agenda 2000 sollten zu einer Verbesserung der im Rahmen der Verordnung über
die ländliche Entwicklung finanzierten Agrarumweltprogramme führen. Es müßte Möglichkeiten für
verbesserte ökologische Ausrichtung und gegebenenfalls höhere Zahlungen geben.
 
 
 9HUNHKU��7HOHNRPPXQLNDWLRQ��(QHUJLH�XQG�,QGXVWULH
 
 Küstenregionen sind oftmals Gebiete, in denen es sowohl zu Lande (aufgrund von Küstenebenen) als
auch zur See dichte Verkehrsnetze gibt, darunter Komponenten der Transeuropäischen Verkehrsnetze
(TEN-T).  Bisher wurde im TEN-T-Programm jedoch zu geringer Nachdruck auf die Unterstützung der
Entwicklung von Verkehrsträgern gelegt, die das IKZM unterstützen, beispielsweise Kurzstrecken-
seeverkehr als Alternative für den Straßenbau (und zwar trotz der Versprechen in der Mitteilung der
Kommission über Kurzstreckenseeverkehr aus dem Jahr 1995).
 
 
 
 
 Bei der Identifizierung von TEN-Straßennetzen könnte die EU sensibler in bezug auf den dadurch für
die Küste entstehenden Entwicklungsdruck sein.
 
 
 
 Aufgrund ihres Charakters und Zwecks besteht bei den Transeuropäischen Verkehrsnetzen (TEN-T)
sehr wenig Spielraum für Regionalisierung.  Nach dem Beitritt Österreichs zur Gemeinschaft wurde
jetzt jedoch das Prinzip festgelegt, daß unter bestimmten Bedingungen regionale Erfordernisse
Vorrang vor der Freizügigkeit innerhalb der EU erhalten können.
 
 
 
 
 
 
 Zu den Möglichkeiten, durch die eine bessere Unterstützung der IKZM-Zielsetzungen durch die EU-
Verkehrspolitik erreicht werden kann, gehören:
 

½ Unterstützung der Schaffung neuer Mechanismen oder Institutionen für das Management
infrastrukturfremder Aspekte der Verkehrsplanung sowie nicht-kommerzieller Aspekte

½ Förderung weniger umweltverschmutzender Verkehrsträger
½ Beschränkung des Hafenausbaus in wichtigen Feuchtgebieten

 
 Hiermit verbundene Probleme werden im Abschnitt “Verkehr und Erreichbarkeit” in Anhang I dieses
Dokuments behandelt.
 

 ,P�:DWWHQPHHUJHELHW�LVW�GLH�3DUWL]LSDWLRQVUDWH�DQ�PHKUHUHQ�VROFKHU�3URJUDPPH
EHJUHQ]W��GD�GLH�YRP�0LWJOLHGVWDDW�YRQ�GHU�5HJLRQ�JHOHLVWHWHQ�$XVJOHLFKV]DKOXQJHQ
LP�9HUKlOWQLV�]X�DQGHUHQ�]HQWUDOHQ�ODQGZLUWVFKDIWOLFKHQ�3URJUDPPHQ�JHULQJ�VLQG�

 0HKU�ILQDQ]LHOOH�8QWHUVW�W]XQJ�I�U�GHQ�.XU]VWUHFNHQVHHYHUNHKU�XQG�GHQ�]XJHK|ULJHQ
+DIHQDXVEDX�N|QQWH�LQ�'HYRQ�&RUQZDOO��GHP�0�QGXQJVJHELHW�GHV�)RUWK�XQG�LQ
)LQQODQG�YRQ�EHVRQGHUHP�1XW]HQ�VHLQ�

 %HLVSLHOH�KLHUI�U�VLQG�XQWHU�DQGHUHP�GLH�6WUHFNHQI�KUXQJHQ�GHU�LQ�7DUDQWR�
6�GILQQODQG�XQG�6�GZHVWLUODQG�JHSODQWHQ�6WUD�HQ�

 gVWHUUHLFK�ZXUGH�I�U�HLQHQ�hEHUJDQJV]HLWUDXP�GDV�5HFKW�JHZlKUW��%HVFKUlQNXQJHQ
LQ�EH]XJ�DXI�GLH�%HQXW]XQJ�GHU�$OSHQSlVVH�GXUFK�6FKZHUODVWIDKU]HXJH�EHL]XEHKDOWHQ�
XP�GLH�DOSLQH�$UWHQYLHOIDOW�]X�VFK�W]HQ��:lKUHQG�GLHVHV�=HLWUDXPV�PX��GLH
.RPPLVVLRQ�GLH�(8�9HUNHKUVSROLWLN�DOOJHPHLQ��EHUSU�IHQ��XP�HLQH�(8�ZHLWH�/|VXQJ
]X�VXFKHQ��GLH�GLH�(UIRUGHUQLVVH�gVWHUUHLFKV�EHU�FNVLFKWLJW�
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 Die Entwicklung Transeuropäischer Telekommunikationsnetze und die “Informationsgesellschaft”
bieten die Möglichkeit, die Lebensqualität der Bürger zu verbessern und ihnen wirtschaftliche
Möglichkeiten zu eröffnen.  Da die Bevölkerung vieler Küstengebiete zum Teil auf Inseln oder in
abgelegenen Festlandsgebieten lebt, wird sie von diesen Fortschritten besonders profitieren.  Die
Entwicklung der EU-Politik in diesem Bereich muß die besonderen Erfordernisse dieser
Bevölkerungsteile in angemessener Weise berücksichtigen und dafür sorgen, daß der elektronische
Zugang den Teil der Gesellschaft, der eine "Computerphobie" hat, nicht marginalisiert.
 
 Die EU-Politik zur Verbesserung der Telekommunikation wird durch die Förderung der Partizipation
und der Transparenz auch das IKZM voranbringen.
 
 Die EU-Energiepolitik umfaßt traditionell fossile Brennstoffe, Kernenergie sowie die auf Solar-, Wind-,
Wasser- und Biomassenressourcen basierenden Energiequellen.  Alle diese Energiequellen sind in
Küstenregionen konzentriert, und ihre Erzeugung, Übertragung und Verteilung kann beträchtliche
Auswirkungen auf die Bodennutzungsformen an der Küste haben.  Die EU-Politik in diesem Bereich,
darunter Verpflichtungen der EU in bezug auf die Verringerung des Einsatzes fossiler Brennstoffe,
bestimmt oftmals wichtige Entscheidungen in diesem Sektor.
 
 Die drei Prioritäten für diesen Politikbereich sind:  allgemeine Wettbewerbsfähigkeit, Verbesserung der
Versorgungssicherheit und Umweltschutz.  Die Ausbalancierung dieser Zielsetzungen ist mit den
Zielen des IKZM vereinbar, obwohl europaweite Netze möglicherweise nicht immer die Auswirkungen
auf die lokale Planung und Bodennutzung berücksichtigen.
 
 Die vorgeschlagenen Leitlinien für die Strukturfonds empfehlen, daß im nächsten Programmplanungs-
zeitraum in den rückständigen Gebieten der Schwerpunkt auf die Finanzierung von Projekten zur
Fertigstellung von Netzzusammenschlüssen, zur Verbesserung des rationellen Energieeinsatzes und
zur Förderung erneuerbarer Energieressourcen gelegt werden sollte. In anderen Regionen sollten sich
Investitionen auf kleine, innovative Infrastrukturprojekte konzentrieren, insbesondere auf Projekte, die
mit der Verringerung der Umweltverschmutzung und der Förderung des rationellen Energieeinsatzes
vereinbar sind.
 
 
 Die Industrie ist in vielen Küstengebieten eine häufig auftretende Tätigkeit; einige der führenden
Industrien sind maritime Industrien, die Maschinenbauindustrie und das Baugewerbe sowie eine
Palette von Industrien, die von dem problemlosen Zugang zu billigem Kühlwasser profitieren.
 
 Die wichtigste Zielsetzung der EU-Industriepolitik ist die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der
europäischen Industrie; als solche kann sie Auswirkungen auf industrielle Tätigkeiten in den Küsten-
gebieten haben.  Insbesondere regelt die EU-Industriepolitik den Binnenmarkt für Produkte und fördert
durch Initiierung und Unterstützung von Projekten mit dem Ziel der Entwicklung und Anwendung neuer
Technologien die Forschung und Innovation.
 
 Die Kommission hat eine Anzahl von Tätigkeiten, die speziell auf maritime Industrien ausgerichtet sind.
Die GD III beherbergt nicht nur das “Forum Maritime Industrien”, sie koordiniert auch die Task Force
"Maritime Systeme der Zukunft".  Durch diese Tätigkeiten ist die Kommission in der Lage, integrierte
Konzepte für das Küstenzonenmanagement zu fördern und industrielle Akteure dazu anzuregen, eine
bessere Kommunikation mit anderen Betroffenen in den Küstengebieten zu entwickeln.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

'HU�=ZHFN�GHU�7DVN�)RUFH��0DULWLPH�6\VWHPH�GHU�=XNXQIW��LVW�

• %HUHLWVWHOOXQJ�YRQ�6DFKNHQQWQLV�XQG�WHFKQLVFKHU�8QWHUVW�W]XQJ�I�U�GLH�8PVWUXNWXULHUXQJ
GHV�6HNWRUV�

• %HUHLWVWHOOXQJ�HLQHU�JHHLJQHWHQ�6FKQLWWVWHOOH�XQG�*HZlKUOHLVWXQJ�GHU�.RRSHUDWLRQ
]ZLVFKHQ�,QGXVWULH�XQG�0LWJOLHGVWDDWHQ�

• /HLVWXQJ�HLQHV�%HLWUDJV�GD]X��GHQ�$XVZLUNXQJHQ�GHU�$VLHQNULVH�DXI�GHQ�6FKLIIEDX�]X
EHJHJQHQ�

• *HZlKUOHLVWXQJ�DQJHPHVVHQHU�8QWHUVW�W]XQJ�I�U�(UZHLWHUXQJVSUREOHPH�LP�PDULWLPHQ
6HNWRU�

• /HLVWXQJ�HLQHV�%HLWUDJV�]X�GHQ�)RUVFKXQJV��XQG�'HPRQVWUDWLRQVEHP�KXQJHQ�LP
=XVDPPHQKDQJ�PLW�GHQ�PDULWLPHQ�,QGXVWULHQ�

• (QWZLFNOXQJ�YRQ�6\QHUJLHQ�PLW�DQGHUHQ�UHOHYDQWHQ�6WHOOHQ�
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Das GD III-Programm IDA (“Datenaustausch zwischen Verwaltungen”) könnte ebenfalls ein
zweckdienliches Instrument für verbesserte Entscheidungsfindung in den Küstengebieten sein.  Das
Ziel dieses Programms ist die Schaffung eines schnellen und vereinfachten Informationsaustauschs
zwischen Behörden – und mit europäischen Bürgern.
 
 
 8PZHOW�
 
 Eine breite Palette von EU-Umweltrichtlinien und –politiken hat wichtige Auswirkungen auf das
Management von Küstenressourcen.
 
 
 
 
 
 
 Insbesondere hat die Palette von Gesetzen zur Kontrolle der Verschmutzung und der Qualität von Luft-
und Wasserressourcen zu einer Verbesserung der Umwelt an der Küste beigetragen. Vor allem die
Richtlinie über die Behandlung von kommunalem Abwasser führt zu beträchtlichen Verbesserungen
der Wasserqualität vieler Küstenregionen.
 
 
 
 
 
 
 
 Bis heute war die Umsetzung vieler dieser Maßnahmen jedoch unkoordiniert und zuweilen
widersprüchlich.  Die Richtlinie über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umwelt-
verschmutzung (96/61) hat das Ziel, durch Vermeidung oder Verminderung von Emissionen in alle
Umweltmedien – Luft, Wasser und Boden – und durch Maßnahmen zur Bekämpfung der
Abfallerzeugung ein ‘hohes Schutzniveau für die Umwelt insgesamt’ zu erreichen.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Der Entwurf für eine Rahmenrichtlinie Wasser, mit seiner Forderung in bezug auf die Aufstellung von
Managementplänen für Flußeinzugsgebiete, die auch für die angrenzende Küste gelten, bietet eine
weitere Möglichkeit, das Prinzip des IKZM voranzubringen. Der Vorschlag verlangt ein integriertes
Planungskonzept für das Erreichen eines guten ökologischen Zustands, unter Berücksichtigung
sämtlicher Umweltprobleme und Wirtschaftstätigkeiten.  Er ist deshalb von Bedeutung für die
Gewässerplanung und die küstennahe Planung, wird aber parallel zu anderen Entwicklungsplanungs-
systemen Anwendung finden müssen, die stärker landbezogene Probleme berücksichtigen.  Der
eigentliche Planungsprozeß, der bei der Bewertung von Auswirkungen und der Entwicklung von
Zielsetzungen viele Betroffene berücksichtigt, wird ebenfalls zu der allgemeinen Integration des
Küstenmanagements beitragen. Die Einzelheiten des Vorschlags werden derzeit aktiv debattiert, so
daß noch nicht klar ist, was der letztendlich verabschiedete Text in bezug auf die integrierte Planung
von Küstengewässern festsetzen wird.
 
 Die Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung (85/337) ist ebenfalls ein Instrument, das das
IKZM unterstützen sollte.  In der Praxis haben die Demonstrationsprojekte verschiedene Probleme in
bezug auf die Umsetzung dieser Richtlinie durch die Mitgliedstaaten identifiziert, Probleme, die

 'DV�3URMHNW�$WKHQ�VWHOOW�IHVW��GD��GLH�(8�8PZHOWSROLWLN�VWDUNH�GLUHNWH�$XVZLUNXQJHQ�DXI
GLH�3ODQXQJVSROLWLN�KDW��LKUH�:LUNVDPNHLW�LVW�DXI�GLH�7DWVDFKH�]XU�FN]XI�KUHQ��GD��GLH
8PZHOWSROLWLN�QRUPDOHUZHLVH�DXI�5LFKWOLQLHQ�EHUXKW��GLH�GLH�GLUHNWH�XQG��EHUSU�IEDUH
8PVHW]XQJ�LQ�HLQ]HOVWDDWOLFKHV�5HFKW�HUIRUGHUQ�

 8QEHKDQGHOWHU�.OlUVFKODPP�DXV�(GLQEXUJK�ZXUGH�WUDGLWLRQHOO�LP�0�QGXQJVJHELHW�GHV
)RUWK�YHUVHQNW��DEHU�GLH�5LFKWOLQLH��EHU�GLH�%HKDQGOXQJ�YRQ�NRPPXQDOHP�$EZDVVHU
HUIRUGHUWH�GLH�$XIJDEH�GLHVHU�9RUJHKHQVZHLVH�ELV�(QGH��������(LQH�QHXH�.OlUVFKODPP�
9HUEUHQQXQJVDQODJH�ZXUGH�LP�*HELHW�6HDILHOG�LQ�GHU�QlKHUHQ�8PJHEXQJ�YRQ
(GLQEXUJK�HUULFKWHW���'LH�YHUEHVVHUWH�:DVVHUTXDOLWlW�LP�)RUWK�ZLUG�YHUPXWOLFK�GHQ
.�VWHQWRXULVPXV�I|UGHUQ�XQG�GHQ�9HUNDXI�YRQ�DP�2UW�JHIDQJHQHP�)LVFK�YHUEHVVHUQ�

 2EZRKO�GLH�,9989�5LFKWOLQLH�I�U�1HXDQODJHQ�HUVW�DE�(QGH�2NWREHU������XQG�I�U�EHVWHKHQGH
$QODJHQ�HUVW�DE�(QGH�2NWREHU������JHOWHQ�ZLUG��JUHLIW�GDV�6\VWHP�GHV�9HUHLQLJWHQ�.|QLJUHLFKV
]XU�LQWHJULHUWHQ�%HNlPSIXQJ�GHU�8PZHOWYHUVFKPXW]XQJ��µ,QWHJUDWHG�3ROOXWLRQ�&RQWURO¶���,3&�
YLHOHQ�LKUHU�$QIRUGHUXQJHQ�YRU��$OV�(UJHEQLV�GHU�,3&�ZXUGH�HLQ�9RUVFKODJ�I�U�GHQ�%HWULHE�HLQHV
.UDIWZHUNV�LQ�3HPEURNH�PLW�GHP�%UHQQVWRII�2ULPXOVLRQ��GHU�HLQHQ�KRKHQ�6FKZHIHOJHKDOW
DXIZHLVW��YRP�(QWZLFNOHU�]XU�FNJH]RJHQ��ZHLO�XQWHU�DQGHUHP�GDV�,3&�6FUHHQLQJYHUIDKUHQ�HLQHQ
SRWHQWLHOOHQ�(UZlUPXQJVHIIHNW�GHU�(PLVVLRQHQ�DXI�GLH�0LOIRUG�+DYHQ�%D\�DXIGHFNWH��HLQ
SRWHQWLHOOHV�EHVRQGHUHV�6FKXW]JHELHW�JHPl��GHU�+DELWDW�5LFKWOLQLH�
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bedeuten, daß sie für das IKZM weniger wertvoll ist, als sie es sein könnte.  Hierzu gehören
insbesondere folgende Probleme:

 
• Die Umsetzung der UVP-Richtlinie unterscheidet sich zwischen den Mitgliedstaaten; in

einigen Fällen wird sie dem Buchstaben nach umgesetzt, nicht jedoch dem Sinn nach.  Es
bestehen auch Schwierigkeiten in bezug auf den Umgang mit Alternativen.

• Es ist nicht immer klar, wer für eine UVP in den Küstenregionen verantwortlich ist, und der
marine Aspekt wird oftmals nicht abgedeckt.

• Den UVP fehlt zu oft die Integrität.

• Wenn die Folgenabschätzung erst bei Vorlage von Projektvorschlägen erfolgt (wie bei
einer UVP), hat dies Nachteile, wenn der rechtliche Rahmen der Entwicklungsplan ist.

 
 Richtlinie 97/11 zur Änderung der UVP-Richtlinie dehnt den Geltungsbereich auf eine größere Anzahl
küstennaher Projekte aus, z. B. auf die Offshore-Gewinnung von Öl und auf Bauten des Küsten-
schutzes und meerestechnische Arbeiten, die “geeignet sind, Veränderungen der Küste mit sich zu
bringen”.  Jedoch ist die Abdeckung von Projekten jenseits der Niedrigwassermarke noch immer sehr
begrenzt – und die Änderung tritt erst im März 1999 in Kraft.
 
 Da die Prinzipen des IKZM wichtige Aspekte des Konzepts der strategischen Umweltverträglichkeits-
prüfung (strategische UVP) umfassen, kann das IKZM-Demonstrationsprogramm nützliche Beiträge zu
der laufenden Diskussion über die Bedeutung und Zweckdienlichkeit einer Richtlinie zur strategischen
UVP liefern���$OOH�'HPRQVWUDWLRQVSURMHNWH�ZDUHQ�GHU�$QVLFKW��GD��GLH�YRUJHVFKODJHQH�5LFKWOLQLH
�EHU�GLH�VWUDWHJLVFKH�893�HLQ�]ZHFNGLHQOLFKHV�,QVWUXPHQW�I�U�GLH�)|UGHUXQJ�GHV�QDFKKDOWLJHQ
0DQDJHPHQWV� GHU� .�VWHQJHELHWH� (XURSDV� ZlUH�� Die Hauptbeschränkung des vorliegenden
Vorschlags zur strategischen UVP liegt jedoch darin, daß er sich nur auf öffentliche (und nicht auf
private) Programme bezieht.
 
Die Habitat-Richtlinie (92/43) soll ein europäisches Netz von Gebieten für den Schutz bedrohter
Lebensräume und Arten - ‘Natura 2000’ - schaffen.  Die Richtlinie hat zwar eindeutig sektorale
Zielsetzungen, dem Sinn nach steht sie jedoch völlig im Einklang mit dem ”integrierten” Konzept des
IKZM:   Artikel 2 Absatz 3 legt folgendes fest:  “Die aufgrund dieser Richtlinie getroffenen Maßnahmen
tragen den Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie den regionalen und örtlichen
Besonderheiten Rechnung”.  Somit ist er YHUHLQEDU�PLW�GHU�)|UGHUXQJ�GHV� ,.=0� LQ�GHQ�.�VWHQ�
JHELHWHQ�
 
 In den Mitgliedstaaten besteht jedoch eine gewisse Verwirrung über Artikel 2 Absatz 3. Es besteht die
weitverbreitete Ansicht, daß er ebenso sehr den Prozeß der Ausweisung besonderer Schutzgebiete
wie den Entscheidungsprozeß im Zusammenhang mit besonderen Schutzgebieten nach ihrer
Ausweisung beeinflussen sollte. Diese Verwirrung sowie die schwerfällige Anwendung von
Beschränkungen im Namen dieser Richtlinie haben zu Konflikten in einigen der Projektgebiete geführt.
(Eine Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs im Zusammenhang mit der Vogelschutzrichtlinie
hat festgestellt, daß sozioökonomische Faktoren keinerlei Einfluß auf die Ausweisung besonderer
Vogelschutzgebiete haben sollten – nur auf ihr späteres Management.)
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 'HU�,VOH�RI�:LJKW�&RXQFLO��8.��EHKDXSWHW��GD��GLH�%HVWLPPXQJHQ�YRQ�$UWLNHO���$EVDW]���GHU
+DELWDW�5LFKWOLQLH�DXFK�I�U�GLH�$XVZHLVXQJ�YRQ�EHVRQGHUHQ�6FKXW]JHELHWHQ�JHOWHQ��XQG�ZLGHUVHW]WH
VLFK�GHU�$XVGHKQXQJ�GHU�EHLGHQ�YRQ�(QJOLVK�1DWXUH�YRUJHVFKODJHQHQ�EHVRQGHUHQ�PDULQHQ
6FKXW]JHELHWH��GLH�VLFK�IDVW��EHU�GLH�JHVDPWH�.�VWH�GHU�,QVHO�HUVWUHFNHQ��'LH�*UHQ]HQ�ZXUGHQ
YHUNOHLQHUW��DEHU�GLH�(LQZlQGH�GHU�,VOH�RI�:LJKW�EOHLEHQ�EHVWHKHQ��GHU�&RXQFLO�LVW�GHU�$QVLFKW��GD�
GLH�.RRUGLQLHUXQJ�EHL�GHU�)HVWOHJXQJ�GHU�*UHQ]HQ�XQ]XUHLFKHQG�ZDU��XQG�GD��GHU�3UR]H��ZHGHU
WUDQVSDUHQW��QRFK�ZLVVHQVFKDIWOLFK�DXVUHLFKHQG�IXQGLHUW�ZDU����$XFK�IDVW�HLQ�-DKU�QDFK�GHU
)HVWOHJXQJ�GHU�*UHQ]HQ�ZXUGHQ�QRFK�LPPHU�NHLQH�6FKXW]]LHOH�JHVHW]W����'LH�5HJLHUXQJ�GHV�8.�LVW
DXFK��EHU�GLH�+DELWDW�5LFKWOLQLH�KLQDXVJHJDQJHQ��LQGHP�VLH�YHUODQJW��GD��MHGHV�GHU�.RPPLVVLRQ�DOV
EHVRQGHUHV�6FKXW]JHELHW�YRUJHVFKODJHQH��DEHU�YRQ�GHU�.RPPLVVLRQ�QRFK�QLFKW�IRUPHOO�DN]HSWLHUWH�
*HELHW�]X�EHKDQGHOQ�LVW��DOV�RE�HV�EHUHLWV�HLQ�EHVRQGHUHV�6FKXW]JHELHW�ZlUH�
 
 (QJOLVK�1DWXUH�]HLJW�QDFK�$QVLFKW�GHV�,VOH�RI�:LJKW�&RXQFLO�HLQH�XQIOH[LEOH�+DOWXQJ��LQGHP�VHOEVW
JHULQJI�JLJH�(QWZLFNOXQJHQ�LQQHUKDOE�GHU�*UHQ]HQ�GHU�EHLGHQ�YRUJHVFKODJHQHQ�EHVRQGHUHQ
PDULQHQ�6FKXW]JHELHWH�DEJHOHKQW�ZHUGHQ��XQG�HV�EHVWHKW�JUR�H�6RUJH��GD��VLFK�GLHV�QDFKWHLOLJ�DXI
GLH�N�QIWLJH�ZLUWVFKDIWOLFKH�(QWZLFNOXQJ�GHU�,QVHO�DXVZLUNHQ�N|QQWH��EHL�GHU�HV�VLFK�XP�HLQHV�GHU
lUPVWHQ�*HELHWH�GHV�8.�KDQGHOW���'LH�HPSIXQGHQH�8QIOH[LELOLWlW�YRQ�(QJOLVK�1DWXUH�KDW�]XU
$EZHQGXQJ�YRQ�YLHOHQ�.�VWHQLQWHUHVVHQ�DXI�GHU�,VOH�RI�:LJKW�XQG�LP�6ROHQW�JHI�KUW��XQG�ZLUG�YRQ
YLHOHQ�DOV�GHU�1RWZHQGLJNHLW�HLQHV�LQWHJULHUWHQ�.RQ]HSWV�I�U�GDV�.�VWHQ]RQHQPDQDJHPHQW
ZLGHUVSUHFKHQG�EHWUDFKWHW�
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 Die Habitat-Richtlinie leidet auch unter ihrer verzögerten Umsetzung durch die Mitgliedstaaten.
 
 
 ,QIRUPDWLRQ�XQG�6WDWLVWLN�
 
 Die wichtigsten Stellen, die an der Sammlung, Koordination und Verbreitung von für das IKZM auf
europäischer Ebene relevanten Informationen beteiligt sind, sind die Europäische Umweltagentur, das
Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat) und die “Gemeinsame
Forschungsstelle” der GD.  Die einzelnen Rollen dieser verschiedenen Institutionen beruhen
weitgehend auf ihrer Ausrichtung (Forschung / operationell) und ihrem Arbeitsbereich
(Umweltspezifizität / umfassenderes Mandat).
 
 Die EUA wurde speziell für die Arbeit im Bereich von Umweltinformationen und ihrer Anwendung auf
die Formulierung von Politik und die Entscheidungsfindung gegründet. Innerhalb dieses Rahmens hat
das Europäische Fachzentrum für Meeres- und Küstenumwelt den Auftrag, ein regionales Forum für
die Erleichterung des Informationsaustauschs über die regionalen Meeresgebiete Europas zu gründen
sowie qualitätsgesicherte Daten zusammenzustellen und Indikatoren für die Umweltverträglichkeits-
prüfung zu entwickeln.
 
 Gleichzeitig hat das Zentrum für Erdbeobachtung (Centre for Earth Observation - CEO) der
Gemeinsamen Forschungsstelle ein Konzept für die Bereitstellung von Satellitendaten und von
Informationen über ihre Verfügbarkeit entwickelt. In diesem Kontext wurde ein Informationsaustausch-
system mit der Bezeichnung EWSE entwickelt – das Informationsaustauschsystem Erdbeobachtung
des CEO-Programms. Im wesentlichen wird dieses System den im Bereich der Fernerkundung
Tätigen die Werbung für ihre Produkte und der potentiellen Nutzergemeinde die Suche nach
Informationen über diese Produkte ermöglichen. Die GFS entwickelt auch verschiedene spezifische
Instrumente für die Sammlung und gemeinsame Nutzung von Informationen.
 
 Eurostat hat die Aufgabe, den europäischen Institutionen statistische Informationen für die Entwicklung
und Umsetzung von Politik bereitzustellen und ein europäisches statistisches System einzurichten, das
eine gemeinsame Sprache verwendet und die nationalen statistischen Systeme verbindet. Eurostat
arbeitet folglich in enger Kooperation mit den statistischen Ämtern der Mitgliedstaaten.
 
 Zuweilen ist die Unterscheidung zwischen den Rollen dieser drei Stellen für Dritte nicht unbedingt
eindeutig, und es wird in gewissem Maße Doppelarbeit geleistet.  Eine bessere Koordination ihrer
Tätigkeiten könnte ihre Arbeit effizienter machen.
 
 (LQH�NRRUGLQLHUWH��WUDQVSDUHQWH�HXURSlLVFKH�,QIRUPDWLRQVVWUDWHJLH��GLH�GHQ�(UIRUGHUQLVVHQ�GHU
%HWURIIHQHQ� HQWVSULFKW�� HLQVFKOLH�OLFK� HLQHV� VFKQHOOHQ� (LQVDW]HV� XQG� HLQHU� ZHLWHUHQ
9HUEUHLWXQJ� GHU� 3URGXNWH�� ZlUH� HLQ� ZLFKWLJHU� )DNWRU� I�U� GLH� 3ODQXQJ� XQG� GDV
.�VWHQ]RQHQPDQDJHPHQW���8P�I�U�GLH�LQWHJULHUWH�3ODQXQJ�YRQ�1XW]HQ�]X�VHLQ��PX��HLQH�VROFKH
6WUDWHJLH� �GLH� HLQJHKHQGHU� LP� $EVFKOX�EHULFKW� GHU� WKHPDWLVFKHQ� 6WXGLH� �EHU� ³,QIRUPDWLRQ´
GLVNXWLHUW�ZLUG��GLH� ,QWHJUDWLRQ�YRQ�8PZHOWGDWHQ�PLW� VR]LR|NRQRPLVFKHQ�XQG� LQVWLWXWLRQHOOHQ
,QIRUPDWLRQHQ�EHKDQGHOQ�
 
 
 )RUVFKXQJ��(QWZLFNOXQJ�XQG�6FKXOXQJ�
 
 Kapitel 5.3 hat bereits die allgemeine Bedeutung der Forschung für die Unterstützung des IKZM
behandelt, und enthielt eine Liste der Themen, die Projektleiter als Forschungsprioritäten identifiziert
haben.
 
 Nationale Forschungsprogramme zusammengenommen übersteigen bei weitem die durch EU-
Finanzierung gebotene Unterstützung. Die Rolle, die die EU-Finanzierung für die Forschung spielt,
besteht darin, daß sie um Integration wirbt, Kooperation fördert sowie umfangreiche und
multidisziplinäre Tätigkeiten initiiert.
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 Das Vierte Rahmenprogramm für Forschung, das demnächst ausläuft, hat ein Paket von Tätigkeiten
im Bereich der Meeres- und Küstenforschung unter dem Dach des Programms ELOISE (European
Land Ocean Interaction Studies – europäische Studien über Land-Meer-Interaktionen) unterstützt.
Während dieses Programm daran gearbeitet hat, die Kohärenz innerhalb der Forschungswelt zu
gewährleisten, ist klar, daß weitere Bemühungen erforderlich sind, um engere Verbindungen zwischen
Forschern und Praktikern zu entwickeln.
 
 'DV� )�QIWH� 5DKPHQSURJUDPP� I�U� )RUVFKXQJ� KDW� HLQ� VSH]LILVFKHV� 3URJUDPP� �EHU� ³(QHUJLH�
8PZHOW� XQG� QDFKKDOWLJH� (QWZLFNOXQJ´�� GDV� 6FKO�VVHOPD�QDKPHQ� LP� =XVDPPHQKDQJ� PLW
:DVVHUEHZLUWVFKDIWXQJ�XQG�0HHUHV|NRV\VWHPHQ�XPID�W�� �'LHVH�6FKO�VVHOPD�QDKPHQ�IROJHQ
HLQHP�3UREOHPO|VXQJVNRQ]HSW��GDV�]ZHFNGLHQOLFKH�%HLWUlJH�]X�*HPHLQVFKDIWVSROLWLNHQ�OLHIHUQ
VROOWH� XQG� 0|JOLFKNHLWHQ� I�U� )RUVFKXQJVDUEHLWHQ� ]XU� 8QWHUVW�W]XQJ� GHV� ,.=0� ELHWHQ� ZLUG�
(LQHU�GHU�JU|�WHQ�9RUWHLOH�GHV�)�QIWHQ�5DKPHQSURJUDPPV� LVW�GLH�0|JOLFKNHLW� ]XU�)|UGHUXQJ
VWlUNHU� LQWHJULHUWHU��PXOWLGLV]LSOLQlUHU�� DXI� 3UREOHPO|VXQJ� DXVJHULFKWHWHU� )RUVFKXQJ�� HV�PX�
JHZlKUOHLVWHW�ZHUGHQ��GD��GLH�$XVZDKO�YRQ�3URMHNWHQ�GLHVH�0|JOLFKNHLW�QXW]W�
 
 Das Demonstrationsprogramm hat ein Problem bezüglich der Verbreitung der Ergebnisse von EU-
finanzierten (und anderen!) Forschungsarbeiten aufgezeigt.  Der Schwerpunkt sollte darauf gelegt
werden zu gewährleisten, daß die Forschungsprojekte die Erfordernisse von Endnutzern behandeln
und daß die Ergebnisse tatsächlich Anwendung finden.
 
 'LH� .RPPLVVLRQ� KDW� HLQH� 5ROOH� EHL� GHU� .RQVROLGLHUXQJ� XQG� JH]LHOWHQ� 9HUEUHLWXQJ� YRQ
EHVWHKHQGHQ� (UIDKUXQJHQ� XQG� DEJHVFKORVVHQHQ� )RUVFKXQJVDUEHLWHQ� LP� =XVDPPHQKDQJ�PLW
GHP�,.=0�]X�VSLHOHQ�
 
 
 Während die Mitgliedstaaten die volle Verantwortung für ihre nationalen Bildungs- und Ausbildungs-
systeme tragen, trägt die EU-Politik in diesem Bereich zu der Entwicklung eines qualitativ
hochwertigen Bildungswesens bei, indem sie “die Kooperation zwischen den Mitgliedstaaten fördert
und gegebenenfalls ihre Maßnahmen unterstützt und ergänzt ..." und indem sie “eine
Berufsausbildungspolitik umsetzt, die die Maßnahmen der Mitgliedstaaten unterstützt und ergänzt ...".
 
 Innerhalb ihres Kompetenzbereichs hat die EU eine Rolle bei der Förderung des multidisziplinären und
integrierten Lern- und Denkkonzepts zu spielen, das für die Unterstützung des IKZM erforderlich ist.
Die EU könnte auch dazu beitragen, den anderen in Abschnitt 5.2 identifizierten
Ausbildungserfordernissen zu entsprechen.
 
 
 )LVFKHUHL�XQG�$TXDNXOWXU�
 
 Die Gemeinsame Fischereipolitik (GFP):
 
 Diese Beziehung zwischen der Gemeinsamen Fischereipolitik (GFP) und dem IKZM betrifft zwei
Hauptprobleme:
 
 -- den freien Zugang zu Fischgründen, der zu Überkapitalisierung, Überfischung, Raubbau an
Ressourcen und Konflikten sowie letztendlich zu sozioökonomischen Schwierigkeiten für von der
Fischerei abhängige Gebiete geführt hat; und
 
 -- den Verlust von Fischlebensräumen und die Verschlechterung der Wasserqualität, die durch in
anderen Sektoren erzeugte Umweltbelastungen verursacht werden.
 
 Die derzeitige Gemeinsame Fischereipolitik (GFP) wurde in mehreren der Demonstrationsprojekte
kritisiert, da sie die nachhaltige Fischerei nicht in angemessener Weise fördere.  Die Kritik der
Projektleiter konzentriert sich auf:

• die Quotenregelung, die den Raubbau an Fischbeständen nicht verhindert hat – da sie
a posteriori und oftmals zu spät eingreift, nachdem der Raubbau bereits im Gange ist;

• Bedrohungen sowohl der Artenvielfalt des Meeres als auch derjenigen der Luft durch industrielle
Fischerei;
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• Bedrohungen für von der Küstenfischerei abhängige Gebiete nach dem Jahr 2002 durch eine
mögliche Überprüfung der Hoheitsgewässer; und unzureichender Handlungsspielraum für das
lokale/regionale Fischereimanagement;

• Die Schwierigkeiten einer langfristigen Planung wegen der Ungewißheit in bezug auf den
Bestand der 12-Meilen-Ausnahmeregelung.

 
 Diese Probleme müssen in der Überarbeitung der GFP für die Zeit nach dem Jahr 2002 in Angriff
genommen werden. Es ist jedoch anzumerken, daß die dauerhafte Aufnahme der 12-Meilen-
Ausnahmeregelung in die Gemeinsame Fischereipolitik nur durch eine Änderung der Römischen
Verträge erfolgen könnte, nicht durch einen Rechtsakt des Rates.
 
 
 
 
 
 
 
 Zu den spezifischen Vorschlägen, die im Demonstrationsprogramm zu Elementen entstanden sind, die
ein Ökosystemkonzept für das Fischereimanagement fördern könnten, gehören:

½ ein Demonstrationsprogramm zur guten Fischereipraxis

½ Unterstützung bei der Konsolidierung von Informationen über Aquakultur zur
Verbesserung von UVP.

½ Neuorientierung der Fischereipolitik, weg von der negativen Beschränkung der Fischerei
und hin zur positiven Förderung der nachhaltigen Fischerei

½ Regelungen mit dem Ziel, Beihilfen für nachhaltigere Fischerei zu gewähren (ähnlich
den bestehenden Agrarumweltregelungen).

½ Kennzeichnungsregelungen für nachhaltige Fischerei, wie sie beispielsweise kürzlich im
UK durch den Marine Stewardship Council eingeführt wurden.

 
 Die EU-Fischereipolitik ist eine der EU-Politiken, die am wenigsten auf regionale Erfordernisse
abgestimmt werden kann. Durch ihren übertrieben zentralisierten und globalen Charakter ist die GFP
nicht in der Lage, den spezifischen Erfordernissen einzelner Fischereien und einzelner von der
Fischerei abhängiger Gebiete, die innerhalb ihres Rahmens tätig sind, zu entsprechen.  Im Vorfeld der
Reform der GFP im Jahr 2002 steigt der Druck in bezug auf ein erhöhtes Maß an regionaler Kontrolle
über das Fischereimanagement.  Zu den Vorschlägen gehören Unterstützung für auf die lokalen
Erfordernisse zugeschnittene Regelungen, die das Fischereimanagement mit den Erfordernissen der
Artenvielfalt integrieren und die nach dem Modell aktueller Agrarumweltprogramme gestaltet werden.
Die Möglichkeit der Abstimmung auf lokale sozioökonomische und kulturelle Bedingungen könnte das
IKZM ebenfalls unterstützen.
 
 Das Demonstrationsprogramm hat auch auf die Notwendigkeit von etwas mehr Flexibilität bei der
Definition von Foren, in denen die Fischerei offiziell diskutiert werden kann, hingewiesen.  Da alle
Fragen im Zusammenhang mit der Fischerei (mit Ausnahme des Gebiets der 12-Meilen-Ausnahme-
regelung) ausschließlich in den Zuständigkeitsbereich der Gemeinschaft fallen, gestattet die derzeitige
Lesart beispielsweise keine Diskussionen über den Beifang kommerzieller Fischereitätigkeit auf den
Sitzungen im Rahmen des Übereinkommens von Oslo und Paris.  Angesichts der Tatsache, daß die
EU Vertragspartei des Übereinkommens ist, könnte in dieser Hinsicht mehr Flexibilität bestehen.
 
 Die EU hat den FAO-Verhaltenskodex für verantwortungsbewußte Fischerei unterzeichnet, dessen
Artikel 10 die Integration der Fischerei in das Management von Küstenregionen betrifft.    Dieser Artikel
verlangt, daß die Unterzeichner die Schaffung von Verfahren und Mechanismen auf geeigneter
Verwaltungsebene fördern sollen, um Konflikte sowohl innerhalb des Fischereisektors als auch
zwischen den Nutzern von Fischereiressourcen und anderen Nutzern der Küstengebiete beizulegen.
 
 Der Vertrag sieht jetzt auch eine Verpflichtung zur Integration von Wechselwirkungen zwischen
Fischereitätigkeiten und marinen Ökosystemen in die GFP vor, und das von der Zwischentagung der
Minister zur Integration von Fischerei- und Umweltfragen (Bergen, 1997) gebilligte Konzept des
integrierten Managements gewinnt zunehmendes Gewicht.   Die Integration von Umweltüberlegungen
in die GFP erfordert die Berücksichtigung sowohl der direkten als auch der indirekten Auswirkungen

 'HP�3URMHNW�0�QGXQJVJHELHW�GHV�)RUWK�]XIROJH�KDW�GLH�LQGXVWULHOOH�)LVFKHUHL�GlQLVFKHU
)LVFKHU�QDFK�6DQGDDOHQ�DXI�GHQ�:HH�%DQNLH�6DQGElQNHQ�GLUHNW�DX�HUKDOE�GHU�+RKHLWV�
JHZlVVHU�GHV�8.�]XP�5�FNJDQJ�GHU�9RJHO]DKOHQ�LP�0�QGXQJVJHELHW�GHV�)RUWK
EHLJHWUDJHQ��]��%��EHL�3DSDJHLHQWDXFKHUQ�LP�(DVW�)RUWK�XQG�DXI�GHU�,VOH�RI�0D\��ZDV
JHPl��GHU�9RJHOVFKXW]ULFKWOLQLH�DXVJHZLHVHQH�EHVRQGHUH�6FKXW]JHELHWH�VLQG�
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von Tätigkeiten im Bereich von Fischerei und Aquakultur auf marine Flora, Fauna, Nahrungsketten und
Lebensräume. Andererseits ist die Rentabilität von Fischerei und Aquakultur abhängig von der Qualität
und der Verfügbarkeit der Meeresressourcen, die wiederum in fundamentaler Weise vom Zustand der
Meeresumwelt abhängen.
 
 In Übereinstimmung mit diesem neuen Schwerpunkt wird die Einführung von Maßnahmen zur
Verringerung und letztendlich zur Beseitigung des Raubbaus und damit zur Erreichung eines
nachhaltigen Gleichgewichts zwischen Fischereitätigkeiten und den entsprechenden Beständen eines
der Hauptziele der GFP sein, jetzt und in absehbarer Zukunft.  Darüber hinaus wird es sich
möglicherweise als nötig erweisen, spezifische politische Maßnahmen zur Verringerung oder
Dämpfung der nachteiligen Auswirkungen bestimmter Arten von Fischerei auf bestimmte Teile der
Fauna und Flora des Meeres zu entwickeln. Mögliche Beispiele für dieses Konzept sind der Schutz des
Nahrungsbedarfs bestimmter Seevogelarten oder der Schutz bestimmter benthonischer Lebensräume
vor bestimmten Arten der Fischerei.
 
 Jetzt muß das Ökosystemkonzept in der Praxis realisiert werden.  Im Verlauf des Jahres 1998
verabschiedete der Internationale Rat für Meeresforschung (ICES) ein vorsorgliches Konzept für das
Fischereimanagement, das völlig in seine Bewirtschaftungsempfehlung für wirtschaftlich befischbare
Bestände für 1999 eingebunden wurde. Dieses Konzept wurde von der Kommission bei der
Erarbeitung ihres Vorschlags für die zulässigen Gesamtfangmengen (TACs) für das Jahr 1999 in
beträchtlichem Umfang übernommen.  Im März 1998 verabschiedete der Rat auch eine vollständig
überarbeitete Verordnung über technische Erhaltungsmaßnahmen, die am 1. Januar 2000 in Kraft
treten wird. Die neue Verordnung sollte zu einer Zunahme der allgemeinen Selektivität von
Fangtätigkeiten und zu einer Abnahme des Rückwurfs führen, sowohl innerhalb als auch außerhalb
von 12-Meilen-Zonen.
 
 Die Institutionen müssen auch die Interessen neuer Betroffener anerkennen, wie es die Kommission
im Jahr 1998 durch die Initiierung einer Reihe informeller Zusammenkünfte mit Nichtregierungs-
organisationen versuchte, die ein Interesse an der Fischerei geäußert hatten.
 
 
 Der Fischerei-Strukturfonds:

 Die Zielsetzungen der Strukturpolitik “Fischerei” stehen in direktem Zusammenhang mit dem
zweifachen Ursprung des Finanzinstruments für die Ausrichtung der Fischerei (FIAF – eingeführt und
in die Strukturfonds integriert im Jahr 1994): Gemeinsame Fischereipolitik und sozioökonomische
Kohäsion. Dies beinhaltet einerseits die Gewährleistung eines nachhaltigen Gleichgewichts zwischen
Fangtätigkeiten und Fischereiressourcen durch die Umstrukturierung der Fangflotte der Gemeinschaft,
und andererseits die Stärkung der ökonomischen und sozialen Kohäsion1 sowie der von der Fischerei
abhängigen Gebiete durch die Modernisierung aller Strukturen der Produktionskette und durch
begleitende sozioökonomische Maßnahmen.

 Die Integration des FIAF in den Strukturfonds und die Aufnahme der von der Fischerei abhängigen
Gebiete unter Ziel 1, 2, 5b und 6 markierte eine grundlegende Entwicklung weg von einer sektoralen
Politik und hin zu einer besser für die Küstengebiete geeigneten integrierten Politik. Die Mehrzahl der
anderen von der Fischerei abhängigen Gebiete kann nämlich für sozioökonomische Umschulungs-
maßnahmen (Tourismus, Unternehmensdienstleistungen, berufliche Weiterbildung usw.) von den
Interventionen der anderen Strukturfonds, insbesondere des ESF und des EFRE, profitieren. Das FIAF
gilt darüber hinaus durch das Ziel 5a und durch Maßnahmen, die sich hauptsächlich auf die
Umstrukturierung und die Modernisierung des Sektors beziehen, für das gesamte Territorium der
Europäischen Union. Global betrachtet, weist das FIAF heute 31 Programme auf: 19 territorialisierte
(17 Ziel 1 und 2 Ziel 2) und 12 horizontale (Ziel 5a). In finanzieller Hinsicht sind 65 % des Budgets
territorialisiert, und 35 % werden über Ziel 5a vergeben.

 Die Gemeinschaftsinitiative PESCA – ebenfalls im Jahr 1994 initiiert, hauptsächlich zur Unterstützung
von in den Zielgebieten 1, 2 und 5b gelegenen von der Fischerei abhängigen Gebieten – soll den
Sektor dabei unterstützen, mit den Folgen der Umstrukturierung fertig zu werden, soll die Berufstätigen
bei der Umschulung und beim Erhalt ihrer Wettbewerbsfähigkeit und die Küstenregionen bei der
                                                          
 1 Die FIAF-Bemühungen in bezug auf die Verstärkung der sozioökonomischen Kohäsion sind offensicht-

lich, da die vier Kohäsionsländer 56 % der verfügbaren Finanzressourcen erhalten. Diese Bemühungen
sollten künftig durch Unterstützung verstärkt werden, die auf die handwerkliche Küstenfischerei
zugeschnitten ist, die ein besonderes Merkmal von Kohäsionsländern (insbesondere Griechenland und
Portugal) ist.
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Diversifizierung ihrer Tätigkeiten und der Wiederbelebung ihrer sozioökonomischen Struktur
unterstützen. PESCA ist komplementär zum FIAF und zu den regionalen sozioökonomischen
Maßnahmen.

 Da die wirtschaftlichen Auswirkungen der Fischerei auf schmale Küstengebiete konzentriert sind und
da ihre Multiplikatorwirkung groß ist, wirkt sich eine Rezession in diesem Sektor unvermeidlicherweise
auf die nachgeschalteten Tätigkeiten aus; der Sektor spielt folglich gleichzeitig eine treibende Rolle für
die Wirtschaft und für den Erhalt der sozioökonomischen Struktur der von der Fischerei abhängigen
Gebiete, da er ein fundamentales Element des kulturellen Erbes zahlreicher Küstengemeinden
darstellt.

 Für das Management der Fischereiressourcen, der Fischerei und ihrer Produkte muß die Gesamtheit
des Küstenterritoriums in einem multisektoralen Konzept betrachtet werden, indem die Verknüpfungen
und die erforderliche Harmonisierung zwischen diesem Sektor und den anderen wirtschaftlichen
(Industrie, städtische Infrastruktur, Handel, Tourismus, Dienstleistungen) und nicht-wirtschaftlichen
Tätigkeiten im Hinblick auf den Erhalt und die Schaffung von Dauerarbeitsplätzen sowie im Hinblick
auf die Diversifizierung der sozioökonomischen Struktur betrachtet werden.

 Diese Diversifizierung sollte für die gesamte Produktionskette gelten: den vorgeschalteten Bereich
(Werften, Lieferanten), Fischerzeugnisse mit hohem Mehrwert, Aquakultur und verarbeitende
Industrien. Die fischverarbeitende Industrie ist heute jedoch entweder in der Nähe großer
Fischereihäfen oder weiter im Landesinneren in der Nähe von Verbrauchermärkten angesiedelt; es
kommt zu einer zunehmenden Dichotomie zwischen handwerklicher Küstenfischerei und industrieller
Intensivierung der Fänge, wobei die Verarbeitungskette nicht mehr systematisch an den Küsten
angesiedelt ist und nicht mehr automatisch die Fangtätigkeiten verstärkt.

 Die Gemeinschaftsinitiative PESCA unterstützt auch Maßnahmen, die kulturelle, touristische und
kommerzielle Beschäftigungen kombinieren. Die Kombination von primären und tertiären Tätigkeiten
kann einen Entwicklungsfaktor darstellen, wenn die Grenzen der Belastungsfähigkeit der Küsten-
regionen nicht überschritten werden (Umweltschutz) und wenn das lokale Management potentieller
Konflikte gewährleistet wird: Zahlreiche Konflikte bestehen beispielsweise zwischen der Sportschiffahrt
und der Aquakultur. Ferner kann sich eine Vielzahl von Tätigkeiten negativ auf die Küstenfischerei und
die Fischbestände auswirken, und zwar entweder durch eine Verringerung der erreichbaren Gebiete
und der maritimen Habitate, oder durch eine Verschlechterung der Wasserqualität und der
Küstenumwelt.
 
 Eine der zehn Maßnahmen des FIAF betrifft die Unterstützung der Entwicklung der Aquakultur und
macht 11 % der FIAF-Zuteilung aus.  Die Aquakultur-Strukturmaßnahme umfaßt Unterstützung für die
Kapazitätssteigerung (neue Produktionseinheiten und Erweiterung bestehender Einheiten) sowie
Unterstützung für die Modernisierung von Einheiten.
 Sie umfaßt auch die Bereitstellung von Mitteln für die Begrenzung der ökologischen Auswirkungen der
intensiven Aquakultur, und sie fördert die extensive Aquakultur sowie Investitionen zur Verbesserung
von Hygiene- und Gesundheitsaspekten.
 
 In der neuen Verordnung für den Fischerei-Strukturfonds könnte die Unterstützung für die Aquakultur
beibehalten bleiben, wobei Investitionen mit dem Ziel der Reduzierung negativer Auswirkungen auf die
Umwelt und gemeinsame Investitionen Priorität erhalten sollten. 

 8P�GLH�=LHOVHW]XQJHQ�GHV�,.=0�EHVVHU�]X�I|UGHUQ��PX��GLH�VWUXNWXUHOOH�)LVFKHUHLSROLWLN�EHVVHU
NRRUGLQLHUW�ZHUGHQ�PLW�

• GHQ�DQGHUHQ�6WUXNWXUSROLWLNHQ��PLW�GHU�3HUVSHNWLYH�GHU�VR]LR|NRQRPLVFKHQ�.RKlVLRQ���,Q
GLHVHP� =XVDPPHQKDQJ� P�VVHQ� GLH� 6FKZLHULJNHLWHQ� GHU� .RRUGLQLHUXQJ� ]ZLVFKHQ
QDWLRQDOHQ� XQG� UHJLRQDOHQ� /RJLNHQ� GDUJHOHJW� ZHUGHQ�� ZREHL� GLH� VWUXNWXUHOOH� )LVFKHUHL�
SROLWLN�GHU�QDWLRQDOHQ�VHNWRUDOHQ�3ODQXQJVORJLN�HQWVSULFKW��LQVEHVRQGHUH�GLH�0D�QDKPHQ
LP�%HUHLFK�GHU�)ORWWHQDQSDVVXQJ��

• GHU� 8PZHOWSROLWLN� �PLW� GHU� 3HUVSHNWLYH� GHU� QDFKKDOWLJHQ� (QWZLFNOXQJ��� (LQ� LQWHJULHUWHV
0DQDJHPHQW� GHU� PDULQHQ� gNRV\VWHPH� HUIRUGHUW� HLQH� DOOJHPHLQHUH� %HWUDFKWXQJ� GHU
8PZHOW�� QLFKW� QXU� GLH� HLQIDFKH� (LQELQGXQJ� ³|NRORJLVFKHU´� =LHOVHW]XQJHQ� LQ� GDV
0DQDJHPHQW�GHU�)LVFKHUHL�
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 5HJLRQDOSROLWLN�XQG�.RKlVLRQ�
 
 Von allen EU-Politiken ist die Umsetzung von Strukturfonds-Programmen am stärksten dezentralisiert.
Während zwar die grundlegenden Verordnungen zur Regelung der Strukturfonds den Mitgliedstaaten
die Integration von ökologischen und sozialen Überlegungen in Entwicklungstätigkeiten empfehlen, hat
dies die endgültige Verwendung der Strukturfonds nicht immer in zufriedenstellendem Maße getan.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Die in der Überarbeitung der Verordnungen über die Strukturfonds aus dem Jahr 1993 enthaltenen
Umweltschutzmaßnahmen erfordern eine vorgeschaltete Abschätzung der Umweltfolgen des
vorgeschlagenen regionalen Entwicklungsplans und die Beteiligung der “Umweltschutzbehörden” am
Entscheidungsprozeß der Strukturfonds.  Diesen Anforderungen haben die Mitgliedstaaten nicht
immer entsprochen, so daß in einigen Fällen möglicherweise nicht umweltverträgliche Projekte von
EU-Unterstützung profitieren konnten.  Zu den Beispielen hierfür gehören die
Küstenschutzmaßnahmen in Ria d’Aveiro, und möglicherweise ähnliche Anlagen in Pescara, Abruzzo
(obwohl von der Kommission in bezug auf das italienische Ziel-1-Programm erlassene besondere
Maßnahmen möglicherweise dazu geführt haben, daß derartige Maßnahmen von einer Abschätzung
der Umweltfolgen ausgenommen wurden).
 
 
 
 
 
 
 Obwohl die frühe Geschichte der Strukturfonds Beispiele für in ökologischer Hinsicht unsensible
Entwicklungen bietet, wurden beträchtliche Verbesserungen erzielt, auch wenn die Verwendung der
Strukturfonds durch die Mitgliedstaaten von wirklicher Nachhaltigkeit noch recht weit entfernt ist.
 
 ,UODQGV�RSHUDWLRQHOOHV�3URJUDPP�I�U�GHQ�7RXULVPXV������������
 
 ,QQHUKDOE� GHV� ,ULVK� &RPPXQLW\� 6XSSRUW� )UDPHZRUN� ������ �� ������ ZXUGH� GHU� 7RXULVPXVVHNWRU� DOV
ZLFKWLJH� 4XHOOH� I�U� ZLUWVFKDIWOLFKH� (QWZLFNOXQJ� LGHQWLIL]LHUW�� 'DV� HUNOlUWH� =LHO� GHV� RSHUDWLRQHOOHQ
3URJUDPPV�I�U�GHQ�7RXULVPXV���������������LVW�GLH�9HUGRSSOXQJ�GHU�7RXULVWHQ��XQG�%HVXFKHU]DKOHQ
ELV� ]XP� -DKU� ������ 'LH� QDW�UOLFKH� 8PZHOW� XQG� GDV� NXOWXUHOOH� 8PIHOG� VLQG� ]ZHLIHOORV� VHKU� ZLFKWLJH
)DNWRUHQ� I�U� GHQ� 7RXULVPXVVHNWRU�� XQG� GLH� (UUHLFKXQJ� GHV� =LHOV� ZLUG� GDYRQ� DEKlQJHQ�� RE
JHZlKUOHLVWHW�ZHUGHQ�NDQQ��GD��GLHVH�I�U�,UODQG�ZLFKWLJHQ�)DNWRUHQ�ZHLWHUKLQ�DWWUDNWLY�EOHLEHQ�
 
 7URW]�GLHVHU�1RWZHQGLJNHLW�VFKHLQW�GLH�.RRUGLQDWLRQ�]ZLVFKHQ�)LQDQ]LHUXQJVSURJUDPPHQ�XQG�ORNDOHQ
3OlQHQ�RGHU�$XVZHLVXQJHQ�MHGRFK�VFKOHFKW�]X�VHLQ��(V�ZHUGHQ�1DFKZHLVH�GDI�U�DQJHI�KUW��GD��HV
]X� $G�KRF�(QWZLFNOXQJHQ� JHNRPPHQ� LVW�� GLH� VLFK� EHLVSLHOVZHLVH� QDFKWHLOLJ� DXI� YRUJHVFKODJHQH
EHVRQGHUH�6FKXW]JHELHWH�DXVZLUNHQ��'LH�,QIUDVWUXNWXU�LVW�RIWPDOV�QLFKW�LQ�GHU�/DJH��PLW�GHP�GXUFK�GHQ
7RXULVPXV� LQ� 6SLW]HQ]HLWHQ� HQWVWHKHQGHQ� %HGDUI� IHUWLJ]XZHUGHQ�� VR� GD�� GLH� (LQULFKWXQJHQ� I�U� GLH
:DVVHU�� XQG� $EIDOOEHKDQGOXQJ� �EHUODVWHW� VLQG�� (V� ZLUG� GDYRQ� DXVJHJDQJHQ�� GD�� GLHV� ]X� ORNDOHQ
9HUVFKPXW]XQJVYRUIlOOHQ�JHI�KUW�KDW��GLH�VLFK�ZLHGHUXP�DXI�GLH�1XW]XQJ�GHU�0HHUHVUHVVRXUFHQ� I�U
GLH�$TXDNXOWXU��I�U�(UKROXQJV��XQG�7RXULVPXV]ZHFNH�DXVZLUNHQ�
 
 2EZRKO� GDV� RSHUDWLRQHOOH� 3URJUDPP� I�U� GLH� 8PZHOW�0LWWHO� ]XU� /LQGHUXQJ� YRQ�:DVVHU�� XQG� $EIDOO�
SUREOHPHQ� EHUHLWVWHOOHQ� NDQQ�� VWHKW� GDV� *HOG� ]XZHLOHQ� HUVW� ]XU� 9HUI�JXQJ�� QDFKGHP� HV� ]X
9HUVFKPXW]XQJVSUREOHPHQ� JHNRPPHQ� LVW�� RGHU� LVW� P|JOLFKHUZHLVH� DXI� I�U� GHQ� /RNDOEHUHLFK
XQJHHLJQHWH�3URMHNWH�EHJUHQ]W��'LH�%HKDQGOXQJ�YRQ�9HUVFKPXW]XQJVSUREOHPHQ�DQ�GHU�4XHOOH� XQG
LKUH� %HWUDFKWXQJ� DOV� 7HLO� GHV� RSHUDWLRQHOOHQ� 3URJUDPPV� I�U� GHQ� 7RXULVPXV� ZlUH� HLQGHXWLJ
YRU]X]LHKHQ�

 
 

 .HQW��8.��'DV�=LHO���3URJUDPP�I�U�GLH�,VOH
RI�7KDQHW��.HQW��ILQDQ]LHUW�WHLOZHLVH�HLQ�YRQ
(QJOLVK�1DWXUH�RUJDQLVLHUWHV
.RQVHQVELOGXQJVSURMHNW�]XU�6LFKHUXQJ�GHU
=XVWLPPXQJ�GHU�ORNDOHQ�%HWURIIHQHQ�]X
HLQHP�N�QIWLJHQ�0DQDJHPHQWSODQ�I�U�HLQ
YRUJHVFKODJHQHV�EHVRQGHUHV�PDULQHV
6FKXW]JHELHW�LP�*HELHW�YRQ�7KDQHW�

 6ROZD\��)LUWK���1��(QJODQG�6:�6FKRWWODQG�
'LH�($*)/�)LQDQ]LHUXQJ�GXUFK�GDV
ODXIHQGH�=LHO��E�3URJUDPP�6FRWWLVK
%RUGHUV�KDW�WHLOZHLVH�GLH�(QWZLFNOXQJ�GHU
LP�-XOL������YHU|IIHQWOLFKWHQ�6ROZD\�)LUWK�
6WUDWHJLH�I�U�GDV�0DQDJHPHQW�GHU�YLHOHQ
.RQIOLNWH�LQ�GHP�0�QGXQJVJHELHW
ILQDQ]LHUW�

 5LD�G¶$YHLUR��3RUWXJDO��XQG�$EUX]]R��,WDOLHQ���=LHO���0LWWHO�KDEHQ�WHLOZHLVH�.�VWHQ�
VFKXW]DQODJHQ�ILQDQ]LHUW��GLH�]XU�6WUDQG��XQG�'�QHQHURVLRQ�LP�ZHLWHUHQ�9HUODXI
GHU�.�VWH�EHLJHWUDJHQ�XQG�ZHLWHUH�$XVJDEHQ�I�U�QRFK�PHKU�.�VWHQVFKXW]�±�PLW
lKQOLFKHQ�$XVZLUNXQJHQ�±�HUIRUGHUOLFK�JHPDFKW�KDEHQ�
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 Von allen EU-Politiken bietet jedoch die künftige Rolle der Strukturfonds (wie sie in den derzeit noch im
Verhandlungsstadium befindlichen Vorschlägen der Kommission zur Agenda 2000 dargelegt wird) das
größte Potential für die Förderung des IKZM.  Die Gründe hierfür sind:
 

• die verstärkte Anforderung, daß die Mitgliedstaaten integrierte regionale Entwicklungspläne
entwickeln, die getrennte Interventionen in im Niedergang befindlichen industriellen, städtischen,
ländlichen oder von der Fischerei abhängigen Gebieten zusammenführen;

• die bekräftigte Anforderung, daß die Strukturfonds zur nachhaltigen Entwicklung beitragen, als
eines der beiden horizontalen Prinzipien, die in alle Strukturfonds-Programme integriert werden
sollen (das andere ist “Chancengleichheit”);

• die Erklärung, daß Pläne in bezug auf ihre Vereinbarkeit mit Politiken der Gemeinschaft beurteilt
werden;

• Anforderungen in bezug auf eine vorgeschaltete Bewertung der betroffenen Region unter
Umweltgesichtspunkten und der erwarteten Auswirkungen des Programms und der
Interventionen auf die Umweltsituation.

 
 Die Vorschläge der Kommission für die Reform der Verordnungen über die Strukturfonds für die Zeit
nach dem Jahr 2000 enthalten einige vielversprechende Besonderheiten. Die Forderung nach
integrierten regionalen Entwicklungsplänen in Fördergebieten sowie nach erweiterten Partnerschafts-
vereinbarungen (die gegebenenfalls im Umweltbereich tätige Organisationen umfassen), könnten zur
Förderung des integrierten Managements der Küste dienen.  Die Erfahrungen aus den 35 IKZM-
Demonstrationsprojekten lassen jedoch darauf schließen, daß die Verordnungen auch ausgedehnt
und/oder verbessert werden könnten durch:
 
½ die Bestimmung, daß die Unterstützung aus den Strukturfonds in Küstenregionen davon

abhängig gemacht wird, daß die Entwicklung eines IKZM-Plans zum Bestandteil des
Einheitlichen Programmplanungsdokuments wird;

½ die Entwicklung von Politiken und Fördermöglichkeiten für von ihrer Größe her angemessene
Infrastruktur (einschl. Verkehrsinfrastruktur), anstatt in allen Fällen eine große Infrastruktur
vorzuschreiben.

½ erweiterte Anforderungen in bezug auf Partizipation und Transparenz bei der Entwicklung des
Einheitlichen Programmplanungsdokuments;

½ Anforderungen in bezug auf die Abschätzung der Auswirkungen des Projekts auf alle
Betroffenen;

½ Eine Anforderung in bezug auf die Risiko- und Gefahrenabschätzung, insbesondere eine
Anforderung in bezug auf die Berücksichtigung der Vergänglichkeit der Küstenregion (durch
einen Anstieg des Meeresspiegels, natürliche Erosion, Bodensenkung oder anthropogene
Ursachen);

½ Aufnahme einer signifikanten IKZM-Priorität in künftige Initiativmaßnahmen der Gemeinschaft,
wobei allerdings gewährleistet werden muß, daß das Geld tatsächlich für das IKZM bestimmt
ist.

 
 Artikel 10 des Strukturfonds sieht Initiativmaßnahmen der Gemeinschaft vor.  Ungefähr die Hälfte der
Projekte im Demonstrationsprogramm erhält Finanzmittel aus dem TERRA-Programm in dieser
Haushaltslinie.  Das Programm INTERREG IIC und das vorgeschlagene Programm INTERREG III
enthalten ebenfalls ausdrückliche Hinweise auf das integrierte Küstenzonenmanagement.
 
 
 
 
 
 
 
 Die Kommissionsdienststellen erstellen Leitlinien für die Mitgliedstaaten dazu, wie den Anforderungen
in bezug auf die vorgeschaltete Umweltfolgenabschätzung, die Überwachung und die Bewertung der
Auswirkungen der Strukturfonds-Programme in der Praxis nachzukommen ist.  Die Mitgliedstaaten
sollten diese Leitlinien umsetzen und die genaue Rolle definieren, die Umweltschutzbehörden in
lokalen “Partnerschaften” und Überwachungsausschüssen übernehmen sollen.
 
 

 3LORWSURMHNWH�LP�6LQQH�YRQ�$UW�����GHV�()5(�VLQG�GLH�HLQ]LJH�0|JOLFKNHLW��GXUFK�GLH
.RPPXQDOEHK|UGHQ�GLUHNWH�)LQDQ]PLWWHO�DXV�GHQ�6WUXNWXUIRQGV�HUKDOWHQ�N|QQHQ��GLH�VRQVW
DXI�QDWLRQDOHU�(EHQH�YHUJHEHQ�ZHUGHQ���'HVKDOE�EHVWHKW�I�U�.RPPXQDOEHK|UGHQ�GLH
9HUVXFKXQJ��LKUH�9RUVFKOlJH�VR�KLQ]XELHJHQ��GD��VLH�GHQ�DXIJHI�KUWHQ�$QIRUGHUXQJHQ
HQWVSUHFKHQ��DXFK�ZHQQ�HV�VLFK�QLFKW�ZLUNOLFK�XP�HLQH�ORNDOH�3ULRULWlW�KDQGHOW�
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 5DXPSODQXQJ�
 
 Derzeit verfügt die Gemeinschaft über keine besonderen Zuständigkeiten in der Raumplanung.  Die
Kommission hat jedoch gemeinsam mit den Mitgliedstaaten an der Entwicklung des Europäischen
Raumentwicklungskonzepts (EUREK) gearbeitet.  Dieses Dokument versucht, eine Reihe von
Leitprinzipien und eine allgemeine Vision für das nachhaltige Management und die Entwicklung des
europäischen Territoriums auf der Grundlage eines integrierten Konzepts zu definieren.
 
 Der Entwurf für das Europäische Raumentwicklungskonzept (EUREK) in der Version des im Juni 1997
in Noordwijk gebilligten Entwurfs schlägt eine stärkere territoriale Differenzierung der EU-Politiken vor.
 

 
 
 Das IKZM ist ein dem Wesen nach räumliches Konzept, das der in dem Entwurf des EUREK
vertretenen Philosophie entspricht.  Das IKZM leistet somit einen direkten Beitrag zu den Zielen der
Raumplanung, indem es sich mit dem Management eines strategischen Teils des europäischen
Territoriums befaßt.  Es beweist auch die praktische Anwendbarkeit eines integrierten Konzepts, eines
Konzepts, das ohne weiteres an die Erfordernisse anderer Landschaften angepaßt werden könnte.
 
 Wird die Tatsache berücksichtigt, daß die Küstenregionen der EU in den nächsten Jahrzehnten den
Schwerpunkt der Bevölkerungskonzentration sowie der Expansion und Diversifizierung der Wirtschaft
bilden werden, ist es von entscheidender Bedeutung, daß die Küstenregionen im EUREK in
angemessener Weise behandelt werden.  Wird darüber hinaus die Komplexität der Küstengebiete
berücksichtigt, bilden sie einen guten Prüfstand für ein integriertes, territoriales Planungskonzept.
Wenn erreicht wird, daß das integrierte Konzept in den Küstengebieten funktioniert, wird seine
Anwendung voraussichtlich anderswo ebenfalls erfolgreich sein.
 
 
 7RXULVPXV�
 
 Obwohl der Tourismus eine der wichtigsten sozioökonomischen Triebkräfte in ganz Europa ist,
insbesondere in den Küstengebieten, und auch einer der Faktoren mit den stärksten Auswirkungen auf
die Umwelt (siehe Anhang I dieses Dokuments), gibt es derzeit noch keine spezifische
Rechtsgrundlage der EU für Tätigkeiten im Tourismus; die Tätigkeiten der Kommission in diesem
Bereich leiten sich aus dem allgemeinen Hinweis auf “Maßnahmen im Bereich des Fremdenverkehrs”
in Artikel 3u des Vertrags von Amsterdam her.
 
 Der Tourismus wird als Sektor betrachtet, der über das Potential verfügt, zu der nachhaltigen
Entwicklung in den Küstengebieten beizutragen, indem er a) Möglichkeiten für die Diversifizierung der
Wirtschaft in Regionen bietet, in denen sich die traditionellen Tätigkeiten im Niedergang befinden, und
b) zum guten Management von Gebieten beiträgt, in denen eine Unterlassung negative Konsequenzen
für die Umwelt haben könnte.  Insbesondere hat die GD XXIII der Kommission kürzlich eine Studie mit
dem Titel “Visitor Payback: encouraging tourists to give money voluntarily to conserve the places they
visit” abgeschlossen.
 
 Viele einzelne Gemeinschaftspolitiken und -instrumente wirken sich auf den Tourismus aus, darunter
die Politiken in den Bereichen Binnenmarktmaßnahmen, Strukturfonds, Unterstützung für KMU,
Verkehr, Beschäftigung, Aus- und Weiterbildung, Verbraucher, Umwelt, Kultur, Energie und Außen-
beziehungen. Um die Entwicklung des umweltverträglichen Tourismus in Küstenregionen zu fördern,
besteht die Notwendigkeit eines besseren Einsatzes bestehender Mechanismen, einschließlich
verbesserter dienststellenübergreifender Koordination innerhalb der Kommission; der Kooperation

 .RRUGLQDWLRQVSUREOHPH�
 'DV�3URMHNW�$WKHQ�VWHOOW�IHVW��GD��GLH�DXI�GHQ�(XURSlLVFKHQ�6WUXNWXUIRQGV�EHUXKHQGHQ
QDWLRQDOHQ�3ROLWLNHQ�QLFKW�LPPHU�LQ�%H]LHKXQJ�]X�5DXPSODQXQJVSROLWLNHQ�VWHKHQ�
,QVEHVRQGHUH�LQ�$WWLND��ZR�GLH�5HJLRQDOEHK|UGH��I�U�RSHUDWLRQHOOH�3URJUDPPH�]XVWlQGLJ�
QLFKW�I�U�GLH�3ODQXQJ�]XVWlQGLJ�LVW��ZHUGHQ�GLH�=LHOH�GHV�5HVVRUWV�5DXPSODQXQJ��QlPOLFK�GHU
6WUXNWXUSODQ�YRQ�$WKHQ��QLFKW�DOV�3ULRULWlWHQ�I�U�GLH�,QIUDVWUXNWXUILQDQ]LHUXQJ�DXIJHID�W���,P
*HJHQVDW]�GD]X�KDWWH�GDV�3URJUDPP�85%$1�SRVLWLYH�$XVZLUNXQJHQ�DXI�GLH�LQWHJULHUWH
3ODQXQJ�
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zwischen den Mitgliedstaaten durch den Beratungsausschuß Tourismus;  und erweiterter
Konsultationen mit Berufsorganisationen und –verbänden in der Tourismusindustrie.
 
 Die Arbeit der Kommission im Bereich des Tourismus basiert folglich auf Zielsetzungen, durch die die
Qualität und die Wettbewerbsfähigkeit im europäischen Tourismus verbessert werden sollen.  Das
Hauptproblem für die Förderung des IKZM besteht darin zu gewährleisten, daß das Konzept des
qualitativ hochwertigen Tourismus in den Küstengebieten die langfristigen Zielsetzungen der sozialen,
wirtschaftlichen, kulturellen und ökologischen Nachhaltigkeit umfaßt.
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 Diese Übersicht soll die Bedeutung derjenigen Probleme hervorheben, die oftmals eine IKZM-Initiative
auslösen oder dominieren, um sicherzustellen, daß sie innerhalb des Rahmens eines integrierten,
multisektoralen Konzepts für die Planung und das Küstenzonenmanagement angemessen
berücksichtigt werden.
 
 Die Tabelle am Ende dieses Anhangs führt auf, welche Probleme in bestimmten Demonstrations-
projekten besonders wichtig waren.
 
 3UREOHP��$OWHUQDWLYH�(QHUJLHQ
 
 Die Nutzung erneuerbarer Energien in den europäischen Küstengebieten wird unweigerlich in Gang
kommen:
• Erneuerbare Energien sind ideal für Inseln und abgelegene Gebiete ohne Anschluß an die

Hauptstromnetze.
• Europa insgesamt muß seine Nutzung erneuerbarer Energien verstärken, um die

Verpflichtungen von Kyoto zu erfüllen; die Küstengebiete sind gut geeignet für die Entwicklung
der beiden meistversprechenden Arten der erneuerbaren Energieträger – Wind- und
Wellenkraft.
 
 
 
 
 
 

• Erneuerbare Energien werden in zunehmendem Maße auch als Alternative für die Kernenergie
betrachtet.

 
 
 
 
 Neben der Deckung des lokalen Energiebedarfs kann die Erzeugung erneuerbarer Energien für
Küstengebiete eine alternative Quelle für Arbeitsplätze und Einkommen darstellen.  Es handelt sich um
einen innovativen Hightech-Sektor, der zur Wiederbelebung der Wirtschaft beitragen kann, ohne
Boden, Wasser, Luft oder natürliche Ökosysteme zu schädigen.
 
 
 
 
 
 Energietechnische Anlagen erfordern jedoch oftmals große Mengen Land und werden möglicherweise
als laut und als in ästhetischer Hinsicht unschön betrachtet. Es bestehen auch gewisse Bedenken in
bezug auf Infraschall und elektromagnetische Felder, insbesondere im Hinblick auf Vögel. Deshalb
werden sie möglicherweise von Anwohnern, der Tourismusindustrie und anderen Sektoren, die im
Wettbewerb um Raum stehen, bekämpft. Die Bodenpreise werden durch das Recht, Windräder zu
errichten, stark erhöht – und es gibt einen gewissen Konkurrenzkampf um solche Rechte.
 
 Standortfragen sind der Kern des Problems der erneuerbaren Energien.  Unabhängig davon, ob die
Energie ins Netz eingespeist werden soll, oder ob Strom zur lokalen Nutzung geliefert werden soll, die
Anlagen können nicht zu weit von ihrem Ziel entfernt liegen, was häufig bedeutet, daß sie ihren
Standort in direkter Nachbarschaft zu anderen Landnutzungsweisen haben.  In vielen Fällen kann ein
Offshore-Standort Konflikte mit anderen Betroffenen verringern.

 0LW�GHU�8QWHU]HLFKQXQJ�GHV�hEHUHLQNRPPHQV�YRQ�.\RWR�JLQJ�GLH�(8�GLH�9HUSIOLFKWXQJ�HLQ�
GLH�.RKOHQGLR[LGlTXLYDOHQWH�LP�=HLWUDXP������±������XP���3UR]HQW�JHJHQ�EHU�GHQ�:HUWHQ
YRQ������]X�VHQNHQ���:lKUHQG�GHU�UDWLRQHOOH�(QHUJLHHLQVDW]�]XP�(UUHLFKHQ�GLHVHU
=LHOVHW]XQJ�EHLWUDJHQ�NDQQ��PX��GHU�9HU]LFKW�DXI�IRVVLOH�%UHQQVWRIIH�7HLO�GHU�ODQJIULVWLJHQ
6WUDWHJLH�VHLQ�

 (V�ZLUG�HUZDUWHW��GD��GLH�EHOJLVFKH�5HJLHUXQJ�HLQ�*HVHW]�YHUDEVFKLHGHQ�ZLUG��GDV�DOV�7HLO
HLQHU�DOOJHPHLQHQ�6WUDWHJLH�]XU�9HUULQJHUXQJ�GHU�.HUQHQHUJLHQXW]XQJ�GHQ�%DX�YRQ
:LQGSDUNV��EHU�HLQH�6WUHFNH�YRQ�HLQHP�'XW]HQG�.LORPHWHU�GHU�IOlPLVFKHQ�.�VWH�JHQHKPLJW�

 'LH�.\NODGHQ�,QVHOQ�LP�bJlLVFKHQ�0HHU�VLQG�DQ�GHU�(QWZLFNOXQJ�YRQ�NOHLQHQ�:LQGNUDIWZHUNHQ
XQG�2IIVKRUH�:LQGSDUNV�LQWHUHVVLHUW��'LH�1XW]XQJ�GLHVHU�5HVVRXUFHQ�HUIRUGHUW�ZHLWHUH
JUXQGOHJHQGH�)	(�VRZLH�'HPRQVWUDWLRQVWlWLJNHLWHQ��'LHVH�$QODJHQ�N|QQWHQ�MHGRFK�GHQ
(UIRUGHUQLVVHQ�GHU�NOHLQHQ��XQG�RIWPDOV�LVROLHUWHQ��*HPHLQGHQ�DXI�GHQ�,QVHOQ�HQWVSUHFKHQ�
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 Technologische Fortschritte werden vermutlich ebenfalls zur Erhöhung der Akzeptanz der Wind- und
Wellenenergieerzeugung beitragen, wenn unauffälligere Anlagen mehr Energie werden erzeugen
können.  Geeignete F&E ist deshalb Bestandteil der Lösung.
 
 
 3UREOHP��$TXDNXOWXU
 
 Da der Aquakultursektor in Europa wächst, wird voraussichtlich auch das Konfliktpotential zwischen
der Aquakultur und anderen Nutzern der Küstengebiete zunehmen.
 
 $TXDNXOWXUSURGXNWLRQ�I�U�GLH�(8��(85����
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 :HUW� ����
�0LR��(&8�

 /DFKV�XQG�)RUHOOH  ������  �������  �������  ���
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 Die Aquakultur kann eine Diversifizierung der Wirtschaft, verbesserte Erwerbsmöglichkeiten und lokale
Einkommensentstehung bewirken sowie zu Mehrwert in bezug auf die Qualität führen.  Die Aquakultur
kann jedoch zu Problemen im Bereich von Abfallentsorgung und Ästhetik führen und negative
Auswirkungen auf die marine Küstenumwelt haben: Einige Tätigkeiten im Bereich der Aquakultur
können zur Nährstoffanreicherung und zu der Gefahr der Eutrophierung beitragen, es kann zur
Übertragung von Krankheiten auf natürliche Populationen kommen, die Einführung exotischer Arten
kann Konsequenzen für das Habitat haben, für wilde Bestände können durch aus Aquakulturen
entwichene Fische Probleme in bezug auf ökologische Konkurrenz und genetische Veränderungen
entstehen.  Leiter von Demonstrationsprojekten haben auch darauf hingewiesen, daß die großen
Lastkraftwagen, die für den Transport der Aquakulturerzeugnisse erforderlich sind, in vielen kleinen
Gemeinden umstritten sind, da sie Verkehrsstörungen und Umweltverschmutzung verursachen.

 'DV�GlQLVFKH�0LQLVWHULXP�I�U�8PZHOW�XQG�QDW�UOLFKH�5HVVRXUFHQ
KDW�GHQ�%DX�HLQHV�:LQGSDUNV�LQ�HLQHP�2IIVKRUH�*HELHW
YRUJHVFKODJHQ��GDV�GHU�.UHLV�6WRUVWU¡P�I�U�XQJHHLJQHW�KlOW
�)OXJURXWHQ�YRQ�=XJY|JHOQ��JHJHQ�EHUOLHJHQGH�1DWXUN�VWHQ�
JHELHWH��GLUHNW�DX�HUKDOE�HLQHV�EHVRQGHUHQ�6FKXW]JHELHWV�XVZ���
'HU�/DQGNUHLV�KDW�YRUJHVFKODJHQ��GD��GLH�:LQGSDUNV�LKUHQ
6WDQGRUW�LQ�ZHQLJHU�HPSILQGOLFKHQ�*HELHWHQ�ILQGHQ�VROOWHQ��GLH�DQ
HLQJHGHLFKWH�.�VWHQ�DQJUHQ]HQ��GHU�'LDORJ�PLW�GHP�0LQLVWHULXP
I�U�8PZHOW�XQG�QDW�UOLFKH�5HVVRXUFHQ�OlXIW�QRFK�

 ,Q�'lQHPDUN�LVW�GHU�%DX�YRQ
:LQGUlGHUQ�MHW]W�DXI�*HELHWH
EHVFKUlQNW��EHL�GHQHQ�HV�VLFK
QLFKW�XP�XQYHUIlOVFKWH�1DWXU�
JHELHWH�KDQGHOW��6WUD�HQQlKH
XVZ����LKU�$XIEDX�PX�
UHJHOPl�LJ�VHLQ��XP�YLVXHOOH
6W|UXQJHQ�]X�PLQLPLHUHQ�

 .HQW�XQG�1RUG�3DV�GH�&DODLV�KDEHQ�VLFK�]X�HLQHU�JUHQ]�EHUJUHLIHQGHQ�6WXGLH�]XU�%HZHUWXQJ�GHV
3RWHQWLDOV�GHU�2IIVKRUH�:LQGHQHUJLHHU]HXJXQJ�LQ�GHU�5HJLRQ�7UDQVPDQFKH
]XVDPPHQJHVFKORVVHQ�
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 In vielen Regionen der Union ist die Muschelzucht jedoch eine traditionelle Tätigkeit, und die für die
Zucht eingesetzten Flöße oder Masten werden als Teil der “natürlichen” Landschaft betrachtet.
Veränderungen des Gebiets durch Aquakulturbauten haben während der Bauphase nachteilige
Auswirkungen auf die Umwelt. Wenn die Arbeiten abgeschlossen sind, sind die Auswirkungen
möglicherweise viel geringer, als ursprünglich von laienhaften Betrachtern vermutet wurde, und sind
nicht notwendigerweise unattraktiv. Kritiker neuer Zuchtteiche werden es möglicherweise auch als
angenehm empfinden, durch eine Zuchtteichregion zu reisen, die vor ein oder zwei Jahrzehnten
angelegt wurde, mit ihrer umweltfreundlichen und gut an die Landschaft angepaßten Atmosphäre, mit
Baumreihen und mit durch grasbedeckte Dämme umgebenen Teichgruppen. Was nämlich während
der Bauphase als nicht wieder behebbarer Schaden an einer unberührten Landschaft angesehen wird,
wird durch die nächste Generation möglicherweise als ein perfektes Beispiel für die intelligente und gut
an die Landschaft angepaßte Gliederungswirkung einer traditionellen Kultur betrachtet werden.  So gibt
es sowohl positive als auch negative Wechselwirkungen zwischen Aquakultur, Tourismusindustrie und
Naturschutz. Insbesondere kann die Aquakultur ein "Bild" bieten, das eine bestimmte Art von
Tourismus anzieht und umweltverträglicher ist, als viele alternative Entwicklungsoptionen.
 
 Der Kern des Problems ist die Wahl des Standorts für die Entwicklung der Aquakultur, sowie die
Größenordnung und die Standards der Betreiber.
 
 
 
 
 Die Ausdehnung der Aquakultur erfolgt gleichzeitig mit der zunehmenden Nachfrage der Gesellschaft
nach Umweltschutz. Diese umfaßt in beachtenswerter Weise den Wunsch, den Raubbau an und die
Inbesitznahme von Küstenregionen und Meeresboden zu verhindern, insbesondere in Gezeitenzonen.
Infolgedessen sind viele Standorte, die in Küstenmarschen und Wattenmeeren als potentielle Gebiete
für die Entwicklung der Aquakultur, insbesondere für extensive oder semi-intensive Systeme,
identifiziert worden waren, jetzt wegen der Verabschiedung von Gesetzen und Verordnungen, die jede
Form der Veränderung der betroffenen Lebensräume untersagen, nicht mehr zugänglich.
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 .RQIOLNWH�]ZLVFKHQ�GHU�$TXDNXOWXU�XQG�DQGHUHQ�%RGHQQXW]XQJVZHLVHQ�VLQG�GDV�+DXSWSUREOHP
LQ�%DQWU\�%D\���0XVFKHOOHLQHQ�ZHUGHQ�DOV�Kl�OLFK�EHWUDFKWHW��EORFNLHUHQ�GDV�)DKUZDVVHU�XQG
ZXUGHQ�LQ�*HELHWHQ�DXVJHEUDFKW��GLH�GLUHNW�GXUFK�GLH�.�VWHQILVFKHUHL�RGHU�GXUFK�DQHUNDQQWH
)LVFKDXIZXFKVJHELHWH�JHQXW]W�ZHUGHQ���(V�EHVWHKW�GLH�6RUJH��GD��0XVFKHOQ�P|JOLFKHUZHLVH�PLW
DQGHUHQ�6FKDOHQWLHUHQ�XP�1DKUXQJ�NRQNXUULHUHQ���8QUDW�KDW�]XU�9HUXQUHLQLJXQJ�YRQ�1HW]HQ��]X
5RKUYHUVWRSIXQJHQ�DP�8PVFKODJSODW]�YRQ�:KLGG\�,VODQG�JHI�KUW��XQG�GLH�9HUVFKDQGHOXQJ�GHU
6WUlQGH�VRZLH�GLH�PLW�GHU�$TXDNXOWXU�YHUEXQGHQH�1XW]XQJ�RGHU�/DJHUXQJ�GHU�$XVU�VWXQJ�DQ
/DQG�ZLUG�HEHQIDOOV�DOV�XQDQJHQHKP�XQG�XQDQVHKQOLFK�EHWUDFKWHW�

 'DV�QRUZHJLVFKH�3URMHNW�]XU�(QWZLFNOXQJ�ORNDOHU�0DQDJHPHQWSOlQH�HQWODQJ�GHQ
.�VWHQ�VWDQG�YRU�GHP�3UREOHP��GD��GLH�$TXDNXOWXU�PLW�GHP�1DWXUVFKXW]�LQ�.RQIOLNW
JHULHW��'DV�3UREOHP�ZLUG�GXUFK�GLH�$QZHQGXQJ�IUHLZLOOLJHU�9HUKDOWHQVUHJHOQ�JHO|VW�



84

 Konflikte im Zusammenhang mit der Aquakultur sind oftmals schwer zu lösen, wenn der Sektor durch
Marinebehörden verwaltet und geregelt wird, ohne angemessene Interaktionen mit landgestützten
Sektoren und Verwaltungen.  Entscheidungen im Bereich der Standortfrage für die Aquakultur
erfordern die Berücksichtigung einer Vielzahl von Fragen und sollten alle relevanten Betroffenen
einbeziehen und Mechanismen für die Konsultation der Öffentlichkeit umfassen.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 In Ländern, die über wenige geschützte Standorte verfügen, wurden Offshore- und Unterwasser-
Fischgehege erprobt.  Diese haben sich jedoch als schwierig zu handhaben und als in der
Handhabung teurer als konventionelle Systeme erwiesen.
 
 
 

 'LH�$TXDNXOWXU�LQ�,UODQG�XQWHUVWHKW�HLQHP�0LQLVWHULXP�GHU�=HQWUDOUHJLHUXQJ��GHP�'HSDUWPHQW�RI�WKH
0DULQH���%LV������NRQQWHQ�$TXDNXOWXUOL]HQ]HQ�I�U�GLH�=XFKW�YRQ�)LVFKHQ�RGHU�6FKDOHQWLHUHQ�QXU�LQ
*HELHWHQ�HUWHLOW�ZHUGHQ��GLH�LP�5DKPHQ�GHV�)LVKHULHV�$FW������]X�GLHVHP�=ZHFN�DXVJHZLHVHQ
ZXUGHQ���'LHVHV�9HUIDKUHQ�VROOWH�HLQ�NRPSOH[HUHV�6\VWHP�YRQ�/L]HQ]HQ�I�U�)LVFK]XFKW��$XVWHUQ�
ElQNH�XQG�$XVWHUQILVFKHUHLYHURUGQXQJHQ�JHPl��GHP�)LVKHULHV��&RQVROLGDWLRQ��$FW������HUVHW]HQ�
REZRKO�GLHVHV�*HVHW]�HEHQIDOOV�5HFKWVNUDIW�EHKLHOW���)HUQHU�KDWWH�GDV�'HSDUWPHQW�RI�WKH�0DULQH
JHPl��GHP�)RUHVKRUH�$FW������GLH�%HIXJQLV��/L]HQ]HQ�I�U�$TXDNXOWXUDQODJHQ�RGHU�±VWUXNWXUHQ�LP
.�VWHQYRUODQG�XQG�DXI�GHP�0HHUHVERGHQ�]X�HUWHLOHQ��'LHVH�%HIXJQLVVH��EHUVFKQLWWHQ�VLFK�MHGRFK
PLW�GHQ�3ODQXQJVEHIXJQLVVHQ�YRQ�.RPPXQDOEHK|UGHQ���2EZRKO�GLH�3ODQXQJV]XVWlQGLJNHLW�LQ�,UODQG
QRUPDOHUZHLVH�QLFKW��EHU�GLH�PLWWOHUH�+RFKZDVVHUPDUNH�KLQDXVUHLFKW��LVW�%DQWU\�%D\�XQJHZ|KQOLFK�
ZHLO�VHLQH�*HZlVVHU�GXUFK�GDV�/RFDO�*RYHUQPHQW��5HRUJDQL]DWLRQ��$FW������LQ�GHQ
9HUZDOWXQJVEH]LUN�&RUN�HLQJHJOLHGHUW�ZXUGHQ���'DGXUFK�VROOWH�GHU�&RUN�&RXQW\�&RXQFLO�GLH
.RQWUROOH��EHU�GLH�*HZlVVHU�XP�GHQ�gOXPVFKODJSODW]�:KLGG\�,VODQG�HUKDOWHQ��LQ�5HDNWLRQ�DXI�GLH
GRUWLJH�.DWDVWURSKH�LP�-DKU��������'LH�.RH[LVWHQ]�NRPSOL]LHUWHU�JHVHW]OLFKHU�%HIXJQLVVH�I�KUWH
MHGRFK�]X�9HUZLUUXQJ��EHU�GLH�9HUWHLOXQJ�GHU�9HUDQWZRUWXQJ�]ZLVFKHQ�GHU�=HQWUDO��XQG�GHU
.RPPXQDOUHJLHUXQJ��ZRGXUFK�XQJHKLQGHUW�LOOHJDOH�$TXDNXOWXU�HUIROJHQ�NRQQWH���'LHVHV�3UREOHP�WUDW
LP�3LORWSURMHNW�%DQWU\�%D\�]XWDJH��ZR�8PZHOWSUREOHPH�DXIJUXQG�YRQ�XQJHKHPPWHQ
$TXDNXOWXUHQWZLFNOXQJHQ�YRUOLHJHQ���2EZRKO�HV�VHLW�YLHOHQ�-DKUHQ�*HVHW]H�]XU�5HJHOXQJ�GHU
$TXDNXOWXU�JLEW��ZXUGHQ�VLH�DXIJUXQG�YRQ�8QVLFKHUKHLWHQ�LQ�EH]XJ�DXI�GLH�=XVWlQGLJNHLW��GLH�GXUFK
VLFK��EHUVFKQHLGHQGH�VHNWRUDOH�*HVHW]H�YHUXUVDFKW�ZLUG��QLFKW�DQJHPHVVHQ�GXUFKJHVHW]W�
 
 1HXH�*HVHW]H�]XU�5HJHOXQJ�GHU�$TXDNXOWXU�LQ�,UODQG�ZXUGHQ�LP�-DKU������HUODVVHQ��GLHVH�I�KUHQ
HLQ�QHXHV�6\VWHP�GHU�/L]HQ]HUWHLOXQJ�I�U�GLH�$TXDNXOWXU�GXUFK�GDV�'HSDUWPHQW�RI�WKH�0DULQH�HLQ�
/L]HQ]DQWUlJH�VLQG�QLFKW�PHKU�DXI�DXVJHZLHVHQH�*HELHWH�EHVFKUlQNW��VRQGHUQ�N|QQHQ�I�U�EHOLHELJH
*HZlVVHU�JHVWHOOW�ZHUGHQ���2EZRKO�GDV�5LVLNR�EHVWHKW��GD��GLHV�]X�HLQHU��EHUPl�LJHQ�(QWZLFNOXQJ
GHU�$TXDNXOWXU�I�KUW��VROOWH�HV�DXFK�YRQ�XQOL]HQVLHUWHQ�7lWLJNHLWHQ�DEKDOWHQ���'LH�*HVHW]H�VHKHQ
.RQVXOWDWLYYHUIDKUHQ�YRU��XQG�GDV�'HSDUWPHQW�RI�WKH�0DULQH�LVW�JHVHW]OLFK�YHUSIOLFKWHW��HLQH�9LHO]DKO
YRQ�)DNWRUHQ�]X�EHU�FNVLFKWLJHQ��GDUXQWHU�(QWZLFNOXQJVSOlQH�VRZLH�$XVZLUNXQJHQ�DXI�8PZHOW�XQG
:LUWVFKDIW���'XUFKVHW]XQJV��XQG�6WUDIEHVWLPPXQJHQ�ZHUGHQ�YHUVWlUNW��XQG�HV�JLEW�QHXH�%HIXJQLVVH
]XU�%HVHLWLJXQJ�QLFKW�JHQHKPLJWHU�$TXDNXOWXUVWUXNWXUHQ���)HUQHU�ZLUG�HLQH�XQDEKlQJLJH�6WHOOH
JHVFKDIIHQ��GDV�$TXDFXOWXUH�/LFHQVHV�$SSHDOV�%RDUG��LQ�GHU�HLQH�EUHLWH�3DOHWWH�YRQ�,QWHUHVVHQ
YHUWUHWHQ�VHLQ�VROO�XQG�GHUHQ�$XIJDEH�GLH�(QWVFKHLGXQJ��EHU�(LQVSU�FKH�JHJHQ�GLH
(QWVFKHLGXQJHQ�GHV�'HSDUWPHQW�LVW���(LQVSU�FKH�N|QQHQ�YRQ�MHGHU�JHVFKlGLJWHQ�3HUVRQ�HLQJHOHJW
ZHUGHQ��DXFK�YRQ�'ULWWHQ��XQG�I�U�GLH�(QWVFKHLGXQJ��EHU�GLHVH�(LQVSU�FKH�JLEW�HV�JHVHW]OLFK
YRUJHVFKULHEHQH�=HLWPD�VWlEH��GLH�GHP�0XVWHU�GHU�YHUHLQIDFKWHQ�9HUIDKUHQ�I�U�(LQVSU�FKH�JHJHQ
3ODQXQJVHQWVFKHLGXQJHQ�HQWVSUHFKHQ��
 
 'DV�QHXH�6\VWHP�GHU�/L]HQ]HUWHLOXQJ�I�U�GLH�$TXDNXOWXU�HUVHW]W�QLFKW�GLH�3ODQXQJVDXIVLFKW�GHU
.RPPXQDOEHK|UGHQ��VRQGHUQ�VROO�LQ�9HUELQGXQJ�PLW�GLHVHQ�RSHULHUHQ�XQG�HLQHP�lKQOLFKHQ
=HLWPD�VWDE�IROJHQ���1DFK�HLQHU�(QWVFKHLGXQJ�GHU�VWDDWOLFKHQ�3ODQXQJVEHK|UGH��$Q�%RDUG
3OHDQDOD��LP�-DKU������LVW�MHW]W�NODU��GD��GDV�9HUPXUHQ�YRQ�0XVFKHOIO|�HQ�LQ�%DQWU\�%D\�HLQH
(UVFKOLH�XQJVWlWLJNHLW�LVW��I�U�GLH�HLQH�3ODQXQJVJHQHKPLJXQJ�YRQ�GHU�.RPPXQDOEHK|UGH
HUIRUGHUOLFK�LVW���$XFK�HLQH�/L]HQ]�I�U�GDV�.�VWHQYRUODQG��IRUHVKRUH�OLFHQVH��YRP�'HSDUWPHQW�RI�WKH
0DULQH�JHPl��GHP�)RUHVKRUH�$FW������ZLUG�I�U�$TXDNXOWXUDQODJHQ�ZHLWHUKLQ�HUIRUGHUOLFK�VHLQ��DEHU
GLH�QHXHQ�)LVFKHUHLJHVHW]H�NOlUHQ�GLH�%H]LHKXQJ�]ZLVFKHQ�GHQ�EHLGHQ�6\VWHPHQ��LQGHP�VLH�EHL
GHU�%HDUEHLWXQJ�GHV�$QWUDJV�DXI�GLH�/L]HQ]�I�U�GDV�.�VWHQYRUODQG�GLH�%HU�FNVLFKWLJXQJ�GHU
(QWVFKHLGXQJ��EHU�GLH�$TXDNXOWXUOL]HQ]�YRUVFKUHLEHQ�

 

 )U�K]HLWLJH�9HUVXFKH��DXI�GHQ�ILQQLVFKHQ�,QVHOQ�2IIVKRUH�$TXDNXOWXUWHFKQLNHQ�HLQ]XI�KUHQ�
HUZLHVHQ�VLFK�DXIJUXQG�GHU�KRKHQ�.RVWHQ��LQ�HLQHU�3HULRGH�QLHGULJHU�0DUNWSUHLVH��DOV�HUIROJORV�
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 Wenn es eine gesellschaftliche Entscheidung gibt, die Gehege in den Offshore-Bereich zu verlegen,
kann es relevant sein, wirtschaftliche Instrumente zur Subventionierung der hohen Kosten zu finden.
 
 Wissenschaftliche und technologische Entwicklung tragen dazu bei, die Aquakultur sicherer und
akzeptabler zu machen, insbesondere durch die Entwicklung von:
 

• Systemen zur Überwachung von Krankheiten, umweltgerechten Methoden für die
Behandlung von Krankheiten und Parasiten sowie Technologien zur Verhinderung der
Ausbreitung von Krankheiten außerhalb und innerhalb von Aquakultur- und Offshore-
Aquakulturanlagen.

• integrierten Bewirtschaftungssystemen, die das Recycling der Abfälle anderer
Ressourcennutzer ermöglichen, während Abwassergütekriterien für diese Abfälle und
Methoden für die Einhaltung dieser Kriterien festgelegt werden.

• wesentlichen Leistungsverbesserungen der Bewirtschaftungssysteme für die
Wasserrückleitung, wozu die Optimierung der Wasseraufbereitung, die Erhöhung der
Filtereffizienz sowie professionelles Management der Zuchtbetriebe gehören.

• kostengünstigen und zuverlässigen mathematischen Modellen zur Vorhersage der
Konsequenzen verschiedener Auswirkungen auf unterschiedliche aquatische Systeme,
darunter große Küstengebiete und ozeanographische Gebiete.

• Strategien zur Ermöglichung der Zucht eingeführter Arten in sicherer und
umweltverträglicher Weise, durch kontrollierte Einfuhren und vereinbarte Verhaltensregeln,
unter Beteiligung offizieller Quarantänelabors, sowie durch Strukturen und Verfahren zur
Verringerung oder Vermeidung des Entweichens von Zuchtfischen.

• Fernkontrolle und –überwachung von Offshore- und Unterwasser-Fischgehegen.
 
 Es besteht die Notwendigkeit eines verbesserten Dialoges zwischen Wissenschaftlern und
Produzenten im Bereich der Aquakultur, um diese Themenliste weiter auszuarbeiten und um zu
gewährleisten, daß akademische Arbeiten direkt auf reale Situationen anwendbar sind.
 
 
 3UREOHP��1XW]XQJ�GHU�.�VWH�]X�7RXULVPXV��XQG�(UKROXQJV]ZHFNHQ
 
 Der Tourismus ist in vielen Küstenregionen einer der am schnellsten wachsenden und wirtschaftlich
rentabelsten Sektoren. Die traditionellen Attraktionen sind “Sonne und Sand”, wobei auch der
Wassersport (Bootfahren, Wasserskifahren, Tauchen …) zunimmt. Der Tourismussektor bietet
Arbeitsplätze und Einkommen nicht nur für Hotels, Restaurants und Reiseveranstalter, sondern auch
für ihre vielen Zulieferer und Zubehörindustrien.  Die Verfügbarkeit von Erholungs- und Freizeit-
möglichkeiten ist auch eine wichtige Komponente einer hohen Lebensqualität.
 
 
 
 
 
 Der Tourismus ist jedoch oftmals sehr ressourcenintensiv, verbraucht große Mengen an Wasser und
fossilen Brennstoffen und erzeugt viele Verkehrsstörungen, viel Abfall und Verschmutzung. Der
Tourismus steht häufig mit anderen Tätigkeiten im Konflikt um den Zugang zu Land und anderen
Ressourcen.  Er kann auch in sozialer Hinsicht brisant sein, da die vorübergehenden Bewohner das
soziale Gefüge zerstören und Ortsansässige durch gestiegene Grundstückspreise verdrängt werden.
 
 
 
 
 
 
 
 
 Der Tourismus ist auch ein riskantes Geschäft, das von wechselnden Modeerscheinungen abhängig
ist und durch extreme Saisonalität geprägt wird.  (Die Saisonalität ist sowohl ein wirtschaftliches als
auch ein ökologisches Problem, da die in bezug auf die Unterbringung, den Verkehr und die
Kanalisation für die Hochsaison erforderliche Infrastruktur für einen großen Teil des Jahres unrentabel
bleibt – aber dennoch in ökologischer und ökonomischer Hinsicht Kosten verursacht.)  Der Tourismus

$XI�GHQ�.\NODGHQ�EHVWHKHQ�.RQIOLNWH�]ZLVFKHQ�GHP�7RXULVPXV�XQG�GHQ�*UXQGVWRII�
JHZLQQXQJVLQGXVWULHQ��GHU�7RXULVPXV�KDW�DXFK�]X�HLQHP�5�FNJDQJ�GHU�WUDGLWLRQHOOHQ�
DUEHLWVLQWHQVLYHQ�ODQGZLUWVFKDIWOLFKHQ�7HFKQLNHQ�JHI�KUW��ZDV�ZLHGHUXP�3UREOHPH�LQ�EH]XJ�DXI
6��ZDVVHUDQUHLFKHUXQJ�XQG�%RGHQHURVLRQ�QDFK�VLFK�]LHKW�

 ,Q�/D�*LURQGH�ZHUGHQ�%RRWH�I�U�GLH�6SRUWILVFKHUHL�KlXILJ�PLW�7%7�EHKDQGHOW��ZDV�QHJDWLYH
$XVZLUNXQJHQ�DXI�GLH�$TXDNXOWXU�KDW�

 ,P�/DQGNUHLV�6WRUVWU¡P�ZLUG�GHU�7RXULVPXV��LQVEHVRQGHUH�LQ�GHU�1HEHQVDLVRQ��DOV�HLQHV�GHU
6FKO�VVHOHOHPHQWH�I�U�GHQ�N�QIWLJHQ�:RKOVWDQG�GHU�5HJLRQ�EHWUDFKWHW��GDV�]XP�$XVJOHLFK
GHV�%HVFKlIWLJXQJVU�FNJDQJV�LQ�)LVFKHUHL��/DQGZLUWVFKDIW��,QGXVWULH�XQG�±�LQ�JHZLVVHP
0D�H�±�6FKLIIDKUW�EHLWUlJW�
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wird auch durch sektorinterne Konflikte geplagt, da Schwimmer mit Jet-Skifahrern aneinandergeraten
und Vogelbeobachter mit anderen Besuchern, die die Vögel vertreiben, in Konflikt geraten.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Im Kontext der Nachhaltigkeit besteht das Ziel darin, die touristische Entwicklung auf die Belastbarkeit
der Region zu beschränken und Tourismusmodelle zu fördern, deren Auswirkungen auf die
Gesellschaft und die Umwelt ein akzeptables Maß nicht übersteigen, dabei aber den wirtschaftlichen
Ertrag durch die Auslastung der Infrastruktur zu maximieren (durch Förderung der ganzjährigen
Nutzung).  Welches Maß akzeptabel ist, kann nur durch breitangelegte Konsultation mit lokalen
Betroffenen ermittelt werden.
 
 Die Förderung alternativer Formen des Tourismus, die auf den lokalen Eigenschaften aufbauen, ist
eine Lösung: Kleine Fischereien und ihre Gemeinden beispielsweise, können möglicherweise den
Kulturtourismus anziehen und so soziale, wirtschaftliche und ökologische Zielsetzungen kombinieren.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Eines der Hauptprobleme für das Management des Tourismus im Kontext einer IKZM-Initiative liegt
darin, daß in den meisten Gebieten niemand den Tourismus tatsächlich plant; zumindest
berücksichtigt niemand die räumlichen Konsequenzen.  Wenn die Kommunalbehörden am
Management des Tourismus beteiligt sind, geschieht dies im allgemeinen nur in bezug auf die
Urbanisierung und die Raumplanung, oder möglicherweise in bezug auf die Tourismusförderung.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Die Bewertung und Analyse der Rolle des Tourismus für die Erreichung lokaler Zielsetzungen ist in
diesem Prozeß von grundlegender Bedeutung.  Es muß erkannt werden, wer die Entwicklung des
Tourismus vorantreibt und wer von ihr profitiert.  Umfassende Folgenabschätzungen, aufbauend auf
den Konzepten für die Umweltverträglichkeitsprüfung und die strategische
Umweltverträglichkeitsprüfung, können zweckdienliche Instrumente sein.
 
 

 6WU\PRQLNRV�HUZDUWHW�LQ
GHQ�QlFKVWHQ�I�QI�ELV�]HKQ
-DKUHQ�HLQHQ�VWDUNHQ
=XVWURP�YRQ�7RXULVWHQ�DXV
RVWHXURSlLVFKHQ�/lQGHUQ�

 ,P�*HJHQVDW]�GD]X�VLQG�GLH�7RXULVWHQ]DKOHQ�LP�GHXWVFKHQ�7HLO�GHU
:DWWHQPHHUUHJLRQ�JHVXQNHQ��YRU�DOOHP�DXIJUXQG�GHU�ZLUWVFKDIWOLFKHQ
6FKZLHULJNHLWHQ�LQ�'HXWVFKODQG�LQVJHVDPW��'D�GLH�:DWWHQ�
PHHUUHJLRQ�VHKU�VWDUN�DXI�GHXWVFKH�7RXULVWHQ�DOV�+DXSWNXQGHQ
JHEDXW�KDW��LVW�VLH�VHKU�DQIlOOLJ�JHJHQ�EHU�bQGHUXQJHQ�EHL�GLHVHP
VSH]LHOOHQ�.XQGHQNUHLV�

 ,Q�6WU\PRQLNRV�YHU]HLFKQHW�GLH�%HY|ONHUXQJ�HLQHQ�=XZDFKV�YRQ�������
0HQVFKHQ�LP�:LQWHU�DXI�PHKU�DOV���������LP�6RPPHU�

 ,P�V�GOLFKHQ�'lQHPDUN�ZLUG�HLQ�DNWLYHV�.RQ]HSW�YHUIROJW��LQGHP�GHU�³JU�QH�7RXULVPXV´�
HLQVFKOLH�OLFK�GHU�)LVFKHUHL��EHZRUEHQ�ZLUG���,Q�lKQOLFKHU�:HLVH�QLPPW�GDV�:DWWHQPHHUSURMHNW�GLH
)|UGHUXQJ�GHV�XPZHOWIUHXQGOLFKHQ�7RXULVPXV�LQ�$QJULII��XP�$UEHLWVSOlW]H�XQG�ORNDOH
(UZHUEVP|JOLFKNHLWHQ�]X�VFKDIIHQ��6ROFKH�HUIROJUHLFKHQ�SRVLWLYHQ�$NWLRQHQ�VLQG�HLQ�ZLFKWLJHU
%HVWDQGWHLO�GHU�bQGHUXQJ�GHU�3HUVSHNWLYHQ�GHU�*HPHLQGHQ�

 'HU�(QWZXUI�HLQHU�.�VWHQVWUDWHJLH�I�U�'RUVHW�HPSILHKOW��GLH�OlQGOLFKH�.�VWH�DOV�LQWHJUDOHQ
%HVWDQGWHLO�GHU�7RXULVPXVZLUWVFKDIW�DQ]XHUNHQQHQ���)RUXP�0LWJOLHGHU�VFKOLH�HQ�VLFK�GHU]HLW
]XVDPPHQ��XP�HLQH�QHXH�$X�HQVWHOOH�GHV�$PWHV�I�U�XPZHOWYHUWUlJOLFKHQ�7RXULVPXV�]X�JU�QGHQ�

 (LQ�1HW]�YRQ�)X�ZHJHQ��GDV�HQWODQJ�GHU�.�VWH�YRQ�,SLUXV�DQJHOHJW�ZLUG��XP�6WlWWHQ��GLH�DOV�1DWXU��
.XOWXU��RGHU�/DQGVFKDIWVHUEH�YRQ�%HGHXWXQJ�VLQG��PLWHLQDQGHU�]X�YHUELQGHQ��VROO�GLH�,QIUDVWUXNWXU
I�U�GLH�(QWZLFNOXQJ�DOWHUQDWLYHU�)RUPHQ�GHV�7RXULVPXV�YHUEHVVHUQ���'XUFK�GLHVH�,QLWLDWLYH�ZlFKVW
GDV�,QWHUHVVH�GHU�*HPHLQGH��DOWHUQDWLYH�7RXULVWHQDNWLYLWlWHQ�DQ]XELHWHQ��GD�GDV�GHU]HLWLJH
WUDGLWLRQHOOH�7RXULVPXVPRGHOO�NHLQH�EHVRQGHUV�KRKHQ�(LQQDKPHQ�I�U�GLH�*HPHLQGH�EHGHXWHW�
ZREHL�GLH�JU|�WHQ�3UREOHPH�GLH�6DLVRQDOLWlW�XQG�GLH�NXU]H�$XIHQWKDOWVGDXHU�VLQG�

 $XI�GHU�,VOH�RI�:LJKW��ZR�GLH�ORNDOH�:LUWVFKDIW�VHKU�VWDUN�YRP�7RXULVPXV�DEKlQJLJ�LVW��ZXUGH�GLH
1RWZHQGLJNHLW�GHU�)|UGHUXQJ�GHV�XPZHOWYHUWUlJOLFKHQ�7RXULVPXV�HUNDQQW���(LQH�*UXSSH�I�U
XPZHOWYHUWUlJOLFKHQ�7RXULVPXV�YHUVRUJW�GLH�ORNDOH�$JHQGD����6WUDWHJLH�PLW�,QIRUPDWLRQHQ�

 .HQW�LVW�GXUFK�GHQ�5�FNJDQJ�GHV�WUDGLWLRQHOOHQ�HQJOLVFKHQ�³(LPHU�XQG�6FKDXIHO´�8UODXEV�EHWURIIHQ�
GHU�IU�KHU�MHGHQ�6RPPHU�+XQGHUWWDXVHQGH�YRQ�/RQGRQHUQ�QDFK�.HQW�EUDFKWH���'LH�6WlGWH�.HQWV
N|QQHQ�PLW�DQVSUXFKVYROOHUHQ�)HULHQJHELHWHQ�RGHU�PLW�GHP�8UODXE�LP�$XVODQG�QLFKW�PLWKDOWHQ�XQG
YHUVXFKHQ��DOV�.RQIHUHQ]]HQWUHQ�XQG�DOV�=LHOH�I�U�³.XU]WULSV´�I�U�VLFK�]X�ZHUEHQ�
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 3UREOHP���gIIHQWOLFKH�*HVXQGKHLW
 
 Obwohl sie in der Debatte zwischen ökologischen und ökonomischen Zielsetzungen oftmals vergessen
wird, sollte die Gewährleistung der öffentlichen Gesundheit ebenfalls eine Schlüsselfrage in einer
IKZM-Initiative sein.  Sowohl das Wasser als auch die Strände sind Bereiche, in denen vernünftiges
Management zur Verhinderung von Problemen in bezug auf die öffentliche Gesundheit beitragen kann.
Unkontrollierte Versenkung von Abfällen, einschließlich von Krankenhausabfällen, hat in vielen Teilen
der Welt Besorgnis ausgelöst.
 
 Dieses Problem ist nicht nur für sich allein genommen von Bedeutung, es kann auch dazu beitragen,
die Begeisterung der Öffentlichkeit für das IKZM zu steigern.
 
 
 3UREOHP��9HUNHKUVWHFKQLVFKH�(UVFKOLH�XQJ
 
 Die verkehrstechnische Erschließung ist ein zentrales Problem in einer großen Zahl der Pilotprojekte.
Dichte Verkehrsnetze in Küstengebieten spielen eine ausschlaggebende, facettenreiche Rolle,
insbesondere auf Inseln und in abgelegenen Festlandsgebieten, deren verkehrstechnische
Erschließung ein Problem von strategischer Bedeutung ist:
 

• Die Verkehrsinfrastruktur ist der Hauptangelpunkt für viele andere Standortentscheidungen in
bezug auf Waren, Dienstleistungen, Industrien und Wohnraum.

• Angemessene Erschließung ist auch der Schlüssel für den Umgang mit Randlagen, für die
Bindung der Ortsansässigen an die Region, für die Bereitstellung von Handelsverbindungen,
für die Beförderung von Besuchern und für die Erschließung von Gebieten.
Überdimensionierte Erreichbarkeit kann jedoch Probleme in bezug auf die
Überbeanspruchung der natürlichen oder sozialen Belastbarkeit der Region mit sich bringen.

• In Gebieten, die Naturgefahren ausgesetzt sind (beispielsweise Neapel), ist das
Verkehrsnetz von zentraler Bedeutung dafür, die Sicherheit der Bevölkerung zu
gewährleisten, falls eine Evakuierung erforderlich wird.

• Verkehrsunfälle, insbesondere Unfälle auf See, an denen Schiffe beteiligt sind, die Öl oder
Gefahrgut geladen haben, stellen beträchtliche Gefahren für Naturparks oder Meeresschutz-
gebiete dar. Langfristige Verschmutzung oder die Einführung exotischer Arten sind ebenfalls
von Belang.

• Der lokale Verkehr spielt eine wichtige Rolle für die Regionalentwicklung, und zwar sowohl
für die wirtschaftliche Entwicklung als auch für die Entwicklung eines Identitätsgefühl.

• Die Verkehrssektoren selbst, insbesondere der Schiffsverkehr, können eine wichtige Quelle
für Arbeitsplätze und Einkommen sein.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 ,Q�GHQ�OHW]WHQ�-DKU]HKQWHQ�ZDU�GLH�EHVFKUlQNWH�(UUHLFKEDUNHLW�DEJHOHJHQHU�.�VWHQUHJLRQHQ
XQG�NOHLQHU�,QVHOQ�HLQ�ZLFKWLJHU�)DNWRU�I�U�GHQ�5�FNJDQJ�GHU�=DKO�GHU�JDQ]MlKULJHQ�%HZRKQHU
LQ�5HJLRQHQ�ZLH�GHQ�,QVHOJUXSSHQ�)LQQODQGV��'lQHPDUNV�XQG�*ULHFKHQODQGV��=XP�$EEDX
LKUHU�,VRODWLRQ�ZLUG�P|JOLFKHUZHLVH�GLH�8QWHUVW�W]XQJ�GHU�$X�HQZHOW�HUIRUGHUOLFK�VHLQ�

 'XUFK�9HUlQGHUXQJHQ�GHU�9HUNHKUVLQIUDVWUXNWXU�YHUXUVDFKWH�,VRODWLRQ�LVW�HLQ�3UREOHP�LQ
9DOHQFLD��GDV�GXUFK�GDV�QHXH�6WUD�HQV\VWHP�HIIHNWLY�XPJDQJHQ�ZLUG�

 ,Q�1HDSHO�LVW�GHU�JHVDPWH�*ROI�HLQ�XUEDQHV�=HQWUXP��LQ�GHP�DOOH�7lWLJNHLWHQ�XQG�3UREOHPH��GLH
LQ�.�VWHQJHELHWHQ�DXIWUHWHQ�N|QQHQ��NRQ]HQWULHUW�VLQG��9HUNHKUVVW|UXQJHQ��LQGXVWULHOOHU
1LHGHUJDQJ��LQWHQVLYHU�7RXULVPXV��9HUVFKPXW]XQJ��9HUQDFKOlVVLJXQJ�XQG
=XVWDQGVYHUVFKOHFKWHUXQJ�GHV�1DWXU��XQG�.XOWXUHUEHV��$UEHLWVSODW]SRWHQWLDO�XQG�:RKOVWDQG�
'LH�5DWLRQDOLVLHUXQJ�GHV�9HUNHKUVQHW]HV�ZLUG�DOV�6FKO�VVHOHOHPHQW�I�U�GLH�8PVWUXNWXULHUXQJ
XQG�%HOHEXQJ�GLHVHU�5HJLRQ�EHWUDFKWHW��ZDV�DXFK�I�U�GDV�3URMHNW�3DOHUPR�JLOW�

 :LFKWLJH�(QWZLFNOXQJHQ�GHU�9HUNHKUVLQIUDVWUXNWXU��EHLVSLHOVZHLVH�GHU�.DQDOWXQQHO��GHU�.HQW
XQG�GLH�&{WH�G¶2SDOH�YHUELQGHW��KDEHQ�EHWUlFKWOLFKH�$XVZLUNXQJHQ�DXI�:LUWVFKDIW�XQG�8PZHOW
JHKDEW��VRZRKO�SRVLWLYH�DOV�DXFK�QHJDWLYH��GLH�YRU�VHLQHP�%DX�QLFKW�DEVHKEDU�ZDUHQ�

 9HUEHVVHUWH�9HUNHKUVYHUELQGXQJHQ�ZHUGHQ�LQ�,SLUXV�GLH�,VRODWLRQ�YHUULQJHUQ�XQG�QHXH
ZLUWVFKDIWOLFKH�0|JOLFKNHLWHQ�HU|IIQHQ��ZHUGHQ�DEHU�DXFK�HLQH�VWUDWHJLVFKH�5ROOH�I�U�VSlWHUH
$XVZLUNXQJHQ�DXI�GLH�.�VWHQXPZHOW�VSLHOHQ��GLH�GLH�)ROJH�GHU�LQWHQVLYHQ�(QWZLFNOXQJ�VHLQ
ZHUGHQ��GLH�DXIJUXQG�GHU�OHLFKWHUHQ�(UUHLFKEDUNHLW�GHU�.�VWH�HUZDUWHW�ZLUG�
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 Die Realisierung der umweltverträglichen verkehrstechnischen Erschließung ist ein entscheidender
Schritt für die allgemeine Entwicklung der Küstenumwelt und die Erhaltung der wirtschaftlichen
Existenzfähigkeit.  Das Erreichen von Zielsetzungen im Umwelt- und Verkehrsbereich erfordert
integrierte Konzepte, die Verkehr, Umwelt und Raumplanung kombinieren. Relativ wenige Gebiete
haben jedoch vollständig integrierte Systeme. Die derzeitigen Maßnahmen zur Erreichung der
Nachhaltigkeit in diesem Bereich versuchen vor allem, den Straßenverkehr und Verkehrsstörungen zu
verringern, im wesentlichen durch die Förderung des Umstiegs von Privatautos auf öffentliche
Verkehrsmittel und, weniger häufig, auf das Radfahren oder Laufen. Diese Maßnahmen sind zwar
wichtig, stellen aber an sich keine Nachhaltigkeitsmaßnahmen dar.
 
 Institutionelle Probleme sind häufig die Wurzel des Problems.  Der Verkehr wird oftmals innerhalb von
Verkehrsverwaltungen und in der Industrie geplant, wobei das resultierende Netz den Rahmen für
umfassendere Entwicklungspläne festlegt; der ursprüngliche Zweck des Netzes (den Zugang zu
ermöglichen und wirtschaftliche Verbindungen bereitzustellen) wird häufig vergessen oder rückt in den
Hintergrund.  Die Probleme resultieren oftmals aus sektoralen Verwaltungsstrukturen, die isoliert
arbeiten; diese Strukturen führen auch zu Schwierigkeiten bei der Schaffung von Mechanismen für das
Management anderer als infrastrukturbezogener Aspekte der Verkehrsplanung.
 
 
 
 
 
 
 
 
 Zu den Schlußfolgerungen, die aus den Projekten gezogen werden können, gehören folgende:
 
½ Die Verkehrsplanung muß ein holistisches, strategisches Konzept wählen, in dem verkehrs-

technische Entscheidungen auf dem Verständnis der Auswirkungen und auf der Vorwegnahme
der Konsequenzen verkehrstechnischer Entscheidungen beruhen.  Der Verkehr sollte als
Instrument für die Erreichung anderer gesellschaftlicher Ziele betrachtet werden, nicht als
Selbstzweck. Dies impliziert die Abkehr von der Konzentration auf einzelne Projekte oder
Verkehrsträger (den "Kleinkram").   Eine Komponente einer solchen Strategie sollte die
Förderung multimodaler Verkehrssysteme sein.  Auch die gemeinsame Planung der
Beförderung und der Bodennutzung ist von entscheidender Bedeutung.

 
½ Das Haupthindernis für ein holistisches Konzept ist schlechte Koordination; es besteht die

Notwendigkeit, einerseits Verkehrsplaner auf verschiedenen Verwaltungsebenen und aus den
“Sektoren” Land, Meer und Luft zusammenzubringen, und andererseits Verkehrsplaner und
Raumplaner zusammenzubringen.  Dies ist sowohl ein institutionelles als auch ein kulturelles
Problem; Informations- und Demonstrationsprogramme können eine Hilfe bei der Bekämpfung
kultureller Widerstände sein.

 
½ Das Konzept der strategischen Umweltverträglichkeitsprüfung für die tatkräftige strategische

Planung und Leitlinien für wichtige Verkehrs- und Mobilitätsplanungen (einschließlich der
transeuropäischen Netze) sollten gefördert werden.  Beispielsweise könnten Leitlinien
nahelegen, daß es im allgemeinen vorzuziehen ist, wichtige, parallel zur Küste verlaufende
Straßen- oder Eisenbahnachsen so weit wie möglich landeinwärts anzulegen (wobei die
zusätzlichen Baukosten durch geringere Schäden wegen Verkehrsstörungen und
Umweltverschmutzung in den Küstenregionen und durch die Senkung eventueller Kosten
wegen Küstenerosion ausgeglichen werden.)

 
½ Das Verkehrssystem muß so geplant werden, daß es den unterschiedlichen Erfordernissen der

Nutzer entspricht und an die Bedarfsveränderungen in den verschiedenen Jahreszeiten
angepaßt werden kann. (In Gebieten wie den griechischen Inseln sind die Verkehrsleistungen
auf die Bedürfnisse der Touristen zugeschnitten, aber werden in der Nebensaison derart
eingeschränkt, daß die Ortsansässigen nicht mehr mobil sind.  Andererseits führt die

 'LH�(LVHQEDKQ�HQWODQJ�GHU�$GULDN�VWH�GHU�LWDOLHQLVFKHQ�+DOELQVHO�ZXUGH�XQWHU�DXVVFKOLH�OLFKHU
%HU�FNVLFKWLJXQJ�YHUNHKUVWHFKQLVFKHU�(UIRUGHUQLVVH�JHEDXW��HV�ZXUGH�GLH�ZLUWVFKDIWOLFKVWH
6WUHFNHQI�KUXQJ�JHZlKOW�±�EHL�GHU�GLH�1RWZHQGLJNHLW�YRQ�7XQQHOQ�XQG�%U�FNHQ�PLQLPLHUW�ZXUGH�
+HXWH�YHUXUVDFKW�GLHVH�(QWVFKHLGXQJ�VFKZHUZLHJHQGH�%HVFKUlQNXQJHQ�I�U�GLH�5DXPQXW]XQJ
DQ�GHU�.�VWH�VRZLH�LQ�PDQFKHQ�*HELHWHQ�3UREOHPH�LQ�EH]XJ�DXI�ORNDOH�(URVLRQ�

 'HU�9HUNHKU�DXI�GHU�,VOH�RI�:LJKW�LVW�VHKU�NRVWVSLHOLJ��GLHV�KDW�VLFK�VWDUN�DXI�GDV�%,3�XQG�GLH
$UEHLWVORVHQTXRWH�DXVJHZLUNW�
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Abhängigkeit vom Individualverkehr in gering bevölkerten ländlichen Gebieten in der
Hauptsaison zu Problemen wegen Verkehrsstörungen sowie zu begrenzten Optionen für die
Tourismusentwicklung.)

 
½ Lokale Erfordernisse in bezug auf den Verkehr und Vorschläge für Lösungen müssen in den

Planungsprozeß einfließen, auch wenn die Entscheidungskompetenz auf höherer Ebene liegt.
Dies wird wahrscheinlich zu eher umsetzbaren Lösungen führen.  Zusammenschlüsse lokaler
Instanzen könnten dazu beitragen, daß die Kommunalverwaltungen im Planungsprozeß Gehör
finden; es müssen außerdem Mechanismen entwickelt werden, die gewährleisten, daß der
Standpunkt der ortsansässigen Bürger berücksichtigt wird.

 
½ Den Erfordernissen der örtlichen Bevölkerung könnte auch besser gedient werden, indem

Verkehrsmonopole (Verkehr auf Straße und Schiene) und Lobbies in der Schiffsindustrie
(Schiffsverkehr) beseitigt werden, oder indem Mechanismen gefunden werden, durch die
Betreibergesellschaften verpflichtet werden, bestimmte Leistungen auch dann zu erbringen,
wenn sie wirtschaftlich nicht rentabel sind.

 
½ Verkehrspläne müssen den spezifischen Erfordernissen abgelegener Küstengebiete (Inseln

und isolierte Gebiete auf dem Festland) entsprechen. ��
 
½ Technologien können dazu beitragen, einige der physischen Beschränkungen zu überwinden,

die die Küste bietet, und den Meeresboden besser zu nutzen. Beispielsweise könnte die
Einführung von Unterwassertunneln sowie von Unterwasserparkmöglichkeiten wertvollen
Raumgewinn bringen und die Lebensbedingungen verbessern, indem der Verkehr an der Küste
verringert wird.

 
½ Einführung von eher “transversalen” als “longitudinalen” Verkehrssystemen. Radiale oder

transversale Systeme können Zugangs- und Entwicklungsmöglichkeiten bieten, ohne daß das
gesamte Küstengebiet massiv "erschlossen" wird, wodurch der Erhalt von Gebieten mit
natürlicher Vegetation besser gewährleistet werden kann.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
½ Informationstechnologien könnten eine Möglichkeit sein, Arbeit und Beschäftigung in entlegene

Küstenregionen und auf kleine Inseln zu bringen. Die Möglichkeiten, die die Telearbeit und die
Dienstleistungserbringung über das Internet bieten, sind nicht zu unterschätzen.  Es ist jedoch
anzumerken, daß diese Technologien den Bedarf an physischer Mobilität nicht
notwendigerweise verringern werden.

 
 
 
 
 
 
 
 
½ Förderung (und Planung) der Tatsache, daß Küstengebiete wirtschaftlich von der Veränderung

der Auslastung / dem Wechsel der Verkehrsträger profitieren.

3UREOHP��/DXWHUHU�:HWWEHZHUE�LQ�+lIHQ�XQG�PDULWLPHU�,QGXVWULH

Die maritime Industrie der Europäischen Union hat auf bestimmten Märkten eine starke Position und
ist in vielen Küstengebieten ein wichtiger Wirtschaftsfaktor.  In gewissen Teilen der Industrie besteht
jedoch die Sorge, daß die Voraussetzungen für die Wirtschaftsbeteiligten nicht völlig gleich sind.  In

 ,Q�/HWWODQG�ZHUGHQ�JU|�HUH�(QWZLFNOXQJHQ�LP�6WUD�HQ��XQG�(LVHQEDKQEDX�YHUPXWOLFK�QLFKW�GHU
OHWWLVFKHQ�.�VWH�IROJHQ��VRQGHUQ�HKHU�YRQ�2VWHQ�QDFK�:HVWHQ�YHUODXIHQ�XQG�DXI�7UDQVLWURXWHQ
EHUXKHQ��'LHV�ZLUG�LQVRIHUQ�SRVLWLY�VHLQ��DOV�OLQHDUH�(QWZLFNOXQJHQ�HQWODQJ�YRQ�.�VWHQURXWHQ
JHKHPPW�ZHUGHQ��'HU�3UHLV�GDI�U�LVW��GD��NRRSHUDWLYH�(QWZLFNOXQJVSURJUDPPH�]ZLVFKHQ
JU|�HUHQ�6WDGW]HQWUHQ�P|JOLFKHUZHLVH�YHU]|JHUW�ZHUGHQ�XQG�GLH�0|JOLFKNHLWHQ�]XU�9HUELQGXQJ
ZLFKWLJHU�.�VWHQVWlGWH�VRZLH�GLH�0|JOLFKNHLWHQ�I�U�GLH�(QWZLFNOXQJ�PHKUHUHU�7RXULVPXV]HQWUHQ
RGHU�I�U�GLH�(QWZLFNOXQJ�GHV�JUHQ]�EHUVFKUHLWHQGHQ�7RXULVPXV�HLQJHVFKUlQNW�ZHUGHQ�

 'DV�3URMHNW�$1$6��+XHOYD�$OJDUYH��EDXW�HLQ�,QWUDQHW�6\VWHP�]ZLVFKHQ�GHQ����SRUWXJLHVLVFKHQ
XQG�VSDQLVFKHQ�*HPHLQGHQ�DXI��GLH�GHQ�=XVDPPHQVFKOX��$1$6�ELOGHQ��(V�ZLUG�GLH�,QWHJUDWLRQ
XQG�GHQ�(UIDKUXQJVDXVWDXVFK�DXI�ZLUWVFKDIWOLFKHU��VR]LDOHU��DGPLQLVWUDWLYHU�XQG�NXOWXUHOOHU�(EHQH
I|UGHUQ�XQG�VR�GLH�UHODWLYH�,VRODWLRQ�HLQLJHU�GLHVHU�*HPHLQGHQ��EHUZLQGHQ���'LHV�ZLUG�DXFK�GHU
,QWHJUDWLRQ�XQG�$QQlKHUXQJ�GHU�EHLGHQ�6HLWHQ�GHU�*UHQ]H�]XJXWH�NRPPHQ�XQG�VR�GDV�3ULQ]LS
HLQHV�³(XURSDV�RKQH�*UHQ]HQ´�I|UGHUQ�
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manchen Gebieten erhalten Häfen nämlich beträchtliche Beiträge von nationalen und EU-
Finanzquellen, während solche Mittel in anderen Ländern nicht zur Verfügung stehen.  Es besteht auch
eine gewisse Kontroverse über die unterschiedliche Umsetzung der Vogelschutzrichtlinie und der
Habitat-Richtlinie.

Die Kommission könnte in Zusammenarbeit mit Vertretern der europäischen Industrie und den
Mitgliedstaaten schrittweise einen strukturierten Aktionsplan einführen und aktiv die Entwicklung der
Wettbewerbsfähigkeit des europäischen maritimen Sektors und die Einführung der verschiedenen
Maßnahmen verfolgen.

3UREOHP��6FKXW]�YRQ�/DQGVFKDIWHQ�XQG�.XOWXUHUEH

Die Landschaft besteht sowohl aus physischen als auch aus kulturellen Elementen; sie ist das
Ergebnis der Überlagerung der natürlichen Umwelt durch menschliche Tätigkeiten.  Obwohl der Wert
der Landschaft bekanntermaßen schwer zu beurteilen ist, ist sie ein wichtiger Aspekt der regionalen
Identität und gleichzeitig auch ein wichtiger Faktor für das Tourismusgewerbe.  Zum Kulturerbe
gehören lebende Gesellschaften und ihre Sitten und Gebräuche sowie archäologische Schätze,
sowohl oberhalb als auch unterhalb der Hochwassermarke; es ist Bestandteil unseres gemeinsamen
menschlichen Besitzstands.

Die gemeinsame Erinnerung, die Teil des Kulturerbes ist, ist selbst ein wichtiger Faktor für das
Verständnis der Dynamiken der Küstengebiete und für die Vorbereitung auf die Zukunft, unter
Berücksichtigung der Schlußfolgerungen aus der Vergangenheit.

Leider führen die sich wandelnden Dynamiken in vielen Küstengebieten zur Zerstörung unersetzlicher
Landschaften und unersetzlichen Kulturerbes, da die moderne Infrastruktur ausgeweitet wird, Dörfer
verlassen werden und soziale Strukturen zerstört werden.  Die Prozesse der Küstenerosion, der
Mineraliengewinnung und des Anstiegs des Meeresspiegels sind ebenfalls eine Bedrohung für das
Erbe in der Gezeitenzone.

Die Sorge über die Zerstörung von Landschaften und Teilen des Kulturerbes ist oftmals ein Auslöser
für das IKZM; sie sollte in allen Plänen für die Entwicklung oder das Küstenzonenmanagement in
angemessener Weise berücksichtigt und geschützt werden.  Das IKZM sollte sich erst darauf
konzentrieren, was geschützt werden soll, und dann darauf, wie dies geschützt werden kann.

3UREOHP��.�VWHQILVFKHUHL

Die Küstenfischerei steht gegenwärtig vor großen Schwierigkeiten.  In vielen Gebieten hat
Überfischung zu geschwundenen Ressourcen geführt.  In Kombination mit der erforderlichen
Auferlegung von Fangquoten hat sich der Mangel an Fischen im Verlust von Arbeitsplätzen und im
Niedergang des Sektors geäußert.  Dies hat eine negative Multiplikationswirkung auf lokale Lieferanten
sowie auf die Wirtschaftszweige und Dienstleistungssektoren gehabt, die die in der Fischerei tätigen
Familien beliefern.  Menschen wandern ab, und das soziale Gefüge verändert sich.  Mit dem Verlust
des Fischereiwesens geht auch das lokale “Bild”, das selbst eine Ressource für den Tourismus ist,
verloren.

'LH�*H]HLWHQ]RQH�YRQ�)LVKERXUQH�XQG�:RRWWRQ�&UHHN�DXI�GHU�,VOH�RI�:LJKW�LVW�HLQH
HUJLHELJH�DUFKlRORJLVFKH�)XQGVWlWWH�PLW�)XQGHQ�DXI�YHUVFKLHGHQHQ�(EHQHQ��GLH�GLH
KLVWRULVFKH�1XW]XQJ�GHU�.�VWH��XQG�LKUH�SK\VLVFKH�(QWZLFNOXQJ���EHU�GLH�%URQ]H]HLW�ELV
]XU�FN�LQV�0HVROLWKLNXP�YHUGHXWOLFKHQ���'HU�6RJ�YRQ�)lKUHQ��GLH�LQ�GHQ�8PVFKODJSODW]
)LVKERXUQH�HLQIDKUHQ��KDW�]XU�)UHLOHJXQJ�XQG�SRWHQWLHOOHQ�=HUVW|UXQJ�GLHVHU�)XQGH
JHI�KUW��GXUFK�HLQH�*HOGVSHQGH�GHV�)lKUXQWHUQHKPHQV�I�U�6WUDQGDXIVFK�WWXQJVDUEHLWHQ
VROOWH�GHU�)XQGRUW�MHGRFK�UHSDULHUW�XQG�JHVFK�W]W�ZHUGHQ���'DV�*HELHW�ELHWHW�MHW]W�HLQ
SUDNWLVFKHV�%HLVSLHO�I�U�GDV�QDKWORVH�.RQ]HSW��GDV�]XU�3IOHJH�XQG�]XP�6FKXW]�N�VWHQ�
QDKHQ�DUFKlRORJLVFKHQ�(UEHV�EHI�UZRUWHW�ZLUG�

'LH�IUDQ]|VLVFKH�)pGpUDWLRQ�5pJLRQDOH�SRXU�OD�&XOWXUH�HW�OH�3DWULPRLQH�0DULWLPHV�EHWHLOLJW�VLFK
DP�3URMHNW�&{WH�G¶2SDOH�XQG�KDW����$NWLRQHQ�I�U�GLH�,QWHJUDWLRQ�GHU�NXOWXUHOOHQ�'LPHQVLRQ�LQ�GDV
QDFKKDOWLJH�0DQDJHPHQW�GHV�.�VWHQJHELHWV�YRUJHVFKODJHQ�
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Verschiedene Tätigkeiten im Küstenbereich (beispielsweise die Planung der Uferzone, das Ankern von
Booten und die Sportschiffahrt) können sich negativ auf die Küstenfischerei und die Fischbestände
auswirken, entweder durch eine Verringerung der zugänglichen Standorte und Meereshabitate
(Futtergebiete, Laichplätze und Aufwuchsgebiete) oder durch eine Qualitätsverschlechterung des
Wassers und der Küstenumwelt.

Integrierte Lösungen für das Küstenzonenmanagement müssen entweder durch geeignetes
Ökosystemmanagement die Fischbestände vergrößern, oder alternative Beschäftigungsmöglichkeiten
für die in der Fischerei tätige örtliche Bevölkerung finden.  In immer mehr Gebieten wird die Lösung in
einer Kombination von Fischereitätigkeiten und Tourismus gefunden.

Die größte Schwierigkeit bleibt jedoch, daß in zahlreichen Regionen die alternativen Beschäftigungs-
möglichkeiten (außerhalb des Fischereisektors) rar bleiben. Ein weiteres wichtiges Hindernis für die
Diversifizierung des Sektors ist die geringe Mobilität von Fischern, die hauptsächlich auf das Fehlen
technischer Qualifikationen zurückzuführen ist (geringes Eintrittsalter bei Aufnahme der Fischerei-
tätigkeit).  Der Fonds der Gemeinschaftsinitiative PESCA soll dazu beitragen, einige der Probleme im
Zusammenhang mit der Umstrukturierung des Fischereisektors zu lösen und soll den in diesem Sektor
Tätigen bei der Entwicklung neuer Fertigkeiten helfen, damit ihre Wettbewerbsfähigkeit erhalten bleibt
und das sozioökonomische Gefüge der von der Fischerei abhängigen Küstenregionen wiederbelebt
wird.

Die Werte und Vorstellungen der von der Fischerei abhängigen Gemeinden sind oftmals nicht
diejenigen anderer Sektoren oder Einwohner.  Die gemeinsame Beteiligung an IKZM-Initiativen sollte
die Möglichkeit zum Austausch von Ansichten und zum Finden von Kompromißlösungen bieten.  Die
Kultur der Konzertation und Planung ist bei Fischern jedoch schwach ausgeprägt, was es – zusammen
mit ihrer geringen politischen Stärke – für die von der Fischerei abhängigen Gemeinden schwierig
macht, in Situationen, in denen multiple Nutzungsweisen betroffen sind, eine Legitimierung ihrer
Rechte und Bedenken zu erhalten.  Einige Berufsorganisationen (lokale und regionale
Fischereiausschüsse) sind gegenwärtig mit der Entwicklung ihrer eigenen Management- und
Konzertationsfähigkeiten beschäftigt, um ihre Befähigung – und Bereitschaft – zur Beteiligung an
IKZM-Initiativen zu verbessern.

Die Sektoren, die sich mit der Verarbeitung, der Vermarktung und dem Transport von Fischprodukten
befassen, sind – auch wenn sie nicht physisch an der Küste angesiedelt sind – ebenfalls durch das
Küstenzonenmanagement betroffen und sollten dazu aufgefordert werden, einen Beitrag zu dem
IKZM-Prozeß zu leisten, insbesondere durch die Berücksichtigung der Beschränkungen aufgrund der
Belastbarkeit.

3UREOHP��=XJDQJ�GHU�gIIHQWOLFKNHLW�]X�.�VWHQYRUODQG�XQG�6WUlQGHQ

In vielen Gebieten war der Zugang zum Küstenvorland traditionell ein öffentliches Recht.  Die
besondere Identität vieler kleiner und großer Städte (und sogar Länder wie Portugal) wurde durch
diesen weitverbreiteten und anhaltenden Kontakt zwischen den Menschen und der Küste bestimmt.

Da sich strandnahe Grundstücke heute zunehmend in Privatbesitz befinden, hat sich die Situation
geändert.  In vielen Gebieten müssen die Auswirkungen dieses allmählichen Wandels berücksichtigt
werden.  Müssen Maßnahmen ergriffen werden, um den Zugang der Öffentlichkeit zu gewährleisten?
Wenn ja, wie soll dies geschehen?

,Q�%DUFHORQD�ERWHQ�GLH�2O\PSLVFKHQ�6SLHOH�YRQ������GHU�6WDGW�GLH�0|JOLFKNHLW��VLFK�GHP�0HHU
³ZLHGHU�]X�|IIQHQ´�XQG�GHQ�(LQZRKQHUQ��XQG�GHQ�7RXULVWHQ��GLH�*HOHJHQKHLW�]X�JHEHQ��GDPLW�]X
EHJLQQHQ��GLH�8IHU]RQH�ZLUNOLFK�ZLHGHU�]X�QXW]HQ��QDFK�IDVW�HLQHP�-DKUKXQGHUW����'LHV�XPID�WH
GHQ�5�FNEDX�YRQ�9HUNHKUVVWUHFNHQ��GLH�GLH�6WDGW�YRQ�GHU�8IHU]RQH�DEVFKQLWWHQ��XQG�GLH
6DQLHUXQJ�YRQ�DXIJHJHEHQHQ�,QGXVWULHJHELHWHQ�

,Q�/D�*LURQGH�ZLUG�GLH�SURIHVVLRQHOOH�.�VWHQILVFKHUHL�LQ�]XQHKPHQGHP�0D�H�GXUFK�GLH�6SRUW�
ILVFKHUHL�YHUGUlQJW��

'LH�,VOH�RI�:LJKW�ZLGHUVHW]WH�VLFK�HUIROJUHLFK�HLQHP�9RUVFKODJ�GHV�+DIHQV�YRQ�6RXWKDPSWRQ�
VHLQH�µ+DIHQJUHQ]HQ¶�DXV]XGHKQHQ��HLQH�(QWZLFNOXQJ��GLH�P|JOLFKHUZHLVH�GLH�(UKROXQJV�
P|JOLFKNHLWHQ�HLQJHVFKUlQNW�KlWWH�
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3UREOHP��=ZHLWZRKQXQJHQ�XQG�XQNRQWUROOLHUWH�$XVEUHLWXQJ�YRQ�6WlGWHQ

Im Laufe des letzten Jahrhunderts ist die unkontrollierte Ausbreitung von Städten entlang der Küste
immer alltäglicher geworden.  Eine der Triebkräfte für diese unkontrollierte Ausbreitung ist der
zunehmende Besitz von Zweitwohnungen, die entweder während des Sommers oder an
Wochenenden ganzjährig genutzt werden.  Dieses Phänomen ist überall in Europa zu beobachten, von
Finnland bis Portugal.

Diese Bauten werfen nicht nur Probleme in bezug auf die Zerstörung von Habitaten und den Zugang
zum Küstenvorland auf, viele von ihnen haben auch Abfallentsorgungssysteme und Kläranlagen, die
die Schadstoff-Aufnahmefähigkeit der natürlichen Systeme überfrachten.  Die Förderung geeigneter
Technologien ist Bestandteil der Lösung.

Insbesondere in Südeuropa sind viele dieser Bauten illegal oder “halblegal” und verstoßen gegen
Flächennutzungs- und Bebauungsvorschriften.  Die Durchsetzung der bestehenden Gesetze könnte
durch Informationskampagnen unterstützt werden, die die negativen Auswirkungen dieser Bauten
verdeutlichen.

In einigen Gebieten müssen die Rechte von Grundbesitzern und die Bebauungsvorschriften möglicher-
weise überprüft werden.  In Griechenland und Finnland haben Grundbesitzer das Recht, Grundstücke
ab einer bestimmten Größe zu bebauen.  Die Abschaffung dieser Rechte, um die Urbanisierung zu
begrenzen, hätte wirtschaftliche Auswirkungen auf den Wert der Grundstücke und findet keine
weitverbreitete Unterstützung. Um akzeptable Lösungen zu finden, ist die Konsultation der
Öffentlichkeit erforderlich.

3UREOHP��$XVEDJJHUXQJ�XQG�$EEDX�YRQ�*HVWHLQVPDWHULDO

Der Begriff Ausbaggerung bezieht sich auf das mechanische oder hydraulische Entfernen von
Sediment in seinem natürlichen (Neubaumaßnahmen) oder kürzlich abgelagerten
(Erhaltungsmaßnahmen) Zustand. Nach seiner Ausbaggerung wird das Sediment vom Ort der
Ausbaggerung zum Verwendungsort oder zur Deponie verbracht. Ausbaggerungen werden
normalerweise vorgenommen, um Wasserwege und Häfen für die Schiffahrt frei zu halten.

Der Begriff Abbau von Gesteinsmaterial bezieht sich auf den Abbau von Sand und Agglomeraten für
den kommerziellen Verkauf.

Die beiden Tätigkeiten werfen im Kontext des Managements von Küstengebieten insofern ähnliche
Probleme auf, als sie das natürliche Ökosystem stören und sich auf das Sedimentgleichgewicht
auswirken können.  Ausbaggerungen können auch Probleme bezüglich der Entsorgung des
Baggerguts aufwerfen, insbesondere dann, wenn dieses kontaminiert ist.

Im Kontext des IKZM ist es wichtig, beide Tätigkeiten als berechtigte Wirtschaftstätigkeiten in dem
Küstengebiet zu betrachten und sie gleichberechtigt mit anderen Wirtschaftszweigen in den Planungs-
und Entscheidungsprozeß zu integrieren.  Gleichzeitig sollten Ausbaggerungen in Übereinstimmung
mit Leitlinien vorgenommen und so eingesetzt werden, daß gewährleistet ist, daß sie als Bestandteil
der Lösung des Problemmanagements in Küstengebieten dienen, nicht eine neue Quelle von
Problemen sind.  Unter bestimmten Umständen könnte dies bedeuten, daß Alternativen zur
Ausbaggerung gewählt werden müssen.

Da diese Tätigkeiten in räumlicher Hinsicht weitreichende Auswirkungen haben können, ist die
Beurteilung ihrer Auswirkungen relativ schwierig.  Umfangreichere Daten und umfassenderes Wissen
über Küstendynamiken würden den Prozeß erleichtern.

Die Forschung und die Anwendung der besten Praxis können dazu beitragen, daß die produktive
Verwendung des Baggerguts gewährleistet wird (beispielsweise für Strandaufschüttungen oder für die
Wiederherstellung erodierten Marschlands), daß kontaminiertes Baggergut angemessen gehandhabt
wird und daß unbeabsichtigte Auswirkungen auf die Sedimentsysteme verhindert werden.

3UREOHP��&KHPLVFKH�9HUXQUHLQLJXQJ�XQG�:lUPHEHODVWXQJ
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Die Küstengebiete sind verschiedenen Arten von chemischer Verunreinigung und Wärmebelastung
ausgesetzt, zu deren Quellen Industrie, Kraftwerke, Landwirtschaft, Abwässer, Grundstoffgewinnungs-
tätigkeiten und Ölunfälle gehören.  Die Verschmutzung der Küstengebiete kann Gefahren für Öko-
systeme, für die menschliche Gesundheit oder für die Ästhetik mit sich bringen.

Zwei Arten der Umweltverschmutzung in den Küstengebieten sind besonders schwer zu bekämpfen,
weil ihre Quellen oftmals außerhalb der Planungs- und Managementtätigkeiten der Küstengebiete
liegen, nämlich:

-- die außerhalb der Küstengebiete entstandene Umweltverschmutzung, die über das hydrographische
Netz und über Meeresströmungen in die Küstengebiete gelangt.  Die Umweltverschmutzung durch
Agrochemikalien ist von besonderer Bedeutung.

-- die historische Umweltverschmutzung, die veraltete Industrien oder militärische Einrichtungen
hinterlassen haben.  Die Umstrukturierung der Schwerindustrie im allgemeinen und der Wandel der
sozioökonomischen Dynamiken in Küstenregionen haben große Gebiete ungenutzten, aber
kontaminierten Bodens hinterlassen.

Entfernte Verursacher von Umweltverschmutzungen können in den IKZM-Prozeß einbezogen werden,
indem eine entsprechend allgemeine Definition des Arbeitsbereichs einer Initiative und/oder
umfassendere Definitionen bei der Umsetzung der Gesetze zu Umwelthaftung und UVP gewählt
werden.  Wenn die Verursacher nicht mehr leben oder rechtskräftig aufgelöst wurden, muß
möglicherweise die Gesellschaft in ihrer Gesamtheit die Reinigungskosten übernehmen.  Die Kosten
können zwar beträchtlich sein, aber neben der Beseitigung der Umweltverschmutzung an sich birgt
das “Recycling” von zuvor aufgegebenem oder kontaminiertem Land das Potential, ländliche
Gegenden zu bewahren und Landschaften, Freiflächen sowie die Tier- und Pflanzenwelt zu schützen.

Umweltverschmutzung infolge von Unfällen auf See sind ein besonderes Problem in Küstengebieten,
die wichtige Verkehrsnetze umfassen oder an solche Netze angrenzen.  Im allgemeinen wird der
Transport auf See als umweltfreundlich betrachtet, Unfälle können jedoch küstennahen Ökosystemen
und Sektoren wie der Aquakultur, der Fischerei und dem Tourismus, die von einer sauberen Umwelt
abhängig sind, beträchtlich schaden.  Es müssen angemessene Risikobewertungen vorgenommen
und ausreichende Verhütungsmaßnahmen und Schutzvorkehrungen gegen eine
Umweltverschmutzung aus diesen Quellen umgesetzt werden.

In vielen Fällen kann die Umweltverschmutzung an der Küste durch technische Lösungen (wie
verbesserte Abwasseraufbereitung oder gezielten Düngemitteleinsatz), durch die Einführung der
besten verfügbaren Techniken und der umweltfreundlichsten Praxis sowie durch verbesserte
Nachweis- und Katastropheninterventionstechniken bekämpft werden.   Alternativ hierzu können
derartige Umweltverschmutzungen und/oder ihre Auswirkungen durch vernünftige Flächennutzung
(darunter Pufferzonen oder integrierte Lösungen wie die Ansiedlung von Aquakulturtätigkeiten im
Bereich thermischer Einleitungen) und korrekte lokale Anwendung der UVP und des
Verursacherprinzips verhindert werden. Das IKZM kann zur Lösung von Konflikten zwischen den
Verursachern von Umweltverschmutzungen und denjenigen, auf die sich die Umweltverschmutzungen
auswirken, beitragen.  Insbesondere muß allen Einzelpersonen und Organisationen in den
Küstengebieten die strategische Bedeutung des Vorsorgeprinzips, des Verhütungsprinzips und des
Verursacherprinzips vermittelt werden.

%HLVSLHOH�I�U�KLVWRULVFKH�8PZHOWYHUVFKPXW]XQJ�ILQGHQ�VLFK�LQ�GHQ�3URMHNWHQ�LQ�/HWWODQG�XQG
/LWDXHQ��GXUFK�PLOLWlULVFKH�1XW]XQJ�XQG�%UHQQVWRIIODJHUXQJ��VRZLH�LQ�7DUDQWR��$OWLQGXVWULH
LQ�/DJXQHQ��

+LVWRULVFKH�9HUVFKPXW]XQJ�LP�6HGLPHQW�VFKUlQNW�GLH�0XVFKHOSURGXNWLRQ�LQ�'HYRQ�XQG
&RUQZDOO�HLQ�

8QJHIlKU�HLQ�'ULWWHO�GHU�3URMHNWH�QDQQWH�$EIO�VVH�DXV�GHP�:DVVHUHLQ]XJVJHELHW�DOV�4XHOOH
YRQ�8PZHOWYHUVFKPXW]XQJ�

%DUFHORQD�XQG�GDV�0�QGXQJVJHELHW�GHV�)RUWK�VLQG�]ZHL�*HELHWH��LQ�GHQHQ�YHUDOWHWH
,QGXVWULHVWDQGRUWH�³UHF\FHOW´�ZXUGHQ�
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Es besteht auch die Notwendigkeit, Schwierigkeiten bei der Umsetzung von Gesetzen zur Umwelt-
haftung zu lösen.

3UREOHP��=HUVW|UXQJ�YRQ�/HEHQVUlXPHQ�XQG�9HUOXVW�GHU�$UWHQYLHOIDOW

In vielen Küstengebieten führen das Bevölkerungswachstum und der Wandel wirtschaftlicher
Tätigkeiten zu Veränderungen von Korallenriffen, Meeresboden, Stränden und Ufergebieten.  Die
Ausdehnung von Städten kann zur Zerstörung von bedeutenden küstennahen Habitaten führen,
insbesondere von Feuchtgebieten.  Da einzelne Arten auf neue Bedingungen reagieren, werden sich
die Zusammensetzung und die geographische Verteilung von Ökosystemen verändern, und die
biologische Vielfalt wird möglicherweise bedroht, wenn Arten lokal aussterben.   Im allgemeinen sind
derartige Verluste nur unter großen Kosten reversibel, manchmal überhaupt nicht.

In einigen Planungszirkeln werden diese Verluste möglicherweise als irrelevant betrachtet. Gesetze zur
Ausweisung von Schutzgebieten können starke Auswirkungen auf die Raumplanung haben, da
ausgedehnte Gebiete oder bestimmte Biotope ausgeklammert oder einer Nutzungsbeschränkung
unterworfen werden. Schutzgebiete werden dann möglicherweise als Last oder als eine
unangemessene Beschränkung wirtschaftlicher Optionen betrachtet.

Der Verlust von Habitaten kann jedoch direkte wirtschaftliche Auswirkungen auf den Fischereisektor
haben, wenn Laichplätze betroffen sind; die Zerstörung von Habitaten eliminiert auch die Optionen für
“Ökotourismus”, bestimmte Outdoor-Freizeitbeschäftigungen und pädagogische Einrichtungen.  Ferner
stellt die kumulative Wirkung vieler “kleiner” Habitatverluste und des Aussterbens von Arten eine
Bedrohung für die Funktion des globalen Ökosystems dar und bedroht lokale Ökosystemfunktionen
und –leistungen wie Hochwasserabsorption, Filtration und Grundwasseranreicherung. Diese Faktoren
sollten in einer IKZM-Initiative im Kontext der Bewertung der Kosten und Nutzen von Veränderungen
der Bodennutzung berücksichtigt werden.

Bildung und Forschung tragen entscheidend dazu bei, daß die wichtige Rolle von Habitaten und Arten
allgemein voll anerkannt wird.  Mechanismen für den kontrollierten Erwerb von Grundbesitz durch die
Verwaltung – auch durch Enteignung (mit Zahlung von Entschädigungen) – kann eine wichtige Rolle
dafür spielen, daß für den angemessenen Schutz besonders wichtiger Habitate gesorgt wird.  Es ist
jedoch anzumerken, daß der Schutz von Habitaten nicht so verstanden werden darf, daß Wirtschafts-
tätigkeiten ausgeschlossen werden; viele Bodennutzungsweisen des Menschen können mit Arten und
ihren Habitaten koexistieren, was viele auch bereits seit Jahrhunderten tun.

Wenn wichtige natürliche Lebensräume bereits zerstört wurden, kann eine IKZM-Initiative
untersuchen, welchen Nutzen Renaturierungstechniken in bezug auf die Wiederherstellung einer
gesünderen und produktiveren Umwelt bringen.

3UREOHP��1DWXUNDWDVWURSKHQ�XQG�.OLPDZDQGHO

Naturkatastrophen, darunter Erdbeben, Überschwemmungen, Dürreperioden, Erdrutsche und Stürme,
stellen sowohl für Menschen – für ihr Heim, ihr Einkommen, ihre Kultur und ihr Leben – als auch für
natürliche Ökosysteme Gefahren dar.  Es wird davon ausgegangen, daß der Klimawandel das Risiko
derartiger Ereignisse in vielen Küstenregionen erhöhen wird. Ein Anstieg des relativen Meeres-

'XUFK�GLH�$QODJH�HLQHV�LQ�GLH�'�QHQ�UHLFKHQGHQ�0HHUHVDUPV�LP�*H]HLWHQEHUHLFK��GXUFK�GLH
WHLOZHLVH�(QWIHUQXQJ�HLQHV�%HWRQGHLFKV�YRU�GHP�IOlPLVFKHQ�1DWXUVFKXW]JHELHW�'H�:HVWKRHN
XQG�GXUFK�GHQ�(LQVDW]�HLQHU�QHXDUWLJHQ�%XKQHQJHVWDOWXQJ��XP�DQ�)HOVHQN�VWHQ�KHLPLVFKH
7LHU��XQG�3IODQ]HQDUWHQ�DQ]X]LHKHQ��DUEHLWHW�GDV�3URMHNW�)ODQGHUQ��7(55$�&=0��GDUDQ�
JU|�HUH�ELRORJLVFKH�9LHOIDOW�]X�³NRQVWUXLHUHQ´�

'HU�$NWLRQVSODQ�%LRGLYHUVLWlW�GHV�3URMHNWV�.HQW�KDW�PHKU�DOV�GUHL�LJ�0D�QDKPHQ�LGHQWLIL]LHUW�
GLH�HUIRUGHUOLFK�VLQG��XP�HLQHQ�ZHLWHUHQ�9HUOXVW�YRQ�+DELWDWHQ�]X�YHUKLQGHUQ�XQG�GHQ
5�FNJDQJ�GHU�$UWHQYLHOIDOW�DQ�GHU�.�VWH�YRQ�.HQW�DXI]XKDOWHQ���(LQ�HUVWHU�(UIROJ�ZDU�GLH
5�FNNHKU�YRQ�%UXWSDDUHQ�GHV�:DQGHUIDONHQ�DQ�GLH�EHU�KPWHQ�:HL�HQ�.OLSSHQ�QDFK�IDVW
GUHL�LJMlKULJHP�)HUQEOHLEHQ�

'LH�UDVFKH�(QWZLFNOXQJ�EHGURKW�GLH�5LD�)RUPRVD�)HXFKWJHELHWH�DQ�GHU�$OJDUYH�
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spiegels (auch durch Bodensenkung möglich) oder Veränderungen in bezug auf Stürme oder
Sturmfluten könnten die Verlagerung von Feuchtgebieten und Niederungen, die Erosion von Küsten
und angrenzenden Habitaten, die erhöhte Salinität von Mündungsgebieten und Süßwasserspeichern,
einen veränderten Tidenhub in Flüssen und Buchten, Veränderungen des Sediment- und
Nährstofftransports, eine Änderung der Verteilung der chemischen und mikrobiologischen
Verunreinigung in Küstenregionen sowie verstärkte Überschwemmungen der Küsten zur Folge haben.

Im allgemeinen sind es jedoch nicht diese Ereignisse selbst, die die größte Bedrohung für das Leben
und das Eigentum von Menschen verursachen, sondern es ist das Zusammentreffen dieser Ereignisse
mit ungeeigneter Landnutzung und unzureichenden Katastrophenplänen. In vielen Gebieten hat die
intensive Veränderung und Nutzung der Küstenumwelt durch den Menschen bereits das dynamische
Reaktionsvermögen natürlicher Systeme verringert.

Die Gefahrenkartierung für Naturkatastrophen ist gegenwärtig recht gut. (Hochwassermodelle sind
oftmals sehr komplexe Systeme, die nicht nur die Topographie, sondern auch Wellenformen,
Bodenstabilitätsberechnungen, Kanalwirkungen usw. berücksichtigen).  Angesichts dieser
verbesserten Vorhersagefähigkeit gibt es keine Entschuldigung dafür, die Anfälligkeit des Menschen
für diese Ereignisse zu erhöhen, indem eine riskante Standortwahl für Häuser oder
Wirtschaftstätigkeiten zugelassen wird.  Küstenplaner und Entscheidungsträger müssen diese
Bedrohungen ernst nehmen.

Das IKZM sollte Politiken fördern, die mit der Natur zusammenarbeiten, um ihre Erholungsfähigkeit zu
erhöhen.  Die Erholungsfähigkeit eines Systems wird definiert als sein Vermögen, mit größeren
Störungen seiner Betriebsumgebung fertig zu werden.  Das Ziel des IKZM sollte es sein zu gewähr-
leisten, daß lokale Bodennutzungsweisen nicht durch eine Verringerung der Erholungsfähigkeit die
Wahrscheinlichkeit derartiger Ereignisse erhöhen.  Überschwemmungen können beispielsweise das
Ergebnis einer auf anthropogenen Ursachen beruhenden Bodensenkung sein.  Das bekannteste
Beispiel ist der Fall Venezia, wo der Raubbau an einem darunterliegenden Grundwasserspeicher
Bodensenkungen verursachte, die im Hochwasserfall das Risiko von Überschwemmungen erhöhen.

Der Entscheidungsprozeß im Kontext des IKZM stellt auch eine Möglichkeit dar, zur Verringerung der
globalen Bedrohung durch einen Klimawandel beizutragen, indem Tätigkeiten gefördert werden, die
nicht zur globalen Erwärmung beitragen, oder die sogar als Kohlenstoffverbraucher wirken.

3UREOHP��.�VWHQHURVLRQ

Für Planungszwecke kann Küstenerosion definiert werden als eine “nicht akzeptable Landeinwärts-
bewegung der Küstenlinie”.  Sie kann zurückzuführen sein auf tatsächlichen Sedimentabtrag durch das
Meer, verringerte Ablagerung und/oder (anthropogene oder natürliche) Bodensenkung. Die Tatsache,
daß sie nicht akzeptabel ist, wird dadurch bedingt, daß bestimmte menschliche Interessen oder
bestimmte Werte betroffen sind.

'LH�)|UGHUXQJ�YRQ�*DV�LVW
HLQHU�GHU�)DNWRUHQ��GHU�LP
:DWWHQPHHUJHELHW�]X
%RGHQVHQNXQJ�XQG
.�VWHQHURVLRQ�I�KUW�

$Q�HLQLJHQ�6WHOOHQ�GHU�2VWVHHN�VWH�LQ�/HWWODQG�HUIROJWH�GLH
QDW�UOLFKH�.�VWHQHURVLRQ�PHKUHUH�7DXVHQG�-DKUH�ODQJ�PLW�HLQHU
*HVFKZLQGLJNHLW�YRQ�FD������P�-DKU��1DFK�GHP�%DX�GHV�gOKDIHQV
YRQ�9HQWVSLOV�KDEHQ�VLFK�GLH�(URVLRQVSUR]HVVH�VWDUN�EHVFKOHXQLJW�
VR�GD��GLH�.�VWH�MHW]W�XP�����±�����P�-DKU�]XU�FNZHLFKW�

'LH�%HGURKXQJ�GXUFK�GHQ�9HVXY�LVW�HLQH�]HQWUDOH
6RUJH�GHV�7(55$�3URJUDPPV�3RVLGRQLD���1DSROL�
'LH�6WDQGRUWZDKO�LQ�GHU�5DXPSODQXQJ��XQG
LQVEHVRQGHUH�9HUNHKUVHQWVFKHLGXQJHQ��P�VVHQ�I�U
DQJHPHVVHQH�(YDNXLHUXQJVRSWLRQHQ�VRUJHQ�

'DV�3URMHNW�,VOH�RI�:LJKW�I�KUW�HLQH
5LVLNREHZHUWXQJ�I�U�GLH�7HLOH�GHU
.�VWH�GXUFK��GLH�EHVRQGHUV�GXUFK
(UGUXWVFKH�XQG�.OLSSHQDEEU�FKH
JHIlKUGHW�VLQG�

$Q�GHU�1RUGN�VWH�.HQWV�VLQG�JUR�H�)OlFKHQ�0DUVFKODQG�VFKQHOOHU�(URVLRQ�DXVJHVHW]W��GD
GHU�0HHUHVVSLHJHO�VWHLJW�XQG�6WXUPIOXWHQ�KlXILJHU�ZHUGHQ���'LH�$XVZLUNXQJHQ�VS�UHQ�GLH
+XQGHUWWDXVHQGH�:LOG��XQG�:DWY|JHO��GLH�GDV�0DUVFKODQG�]XU�hEHUZLQWHUXQJ�RGHU�]XP
%U�WHQ�QXW]HQ���'DV�0DUVFKODQG�YHUWHLOW�DXFK�GLH�:XFKW�GHU�KHUHLQEUHFKHQGHQ�)OXW�±�ZHQQ
HV�HURGLHUW�ZLUG��VW�U]W�GDV�0HHU�PLW�JU|�HUHU�.UDIW�LQV�/DQG�KLQHLQ��ZDV�3UREOHPH�I�U�GHQ
.�VWHQVFKXW]�YHUXUVDFKW�
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Küstenerosion und die daraus resultierende Überschwemmung sind wegen des Risikos, oder des
empfundenen Risikos, teurer Eigentumsverluste oder Schäden eine Sorge für viele, die in unmittel-
barer Nähe der Küste leben oder arbeiten. Solche Ängste haben sich in den letzten Jahren infolge von
weitverbreiteten Vorhersagen in bezug auf den Anstieg des Meeresspiegels, der aus dem globalen
Klimawandel resultieren kann, intensiviert.  Auch wichtige Habitate können in Fällen beschleunigter
Erosion bedroht sein, insbesondere wenn das angrenzende Hinterland stark bebaut ist und so die
natürliche Progression des Ökosystems landeinwärts verhindert.

Der erste Schritt bei der Bekämpfung der Küstenerosion, oder ihrer Auswirkungen, ist das genaue
Verständnis ihrer Ursachen.  Ursachen und Wirkungen geraten durch die große Anzahl kurzfristiger
und kleiner Küstenschutzmaßnahmen, die typischerweise auf der Anwendung “schwerer Schutz-
technologien” beruhen, in zunehmendem Maße durcheinander.

Wenn die der Erosion zugrunde liegende Ursache anthropogener Art ist, beispielsweise Eingriffe in
den Sedimenthaushalt (wie durch Baggerarbeiten oder Deichbau), Bodensenkung infolge von
Gasförderung oder Ausbeutung von Grundwasserspeichern, oder Infrastrukturen, die die Erosions-
kräfte der Wellen verstärkt haben, können Managemententscheidungen auf einer öffentlichen Debatte
über den relativen Wert der verursachenden menschlichen Tätigkeiten und die potentiellen Kosten der
Küstenerosion beruhen.  In großen Teilen Europas ist die Küstenerosion jedoch ein natürlicher Prozeß,
und die Möglichkeiten des Managements sind eher begrenzt, weil die Beseitigung der zugrunde
liegenden Ursache keine Option ist.

Schwere bauliche Maßnahmen zur Verhinderung der Küstenerosion haben sich als in der Unterhaltung
sehr teuer erwiesen und sind im Hinblick auf die Stabilisierung der derzeitigen Küstenlinie nicht immer
erfolgreich.  Darüber hinaus können sie negative Nebenwirkungen im weiteren Verlauf der Küste
bewirken (siehe das Beispiel in Abschnitt 2 des Dokuments “Eine europäische Strategie für das
integrierte Küstenzonenmanagement (IKZM): Allgemeine Prinzipien und politische Optionen”).

“Sanfte” Küstenschutzmaßnahmen, beispielsweise die Wiederbepflanzung von Dünen, sind möglicher-
weise erfolgreicher und ziehen unter bestimmten Bedingungen geringere Erhaltungskosten nach sich.
Sie können auch dazu beitragen, Küstenschutzerfordernisse und Naturschutzerfordernisse auf einen
gemeinsamen Nenner zu bringen, und können eine umweltgerechtere Schnittstelle zwischen
natürlichen und landwirtschaftlichen Gebieten darstellen. Die Umsetzung derartiger Maßnahmen ist
jedoch nicht immer möglich oder kostengünstig (wenn beispielsweise auf dem Küstenvorland
Infrastruktur gebaut wurde).

In Fällen, in denen die bedrohten Bodennutzungsweisen nicht von überragender kultureller, sozialer
oder strategischer Bedeutung sind, ist die kostengünstigste langfristige Lösung möglicherweise der
“geordnete Rückzug” und die Verhinderung neuer Baumaßnahmen in Ufernähe.

,Q�:HVWIODQGHUQ�PDFKHQ�PHQVFKOLFKH�(LQJULIIH�GLH�%HXUWHLOXQJ�GHU�QDW�UOLFKHQ
(URVLRQ�GHU�IOlPLVFKHQ�.�VWH�VFKZLHULJ��,QVJHVDPW�EHWUDFKWHW�VLQG�MHGRFK�IDVW
]ZHL�'ULWWHO�GHU�IOlPLVFKHQ�.�VWH�HURVLY�

'LH�:lOGHU�LQ�/HWWODQG�VSLHOHQ�HLQH�VHKU�ZLFKWLJH�5ROOH�I�U�GLH�9HUKLQGHUXQJ�GHU�.�VWHQHURVLRQ�
HV�VLQG�ZHLWHUH�ZLVVHQVFKDIWOLFKH�$UEHLWHQ�Q|WLJ��XP�KHUDXV]XILQGHQ��ZHOFKH�:lOGHU�I�U�GLHVHQ
=ZHFN�HQWVFKHLGHQG�VLQG�

'HU�7RXULVPXV��LQVEHVRQGHUH�GHU�TXDOLWDWLY�KRFKZHUWLJH�7RXULVPXV��LVW�I�U�GLH�5HJLRQH�$EUX]]R�
LQ�GHU�GDV�5,&$0$�3URMHNW�DQJHVLHGHOW�LVW��GLH�ZLFKWLJVWH�7ULHENUDIW�I�U�GLH�(QWZLFNOXQJ��GLH
.�VWHQHURVLRQ�ZLUG�ORNDO�DOV�GLH�ZLFKWLJVWH�%HGURKXQJ�GLHVHV�7RXULVPXV�HPSIXQGHQ���'LH
(UIDKUXQJHQ�GHU�9HUJDQJHQKHLW�XQG�GLH�HUPLWWHOWHQ�8UVDFKHQ�GHU�(URVLRQ�PDFKHQ�MHGRFK
GHXWOLFK��GD��VLH�QXU�GXUFK�GLH�$QZHQGXQJ�GHU�WUDGLWLRQHOOHQ�VFKZHUHQ�6FKXW]WHFKQRORJLHQ�QLFKW
LQ�QDFKKDOWLJHU�:HLVH�DXIJHKDOWHQ�ZHUGHQ�NDQQ���(V�VLQG�³VDQIWH´��XPZHOWYHUWUlJOLFKHUH
.RQ]HSWH�HUIRUGHUOLFK�

$Q�GHU�6�GZHVWN�VWH�GHU�,VOH�RI�:LJKW�VLQG�GLH�.OLSSHQ�LQQHUKDOE�GHU�OHW]WHQ�����-DKUH�XP
����0HWHU�]XU�FNJHZLFKHQ��6FKXW]PD�QDKPHQ�NRPPHQ�DXV�|NRORJLVFKHQ�XQG�SK\VLVFKHQ
*U�QGHQ�QLFKW�LQ�)UDJH��VR�GD��|UWOLFKH�8QWHUQHKPHQ�XQG�$QZRKQHU�VHLW�YLHOHQ�-DKUHQ�HLQH�)RUP
GHV�ÄJHRUGQHWHQ�5�FN]XJV³�SUDNWL]LHUHQ�
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Jedoch zieht auch der “geordnete Rückzug” Kosten nach sich – Kosten für die Umsiedlung sowohl
öffentlicher als auch privater Bauten und Infrastrukturen.  Veränderungen der Bodennutzung wirken
sich möglicherweise nicht nur auf ufernahe Gebiete aus, sondern auch auf die für die Umsiedlung der
betroffenen Tätigkeiten oder Habitate gewählten Standorte.  Möglicherweise ist eine gewisse Form der
Entschädigung für bestimmte private Verluste angebracht.

Die Wirtschaftlichkeit ist somit der Kernpunkt des Problems Küstenerosion. Schäden durch Erosion
sind kostspielig, dasselbe gilt aber auch für die Verhinderung solcher Schäden, sei es durch die
Beseitigung der Ursachen, sei es durch Schutzmaßnahmen.  Die Debatte über die beste Lösung für
jeden Einzelfall muß folglich die gesamten Kosten jeder Option berücksichtigen und Antworten auf die
Frage “Wer soll dafür bezahlen?” finden.

Die Entwicklung eines allgemeinen öffentlichen Verständnisses der Küstendynamiken ist jedoch
ebenfalls Bestandteil der langfristigen Lösung von Küstenerosionsproblemen, da dieses Verständnis
zur Vermeidung der Schaffung künftiger Probleme beitragen kann.  Hierfür werden Veränderungen der
laufenden Forschung und Modellbildung sowie Änderungen der Art und Weise der Verbreitung von
Informationen und Wissen erforderlich sein.

3UREOHP��:DVVHUEHZLUWVFKDIWXQJ

Die Wasserverschmutzung, deren Hauptquellen Agrochemikalien, die Kanalisation und Industrie-
abwasser sind, wurde bereits unter dem Problem “Chemische Verunreinigung und Wärmebelastung”
erwähnt.  Viele Küstenregionen stehen vor anderen Problemen im Zusammenhang mit der Wasser-
bewirtschaftung, insbesondere Problemen in bezug auf die Abstimmung von Angebot und Nachfrage.
Diese Probleme sind in den Küstengebieten im Süden Europas am größten, wo küstennahe
Landwirtschaft und Tourismus zu einem Wasserbedarf führen können, der das verfügbare Angebot
übersteigt.  Die kurzfristige Reaktion ist oftmals die verstärkte Nutzung von Grundwasservorräten, aber
jede nicht nachhaltige Grundwasserentnahme kann ihrerseits durch die Komprimierung von
Grundwasserspeichern den Wassermangel verschärfen, zu Wasserqualitätsproblemen führen (durch
Eindringen von Salz) und Bodensenkungen verursachen.  Das Eindringen von Salzwasser ist von
besonderem Belang im Bereich von Lagunen und Mündungsgebieten, wo es sich auch nachteilig auf
die natürlichen Ökosysteme auswirken kann, sowie in Gebieten, die bereits durch einen steigenden
Meeresspiegel bedroht sind.

Zu den technologischen Lösungen zur Verbesserung der Wasserbewirtschaftung gehören wasser-
sparende Toiletten und Duschköpfe für Wohnungen und touristische Einrichtungen,
Abwasserrecycling, Entsalzung, Feststellung und Reparatur von Leckstellen in den Netzen sowie
verbesserte Bewässerungssteuerungs- und Versorgungssysteme.  Der Trinkwasserbedarf kann auch
gesenkt werden, indem Wasser geringerer Qualität (Brackwasser und “Grauwasser”) für

(LQ]HOVWDDWOLFKH�5HJLHUXQJHQ�XQG�.RPPXQDOYHUZDOWXQJHQ�ZHUGHQ�VLFK�GHU�WDWVlFKOLFKHQ
.RVWHQ�GHV�(UKDOWV�YRQ�.�VWHQVFKXW]DQODJHQ�LPPHU�VWlUNHU�EHZX�W���'HU�$JUDUDXVVFKX��GHV
EULWLVFKHQ�8QWHUKDXVHV�HUDUEHLWHWH�N�U]OLFK�HLQ�'LVNXVVLRQVSDSLHU�]X�GLHVHP�3UREOHP���(V�NDP
]X�IROJHQGHP�6FKOX��³'LH�.�VWHQVFKXW]SROLWLN�NDQQ�ODQJIULVWLJ�QLFKW�EHLEHKDOWHQ�ZHUGHQ��ZHQQ
VLH�ZHLWHUKLQ�DXI�GHU�3UD[LV�VXEVWDQWLHOOHU�PHQVFKOLFKHU�(LQJULIIH�LQ�GLH�QDW�UOLFKHQ�3UR]HVVH
YRQ�+RFKZDVVHU�XQG�(URVLRQ�EHUXKW�«�'DV�9HUPlFKWQLV�GHU�DXV�GLHVHU�3UD[LV�UHVXOWLHUHQGHQ
+RFKZDVVHU��XQG�(URVLRQVSUREOHPH�XQG�GLH�I�U�GLH�=XNXQIW�]X�HUZDUWHQGH�=XQDKPH�GHV
NOLPDWRORJLVFKHQ�XQG�|NRORJLVFKHQ�'UXFNV�DXI�GLH�lOWHU�ZHUGHQGH�+RFKZDVVHU��XQG
.�VWHQVFKXW]LQIUDVWUXNWXU�GHV�8.�±�]XVDPPHQ�N|QQWHQ�VLH�GLH�+RFKZDVVHU��XQG
.�VWHQVFKXW]EHK|UGHQ�YRU�XQ�EHUZLQGOLFKH�6FKZLHULJNHLWHQ�VWHOOHQ�´

'DV�9HUVWlQGQLV�GHU�$UW�XQG�:HLVH��LQ�GHU�VLFK�GLH�'HOWDV�,WDOLHQV�LQ�5HDNWLRQ�DXI�GLH
PHQVFKOLFKH�%HY|ONHUXQJVGLFKWH��GXUFK�=\NOHQ�YRQ�(URVLRQ�XQG�/DQG]XZDFKV��HQWZLFNHOW
KDEHQ��KlWWH�P|JOLFKHUZHLVH�GD]X�EHLWUDJHQ�N|QQHQ��HLQLJH�GHU�XQJHHLJQHWHQ�(QWZLFNOXQJHQ
XQG�GDPLW�GLH�1RWZHQGLJNHLW�NRVWVSLHOLJHU�.�VWHQVFKXW]VWUXNWXUHQ�XQG�LQ�HLQLJHQ�)lOOHQ
9HUOXVWH�WHXUHU�,QIUDVWUXNWXUHQ�]X�YHUKLQGHUQ�
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1lKH�GHU�2VWVHHN�VWH�HQWKlOW�WHQGHQ]LHOO��EHUK|KWH�0HQJHQ�VDO]VDXUH�6DO]H��1DWULXP��.DOLXP
XQG�6XOIDWH��$XIJUXQG�GHU�XQEHIULHGLJHQGHQ�4XDOLWlW�GHV�6��ZDVVHUYHUVRUJXQJVQHW]HV�NDQQ
GHQ�(UIRUGHUQLVVHQ�LQ�EH]XJ�DXI�4XDOLWlW�XQG�4XDQWLWlW�GHV�:DVVHUV�QLFKW�HQWVSURFKHQ�ZHUGHQ�
)HUQHU�VLQG�GLH�/HLWXQJHQ�LQ�GHQ�+DXVKDOWXQJHQ�VWDUN�GXUFK�.RUURVLRQ�EHWURIIHQ�
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Einsatzzwecke verwendet wird, bei denen die Gesundheit von Menschen und Ökosystemen nicht
gefährdet wird.

Im Kontext der Planung liegt die Lösung darin, zu einem System zu gelangen, bei dem die Boden-
nutzung in Übereinstimmung mit der Wasserverfügbarkeit geplant wird, nicht umgekehrt.  Dies wird
möglicherweise Beschränkungen für Entwicklungspläne beinhalten; das Ziel kann aber auch durch
subtilere Veränderungen erreicht werden, beispielsweise durch die Umstellung auf salztolerante
Pflanzen und Trockenpflanzen.
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7KHPHQ�YRQ�EHVRQGHUHU�%HGHXWXQJ�LQ�3URMHNWJHELHWHQ�

PROJEKT Alternative
Energien

Aquakultur Tourismus
& Erholung

Öffent-
liche

Gesund-
heit

Verkehr &
Erreichbar-

keit

Häfen &
Seeschiff-

fahrts-
industrie

Landschaften
& Kulturerbe

Küsten-
fischerei

Zugang
der

Öffent-
lichkeit

Zweit-
wohnungen
& Ausbrei-
tung von
Städten

Ausbag-
gerung &

Abbau von
Gesteins-
material

Chemische
Verunrei-
nigung &
Wärme-

belastung

Lebens-
räume &
Arten-
vielfalt

Natur-
katastrophen

&
Klimawandel

Küsten-
erosion

Wasser-
bewirt-

schaftung

Wattenmeer v v v v v v v v v
Bucht von Brest v v v v v v v v v
Côte d’Opale v v v v v v v v v v v v
Finnischer
Meerbusen

v v v v v v v

Kykladen v v v v v v v v v
Strymonikos v v v v v v v
Magnisia v v v v v v v v
Ria de Aveiro v v v v v v v v v v v
Dorset v v v v v v v v v v v v
Irische Strände v v v v v
Mündungsgebiet
des Forth

v v v v v v v v v v

Isle of Wight v v v v v v v v v v v v v
RICAMA v v v v v v v v v
Bantry Bay v v v v v v v v
Storstrøm v v v v v v v
Landkreis Down v v v v
ANAS (Huelva-
Algarve)

v v v v v v

Cornwall v v v v v v v v v
Devon v v v v v v v v
Ipirus v v v v v v v v v
Kent v v v v v v v v v v
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PROJEKT
(Fortsetzung)

Alternative
Energien

Aquakultur Tourismus
& Erholung

Öffent-
liche

Gesund-
heit

Verkehr &
Erreichbar-

keit

Häfen &
Seeschiff-

fahrts-
industrie

Landschaften
& Kulturerbe

Küsten-
fischerei

Zugang
der

Öffent-
lichkeit

Zweit-
wohnungen
& Ausbrei-
tung von
Städten

Ausbag-
gerung &

Abbau von
Gesteins-
material

Chemische
Verunrei-
nigung &
Wärme-

belastung

Lebens-
räume &
Arten-
vielfalt

Natur-
katastrophen

&
Klimawandel

Küsten-
erosion

Wasser-
bewirt-

schaftung

Algarve (Ria
Formosa)

v v v v v v

Kavala v v v v v
Westflandern v
Neapel v v v v v v v v
Palermo v v v v v v v v
Taranto v v v v v v v v v v v v v
Athen v v v v v v v
Barcelona v v v v v v v v v
La Costera –
Canal

v v v v v v

La Gironde v v v v v v v v v
Vale do Lima v v v v v v
Norwegen v v v v
Lettland v v v v v v
Litauen v v v v v


